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Vorwort 



An Literatur auf dem Gebiet des Buchhaltungs- und Bilanzwesens besteht gewiß 
kein Mangel. Die gute Aufnahme, die die drei vorangegangenen Auflagen der 
„Bilanzkunde“ überall gefunden haben, zeigt aber, daß in leichtverständlicher, 
einfacher und übersichtlicher Stoffgestaltung nie genug getan werden kann. — 
Im Mittelpunkt der Ausführungen des Buches steht die Bilanz, jedoch unter 
Berücksichtigung all der Auswirkungen, die sie auf die einzelnen Teile des 
Rechnungswesens hat und von dort empfängt. Je mehr Verständnis für die 
betriebswirtschaftlichen Zusammenhänge geweckt wird, um so leichter wird es 
auch dem Buchhalter sein, zu einer wirklichen Bilanzsicherheit zu gelangen. Die 
vierte Auflage wurde gründlich überarbeitet, um Leserwünschen sowie Ände- 
rungen der wirtschafts- und steuerrechtlichen Gesetzgebung Rechnung zu tragen. 
Insbesondere auch wurde das zur Zeit der Neuauflage des Buches im Entwurf 
vorliegende neue Aktiengesetz berücksichtigt. 

Das Buch ist vollkommen auf die Bedürfnisse der Praxis abgestellt. Durch eine 
Fülle von Beispielen war ich bemüht, dem Leser die Aufnahme des Stoffes zu 
erleichtern. Theoretische Erörterungen werden nur angestellt, soweit sie zum 
Verständnis der praktischen Beispiele erforderlich sind. Außer den Praktikern, 
die sich in Buchhaltung und Bilanz weiterbilden wollen oder bei Zweifelsfragen 
Rat wünschen, soll das Buch auch den Besuchern von Wirtschaftsoberschulen 
und höheren Handelsschulen und ebenso Studenten der wirtschafts- und rechts- 
wissenschaftlichen Fakultäten dienen. Für den Selbstunterricht enthält das Buch 
noch einen besonderen Teil mit Aufgaben, die nach entsprechender Vorbereitung 
ohne Schwierigkeit zu lösen sind. Die im Anschluß daran gebrachten Lösungen 
braucht man nur zum Zwecke des Vergleichs heranzuziehen. 

Möge das Buch in seiner vierten Auflage zu seinen alten Freunden noch viele 
neue gewinnen. 

Wiesbaden, im Sommer 1964 



Heinrich Knoll 
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Vorbemerkung 



Die wirtschaftlichen Unternehmungen nadi Aufgaben und Ausstattung 

Jede wirtschaftliche Unternehmung befaßt sich infolge der ihr durch die Bedarfs- 
deckung in einer Volkswirtschaft gestellten Aufgaben mit einer Stoff-, Form- 
oder Ortsveränderung zahlreicher Güter: Rohstoffe durchlaufen verschiedene 
Reifestufen, bevor sie verbrauchsfähig geworden sind, aus Rohstoffen werden 
Halbfabrikate und Fertigwaren, Güter, die unverändert einen Bedarf decken 
können und sollen, müssen aus näheren oder ferneren Erzeugungsstätten heran- 
geholt werden. 

Es ist nun unerläßliche Pflicht eines jeden Betriebsinhabers, sich über die Aus- 
stattung seiner Betriebsstätte im Hinblick auf den Betriebszweck genaueste Klar- 
heit zu verschaffen und dann fortlaufend festzuhalten, welche Veränderungen 
seine Betriebsmittel in ihrer Zusammensetzung und Größe durch die Betriebs- 
führung erfahren haben. 

Die Überlegungen, wie ein Betrieb am besten auszustatten ist, gehören in das 
Gebiet der Planung und Finanzierung; die wertmäßige Feststellung der ein- 
gelegten (investierten) Betriebsmittel und ihre fortlaufende Kontrolle ist Auf- 
gabe der Buchhaltung und der Bilanz . 

Man kann die Buchhaltung als ein nach überkommenen Formen durchgeführtes 
Verfahren des An- und Auf Schreibens von Werttatsachen und Wertvorgängen 
bezeichnen, mit dessen Hilfe der durch Tausch, Umwandlung und Veredelung 
hervorgerufene Kreislauf der Güter innerhalb einer Unternehmung nach Wert 
und Menge sowie nach Aufwendung und Ertrag kontrolliert wird. 




I. Das Wesen von Inventur, Inventar und Bilanz 



1. Die Mittel einer Unternehmung 



Umlaufvermögen — Anlagevermögen — Betriebsfreie Mittel 

Die Mittel, mit denen ein Betriebsinhaber seine Unternehmung betreibt, stellen 
das Unternehmungsvermögen dar. Es kann recht vielgestaltig sein und neben 
Bargeld, Bankguthaben, Wechseln, Forderungen, Wertpapieren, Waren auch 
Grundstücke, Gebäude, Maschinen, Werkzeuge und dgl. umfassen. 

Vermögensteile, die durch den Geschäftsbetrieb dauernd ihre Form wechseln, 
wie Geld, Forderungen usw., nennt man Umlaufvermögen. Für Geld kauft man 
Waren, die man wieder für Geld oder Wechsel oder gegen Eintragung von Forde- 
rungen verkauft. Mit Geld bezahlt man auch Löhne und erhält dafür die Arbeits- 
kraft von Arbeitern, durch die Rohstoffe zu Fertigwaren umgestaltet werden, 
die dann wieder verkauft werden können. Also hat bei diesen Vorgängen das 
Geld folgende Formveränderungen erfahren: 

Geld — Ware — Geld 

Geld — Ware — Wechsel — Geld 

Geld — Ware — Forderung — Geld 

Geld — Rohstoff/Arbeitskraft — Fertigware — Geld. 

Vermögensteile, die als Gebäude, Maschinen, Werkzeuge und dgl. in ihrer 
ursprünglichen Form längere Zeit dem Unternehmen dienen und höchstens nach 
Maßgabe der Abnutzung eine Formveränderung erfahren, nennt man Anlage- 
vermögen. 

1000 DM, die in einer Maschine angelegt sind, dienen in dieser Form einem 
Betrieb während der gesamten Verwendungsdauer der Maschine, und nur die 
Abschreibung von beispielsweise 100 DM je Jahr für die erfolgte Abnutzung 
— zehnjährige Verwendungsdauer vorausgesetzt — geht gewissermaßen als ihr 
Arbeitslohn in das Fertigerzeugnis und bei Verkauf in Forderung oder Wechsel 
oder Geld über. 

Forderungen sind, genau betrachtet, keine dem Betriebe dienenden Mittel, da sie 
durch die Stundung des Verkaufspreises entstehen und den Gegenwert für eine 
abgegebene Sache beim Käufer lassen. Sie sind also an anderen Stellen betriebs- 
gebunden, wirken außerhalb des eigenen Betriebes und tragen daher ja auch 
oft den Namen „Außenstände“. 

Noch aus einem anderen Grunde können eigene Mittel außerbetrieblich ver- 
wendet werden, wenn sie nämlich für kürzere oder längere Zeit im eigenen 
Betrieb überflüssig sind. Es handelt sich dabei in der Regel um überflüssiges Geld, 
das der Unternehmer gegen Zinszahlung zur Bank trägt oder mit dem er Wert- 
papiere kauft. Er kann sich damit auch an einem anderen Unternehmen beteiligen 
oder es jemandem für längere Zeit leihen (Darlehen). 
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Das Wesen von Inventur , Inventar und Bilanz 



2. Die Inventur 

Die Feststellung aller in einem Unternehmen wirksamen Mittel geschieht durch 
die Inventur. Sie setzt ein Messen, Wiegen, Zählen und Bewerten aller Ver- 
mögensteile voraus und wird darum audi als die „Tätigkeit der Vermögens- 
ermittlung“ gekennzeichnet. 

Diese Tätigkeit kann sehr umfangreich sein. Hat der Unternehmer über seine 
Einnahmen und Ausgaben an Bargeld Aufzeichnungen gemacht, so wird er mit 
deren Hilfe feststellen, wieviel Geld in der Kasse liegen muß. Ob es tatsächlich 
vorhanden ist, davon überzeugt er sich durch Zählen. Eingetragen darf natürlich 
nur der wirklich vorhandene Bargeldvorrat werden. Bleibt der Barvorrat hinter 
dem nachgewiesenen Buchbestand zurück, so ist der Minderwert Verlust; ein 
etwaiges Mehr kann entnommen oder muß als neue Einlage eingeschrieben 
werden. 

Unterhält der Unternehmer ein Bank - oder Postscheckguthaben, so ersieht er die 
Größe desselben aus Auszügen der genannten Institute. 

Die etwa vorhandenen Wechsel liegen in einer Mappe und können dort nach- 
gezählt und unter Umständen mit Eintragungen in Büchern verglichen werden. 

Für auf Ziel kaufende Kunden hat der Unternehmer Rechnungen eingerichtet 
und in diesen nicht nur die bezogenen Waren, sondern auch die geleisteten Ab- 
zahlungen eingetragen. Es ist daher leicht möglich, an Hand dieser Eintragungen 
die Restforderungen festzustellen, die sich der Unternehmer unter dem Namen 
Buchforderungen (im Buch vermerkte Forderungen) oder, wenn der Nachdruck 
auf das Schuldverhältnis der Kunden gelegt wird, als Schuldner oder Debitoren 
(debere = schulden) anmerkt. Leicht aufzunehmen sind auch die Einrichtungs- 
gegenstände: Regale, Tische, Registrierkasse, Schreibmaschine usw. 

Die größte Arbeit verursacht die Aufnahme des Warenbestandes. Das dürfte ohne 
weiteres verständlich sein, wenn man sich vergegenwärtigt, wie zahlreich und 
mannigfaltig z.B. die Roh- und Hilfsstoffe und Fertigwaren eines Fabrikbetriebes 
oder wie vielfältig die Waren einer Handelsunternehmung sein können. Alles 
muß gezählt, gewogen oder gemessen werden, damit die Vorräte nach ihren 
Mengen in ein Verzeichnis gelangen und dort mit Hilfe ihrer Einkaufsrechnung 
ihren Wert erhalten. 

Sind alle in einem Unternehmen wirksamen Vermögensgegenstände körperlich 
erfaßt, so geht es an die Feststellung des Eigentumsverhältnisses hinsichtlich des 
Untemehmungsvermögens. 

Stammt das Unternehmungsvermögen ganz aus eigenen Mitteln des Unter- 
nehmers, so hat die Inventur keine weitere Aufgabe zu erfüllen; haben aber auch 
Fremde Anteil daran, so sind sie mit ihrer Forderung festzustellen. 

Außenstehende bekommen schon Anteil am Unternehmungsvermögen, wenn sie 
Waren oder Einrichtungsstücke auf Ziel liefern. Sie erhalten dann in den Bü- 
chern des Käufers Rechnungen als Gläubiger oder Kreditoren eingerichtet (cre- 
dere = glauben), und der Käufer besitzt ihnen gegenüber Buchschulden, d. h. in 
seinen Büchern vermerkte Schulden. 





Die Inventur 
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Häufig ziehen Gläubiger auf den Käufer Wechsel, die letzterer als Wechsel- 
schuldner unterschreiben muß und die nun als Bezahlung der Gläubiger gelten. 
Sie sind zwar keine echte Zahlung, also keine Hingabe an Zahlungs Statt, sondern 
nur zahlungshalber; aber die Forderung der Gläubiger wird dennoch als beseitigt 
angesehen, und an die Stelle der Buchschulden sind Wechselschulden getreten. 
Weil man den Wechsel vielfach als Wechselbrief bezeichnet, heißen die Wechsel- 
schulden im Gegensatz zu den Buchschulden auch oft Briefschulden . 

Wechselschulden können auch entstehen, ohne daß vorher ein Gläubiger einge- 
tragen wurde, wenn nämlich die Wechselziehung unmittelbar an die Waren- 
lieferung anknüpft. Der Lieferant gibt die Ware und erhält als Gegenwert den 
vom Käufer Unterzeichneten Wechsel. Buchschulden und Wechselschulden laufen 
gewöhnlich nur kurze Zeit; nach spätestens drei Monaten sind sie in der Regel zu 
bezahlen. Darum heißen die Buch- und Wechselschulden auch kurzfristige Schul- 
den . 

Will ein Unternehmer fremde Hilfe für längere Zeit in Anspruch nehmen, so muß 
er Grundeigentümer sein und dem Darlehensgeber zur Sicherung des Darlehens 
ein Pfandrecht am Grundstück durch Eintragung einer Hypothek einräumen. Das 
Darlehen heißt dann Hypothekendarlehen und die Schuld des Darlehensnehmers 
Hypothekenschuld. Sie ist im Gegensatz zu der Buch- und Wechselschuld lang- 
fristig und außerdem eine gedeckte Schuld, während die Buch- und Wechsel- 
schulden ungedeckte, d. h. durch kein Pfand gesicherte Schulden sind. 

Ganz große Unternehmungen erhalten gegen Sicherstellung durch ihre Liegen- 
schaften vom Kapitalmarkt 1 ) mit Hilfe von Banken oder Bankenkonsortien (Ban- 
kenvereinigungen) langfristige Mittel gegen Ausstellung von Schuldscheinen, die 
für den Darlehensnehmer Obligationenschulden (Schuldverschreibungen) heißen. 
Die Obligationen sind entweder am Bankschalter käuflich oder mit Hilfe einer 
Bank an der Börse zu erwerben; durch ihren Kauf tritt der jeweilige Erwerber 
in Gläubigerstellung zum Obligationenaussteller als dem schuldnerischen Betrieb. 
Obligationenschulden sind stets gedeckt und langfristig; eine Kündigung durch 
den Gläubiger kann nicht erfolgen. 

Stellt nun die Inventur die verschiedenen Schulden in ihrer Höhe fest, so hat sie 
dadurch den Anteil Fremder am Unternehmungsvermögen zum Ausdruck ge- 
bracht. 

Theoretisch sind für die Eigentumsverhältnisse hinsichtlich des Unternehmungs- 
vermögens drei Fälle möglich: 

Das Unternehmungsvermögen ist 

ganz Eigentum des Betriebsinhabers bzw. der Gesellschafter, 
ganz geliehen, 

teils Eigentum, teils geliehen. 

Praktische Bedeutung hat aber nur der Fall 3; denn Unternehmungen, die ihre 
Gründung mit eigenen Mitteln durchführen konnten, müssen bald nachher aus 
Wettbewerbsgründen Kredite bewilligen und nun zur Erhaltung ihrer Zahlungs - 



0 Kapitalmarkt ist der Umsatz von langfristigem Leihkapital (Sparkapital), Geldmarkt 
dagegen der Markt mit kurzfristigen Zahlungsmitteln: Geld, Wechseln usw. 



2 Knoll, Bilanzkunde 
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bereitschaft selber solche verlangen, und Geschäftsgründungen mit nur geliehe- 
nen Werten stellen ganz seltene Ausnahmeerscheinungen dar. Vom Verhältnis 
der eigenen zu den fremden Mitteln hängt die mehr oder weniger solide Finan- 
zierung der Unternehmung ab. 



3. Das Inventar 

Der schriftliche Niederschlag der Aufnahmetätigkeit in Verzeichnisform heißt 
Inventar. Anders ausgedrückt, ist das Inventar eine die Vielfältigkeit des Unter- 
nehmungsvermögens und der fremden Mittel berücksichtigende genaue Auf- 
stellung. Über den Grad der Genauigkeit gibt es weder im Handelsgesetzbuch 
noch im Steuerrecht besondere Vorschriften, er ist aber aus dem Wesen der 
„ordnungsmäßigen“ Buchführung abzuleiten, die § 38 HGB und § 4 EStG in 
gleicher Weise fordern. 

„Genau“ wird bei Einzelbewertung und Warenaufnahmen bedeuten, daß Hin- 
weise auf Art und Preise eine Nachprüfung zulassen. 

Gleichartige Waren, deren Art, Größe und Preise nur wenig voneinander ab- 
weichen, z. B. Bücher eines Verlags mit gleichem Preis, werden sich in einem 
Posten zusammenfassen lassen, also Gesamtdarstellung gestatten, während solche 
mit erheblichen Preisunterschieden oder stark differierende Teppiche, Gardinen, 
Läuferstoffe usw. gesonderte Aufführung verlangen. 

Ein Strumpfspezialgeschäft wird seine Strümpfe nach den Verbrauchern in Da- 
men-, Herren- und Kinderstrümpfe und nach dem Material in solche aus Flor, 
Seide, Seide mit Flor plattiert, Nylon, Perlon, Wolle usw. unterscheiden. 

Als Überschrift der Aufzählung des Untemehmungsvermögens wählt man in der 
Regel die Begriffe „Aktiva“ oder „Besitzteile“, für die fremden Mittel „Passiva“ 
oder „Schulden“. 

Der Name Aktiva will erkennen lassen, daß darunter Werte aufgeführt werden, 
die im Unternehmen wirksam sind (aktiv = tätig, wirksam). Es könnte der Ein- 
wand erhoben werden, daß auch Schulden in einem Unternehmen wirksam sind. 
Gewiß sind sie das, aber nicht in der Form als Schuld, sondern mit den dafür 
erlangten konkreten Vermögenswerten (Waren, Einrichtung, Haus usw.), die auf 
der Aktivseite stehen. 

Aus dem Begriff Besitzteile geht die rechtliche Stellung des Betriebsinhabers zu 
dem im Betriebe wirksamen Vermögen hervor. Der Betriebsinhaber hat die 
augenblickliche (tatsächliche) Gewalt 1 ) über das Vermögen, er ist sein Besitzer, 
und die Vermögensteile sind seine Besitzteile. Natürlich können auch mehr oder 
weniger Aktiva zum Eigentum des Unternehmers gehören. Aber da die Aktiv- 
seite der Bilanz die Unterscheidung in Besitz und Eigentum nicht möglich macht, 
benennt man die Aktiven scMechthin als Besitz und überläßt die Feststellung 
des eigenen und fremden Anteils daran der Passivseite. 

Das Wort Passiva für Schulden soll den Gegensatz der Verbindlichkeiten zu dem 
aktiven Vermögen deutlich machen. 



*) Die ausschließliche Gewalt über eine Sache, die jedes andere Verfügungsrecht verneint, ist 
Inhalt des Eigentumsbegriffes (§§ 854, 903 BGB). 
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Beispiel eines Inventars: 



Vermögensübersicht (Inventar) 
am 1. November 19 . . 

1 . B e sitzt eile (Aktiva) 



1. Kassenbestand 



2 . Bankguthaben . . . 

3. Postscheckguthaben . 

4. Schuldner (Debitoren): 



Josef Wald, Rüdesheim 


per 


1.11.19.. 


970,— 


DM 


Karl Hofer, Eltville 


per 


4. 11. 19 . . 


1 250,— 


DM 


Friedrich Grün, Biebrich 


per 


8. 11. 19 . . 


850,— 


DM 


Franz Stein, Wiesbaden 


per 


13. 11. 19 . . 


680,— 


DM 


Paul Winter, Idstein 


per 


17. 11. 19 . . 


1 500,— 


DM 


Peter Mohr, Geisenheim 


per 


4. 12. 19 . . 


1 250,— 


DM 



5. Besitzwechsel 

Nr. 18 alKarl Sommer, Köln, per 14. 11. 19 .. 
ausgestellt von Peter Burg, Koblenz, am 
14.9.19 

Nr. 19 a/Fritz Bach, Köln, per 16. 11. 19.. 
ausgestellt von Paul Hammer, Dortmund, 
am 16. 10. 19 

Nr. 20 al Hermann Stein, Wiesbaden, per 5. 11. 
19 . . ausgestellt von Kurt Baum, Niedern- 
hausen, am 20. 10. 19 



6. Waren: 

Weizenmehl „Aurora“: 

8 Säcke ä 100 kg 

ä 100 kg 47,— DM 

6 Säcke ä 50 kg 

ä 100 kg 47,50 DM 

4 Säcke ä 100 kg 

ä 100 kg 50,— DM 

2 Säcke d 100 kg 

ä 100 kg 52 , — DM 



Reis: 

Patnareis 50 Ballen ä 50 kg 
ä 100 kg 65,35 DM 

Bruchreis 15 Ballen ä 100 kg 
ä 100 kg 30,08 DM 

Sultana, calif. naturel: 
40/4-kg-Kisten = 455 kg 
ä 100 kg 75,— DM 



376,— DM 
142,50 DM 
200,— DM 
104,— DM 

1 633,75 DM 
451,20 DM 



Übertrag 



930,— DM 
1 250,— DM 
1 300,— DM 



822,50 DM 

2 084,95 DM 

341,25 DM 

3 248,70 DM 



2 500,- 
9 500,- 
1 500,- 



6 500,- 



3 480,- 



23 480,- 



DM 

DM 

DM 



DM 



DM 



DM 



2 * 
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Übertrag 



Korinthen Atlasbrand: 

30/2-kg-Kisten = 1040 kg ä 100 kg 79,45 DM 
Tafelsalz: 

50 Säcke ä 50 kg ä 100 kg 8,15 DM 

Tafelöl: 

Faß Nr. 2710 Brutto 201 kg Tara 32 kg 

Faß Nr. 2711 Brutto 203,5 kg Tara 35,5 kg 

Faß Nr. 3533 Brutto 198,5 kg Tara 31,5 kg 

Faß Nr. 3534 Brutto 212 kg Tara 35,5 kg 

Brutto 815 kg Tara 134,5 kg 
Netto 680,5 kg ä 100 kg 98 , — DM 



Salatöl: 

Faß Nr. 193 
Faß Nr. 194 
Faß Nr. 195 
Faß Nr. 240 
Faß Nr. 241 
Faß Nr. 242 



Brutto 225 kg 
Brutto 227,5 kg 
Brutto 230 kg 
Brutto 230 kg 
Brutto 235,5 kg 
Brutto 229 kg 



Tara 50 kg 
Tara 54 kg 
Tara 51,5 kg 
Tara 48 kg 
Tara 49,5 kg 
Tara 47 kg 



Brutto 1377 kg Tara 300 kg 
Netto 1077 kg ä 100 kg 103,— DM 



3 248,70 DM 23 480,— DM 

826,28 DM 
203,75 DM 



666,89 DM 



1 109,31 DM 6 054,93 DM 



7. Geschäftseinrichtung (laut besonderem Verzeichnis) 



6 000,— DM 



8. Geschäftshaus 



25 000— DM 

Summe der Aktiva 60 534,93 DM 



II. Schulden ( Passiva ) 



1. Gläubiger (Kreditoren): 

Verein deutscher Ölfabriken, Mannheim, per 

28. 11. 19 

Steinsalzgewerkschaft, Hannover, 

per 23. 11. 19 

Karl Hagenbucher & Sohn, Heilbronn, per 

29. 11. 19 

2. Schuldwechsel: 

Nr. 5 Aussteller: Verein deutscher Ölfabriken, 
Mannheim, Fritz Kramer. Ausstellungstag: 
5. 10. 19 . . per 5. 11. 19 . ., zahlbar bei der Deut- 



schen Bank, Filiale Wiesbaden 820 , — DM 

3. Darlehensschuld: 

Gläubiger: Fritz Rentner, Wiesbaden 1 000 , — DM 

4. Hypothekenschuld: 

Rheinische Hypothekenbank, Mannheim 6 000 , — DM 

9 500,— DM 



570,— DM 
480,— DM 

630,— DM 1 680— DM 



Summe der Passiva 
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4. Die Bilanz 

Der Aufschluß über die Vermögenslage eines Unternehmens, wie ihn das Inven- 
tar darbietet, könnte an sich genügen. Nim erschwert aber die Ausführlichkeit, 
mit der die Vermögensteile im Inventar dargestellt werden, die Übersichtlichkeit. 
Außerdem verlangt das HGB in § 39 neben dem Inventar einen „ Abschluß , aus 
dem das Verhältnis des Vermögens zu den Schulden“ hervorgeht. Dieser Ab- 
schluß ist die Bilanz, der auch vom HGB so bezeichnet wird. Bilanz stammt aus 
dem Italienischen und heißt zweiteilige Waage. Wie es Aufgabe einer Waage ist, 
zwischen einer Sache und Gewichtsstücken Übereinstimmung herzustellen, so soll 
es Aufgabe der Bilanz in der Buchhaltung sein, Untemehmungs werte in eine 
Gleichung zu bringen. Für den Sonderfall des im HGB verlangten Abschlusses 
wird diese Gleichung dadurch erreicht, daß man mit Hilfe der eine zweiteilige 
Waage veranschaulichenden Kontoform das Untemehmungsvermögen, die Ak- 
tiva oder die Besitzteile, links aufzeichnet, während die Quellen, aus denen das 
Vermögen fließt, die Passiva, rechts vermerkt werden. 




Da alles aus eigener oder fremder Quelle in eine Unternehmung fließende Ver- 
mögen in irgendeiner Form dem Unternehmen dient, muß die Summe der Aktiva 
gleich sein der Summe der Passiva (Schulden, vermehrt um das Eigentum des 
Betriebsinhabers). Für das eigene Vermögen des Betriebsinhabers verwendet 
man oft die Begriffe Reinvermögen oder Kapital. 

Man nähert sich dem volkswirtschaftlichen Kapitalbegriff, wenn man die ganze 
rechte Seite der Bilanz als Kapitalherkunfts- oder kurz Kapitalseite ansieht und 
in ihr alsdann Fremd- und Eigenkapital unterscheidet. Die Bilanz kann dann 
definiert werden als Gegenüberstellung zwischen Kapitalherkunft (Kapital- 
quellen) und Kapitalverwendung. 
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Im Anschluß folgt die Bilanz zu dem im letzten Abschnitt dargestellten Inventar. 



Bilanz 



Aktiva 






Passiva 


1. Kasse 

2. Bankguthaben 

3. Postscheckguthaben 

4. Schuldner (Debitoren) 

5. Besitzwechsel 

6. Waren 

7. Geschäftseinrichtung 

8. Geschäftshaus 


2 500,— DM 
9 500,— DM 
1 500,— DM 
6 500,— DM 

3 480,— DM 
6 054,93 DM 
6 000,— DM 

25 000,— DM 


1. Gläubiger (Kreditoren) 

2. Schuldwechsel 

3. Darlehensschuld 

4. Hypothekenschuld 

5. Eigenkapital 


1 680,— DM 
820,— DM 
1 000,— DM 
6 000,— DM 
51 034,93 DM 




6Q 534,93 DM 




60 534,93 DM 



Wiesbaden, den 1. November 19 . . 
August Engel 





II. Bilanz und Buchführung 



1. Die Stellung der Bilanz in der Buchführung 

Die Bilanz ist die unerläßliche Voraussetzung für die Eröffnung und den Ab- 
schluß der Buchführung. Diese enge Verbundenheit läßt es als zweckmäßig er- 
scheinen, hier die Wesensmerkmale der doppelten Buchführung in Erinnerung 
zu bringen. 

Die Buchführung hat die Aufgabe , das Vermögen (Aktiv- und Passivbestände) 
und seine Veränderungen darzustellen. Die Veränderungen treten durch betrieb- 
liche oder geschäftliche Vorfälle ein, die äußerst mannigfach sein können. Zu 
Betriebsvorfällen gehören z. B. der An- und Verkauf von Waren, die Zahlung 
von Lohn und Miete, das Ziehen eines Wechsels usw. Allgemein kann man sagen, 
daß unter Betriebsvorfällen alle in Geld meßbaren Aufwendungen, Leistungen 
und Erträge zu verstehen sind, durch die das Vermögen in seiner Größe und 
Zusammensetzung beeinflußt wird. Und diese Betriebsvorfälle hat die Buch- 
führung in zeitlicher Reihenfolge planvoll und lückenlos zu verzeichnen. Sie 
wird darum auch eine Zeitrechnung genannt. 

Das Ziel der Buchführungsarbeit besteht in einem Nachweis des erreichten Er- 
folges. Mögen nun die Betriebsvorfälle auch noch so verschiedenartig sein, ihre 
Einwirkung auf die in der Bilanz zusammengestellten Bestände beschränkt sich 
doch nur auf zwei Möglichkeiten, nämlich auf eine Zu- oder Abnahme dieser 
Bestände. Dadurch ist die Buchführungsarbeit erheblich erleichtert. Man braucht 
für einen Bilanzposten nur eine Rechnung, ähnlich dem Schema der zweiteiligen 
Waage für die Bilanz, einzurichten und auf einer Seite die Vorfälle einzutragen, 
die den Bilanzposten vergrößern, auf der anderen Seite die, die ihn kleiner wer- 
den lassen. Am Anfang der Rechnung muß bei ihrer Eröffnung natürlich der 
Bilanzposten selber stehen. Zur Veranschaulichimg des Ausgeführten diene die 
folgende Rechnung für das Bargeld. 

Der aus der Bilanz entnommene Bargeldwert ist darin durch Betriebsvorfälle 
um 800, — DM auf 1800, — DM gewachsen und um entgegengesetzt wirkende und 
daher auf der anderen Seite eingetragene Betriebsvorfälle von zusammen 
70, — DM auf 1730, — DM gesunken. 



Zunahme (+) 


Kassenrechnung 


Abnahme ( — ) 


Bestand an Bargeld 


1000,— DM 


Zahlung der Miete 


50,— DM 


Zahlung des Kunden 


500,— DM 


Kauf von Waren 


20,— DM 


Erlös aus Warenverkauf 


300,— DM 







Eine derartige Rechnung mit Betragsspalten von entgegengesetzter Bedeutung 
wird in der Buchhaltersprache Konto genannt, was übersetzt aber auch „Rech- 
nung“ heißt. Daß jedes Konto noch Spalten für den Tag der Buchung, für die 
Eintragung etwa vorhandener Belege usw. enthält, ist hier ohne Bedeutung. 
Wichtig dagegen ist, daß jeder Bilanzposten in einem derartigen Konto auf seine 
im Betriebsabschnitt eintretenden Veränderungen kontrolliert werden muß. 
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Demnach sind für die Bilanzposten aus der bildlichen Darstellung von Seite 21 
sieben Konten einzurichten: 

ein Kassekonto für das Bargeld, 

ein Bankkonto für das Bankguthaben, 

ein Warenkonto für die Waren, 

ein Debitorenkonto für die Forderungen, 

ein Einrichtungskonto für die Einrichtung, 

ein Kreditorenkonto für die Buchschulden, 

ein Kapitalkonto für den eigenen Anteil am Untemehmungsvermögen, 

und für alle Aktivkonten (Konten, die ein Aktivum kontrollieren) wird die linke 
Seite die der Bestandszunahme (+), die rechte dagegen die der Bestandsabnahme 
( — ) sein. Es muß also in allen Aktivkonten der Anfangsbestand auf der linken 
Seite eintreten. 

Die Wirksamkeit der Schulden entspricht der Verringerung oder Abnahme von 
Aktiven; denn wer neben 100, — DM Bargeld 20, — DM Schulden hat, besitzt 
ebensoviel wie derjenige, der von 100, — DM 20, — DM ausgibt. Infolge dieser 
gleichen Wirkung von Schulden und Vermögensabnahme treten die Schulden auf 
der gleichen Seite in ihr Konto, auf der in einem Aktivkonto die Abnahmen ste- 
hen, also rechts . Nehmen die Schulden zu, so kommen diese Zunahmen selbst- 
verständlich auch rechts zur Eintragung, während Schuldenabnahmen als Ver- 
besserung des Vermögens links eingeschrieben werden. 



Abnahme ( — ) Kreditorenkonto Zunahme (~b ) 



Zahlung an einen 




Schuldenbestand 


10 000,— DM 


Gläubiger 


900,— DM 


Warenlieferung auf Kredit 


600,— DM 



Der Leser merke sich als Ergebnis folgende Sätze: 

Die Aktivwerte treten links in ihr Konto ein. 

Die Zunahme der Aktiven zeigt sich links , die Abnahme rechts ( + — ). 

Die Passivwerte treten rechts in ihr Konto ein. 

Die Zunahme der Passiven zeigt sich rechts , die Abnahme links ( — + ). 

Das Eigenkapital ist zwar keine Schuld, steht aber in der Bilanz auf der Seite der 
Schulden. Es ähnelt auch darin den Schulden, daß es gleich diesen einen Eigen- 
tumsanspruch am aktiven Untemehmungsvermögen zum Ausdruck bringt. 
Darum hat auch das Kapitalkonto eine Seitenverwendung, die der der Schulden- 
konten entspricht, d. h. das Anfangskapital tritt rechts in das Kapitalkonto und 
wird durch Eintragungen in die rechte Kontoseite vermehrt (+); die Eintragun- 
gen in die linke Seite sind Kapitalabnahmen ( — ). 

Die vorher genannten 7 Konten haben nun nach Eintragung der Bestände aus der 
Bilanz folgendes Aussehen; dabei bedeutet Z = Zunahme und A = Abnahme: 






Die Eröffnungs - und Schlußbuchungen 
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Z -f- Kasse — A 



5000 



Aktivkonten 
Z + Bank — A 
6000 



Z + Debitoren — A 



5000 



Z + Waren — A Z + Einrichtung — A 



11000 



3000 



Passivkonten 



A — Kreditoren -f Z A — Kapital + Z 



10 000 



20 000 



Für die Eintragungen in die Konten der doppelten Buchführung, um die es sich 
hier allein handelt, gelten nun aber noch einige andere Grundsätze oder Äußer- 
lichkeiten. 

a) Die linken Seiten aller Konten sind mit Soll , die rechten mit Haben über- 
schrieben. Demnach bedeutet Soll bei den Aktivkonten Zunahme (+), bei den 
Passivkonten Abnahme ( — ); Haben heißt bei den Aktivkonten Abnahme ( — ), 
bei den Passivkonten Zunahme (+). 

b) Bei der doppelten Buchführung erscheint jeder Betrag auf zwei Konten, und 
zwar in einem Konto im Soll und in einem anderen Konto im Haben. 

c) Die Namhaftmachung der beiden Konten, auf denen der gleiche Betrag ver- 
bucht wird, heißt Buchungssatz . Der Buchungssatz wird in der Weise gebildet, 
daß man das Sollkonto zuerst nennt und das Habenkonto mit dem Wörtdien 
„an“ folgen läßt. Hat man z. B. Waren für 3000 DM gegen bar verkauft, so 
lautet der Buchungssatz: Kasse(konto) an Waren(konto) 3000 DM, in der Um- 
kehrung: Waren(konto) von Kasse(konto). 



2 . Die Eröffnungs* und Schlußbuchungen 
Das Bilanzkonto 

Wie rechtfertigt sich nun das Einstellen gleicher Beträge bei der Übernahme der 
Bestände aus der Bilanz? 

Die gesamten Aktivbestände gehören nach dem Ausweis der Passivseite der 
Bilanz z. T. fremden Personen, z. T. dem Unternehmer, so daß jeder einzelne 
Aktivposten an einen der Passivposten gebunden ist. 

Nehmen wir der Einfachheit halber zunächst an, der Unternehmer hätte allein 
Anteil an den Aktiven, dann stellte jedes Aktivum einen Teil seines Reinvermö- 
gens (Kapitals) dar, es wäre also nach dem vorausgegangenen Kontenbeispiel 




Die Buchungssätze sind an den Anfang gestellt und die Kontoseiten mit S = Soll und H = Haben bezeichnet. 
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das Bargeld von 
das Bankguthaben von 
die Waren von 
die Forderungen von 
die Einrichtung von 

und die Gesamtheit 
der Aktiva von 



5 000 DM = 5 000 DM des Beinvermögens 

6 000 DM = 6 000 DM des Reinvermögens 

11 000 DM = 11 000 DM des Reinvermögens 

5 000 DM = 5 000 DM des Reinvermögens 

3 000 DM = 3 000 DM des Reinvermögens 



30 000 DM = 30 000 DM des Reinvermögens. 



Das Kontenbild im letzten Abschnitt bekäme dadurch das auf Seite 26 dargestellte 
Aussehen. 

Die hier durchgeführten Buchungen hatten die Aufgabe, die Bilanzposten am 
Anfang einer Betriebsperiode in für sie eingerichtete Konten zu bringen und 
dadurch die Konten für weitere Eintragungen aufzumachen oder zu eröffnen. Die 
Buchungen heißen darum auch Eröffnungsbuchungen. 

Die vorstehenden Eröffnungsbuchungen leiden unter einem fühlbaren Mangel. 
Während nämlich die Konten 1 — 6 ihre Anfangsbestände in je einer Summe 
ausweisen, hat das Eigenkapital oder der Geschäftsanteil des Unternehmers 
vorläufig noch die Form eines Unterschiedes (Differenz) zwischen Haben- und 
Solleintragungen. 

Der Unterschied in einem Konto heißt Saldo, und zwar bei Überwiegen der Soll- 
seite Sollsaldo und bei Überwiegen der Habenseite Habensaldo. 

Um auch im Kapitalkonto nur einen Anfangsposten zu erhalten, gibt man ihm 
für die Eröffnungsbuchungen einen Vertreter, das Bilanzkonto, das in seiner 
Seitenverwendung natürlich dem Kapitalkonto entspricht. Den Namen Bilanz- 
konto hat man gewählt, weil es ausschließlich für die Posten aus der Bilanz Ver- 
wendung findet. 

Die vorstehenden Buchungssätze heißen nun 



Kassekonto an Bilanzkonto 




5 000 


Bankkonto an Bilanzkonto 




6 000 


Warenkonto an Bilanzkonto 




11000 


Debitorenkonto an Bilanzkonto 




5 000 


Einrichtungskonto an Bilanzkonto 

Bilanzkonto an Kreditorenkonto 


10 000 


3 000 



(Da sie für die Konten 1 — 6 keine Änderung gebracht haben, sind sie nur für das 
Bilanzkonto zahlenmäßig dargestellt worden.) 

Der Unterschied (Habensaldo), der vorher im Kapitalkonto stand, befindet sich 
jetzt im Bilanzkonto. Um ihn in einem Posten nach dem Kapitalkonto zu bringen, 
läßt man ihn aus dem Bilanzkonto durch Einstellen auf die Sollseite ( — ) aus- 
treten und gleichzeitig im Kapitalkonto auf der Habenseite (+) eintreten. Der 
Buchungssatz heißt 



Bilanzkonto an Kapitalkonto 
und wird in den Konten wie folgt vermerkt: 






28 



Bilanz und Buchführung 



S Bilanzkonto H 


S Kapitalkonto H 


10 000 

Bilanzkonto an Kapitalkonto 20 000 


+ 

5 000 

6 000 
11000 

5 000 
3 000 




+ 

20 000 


30 000 


30 000 



Konten mit gleichen Summen im Soll und Haben sind ausgeglichen und haben 
keinen Inhalt. Infolgedessen ist nach Austreten des Eigenkapitals aus dem Bilanz- 
konto auch dieses ausgeglichen und hat seine Aufgabe als Vertreter des Kapital- 
kontos erfüllt. Das Überschreiben eines Kontoinhalts auf ein anderes Konto 
nennt man Übertragen . Das übertragende oder übergebende Konto erhält den 
Übertragungswert zum Kontoausgleich auf die kleinere Seite (Gegenseite des 
Saldos), das übernehmende Konto auf dieselbe Seite, auf der sich der Saldo vor 
der Übertragung im übergebenden Konto vorfand, oder anders ausgedrückt: Ein 
Sollsaldo kommt zum Ausgleich in seinem Konto auf die Habenseite , im über- 
nehmenden Konto aber auf die Sollseite; ein Habensaldo kommt zum Ausgleich 
ins Soll , im neuen Konto ins Haben . 

Das Bilanzkonto tritt nun erst wieder in Wirksamkeit, wenn eine Betriebsperiode 
abgelaufen ist und deswegen die Buchführung abgeschlossen werden soll. Denn 
jetzt hat das Bilanzkonto erneut dafür zu sorgen, daß das Eigenkapital am Ende 
des Betriebsabschnittes in einer Summe im Kapitalkonto erscheint. 

Während die Bilanzposten bei der Eröffnung auf der Plus-Seite eintreten, schei- 
den sie am Schluß aus der Minus-Seite ihres Kontos aus. Das ist leicht verständ- 
lich, wenn man sich den Bücherabschluß als Folge einer Geschäftsauflösung vor- 
stellt. 

Nehmen wir wiederum der Einfachheit halber an, alle Aktiva seien Eigentum 
des Unternehmers. Dann zieht er sie bei Auflösung zurück und muß sie daher 
auch in ihren Konten verschwinden lassen. Als Teile des Eigenkapitals scheiden 
sie aber auch aus der Sollseite ( — ) des Bilanzkontos aus. Soweit nun aber Fremde 
am Untemehmungsvermögen beteiligt sind, muß von den im Bilanzkonto links 
ausgeschiedenen Aktiven so viel in das Haben (+) zurückgelegt werden, daß 
davon die Schulden getilgt werden können. 

Bei wirklicher Schuldentilgung muß ein Aktivkonto (Kassekonto, Bankkonto, 
Postscheckkonto, Wechselkonto) die Mittel dazu hergeben und sie darum aus 
seiner Minus-Seite austreten lassen; beim Abschluß handelt es sich jedoch um 
eine angenommene Schuldentilgung, so daß von der Gesamtheit iMr im Bilanz- 
konto ausgetretenen Aktiva so viel zurückgelegt werden muß, daß die Schulden- 
tilgung durchführbar ist. Der jetzt im Bilanzkonto stehende Saldo (Sollsaldo) 
stellt den Anteil des Unternehmers am Geschäftsvermögen dar und wird auf die 
Sollseite ( — ) des Kapitalkontos übertragen. Zur Veranschaulichung diene das 
Beispiel der Eröffnung, von dem zur Vermeidung von Schwierigkeiten Bestands- 
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Veränderungen femgehalten wurden (siehe S. 25 und 29). (Die Ergänzung durch 
Ertragsbuchungen folgt im nächsten Abschnitt.) 

Die Konten gleichen sich durchweg aus und sind somit abgeschlossen. 



3. Die Betriebsbuchungen 



Zwischen den Eröffnungs- und Schlußbuchungen liegen die Betriebsbuchungen 
(Buchungen der Geschäfts Vorfälle). Sie werden in 4 Gruppen eingeteilt, und 
zwar in: 

a) Tauschgeschäfte, 

b) Erfolgsgeschäfte, 

c) gemischte Geschäfte, 

d) Privatentnahmen. 

Bevor wir uns den einzelnen Gruppen zuwenden, sei noch auf einige Buchungs- 
formalitäten verwiesen. 

Wenn ein Sollkonto zur gleichen Zeit mehreren Habenkonten gegenübertritt 
(siehe Schlußbuchungen), dann bildet man einen zusammengezogenen Buchungs- 
satz, indem man das Sollkonto nur einmal nennt und dann die Habenkonten 
folgen läßt, z. B. 

Bilanzkonto an Kassekonto, 
an Bankkonto, 
an Warenkonto usw. 

Stehen mehrere Sollkonten einem Habenkonto gegenüber, so heißt der zusam- 
mengezogene Buchungssatz: 

Kreditorenkonto 
Kapitalkonto an Bilanzkonto. 

Da die Konten nicht immer gleich dem Beispiel auf S. 29 tabellenförmig neben- 
einander stehen, sondern nacheinander angeordnet sind, ist es nötig, den Bu- 
chungssatz in jedes in Frage kommende Konto zu schreiben. Durch die Konten- 
überschrift ist aber ein Teil des Buchungssatzes bereits gegeben, so daß nur der 
fehlende Teil ergänzt zu werden braucht. Der Buchungssatz möge lauten: Kasse- 
konto an Bilanzkonto (siehe Eröffnungsbuchung). Dann läßt die Stellung der 
Konten erkennen, daß das Kassekonto eine Soll- und das Bilanzkonto eine Haben- 
eintragung erhalten soll. 



S Kassekonto H S Bilanzkonto H 



-1- 


— 


— 


+ 


an Bilanzkonto 






von Kassekonto 


5 000 






5 000 
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Die Überschrift des ersten Kontos heißt Kassekonto. Man benützt dieses Konto 
im Soll und nennt dabei das Habenkonto mit dem Wörtchen „an“, so daß mit der 
Überschrift der vollständige Buchungssatz lautet: 

Kassekonto an Bilanzkonto. 

Im Bilanzkonto kommt durch Verwendung der Habenseite der Buchungssatz in 
der Umkehrung zur Geltung und heißt mit der Überschrift: 

Bilanzkonto von Kassekonto. 



a) Tauschgeschäfte 



Tauschgeschäfte haben nur einen Austausch zwischen den Beständen zur Folge 
und verändern das Eigenkapital nicht. Man bucht sie daher als Zuwachs in einem 
Konto und als Abnahme in einem anderen, z. B. bei Warenkauf gegen bar für 
400, — DM als Zugang an Waren und als Abnahme des Bargeldes um den genann- 
ten Betrag, also 

Warenkonto an Kassekonto (400, — DM) 



S Warenkonto H 



+ 


— 


Anfangsbestand 




an Kassekonto 




400 





S Kassekonto H 



-b 


— 


Anfangsbestand 


von Warenkonto 
400 



Ähnliche Tauschvorgänge sind Einzahlungen und Abhebungen bei der Bank, 
Zahlungen in bar oder durch Bankguthaben an Lieferanten, Zahlungen der 
Kunden in den verschiedensten Formen und dgl. (Der Leser möge sich dazu selber 
Vorfälle bilden und sie zu buchen versuchen.) 



Zuweilen hat das Tauschgeschäft eine Abnahme in beiden Konten zur Folge, 
z. B. bei Zahlung an einen Lieferanten (Gläubiger) die Abnahme des Bargeldes 
im Kassekonto und die Abnahme der Schulden im Kreditorenkonto. Trotzdem 
werden auch durch diesen Vorfall 2 Konten auf entgegengesetzten Seiten benützt. 



S Kassekonto H S Kreditorenkonto H 





— 


— 


+ 


Anfangsbestand 


von Kreditoren- 
konto 


an Kassekonto 


Anfangsbestand 



b) Erfolgsgeschäfte 

Die andere Gruppe von zu buchenden Betriebsvorgängen wirkt sich als Ver- 
mehrung oder Verminderung eines Vermögensteils und gleichzeitig als Ver- 
mehrung oder Verminderung des Kapitals aus. Man nennt sie Erfolgsgeschäfte 
und bucht sie entsprechend ihrer Wirkung als Zu- oder Abnahme in einem 
Bestandskonto und als Zu- oder Abnahme im Kapitalkonto. Dazu einige Beispiele: 

fl) Ein Lotteriegewinn von 200, — DM wird in das Unternehmen gesteckt. 
Dadurch vermehren sich das bare Geld und das Eigenkapital, so daß gebucht 
wird 



Kassekonto an Kapitalkonto (200, — DM) 
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S Kassekonto H 



4" 


— 


Anfangsbestand 




an Kapital- 




konto 200 





S Kapitalkonto H 



— 


+ 




Anfangskapital 




von Kasse- 




konto 200 



(2) Ein Handlungsgehilfe erhält 200, — DM Gehalt. Da sich die dafür zu leistende 
Arbeit wertmäßig nicht erfassen läßt, handelt es sich um eine Abnahme von Geld, 
für die kein meßbarer Gegenwert eingeht, und damit um eine Verringerung des 
Kapitals. Infolgedessen bucht man 



Kapitalkonto an Kassekonto (200, — DM) 



S Kassekonto H S Kapitalkonto H 



+ 


— 


— 




+ 


Anfangsbestand 


von Kapital- 
konto 200 


an Kasse- 
konto 


200 


Anfangskapital 



(3) Die Einrichtung ist durch den Gebrauch um 50, — DM abgenützt worden, was 
sich gleichzeitig als Verringerung der Einrichtung und des Kapitals auswirkt, 
daher 



Kapitalkonto an Einrichtungskonto (50, — DM) 



S Einrichtungskonto H 



+ 


— 


Anfangsbestand 


von Kapital- 
konto 50 



S Kapitalkonto H 



— 




+ 


an Einricht.- 
konto 


50 


Anfangskapital 



c) Gemischte Geschäfte 

Die dritte Gruppe der Betriebs Vorfälle umfaßt die gemischten Geschäfte, die 
nicht nur eine Änderung der Vermögenszusammensetzung, sondern auch eine 
Änderung der Größe des Kapitals herbeiführen. 

Eine Ware mit dem Anschaffungswert von 300, — DM wird für 375, — DM ver- 
kauft. Dadurch erhält der Bargeldvorrat einen Zuwachs von 375, — DM, und aus 
dem Warenbestand scheiden für 375, — DM Waren aus. Man bucht zunächst, als 
ob ein Tauschgeschäft vorgekommen wäre: 

Kassekonto an Warenkonto 375, — DM 

Gleichzeitig hat durch diesen Verkauf aber eine Höherbewertung der erworbenen 
Waren um 75, — DM und eine Vermehrung des Kapitals um den gleichen Betrag 
stattgefunden. Dem trägt die Buchung Rechnung 



Warenkonto an Kapitalkonto 75, — DM 
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S Kassekonto H S Warenkonto H 



+ 


— + 


— 


Anfangsbestand 


Anfangsbestand 


von Kasse- 


an Waren- 


an Kapital- 


konto 


konto 375 


konto 75 





S Kapitalkonto H 



— 


+ 




Anfangskapital 




von Waren- 




konto 75 



Um dem bei der Eröffnung und beim Abschluß aufgestellten Grundsatz, das 
Kapital in einer Summe auszuweisen, auch in der Verbuchung der Betriebs- 
vorfälle der Gruppen b und c gerecht zu werden, trägt man die Zu- und Ab- 
nahmen des Kapitals während der Betriebsperiode zunächst in Vertreterkonten 
des Kapitalkontos ein, die der Buchhalter allgemein Ertragskonten nennt. Sie 
entsprechen in ihrem Aufbau dem Kapitalkonto und zeigen die Kapitalabnahme 
durch Aufwendungen oder Verluste im Soll ( — ) und die Kapitalzunahme durch 
Gewinne im Haben (+). Damit man über die Mannigfaltigkeit der Erträge Auf- 
schluß bekommt und dennoch erreicht, daß dem Kapitalkonto am Ende einer 
Betriebsperiode ein Ertragsposten überwiesen werden kann, errichtet man für 
bedeutsamere und häufiger vorkommende Sondererträge Sonderertragskonten 
mit dem Namen des jeweiligen Ertrages und als Sammelkonto der Erträge das 
Gewinn- und Verlustkonto. Gewisse Erträge kann das Gewinn- und ‘Verlust- 
konto auch direkt erhalten. Die Verbuchung der Betriebsvorgänge der Gruppen 
b und c geschieht nun folgendermaßen: 



Kassek. Warenk. Einr.-K. Kostenk. G ® w \ ni l" Kapitalk. 

u. Verl.-K. 




3 Knoll, Bilanzkunde 
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Das Kostenkonto ist nach Übertragung seines Verlustes auf das Gewinn- und 
Verlustkonto ausgeglichen und ebenso das Gewinn- und Verlustkonto nach 
Abgabe seines Gewinnüberschusses an das Kapitalkonto. 

Die Bestandserhöhungen und -Verminderungen stehen in den Bestandskonten 
Kassekonto, Warenkonto und Einrichtungskonto und in einem Betrage im 
Kapitalkonto (25, — DM). 

Das Abhängigkeitsverhältnis zwischen dem Kapitalkonto und seinem Vertreter- 
konto Gewinn- und Verlustkonto und zwischen dem Gewinn- und Verlustkonto 
und seinen Untererfolgskonten veranschaulicht auch folgende Darstellung: 



Mietekonto 


Gehälterkonto 


Allgem. 

Kosten-Konto 


Zinsenkonto 


S 


H 


S 


H 


S 


H 


S 


H 


— 


4- 


— 


-f 


— 


+ 


— 


+■ 



Saldo Saldo Saldo Saldo 



t 

S Gewinn- und Verlustkonto H 



+ 



Saldo 

i 

S Kapitalkonto H 



+ 



d) Privatentnahmen 

Eine Sonderbehandlung erfahren die privaten Entnahmen des Betriebsinhabers 
an Geld oder anderen Vermögenswerten zum eigenen Gebrauch. Sie stellen eine 
absichtliche Verringerung eines Vermögensteils und des Kapitals dar, durch 
welche der Ertrag nicht beeinträchtigt werden darf. Man richtet auch für sie ein 
Vertreterkonto des Kapitalkontos, Privatkonto genannt, ein, bucht darauf die 
Entnahmen einer Betriebsperiode und überträgt sie am Schluß in einer Summe 
auf das Kapitalkonto. Zur Veranschaulichung folgendes Beispiel: 

Geldentnahme von 200, — DM, Warenentnahme von 50, — DM. 

Buchungen: 



Kassekonto Warenkonto Privatkonto Kapitalkonto 





+ 





+ 








+ 





+ 


Anfangsbestände 


A 




A 










A 


Privatk. an Kassek. 




200 






200 








Privatk. an Warenk. 








50 


50 








Kapitalk. an Privatk. 












250 


250 














250 


250 
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4. Kontenbild 

Den zeitlichen Ablauf der bisher behandelten Buchungen veranschaulicht das 
Kontenbild der Falttafel am Schlüsse des Buches. 

5. Die Betriebsübersicht 

Damit der Abschluß vor Eintragung der Schlußbuchungen auf seine Richtigkeit 
geprüft werden kann, also insbesondere daraufhin, ob nach Herausziehung der 
Aktiva, Deckung der Verbindlichkeiten und Übertragung des Eigenkapitals, 
Sammlung der Erträge und Überweisung des Reinertrages alle Konten aus- 
geglichen sind, stellt man gern das zum Abschluß erforderliche Zahlenmaterial in 
einer Abschluß tabeile (Betriebsübersicht) zusammen, wie das Beispiel auf Seite 36 
erkennen läßt. 

Das Privatkonto ist durch Abgabe der Entnahmen in das Kapitalkonto bereits 
ausgeglichen worden und darum in der Übersicht nicht mehr enthalten. 

Das 1. Spaltenpaar enthält die Summen der einzelnen Konten, gebildet aus den 
Anfangsbeständen und den Zu- und Abgängen (Umsätzen) durch die Betriebs- 
buchungen. Da jeder Buchungswert einmal im Soll und einmal im Haben er- 
scheint, muß die Summe der Sollbuchungen gleich der Summe der Haben- 
buchungen sein. Die Summen halten einander also die Waage oder bilden eine 
Bilanz. Darum wird das erste Spaltenpaar mit Summenbilanz oder Umsatzbilanz 
überschrieben. 

Summenbilanzen werden in der Regel monatlich zusammengestellt, weil dadurch 
die Ermittlung des zum Jahresabschluß nötigen Jahresumsatzes erleichtert wird 
(Monatsbilanzen) . 

Das 2. Spaltenpaar umfaßt die Salden aus den Kontensummen. Da jeder 
Buchungswert entsprechend seiner Eintragung in einem Konto zur Bildung eines 
Sollsaldos, in einem anderen dagegen zur Bildung eines Habensaldos beiträgt, 
müssen auch die Summen der Kontensalden aus Soll und Haben bilanzieren. 
Daher der Name Saldenbilanz . 

Im 3. Spaltenpaar sind die mit Hilfe der Inventur gewonnenen Aktiva und 
Passiva des Abschlußtages einander gegenübergestellt, bilden vorläufig aber noch 
keine Bilanz, da zu den Schulden vom Ende der Betriebsperiode das um die Ent- 
nahmen verringerte Anfangskapital geschrieben wurde. Infolgedessen müssen 
die Summen des 3. Spaltenpaares um den Ertrag differieren. 

Aus dem Vergleich der Inventurbestände mit den Kontensalden ergibt sich der 
Ertrag im einzelnen. Entspricht ein Inventuraktivum dem Sollsaldo, so ist das 
ein Beweis dafür, daß das betreffende Konto nach Austreten seines Bestandes 
ausgeglichen ist und für einen Ertragsnachweis ausfällt. Ähnlich verhält es sich 
mit den Passivkonten, wenn deren Habensaldo dem Passivwert der Inventur 
gleicht; auch sie befinden sich nach Austreten der Verbindlichkeiten infolge 
angenommener Tilgung im Gleichgewicht. Ist dagegen ein Aktivum größer als 
der Sollsaldo, so ist der Mehrbetrag Gewinn, der im letzten Spaltenpaar rechts 
verzeichnet wird; bei Zurückbleiben des Aktivums hinter dem Sollsaldo ergibt 
sich dagegen Verlust, der in der linken Kolonne des letzten Spaltenpaares zum 
Eintrag kommt. 



3 * 





Abschlußtabelle 

(Betriebsübersicht) 
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Zur Veranschaulichung der Ertragsermittlung sind das Waren- und Einrich- 
tungskonto hier zeichnerisch dargestellt. 
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Warenkonto 
Soll Haben 

+ — 




Verkaufswerte 



Ausgetretener 
Schlußbestand 
zu Einstands- 
preisen 



Bei Zunahme der Verkaufswerte verkleinert sich der Sollsaldo und vergrößert 
sich der Gewinn. Der meiste Gewinn ergibt sich, wenn sich der Sollsaldo zu einem 
Habensaldo gewandelt hat und außerdem Schlußbestand vorhanden ist. 
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Einrichtungskonto 
Soll Haben 

+ — 







} Verlust 


> 



Ausgetretener 

Schlußbestand 



Steht hinter einem Konto kein Inventurwert, so handelt es sich um ein reines 
Ertragskonto , das vorläufig als Vertreter des Kapitalkontos den Ertrag auf- 
genommen hat. Sein Habensaldo (+) ist Gewinn, sein Sollsaldo ( — ) Verlust. Aus 
der Summe der Einzelgewinne und -Verluste läßt sich nun mit Leichtigkeit der 
Reinertrag ermitteln, der bei Reingewinn die Verlustseite des letzten Spalten- 
paares zur Summe der Gewinne auffüllt. Bei Richtigkeit der Buchführung und 
des Abschlusses muß dieser Gewinn dem Unterschied zwischen den Endaktiven 
einerseits und den Endpassiven + dem Anfangskapital andererseits gleich sein. 
Ist das der Fall, so befinden sich auch die Spaltenpaare 3 und 4 im Gleichgewicht 
und man hat die Inventur- und Ertragsbilanz. 

Die Abschlußbuchungen sind nun leicht zu bilden, wenn man sich die Spalten- 
paare 3 und 4 als Konten vorstellt und mit Bilanz- bzw. Gewinn- und Verlust- 
konto überschrieben denkt. Die herauszuziehenden Aktiva gehören in das Bilanz- 
konto Soll ( — ) und in die vor den Einzelaktiven stehenden Konten ins Haben ( — ), 
also 





38 



Bilanz und Buchführung 



Bilanzkonto 



an Kassekonto 


600,— 


an Bankkonto 


4 720,— 


an Wechselkonto 


5 500,— 


an Debitorenkonto 


2 800,— 


an Warenkonto 


6 900,— 


an Einrichtungskonto 


450,— 




20 970,— 


Die Passiven und das Reinvermögen kommen in das Bilanzkonto Haben (+) und 
in die vor den Zahlen stehenden Konten ins Soll ( — ), wobei für das Kapitalkonto 
jetzt Anfangskapital und Gewinn zusammengefaßt werden: 


Kreditorenkonto 


1 500,— 


Akzeptkonto 


3 500,— 


Kapitalkonto 


15 970,— 


an Bilanzkonto 


20 970,— 



Entsprechend ist die Verbuchung der Teilerträge: 

Warenkonto 

an Gewinn- und Verlustkonto 1 920, — 

Gewinn- und Verlustkonto 

an Einrichtungskonto 50, — 

an Kostenkonto 700, — 750, — 



Die Reingewinnverbuchung geschieht durch den Buchungssatz: 

Gewinn- und Verlustkonto an Kapitalkonto 1 170, — 

Die Betriebsübersicht beweist gleichzeitig, daß zum Bücherabschluß die Konten- 
summen und die Inventurbestände erforderlich sind. Die Kontensalden erleichtern 
die Ermittlung der Erträge, können aber auch entbehrt werden. 

Die Abschlußübersichten aus der Praxis werden in bezug auf Tiefe und Breite 
einen wesentlich größeren Raum einnehmen. Die Tiefenausdehnung hängt von 
der Zahl der zur Verwendung kommenden Konten ab, die in Fertigungsbetrieben 
erheblich sein kann, die Breite von der Zahl der noch eingefügten Spalten. Eine 
zusätzliche Spalte ist gewöhnlich mit „Umbuchungen“ überschrieben. In ihr 
werden Posten vermerkt, die als vorbereitende Schlußbuchungen dem Abschluß 
noch vorausgehen müssen, z. B. die Vornahme von Abschreibungen, die Bildung 
von Rückstellungen und Abgrenzungen, die Übertragung von Löhnen und Roh- 
stoffen auf das Fertigungskonto u. ä. Ein praktisches Beispiel dazu zeigen Auf- 
gabe und Lösung des Abschlusses einer Aktiengesellschaft (S. 378 und 415 ff.). 





Die Beseitigung gemischter Konten 
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6. Bilanz und Bilanzkonto 

Besonders sei noch auf den im Kontenbild deutlich gemachten Unterschied 
zwischen Bilanz und Bilanzkonto hingewiesen, weil die beiden Einrichtungen 
sehr häufig als die gleiche Darstellungsweise angesehen werden. Die Bilanz ist 
die anläßlich der Inventur angefertigte Gegenüberstellung von Vermögens- 
quellen und Vermögens Verwendung, das Bilanzkonto dagegen ein nur bei der 
Eröffnung und beim Abschluß in Wirksamkeit tretendes Konto. Das Bilanzkonto 
hat bei der Eröffnung die Aufteilung der Anfangsbestände, beim Abschluß die 
Sammlung der Schlußbestände durchzuführen und bei der Eröffnung und beim 
Abschluß die Nachweisung des Eigenkapitals in je einer Summe zu ermöglichen. 
Infolge dieser verschiedenen Aufgabe von Bilanz und Bilanzkonto nennt daher 
auch die Bilanz neben den Vermögensquellen (Hypothek, Kreditoren, Akzepte, 
Kapital usw.) die daraus angeschafften Aktivwerte (Bargeld, Bankguthaben, 
Waren, Geschäftshaus usw.), während im Bilanzkonto die Gegenkonten ange- 
rufen werden. Häufig wird für die Eröffnungsbuchungen ein Eröffnungsbilanz- 
konto und für die Schlußbuchungen ein Schlußbilanzkonto verwendet. 



7. Die Beseitigung gemischter Konten 

Einen Mangel im Kontengefüge der doppelten Buchführung stellen die ge- 
mischten Konten dar, die gleichzeitig Bestände und Erfolge verrechnen und 
dadurch den einheitlichen Kontencharakter stören. Der wichtigste Vertreter 
dieser Art in Warenhandelsunternehmungen ist das Warenkonto (siehe figürliche 
Darstellung auf Seite 37). Es wird gleich jedem anderen aktiven Bestandskonto 
auf der linken Seite eröffnet und erhält dadurch den Warenanfangsbestand zu 
Einstands- oder Bezugspreisen (Rechnungsbetrag + Unterwegsspesen). Zu den- 
selben Preisen werden die Bestandsvermehrungen durch Einkäufe verbucht 
Dagegen erscheinen die ausgehenden (verkauften) Waren im Haben zu Verkaufs- 
preisen. Der beim Kontenabschluß ebenfalls aus dem Haben ausscheidende 
Warenendbestand wird wiederum zu Einkaufspreisen eingesetzt, da er uns zu 
diesen Preisen aus der Zeit des Einkaufs bekannt ist. 

Nunmehr stehen sich im Warenkonto die gleichen Waren mengen gegenüber, so 
daß es seine Mission als Bestandskonto erfüllt hat. Es weist nur noch einen Wert- 
unterschied auf, der dadurch entstand, daß die Warenumsätze im Haben zu Ver- 
kaufspreisen gebucht wurden. Die Ermittlung des bei den Umsätzen erzielten 
Erfolges ist Aufgabe eines Erfolgskontos, das in diesem Falle leider seinen Raum 
mit einem Bestandskonto teilen muß und dadurch das gemischte Konto entstehen 
ließ. Wurde Gewinn erzielt, so ist das Endergebnis ein Habenüberschuß, der auf 
dem bekannten Wege über die Sollseite in das Haben des Gewinn- und Verlust- 
kontos üb er geführt wird. 

Schon die Buchführungsgrundsätze vom 11. November 1937 forderten, daß die 
gemischten Konten nach Möglichkeit zu beseitigen und in reine Bestands - und 
reine Erfolgskonten aufzulösen seien. Den Auflösungsprozeß für das Warenkonto 
stelle man sich so vor, daß ein senkrechter Schnitt das Soll vom Haben trennt 
und daß das Soll der Hauptteil eines Wareneinkaufskontos und das Haben die 
wesentliche Seite eines Warenverkaufskontos wird Die Benützung der Seiten für 
den Anfangsbestand und die Warenneuerwerbungen einerseits und für die 
Warenverkäufe andererseits bleibt die gleiche wie vor der Trennung, also er- 
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scheinen Anfangsbestand und Einkäufe anstatt im unzerlegten Warenkonto jetzt 
im Wareneinkaufskonto Soll und die Warenverkäufe im Warenverkaufskonto 
Haben. 

Das Haben des Wareneinkaufskontos dient für Berichtigungshuchungen an den 
Einkäufen, wie sie eintreten können durch Warenrücksendungen an die Lieferer 
oder durch Preisnachlässe, die wir durch die Lieferer bewilligt erhalten. Ent- 
sprechend finden Korrekturbuchungen der Warenverkäufe im Warenverkaufs- 
konto Soll statt, hervorgerufen durch Warenrücksendungen der Kunden oder 
durch Nachlässe, die wir ihnen gewähren. 

Der bedeutsamste Posten, der vor Abschluß das Wareneinkaufs- und Waren- 
verkaufskonto in gleicher Weise berührt, ist der Einstandswert der verkauften 
Waren . Er wird ermittelt, indem man von dem um etwaige Korrekturposten 
verminderten Wareneinkaufskonto Soll den durch die Inventur festgestellten 
Warenendbestand abzieht. Trägt man diesen ermittelten Einstandswert im 
Warenverkaufskonto Soll und im Wareneinkaufskonto Haben ein (die Waren 
sind ja in der Tat zum Umsatz an das Warenverkaufskonto abgegeben worden), 
so stellt der Sollsaldo des Wareneinkaufskontos den Warenendbestand dar; der 
Habensaldo im Warenverkaufskonto aber ist der beim Verkaufsumsatz erzielte 
Überschuß oder der Warenrohgewinn. Ein Sollsaldo würde ein Überwiegen der 
Einstandspreise über die Verkaufserlöse dartun und Verlust sein. 



Das folgende Buchungsbeispiel veranschaulicht die Ausführungen. 



Warenanfangsbestand . . . 


. 12 000,— 


Errechnung des Einkaufswertes 




Bareinkauf 


. 5 000,— 


der verkauften Waren: 




Verkauf auf Ziel 


. 2 600,— 






Einkäufe auf Ziel 


. 3 700,— 


Anfangsbestand 


12 000,— 


Rücksendung an Lieferer . . 


600,— 


+ Einkäufe 


8 700,— 


Verkauf gegen Banküberw. . 


. 5 800,— 


Wareneink.-Konto Soll .... 


20 700,— 


Preisnachlässe an Kunden . 


120,— 


— Rücksendung 


600,— 


Barverkäufe 


. 4 500,— 


- 




Warenendbestand 


. 10 380,— 




20 100,— 






— Warenendbestand 


10 380,— 






Einkauf sw. d. verk. Waren . . 


9 720,— 


S 


Wareneinkaufskonto 


H 


+ 






— 


an Bilanzkonto 


. 12 000,— 


von Kreditorenkonto 


600,— 


an Kassekonto 


. 5 000,— 


von Waren-Verkauf 


9 720,— 


an Kreditoren konto .... 


. 3 700,— 


von Bilanzkonto 


10 380,— 




20 700,— 


20 700,— 


S 


Warenverk 


aufskonto 


H 









+ 


an Debitorenkonto 


120,— 


von Debitorenkonto 


2 600,— 


an Waren-Einkauf 


. 9 720,— 


von Bankkonto 


5 800,— 


an G.-u.-V.-Konto 


. 3 060,— 


von Kassekonto 


4 500,— 




12 900 — 


12 900,— 
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In der Praxis begegnet man im Warenkontoabschluß noch der sogenannten 
Bruttorechnung. Sie sieht den Einkaufswert der verkauften Waren als den zum 
Warenumsatz erforderlichen Aufwand an und bucht ihn wie auch den Verkaufs- 
erlös auf Gewinn- und Verlustkonto. Die Buchungssätze lauten: 

a) bei unzerlegtem Warenkonto: 

Gewinn- und Verlustkonto an Warenkonto 
für Einkauf s wert der verkauften Waren 

Warenkonto an Gewinn- und Verlustkonto 
für Verkaufserlöse 

b) bei geteiltem Warenkonto: 

Gewinn- und Verlustkonto an Wareneinkaufskonto 
für Einkaufs wert der verkauften Waren 

Warenverkaufskonto an Gewinn- und Verlustkonto 
für Verkaufserlöse 

Die Bruttorechnung entkleidet das Gewinn- und Verlustkonto seines ursprüng- 
lichen Charakters, tunlichst Endergebnisse zu sammeln, und gibt infolge der 
durch artfremde Größen unterbrochenen Gegenüberstellung von Warenaufwand 
und Verkaufserlös erst nach Lösung einer Subtraktionsaufgabe über den Waren- 
rohgewinn Aufschluß. 



8. Die Auswertung der Warenrechnung 

Im Anschluß an die Warenrechnung läßt sich eine Reihe von Untersuchungen 
anstellen, deren Ergebnisse für die Betriebskontrolle und die Hebung der Wirt- 
schaftlichkeit von größter Bedeutung sind. In Handels- und Industriebetrieben 
ist der Verdienst durch den Verkauf (Umsatz) von Waren bedingt. Der Umsatz 
aber ist abhängig von der Größe des Warenlagers und von seiner Umschlags- 
häufigkeit. Ist ein Warenlager infolge der zu geringen Betriebsmittel zu klein, 
so ist eine Steigerung des Umsatzes nur in bescheidenem Maße durchführbar. 
Dazu verteilen sich gewisse feste Kosten für Ladenmiete, Licht, Heizung u. ä. 
auf einen so kleinen Umschlag, daß die einzelne Ware zu stark belastet und die 
Rentabilität ungünstig beeinflußt wird. Auch zu große Warenlager liegen nicht 
im Interesse der Wirtschaftlichkeit; ein Zuviel an Ware hat ein zu langes Lagern 
zur Folge, was meist mit reichlich Abfall, mit Veralten (Ladenhütern) und Zins- 
verlusten verbunden ist. Also gilt es, den für einen Umsatz besten (optimalen) 
Lagervorrat zu ermitteln. Es kommt nicht so sehr darauf an, die Vorräte zu einem 
gegebenen Zeitpunkt, als vielmehr Durchschnittsbestände zu kennen, weil diese 
von Zufallswerten frei sind. 

Der durchschnittliche Lagerbestand in einem Zeitraum ergibt sich, wenn man 
die Lagerbestände vom Anfang und Ende des Abschnittes addiert und durch 2 
teilt. 

Angenommen, der Anfangsbestand eines Monats betrage 3 550, — DM 

der Endbestand . 4 200, — DM 



dann ist der durchschnittliche Monatsbestand 
geteilt durch 2 = 3 875, — DM. 



7 750,— DM 
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Soll der Durchschnittsbestand eines Jahres ermittelt werden, dann wird das 
Ergebnis genauer, wenn man zum Anfangsbestand des Jahres, der der Schluß- 
bestand des vergangenen Jahres ist, die 12 Monatsendbestände addiert und die 
Summe durch 13 teilt. 

Ein noch zuverlässigeres Resultat liefert die Rechnung 

Anfangsbestand + 52 Wochenschlußbestände 
53 

Das einwandfreieste Ergebnis läßt sich mit Hilfe einer Staffelrechnung ermitteln, 
wie sie für die Zinsrechnung im Kontokorrent üblich ist. Man beginnt mit dem 
Jahresschlußbestand des vorauf gegangenen Jahres und setzt darunter den ersten 
Veränderungsposten durch Warenzu- oder -abgang im neuen Jahr. Wäre dieser 
Posten ein Warenzugang vom 15. 1., so hätte der erste Posten bis dahin eine 
Lagerdauer von 15 Tagen auf zu weisen, was nach Art der Zinszahlenberechnung 
aus 1 °/o des Lagerpostens, mit den Lagertagen multipliziert, eine Lagerzahl er- 
gibt. Als Warenposten nimmt man infolge der Unterschiedlichkeit der Warenein- 
und -ausgangspreise, ja sogar der der gleichen Kategorie, nicht den Warenwert, 
sondern die dem einzelnen Posten innewohnenden Mengen (Stück, Meter, Kilo- 
gramm usw.). 

Wie die Staffel fortgesetzt wird, zeigt das Beispiel auf Seite 43. 

Am Schluß der Staffel weist die Tagesspalte 360 Tage auf und die der Lagerzahlen 
eine Summe, die aus 1 °/o des jeweiligen Mengensaldos mal Lagertage zusammen- 
gesetzt ist, also 360 X 1 % des jeweiligen Lagerbestands. Nimmt man die Lager- 
zahlensumme mal 100, so ist sie das Produkt aus 360mal die gesamten aus Zu- 
und Abgängen gebildeten Warenmengen, und diese Summe, geteilt durch 360, 
muß die im Durchschnitt vorhanden gewesenen Stückzahlen angeben, also nach 
der Staffel 



100 X 107 980 
360 



29 994 Stück. 



Um die Umschlagsgeschwindigkeit zu erfahren, stellt man zunächst den Umsatz 
des betreffenden Zeitabschnittes, sagen wir eines Jahres, fest: 



Anfangsbestand wie vorher 3 550, — DM 

+ Wareneingänge während des Jahres 106 152, — DM 

Wareneinkaufskonto Soll 109 702, — DM 

— Endbestand 4 200, — DM 

Umsatz zu Einstandspreisen 105 502, — DM 

Teilt man diesen Betrag durch den Jahresdurchschnittsbestand, den wir mit 
4423, — DM annehmen wollen, so ergibt die Division rund 24. Das bedeutet, daß 
das durchschnittliche Lager 24mal im Jahre umgesetzt wurde. Die durchschnitt- 
liche Lagerdauer beträgt danach 



360 Tage : 24 = 15 Tage. 
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Staffel zum durchschnittlichen Lagerbestand 



Datum 


Bestand in Stück 


Tage 


Lagerzahlen 


20. 12. 
15. 1. 


4* 


25 000 
10 000 


15 


3 750 


26. 2. 


- 


35 000 
9 000 


41 


14 350 


18. 3. 


+ 


26 000 
9 000 


22 


5 720 


10. 4. 





35 000 
15 000 


22 


7 700 


28. 5. 


. 


20 000 
15 000 


48 


9 600 


21. 6. 


+ 


5 000 
7 000 


23 


1 150 


30. 7. 


+ 


12 000 
18 000 


39 


4 680 


19. 8. 


+ 


30 000 
19 000 


19 


5 700 


19. 9. 


+ 


49 000 
11000 


30 


14 700 


30. 10. 


— 


60 000 
32 000 


41 


24 600 


11. 11. 


+ 


28 000 
4 000 


11 


3 080 


9. 12. 





32 000 
13 000 


28 


8 960 


30. 12. 




19 000 


21 


3 990 








360 


107 980 



Für diese Zeit müßten in dem Verkauf swert Lagerzinsen enthalten sein, wenn 
die durch die Lagerung herbeigeführten Zinsverluste aufgehoben werden sollen. 
Betrüge der Jahreszinssatz 8 °/o, so kämen für 15 Tage V3°/o in Frage (8 : 24 = Vs). 

An die Lagerdauer oder Umsatzhäufigkeit knüpfen sich noch andere Erkennt- 
nisse, die ohne eingehende Beweisführung verständlich sein dürften. Dazu gehört 
einmal die Tatsache, daß Betriebe mit großer Umsatzgeschwindigkeit in der Regel 
einen verhältnismäßig geringen Bedarf an Warenvorräten benötigen. Sie bedür- 
fen nur im Turnus des Umschlages einer regelmäßigen Ergänzung ihrer Bestände. 
Andererseits sind Betriebe mit langen Umschlagsfristen mit Rücksicht auf den 
Bedarfswandel zu großen Lagervorräten gezwungen, wodurch sie von vorn- 
herein teurer arbeiten. Diesen Umstand kann man auch in das Wirtschaftlich- 
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keitsgesetz kleiden, daß geringere Umsatzgeschwindigkeit höhere Gewinnsätze 
verlangt, wenn die gleiche Rentabilität wie bei schnelleren Umsätzen erreicht 
werden soll. 

Wenn ein Jahresertrag von 10 °/o erreicht werden soll, genügt bei fünfmaligem 
Umsatz ein Gewinnsatz von 2 °/o pro Umsatz, während bei viermaligem Umschlag 
2 V 2 °/o und bei zweimaligem sogar 5 °/o pro Umschlag erforderlich sind. 

Im Eingang dieses Abschnitts war darauf hingewiesen worden, daß der Verdienst 
einer Unternehmung vom Umsatz abhänge. Jetzt haben wir erfahren, daß der 
Verdienst auch durch Gewinnsätze bestimmt wird. Um diese Gewinnsätze sicher- 
zustellen, werden im Handel klar gegliederte Kalkulationen durchgeführt, die 
mit dem Rechnungsbetrag des Lieferanten beginnen, über Nachlässe und Bezugs- 
kosten zu Einstandspreisen und über Handlungskosten, Gewinnzuschläge und 
Umsatzsteuer zu Selbstkosten- und Verkaufspreisen führen. Den Gang möge 
folgendes Zahlenbeispiel deutlich machen: 

Rechnungspreis 
— 2 % Skonto 



+ Bezugskosten (Fracht usw.) 

Bezugs- oder Einstandspreis 
+ Handlungskosten (27 %) 

Selbstkostenpreis 
+ Gewinnzuschlag (10 °/o) 

+ Umsatzsteuer (4 °/o im 100) 
Verkaufspreis 



63,— DM 
1,26 DM 

61,74 DM 
2,90 DM 

64,64 DM 
17,45 DM 

82,09 DM 
8,21 DM 

90,30 DM 
3,76 DM 

94,06 DM 



Für manche Waren, insbesondere für Markenartikel, erübrigen sich solche Be- 
rechnungen, da die Erzeuger die Verkaufspreise festsetzen. Infolgedessen kann es 
sich bei den Kalkulationen nur darum handeln, festzustellen, welcher Einkaufs- 
wert noch die gegebenen Kosten und einen Gewinnaufschlag für Unternehmer- 
lohn und das Untemehmerwagnis deckt. 

Der Unterschied zwischen dem Umsatz zu Einstandspreisen und dem zu Ver- 
kaufspreisen ist der Warenrohgewinn. Setzt man diesen Warenrohgewinn zu dem 
Umsatz zu Einstandspreisen in ein Prozentverhältnis, so erhält man den Kalku- 
lationsaufschlag; der Rohgewinn als Prozentzahl des Verkaufsumsatzes ergibt 
die Handelsspanne . 

Der Bezugs- oder Einstandspreis einer Ware möge 2150, — DM ausmachen, der 
Kalkulationsaufschlag 50 °/o (die Hälfte von 2150 = 1075 DM). Der Verkaufspreis 
beträgt dann 2150,— DM + 1075,— DM = 3225,— DM. 

Wäre aus diesem Preis die Handelsspanne auszusondern, von der man nur wüßte, 
daß sie als Kalkulationsaufschlag 50 °/o betragen habe, dann wäre die Rechnung 
folgende: 

Der Bezugspreis ist das grundlegende Ganze der Prozentrechnung und stellt 
somit 100 °/o dar. Der Kalkulationsaufschlag umfaßt 50 °/o, so daß im Verkaufs- 
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preis 150 °/o enthalten sind. Von diesen 150 °/o macht der vorherige 50 %ige Auf- 
schlag Vs oder in Prozent 33Vs°/o aus. Also entsprechen 50°/o Kalkulations- 
aufschlag einer Handelsspanne von 33 1 /z °/o. 

Betrüge der Kalkulationsaufschlag 25 %, das ist ein Viertel des Einstandspreises, 
dann würde der Verkaufspreis 100 °/o ( 4 A) + 25 %> (V 4 ) = 125 % (V 4 ) ausmachen. 
In diesen 5 A bzw. 125 °/o ist die Handelsspanne mit 1 U bzw. 25 °/o enthalten. 25 °/o 
sind von 125 °/o genauso der fünfte Teil wie V 4 von 5 A; der fünfte Teil von 100 
aber sind 20, also entspricht ein Kalkulationsaufschlag von 25 °/o einer Handels- 
spanne von 20 °/o. 

Neben dem Kalkulationsaufschlag, der sich auf 100, — DM des Bezugspreises 
bezieht, benützt man im praktischen Rechnen vielfach einen Kalkulationsfaktor, 
der den Aufschlag für 1, — DM darstellt und dem Bezugspreis von 1, — DM an- 
gehängt ist. Sein Vorteil liegt darin, daß man Kalkulationsfaktorentabellen auf- 
stellen kann. 

Kalkulationsaufschlag 15,95 %, Kalkulationsfaktor 1,1595 
Kalkulationsaufschlag 11,36 °/o, Kalkulationsfaktor 1,1136 

Muster einer Tabelle für Kalkulationsfaktoren, die 4 °/o Umsatzsteuer enthalten: 



Allgemeine 1 




Gewinne zu 


Handlungskosten 


3 °/o 


4 °/o 


5% 


usw. 


8®/o 


1,15875 


1,17 


1,18125 




9% 


1,16948 


1,18083 


1,19219 




usw. 











Sollte also zu dem Einstandspreis von 576, — DM der Verkaufspreis ermittelt 
werden, der neben 4 °/o Umsatzsteuer 8 °/o Handlungskosten und 5 °/o Gewinn 
einschließt, dann braucht man nur folgende Multiplikationen auszuführen: 

1,18125 X 576 = 680,40 DM 

Die Verwendung des Kalkulationsfaktors zeigt auch folgende Aufgabe: 

Ist ein Markenartikel, der mit 1,20 DM zu verkaufen ist, bei einem Händlernach- 
laß von 33 Vs °/o übernahmefähig, wenn der Kalkulationsfaktor 1,6 heißt? 

Lösung: 

Einzelverkaufspreis 1,20 DM 

33 Vs °/o Händlernachlaß — ,40 DM 

Übernahmepreis (Bezugspreis) — ,80 DM 

— ,80 DM zum Kalkulationsfaktor 1,6 ergeben einen Verkaufspreis von 1,28 DM. 
Der Artikel ist für das Geschäft nicht tragbar. 

Sehr bedeutsam sind noch die Verhältniszahlen aus den Umsätzen und den Be- 
triebskosten, weil aus den Aufwandsquoten und Handelsspannen Mindest- 
umsätze errechnet werden können. 

Geschäftskosten 336,85 DM, Umsatz zu Verkaufspreisen 2823,02 DM, zu Ein- 
standspreisen 2178,32 DM. 
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Unkostenquote zu Verkaufspreisen: 



336,85 X 100 
2823,02 



11,9 % 



Unkostenquote zu Einstandspreisen: 



336,85 X 100 
2178,32 



15,5 % 



Beispiele: 

a) Eine Lebensmittelhandlung hat monatlich 520, — DM Unkosten. Der Geschäfts- 
inhaber und seine Ehefrau wollen an Unternehmerlohn oder Ertrag 430, — 
DM erhalten. Wie hoch muß bei einer Handelsspanne von 20 °/o der Mindest- 
umsatz sein, der Unkosten und Ertrag deckt? 

Der Umsatz muß die gesamte Handelsspanne von 950, — DM = 20 °/o in sich 
schließen. Das geschieht, wenn er, weil 100 %, 5 X 950, — = 4750, — DM aus- 
macht. Zur Probe stellen wir den Einstandspreis 4750, — DM abzüglich 
950, — DM = 3800, — DM fest und außerdem, daß bei 20 °/o Handelsspanne 
der Kalkulationsaufschlag 25 % beträgt. 3800, — DM Einstandspreis + 25 °/o 
= 950, — DM ergeben wieder 4750, — DM. 



b) Ein Unternehmer arbeitet mit einem Unkostensatz von 17 °/o. Durch welche 
Umsatzsteigerung kann er das Bruttogehalt eines weiteren Angestellten von 
230, — DM erzielen? 

17, — DM Unkosten bedingen einen Umsatz von 100, — DM 
230, — DM Unkosten bedingen einen Umsatz von 



100 X 230 
17 



1352,94 DM. 



Bei Beibehaltung der übrigen Unkosten würde also die Neueinstellung eine 
Umsatzsteigerung von 1352,94 DM verlangen. 



c) Durch Steigerung des Einkaufspreises ist die Handelsspanne von 22 auf 20 °/o 
bei einem Durchschnittsumsatz von 4300, — DM gefallen. 

Welcher Umsatz muß erreicht werden, wenn man den Betrag (Geldwert!) der 
ursprünglichen Handelsspanne erhalten will? 

Ursprüngliche Spanne: 22% von 4300, — DM = 946, — DM. Um bei 20% 
Handelsspanne diesen Betrag zu erhalten, muß der Umsatz (100 %) betragen: 



946 X 100 
20 



4730,— DM. 



2 % Handelsspannendifferenz bedingen somit einen um 10 % veränderten 
Umsatz. 



III. Der Buchungsvorgang 

1. Die systematischen Bücher 

Die systematische Verbuchung der einzelnen Betriebsvorfälle mit Hilfe einer 
ordnungsmäßigen doppelten Buchführung setzt eine bestimmte Reihenfolge der 
Eintragungen voraus. 

a) Das Grundbuch 

Jeder Geschäfts Vorfall, der als geschichtliche Quelle der Buchführung angesehen 
werden muß, ist in einem Grundbuch nach Buchungstag, Kontenangabe, Beleg 
und Wert so anzumerken, daß sofort oder in gewissen Zeitabständen die zahlen- 
mäßige Einwirkung auf das auf Konten verteilte Unternehmungsvermögen deut- 
lich gemacht werden kann. Das Grundbuch wird Tagebuch, Memorial, Primanota 
oder Journal genannt. 

Die Eintragung bei einem Warenkauf auf Kredit hätte zu lauten: 



Tagebuch 



Datum 


Geschäftsvorfall 


Über- 

tragungs- 

vermerk 


Betrag 


7. 2. 19 . . 


W areneinkauf Skonto 
an Kreditorenkonto 










Einkaufsrechnung Nr. 1 


HB 30/16 




300,— 



Die Vorspalte der Betragspalte würde benützt, wenn sich ein Betrag aus Teilen 
zusammensetzt, die man im Grundbuch festzuhalten wünscht. 

Für den Beleghinweis kann eine besondere Spalte vorgesehen sein, in der der 
Beleg dann oft nur durch ein Symbol vermerkt wird, z. B. ER 1 = Einkaufs- 
rechnung Nr. 1. 

Aus der Eintragung ersieht der Buchhalter jederzeit, daß er im Wareneinkaufs- 
konto eine Soll-Eintragung machen oder es in der Buchhaltersprache „belasten“ 
muß, während das Kreditorenkonto eine Haben-Buchung oder Gutschrift erhält; 
es wird „erkannt“. 

Ein in der angedeuteten Weise geführtes Grundbuch heißt erzählendes, weil es 
die Betriebsvorfälle für die Weiterbehandlung in zeitlicher Reihenfolge wieder- 
gibt oder erzählt. 

Die Notwendigkeit eines solchen Merkbuches (Memorial) ergibt die Tatsache, daß 
die kontenweise Unterbringung eines Geschäftsvorfalls in der Regel nicht sofort 
durchführbar ist. 

b) Das Hauptbuch 

Die Grundbuchung ist zur Kenntlichmachung ihres wertmäßigen Einflusses auf 
die Zusammensetzung und Größe des Unternehmungsvermögens in das Haupt- 
buch zu übertragen, in dem alle benötigten Konten nacheinander untergebracht 
sind. 
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Hauptbuch 

Soll 30 Wareneinkaufskonto Haben 



Datum 


Text 


Bezug 


Betrag 


Datum 


Text 


Bezug 


Betrag 


1 . 1 . 


an Bilanzkonto 


TB 1 






1 

1 






10. 2. 


an Kreditorenkonto 


TB 3 


300,— 










Soll 




16 Kreditorenkonto 




Haben 


Datum 


Text 


Bezug 


Betrag 


Datum 


Text 


Bezug 


Betrag 










1 . 1 . 


von Bilanzkonto 


TB 1 


.... 










10. 2. 


von Wareneink.-Kto. 


TB 3 


300,— 



Steht der Kontenanruf im Grundbuch auf einer gemeinsamen Linie, so wird der 
Übertragungsvermerk dort in Form eines gewöhnlichen Bruchs in der Weise 
angebracht, daß der Zähler auf das Soll-Konto und der Nenner auf das Haben- 
Konto des Hauptbuches verweist, hier z. B. HB 30/16. 

Im Hauptbuch genügt zum Nachweis der Herkunft des Postens die Bezugnahme 
auf die Seitenzahl des Grundbuchs: TB 3 = Tagebuch Seite 3. 

Das Hauptbuch zählt zu den kontenartig eingerichteten Büchern, 
c) Die Hilfsbücher 

Zum Grund- und Hauptbuch, die für die systematische Verbuchung unerläßlich 
sind, können dann noch nach Bedarf Hilfs- oder Nebenbücher kommen, die z. B. 
die Waren nach Mengen kontrollieren, von Besitz- und Schuldwechseln die 
wesentlichen Bestandteile festhalten und zu den Sammelkonten, wie sie das 
Debitoren- und Kreditorenkonto darstellen, die Einzelrechnungen liefern. Als 
Nebenbücher können somit vorhanden sein die Warenbücher oder Waren- 
skontren, die Wechsel- und Akzeptbücher und das Kontokorrent. Eine Auswei- 
tung steht im Belieben des Buchführenden. 

2. Die Methoden der Buchhaltung 

Es gibt nur ein System der doppelten Buchführung, und Grund- und Hauptbuch 
sind dazu die unerläßlichen Voraussetzungen. Nun spricht man in der Praxis aber 
von verschiedenen doppelten Buchführungen und meint damit die abweichenden 
Methoden, die aus der Aufgliederung des einen Grundbuchs und aus der räum- 
lichen Trennung bzw. Vereinigung von Grund- und Hauptbuch entstanden sind. 
Schon an dieser Stelle sei darauf verwiesen, daß die folgenden Methodennamen 
nichts mit den Buchungsgewohnheiten der betreffenden Länder zu tun haben. 

a) Die italienische Buchführung 

Sie ist die Form, die zuerst Luca Pacioli 1494 in seiner Schrift „Summa de Arith- 
metica, Geometria, Proportioni et Proportionalita“ gelehrt hat und wie sie heute 
noch in kleineren Geschäftsbetrieben Anwendung findet. Aus dem Journal, das 
dem oben gezeigten Tagebuch entspricht, werden die doppelten Übertragun- 






Die Methoden der Buchhaltung 



49 



gen in die Konten des Hauptbuchs gemacht, das sogar Konten für die einzelnen 
Debitoren und Kreditoren enthält. Eine Ergänzung durch ein Kontokorrent 
erübrigt sich somit. 

b) Die erweiterte italienische Buchführung 

Es ist die Methode, die aus Gründen der Arbeitsteilung die Kassenverwaltung 
von dem übrigen Geschäftsverkehr trennt und auf diese Weise zu einer Zwei- 
teilung des Grundbuchs gelangt: für die Barvorfälle das Kassenbuch und für die 
übrigen das bisherige Tagebuch, Journal oder Memorial. In Deutschland hatte 
Flügel 1741 zuerst den Gedanken der Zerlegung des Grundbuches vertreten. 

Das Kassenbuch wird sofort kontenartig geführt und braucht daher bei Anmer- 
kung eines Betriebsvorfalls nur noch das dem Kassekonto entgegenwirkende 
Konto namhaft zu machen. 



Soll Kassenbuch Haben 



Datum 


Text 


Bezug 


Betrag 


Datum 


Text 


Bezug 


Betrag 


1 . 1 . 


Kassenbestand 






3. 1. 


von Mietekonto 


HB 41 


120,— 


5. 1. 


an Warenverkaufs- 
















konto 


HB 80 


700 — 











c) Die deutsche und französische Buchführung 

Nachdem einmal die Abtrennung bestimmter Vorfälle aus dem Tagebuch durch- 
geführt war, schritt man in dieser Entwicklung fort und legte für die Warenein- 
und -Verkäufe, für Wechselein- und -ausgänge Spezialjournale an, so daß man 
es fortan mit der Führung von 4, 6 und mehr Grundbüchern zu tun hatte. Spalten- 
mäßig unterscheiden sich diese Journale von dem ursprünglichen Grundbuch 
nicht. 

Da aber die Übertragung aus 4 und mehr Grundbüchern in das Hauptbuch mit 
Schwierigkeiten verbunden war, schaltete man als zusätzliches systematisches 
Buch ein schon von dem Schriftsteller und Handelsschulpädagogen Leuchs in 
Nürnberg 1806 empfohlenes Sammeljournal ein, dem die Aufgabe zufiel, die ein- 
zelnen Grundbuchposten so zu ordnen, daß sie für die Übertragung ins Haupt- 
buch zu jeweils einem oder doch einigen wenigen Posten zusammengezogen 
werden konnten. 

Aus dem Kassenbuch „Haben“ entnahm man beispielsweise die Ausgaben für 
Warenbareinkäufe und aus dem Wareneinkauf sjournal die Wareneinkäufe auf 
Kredit. Dann bildete man im Sammeljournal die Buchung: 

W areneinkauf Skonto 

an Kassekonto (KB 5/6) 3 120 DM 

an Kreditorenkonto (WEB 2/3) 7 520 DM 

10 640 DM 

und hatte damit für die Belastung des Wareneinkaufskontos den einen Betrag 
von 10 640 DM gewonnen. 



4 Knoll, Bilanzkunde 
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Die weitestreichende Zusammenfassung aller Grundbucheintragungen wird er- 
zielt, wenn ihre Sammlung (Journalisierung) zweimal durchgeführt wird, einmal 
in Hinsicht auf das gleichartige Soll-Konto und dann nach dem gemeinsamen 
Haben-Konto. Ein Beispiel für die Zusammenfassung der Sollbuchungen ist am 
Wareneinkaufskonto gezeigt worden; die weitestreichende Journalisierung der 
Haben-Posten soll am Kreditorenkonto veranschaulicht werden. Man überlege, 
daß das Kreditorenkonto nicht nur zu Lasten des Wareneinkaufskontos im 
Wareneinkaufsbuch zu erkennen ist, sondern für die Rücksendung der durch 
Vorauszahlung möglichen Überzahlungen im Kassenbuch Soll und für die Rück- 
sendung akzeptierter, aber nicht eingelöster Wechsel im Tagebuch. Dann ist zu 
journalisieren: 



Wareneinkaufskonto 


3 120 


Kassekonto 


115 


Wechselkonto 


1200 


an Kreditorenkonto 





Das Konto, für das die J oumalisierung erfolgt, wird durch Unterstreichen kennt- 
lich gemacht. Aus der vorauf gegangenen Journalisierung bekam das Waren- 
einkaufskonto den Strich, bei der letzten erhält ihn das Kreditorenkonto. Auf 
diese Weise ist jedes in Frage stehende Hauptbuchkonto nur für je eine Summe 
zu belasten und zu erkennen. Der Text im Hauptbuch lautet dann stets „an Ver- 
schiedene“ bzw. „von Verschiedenen“. Wer die „Verschiedenen“ sind, weist das 
Journal aus. Bemerkt sei noch, daß die Journalisierung durch schachbrettartige 
Tabellen oder durch Grundbücher mit Spalten nach dem Muster des amerika- 
nischen Journals erleichtert werden kann. 




d) Die amerikanische Buchführung 



Sie ist nicht etwa eine amerikanische Erfindung, sondern zuerst von dem Fran- 
zosen Degrange in der Literatur behandelt worden. Sie ist dadurch gekennzeich- 
net, daß Grund- und Hauptbuch zu einem Buch zusammengefaßt sind. Dieses 
trägt daher oft den Namen Journal-Haupthuch. Andere gebräuchliche Namen 
sind „amerikanisches Journal“ und „Tabellenjournal“. 

Das Journal reicht bis zur Betragspalte einschließlich; in dem nun folgenden 
Hauptbuch stehen die Konten tabellenartig nebeneinander. 
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Journal-Hauptbuch 



Datum 


Text 


Bezug 


Betrag 


Kass 


ekto. 


Debit 

ko 


oren- 

ltO 


Kred 

ko 


itor.- 

lto 


Wai 

verk. 


ren- 

-Kto. 


usw. 


5. 1. 


Ausg.-R. 
(AR) Nr. 1 




700,— 






700,— 










700,— 





Durch diese Verschmelzung kann der Buchungssatz im Text des Journals fort- 
fallen, weil er aus der Zahleneintragung im Hauptbuch mühelos abzulesen ist. 

Der Vorteil der amerikanischen Buchführung liegt einmal in der leichteren 
Übersicht von Grund- und Hauptbuch und andererseits in einer Buchungs- 
kontrolle durch das Auf addieren einer Journal-Hauptbuchseite. Weicht die 
Summe aller Soll-Eintragungen von der aller Haben-Posten bzw. von der der 
Grundbuchspalte ab, so liegt ein Buchungsfehler vor. Allerdings ist das Überein- 
stimmen der Summen noch kein untrügliches Zeichen der richtigen Eintragung, 
da ein falsches Soll oder Haben benützt sein kann. 

Durch die beschränkte Zahl von Hauptbuchkonten ist diese Methode nur für 
kleinere Betriebe verwendbar. Ein weiterer Nachteil liegt in der großen Papier- 
verschwendung, da eine Zeile gewöhnlich nur 3 Zahlen aufzunehmen hat. Ver- 
sieht man zur besseren Raumausnützung einen Kontenraum mit mehreren Über- 
schriften, so müssen die einem Konto zugehörigen Zahlen durch eine besondere 
Schreibweise oder andersfarbige Tinte kenntlich gemacht werden. Dadurch geht 
wiederum etwas Übersichtlichkeit verloren. 



e) Neuzeitliche Buchungsverfahren 

Die bisher behandelten Buchungsmethoden konnten dem wirtschaftlichen Prin- 
zip, mit geringstem Aufwand an Arbeitskraft und -zeit einen Höchststand des 
betrieblichen Rechnungswesens zu gewährleisten, nicht entsprechen. 

Das Durchschreibeverfahren 

Die gebundenen Bücher wurden zu unhandlich, und bei der Übertragung vom 
Beleg ins Grundbuch und vom Grundbuch in das Hauptbuchkonto schlichen sich 
Fehler ein, die nur durch zeitraubendes und geisttötendes Abstimmen und Ver- 
gleichen (Kollationieren) aufgedeckt werden konnten. Es lag daher nahe, daß man 
durch Verwendung des losen Blattes oder der Blattkartei an Stelle des gebunde- 
nen Buches und durch das Durchschreibeverfahren an Stelle der Übertragung 
die Buchungstechnik wesentlich vereinfachte und nach Möglichkeit auch frei von 
Fehlern machte. 

Die Gliederung in Grund- und Hauptbuch wurde zwar beibehalten, aber doch 
nicht die ursprüngliche Reihenfolge der Verbuchung — zuerst Grundbuch und 
dann Übertragung in das Hauptbuch — zur Bedingung einer ordnungsmäßigen 
Eintragung gemacht. 

Das Wesentliche des neuen Buchungsverfahrens besteht darin, daß mit einer ein- 
zigen Niederschrift die Eintragung in Urschrift auf einem oben liegenden For- 
mular erfolgt, während mit Hilfe eines Blaubogens eine Durchschrift auf ein 
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zweites, darunterliegendes Blatt gemacht wird. Die Lineatur der verwendeten 
Bogen oder Blätter muß natürlich so abgestimmt sein, daß die Durchschrift auch 
an die beabsichtigte Stelle gelangt. 

Die Verwendung loser Blätter oder Karten ist die unvermeidliche Folge des 
Durchschreibeverfahrens. Nach Rechtsgutachten bildet jedoch § 43 HGB, der 
weiterhin von der Verwendung gebundener Bücher spricht, kein Hindernis für 
den Gebrauch dieser Buchungstechnik. 

Ein Erlaß des Reichsfinanzministers vom 5. Juli 1935, der auch heute noch gilt, 
erklärt die Lose-Blatt-Buchführung für steuerliche Zwecke für zulässig, wenn sie 
zur tunlichsten Verhinderung einer mißbräuchlichen Benützung folgende Vor- 
aussetzungen erfüllt: 

1. Die richtige Zeitfolge der Verbuchung. 

2. Gegenseitige Verweise zwischen Grundbuchungen, Konten und Belegen. 

3. Klare Übersicht durch systematischen Kontenplan. 

4. Nachweis über die in Gebrauch befindlichen bzw. beschrifteten losen Blätter 
durch Register. 

5. Ordnungsmäßige und übersichtliche Ablage der Belege. 

6. Vorkehrungen gegen Verlegen, Entfernen oder Umstellen von losen Blättern. 

Die handschriftliche Durchschrift unterscheidet zwei Verfahren: 

1. die Urschrift auf dem Grundbuchblatt und die Durchschrift auf der Konten- 
karte, 

2. die Urschrift auf dem Konto und die Durchschrift auf dem Joumalbogen. 

Es gibt heute eine Reihe verschiedener Durchschriftsysteme, die aber letzten 
Endes auf eine der vorstehenden Formen zurückgehen. 

Man verwendet beim Durchschreibeverfahren Ein-, Zwei- und Dreispalten- 
journale und versteht darunter Joumalbogen mit 1 bis 3 Spaltenpaaren. 

Beispiel eines Einspalten journals 



Journal Monat Seite. 



Datum 


Text 


Belastung 


Gutschrift 


Konto 


3. 4. 


AR Nr. 205 


248,40 




14 


3. 4. 


Verkauf 




248,40 


81 



Die gleiche Lineatur weisen auch die Kontenblätter auf, einerlei, ob es sich um 
Personen- oder Sachkonten handelt. Jeder Buchungsfall benötigt bei der Ein- 
spaltenbuchführung 2 getrennte Eintragungen: Das Sollkonto, hier Debitoren- 
konto, wird belastet und in erneuter Durchschrift das Warenverkaufskonto er- 
kannt. Die Art der Eintragung heißt Zweizugverfahren, weil 2 getrennte Arbeits- 
vorgänge erfolgen müssen. 

Eine Vereinfachung bildet das Einzugverfahren, bei dem dann ein Mehrspalten- 
journal — mit entsprechend liniiertem Kontoblatt — Verwendung findet. 
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Beispiel eines Dreispaltenjoumals 

Journal Monat Seite. 



Datum 


Beleg 


Text 


Pers< 

kor 

S 


men- 

Lten 

H 


Best; 

kor 

S 


mds- 

iten 

H 


Erfolgs 

S 


konten 

H 


Konto 


3. 4 


AR 205 


Verkauf 


248,40 










248,40 


14/81 



Statt der vorstehenden Gliederung findet man auch die in Kundenkonten, 
Gläubigerkonten und Sachkonten. Die entsprechenden Kontoblätter haben dann 
folgende Form: 



Schuldner- (Kunden- }Konto Angaben über 

Weber und Sohn, Dortmund Kreditgewährung 





Dat. 


Beleg 1 


Text 






£ 


1 | H 
















liliiuiHLl 





Durch Verwendung von Buchungsapparaten, den Gebrauch von gutem Durch- 
schreibematerial, durch Textverkürzungen, die Verwendung von Kontosymbolen 
und die Vorkontierung der Belege kann die Arbeit weitgehend rationalisiert 
werden. 
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Die Zusammenfassung aller Kontenarten zu einer Kartei, die jede betriebliche 
Gliederung zuläßt, erleichtert die Arbeitsteilung ungemein. 

Dem gleichen Ziel dienen besondere Ausstattungen der Kontokarten mit Vor- 
sprüngen (Tabs) und Reitern für Mahnwesen und statistische Zwecke. 



Die Maschinenbuchführung 

Durch die zunehmende Gleichförmigkeit der Buchungsarbeit infolge vermehrter 
Arbeitszerlegung in Großbetrieben wurde die bisherige Handniederschrift bald 
durch Maschinenarbeit ersetzt. Auf die Verwendung der Schreibmaschine folgte 
die Einschaltung von Additions- und Rechenmaschinen, so daß als geistige Tätig- 
keit nur noch das Vorkontieren der Belege, d. h. das Bestimmen der in Anspruch 
zu nehmenden Konten und ihrer Kontoseiten, verblieb. 

An Buchungsmaschinen sind heute in Gebrauch 

a) rechnende Schreibmaschinen, 

b) schreibende Rechenmaschinen und 

c) Lochkartenmaschinen. 

Für Lochkartenverfahren müssen die Buchungsausdrücke in ein Dezimalsystem 
übertragen werden, damit der Buchungstext in Lochschrift festgehalten werden 
kann. 

Der Gang der Buchung ist nun vielfach der, daß die Buchungsabteilung ihre Ein- 
tragungen im Grundbuch macht und die vorkontierten Belege mit den Kartei- 
kontenkarten in die Lochkartenabteilung zum Einträgen des Lochtextes gibt. 
Eine schreibende Lochmaschine (Tabelliermaschine) überträgt sodann den Loch- 
text in Maschinenschrift auf die Karteikarten. 

Der Vorteil des Lochkartenverfahrens liegt darin, daß mit Hilfe von Sortier- 
maschinen die Lochkarten für die verschiedensten Zwecke ausgesondert und 
zusammengestellt werden können. 

Das Lochkartensystem läßt sich wegen der kostspieligen Maschinen nur in ganz 
großen Betrieben anwenden. 

Die Of f ene-Posten-Buchhaltung 

Die Offene-Posten-Buchhaltung stellt keine besondere Buchungsmethode dar, 
sondern ist nur ein dem Teilgebiet der Kundenabrechnungen gewidmetes Ver- 
fahren, durch Sonderbehandlung und Ablage der einschlägigen Unterlagen die 
arbeits- und zeitraubenden Eintragungen in die Kontokorrentkonten einzusparen. 

Nach der bisherigen Technik mußte zu jeder Rechnung neben ihrer Eintragung 
im Grund- und Hauptbuch auch das entsprechende Personenkonto herausgesucht 
und nach der Eintragung wieder zurücksortiert werden. Bei 50 und mehr Ver- 
kauf srechnungen je Tag bedeutete das einen erheblichen Arbeitsaufwand, der 
noch nicht die Gewähr dafür leistete, daß Kontenverwechslungen und Fehl- 
eintragungen vermieden worden waren. 

Die Offene-Posten-Buchhaltung verzichtet nun auf die Einrichtung von Kunden- 
konten und benützt zur Offenlegung des jeweiligen Kontostandes die die 
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Geschäftsvorfälle ausweisenden Belege: Rechnungs- und Zahlungskopien. Die 
Firma Remington, Stuttgart, verfährt etwa folgendermaßen: Von den fort- 
laufend numerierten Versandkopien eines Tages wird maschinell ein Additions- 
streifen angefertigt, der auch die Rechnungsnummern enthält, und der ersten 
Rechnung des Tages angeklebt. Die errechnete Summe kommt nun in das Soll 
des Debitoren-Sammelkontos und als Gegenbuchung auf Warenverkauf — Haben. 
Dann erfolgt die Einsortierung der Rechnungen in nach dem Alphabet geordneten 
Ablagemappen. 

Ähnlich wickelt sich das Verfahren mit den Rechnungsausgleichen ab. Der Inhalt 
der Zahlungsbelege, getrennt nach Barzahlungen, Postscheck- und Banküber- 
weisungen usw., wird in einem den Rechnungen aufgedrückten Zahlungsstempel 
nach Bareingang, Skonto, Fracht usw. vermerkt, dann wieder pro Tag nach Geld- 
instituten und in der durch Zahlungsstempel festgelegten Gliederung nach Geld- 
eingang, Skonto, Fracht usw. addiert und den Konten der Geldinstitute, dem für 
Skonto usw. belastet und dem Debitoren-Sammelkonto gutgeschrieben. Bezahlte 
und ausgeglichene Rechnungen werden in einer eigenen Mappe abgelegt, noch 
nicht ausgeglichene verbleiben in der Kundenmappe. 

Auch Fälligkeiten und Mahnungen lassen sich auf den Rechnungskopien leicht 
anbringen. 

Die Stellungnahme der Finanzverwaltung hierzu ist in Abschn. 29 Abs. 2 Ziff . 2 
der Einkommensteuerrichtlinien wie folgt festgelegt: Neben der laufenden Auf- 
zeichnung der unbaren Geschäftsvorfälle in einem Grundbuch muß grundsätzlich 
auch ein Kontokorrentbuch mit einer kontenmäßigen Darstellung der unbaren 
Geschäftsvorfälle, aufgegliedert nach Geschäftsfreunden, geführt werden. Das 
Kontokorrentbuch soll den Kaufmann über den Stand seiner Forderungen und 
Schulden gegenüber seinen Geschäftsfreunden auf dem laufenden halten. Dieser 
Zweck des Kontokorrentbuchs kann durch Führung besonderer Personenkonten 
oder durch eine geordnete Ablage der nicht ausgeglichenen Rechnungen ( Offene - 
Posten-Buchhaltung) erfüllt werden. Gleichzeitig kann auch die grundbuch- 
mäßige Aufzeichnung des unbaren Geschäftsverkehrs vereinfacht werden. 





IV. Bedeutung und Aufgaben von Buchführung und Bilanz 

Mit der Anwendung neuzeitlicher Buchungsverfahren oder -methoden haben sich 
die Aufgaben und Zwecke der Buchhaltung gewaltig gewandelt und ausgeweitet. 

Bereits italienische Schriftsteller des 17. Jahrhunderts (Ludovico Flori und 
Dominico Peri) betrachteten das Hauptbuch und insbesondere das Bilanzkonto 
als Spiegelbild der Wirtschaft, ohne daß es bei ihnen zu einer klaren Erkenntnis 
des Bilanzkontos gekommen wäre. Der Bilanz war lediglich die Rolle zugedacht, 
das Gleichgewicht zwischen den Kontensalden zu kontrollieren; von einer Ein- 
beziehung als organisches Konto in das System der doppelten Buchführung kann 
daher nicht die Rede sein. Auch kamen noch ständige Verwechslungen zwischen 
Kapital- und Bilanzkonto vor. 

Großen Einfluß auf die Entwicklung hatte der bedeutende Kaufmann und 
Handelspolitiker Savary, der eine volle Erkenntnis der Vermögenslage nur von 
einer durch die Inventur gewonnenen Bilanz erwartete. Erfolgs- und Vermögens- 
rechnung laufen bei ihm nebeneinander. 

Der schon bei der Zerlegung des Grundbuches erwähnte Deutsche Flügel setzte 
sich auch für eine Gesetzgebung ein, die die Inventur zur Pflicht macht, weil ohne 
Inventur die Bücher nicht abgeschlossen werden können und das Inventar die 
Voraussetzung der Bilanz ist. Aber seine Zeitgenossen, wie der Philosophie- 
professor Ludovici und K. May, sahen die Bilanz noch als eine kurze Darstellung 
des Kontokorrents bzw. als einen Auszug aus dem Hauptbuch und das Inventar 
als das Verzeichnis aller vorhandenen Waren an. 

Für eine Bilanz im Sinne einer zuverlässigen Übersicht über die Werte des Ver- 
mögens wirkte u. a. der Professor der Hamburger Handelslehranstalt Büsch, der 
gleichzeitig als Vorarbeiter des Preußischen Allgemeinen Landrechts einen 
Namen hat. 

An den großen Neuerungen, die die Buchhaltung im 19. Jahrhundert erfuhr, hat 
das Bilanzkonto nicht in dem gleichen Ausmaß teilgenommen. Erst die Erkenntnis 
der neuesten Zeit, daß die Bilanz am leichtesten Einblick in die wirtschaftlichen 
Zusammenhänge einer Unternehmung vermittelt, hat sie in den Vordergrund 
betriebswirtschaftlicher Betrachtungen und Untersuchungen gerückt. Das aber 
ist nicht ohne Einfluß auf ihren Inhalt und ihre Form geblieben. 

1. Die Bilanz als Augenblicksbild 

Die Bilanz gleicht einem Momentbild, weil sie wie dieses einen Augenblicks- 
zustand, die Vermögenslage einer Unternehmung, festhalten will. Trotz der sehr 
beschränkten Geltungsdauer dieses Vermögensbildes können aus ihm bei ge- 
nügender Klarheit der Aufnahme mannigfache Schlüsse gezogen werden, die 
dadurch an Wert gewinnen, daß die das Bild ändernden Tatsachen aus der Buch- 
haltung ersichtlich sind und außerdem die Bilanzaufnahmen bei Bedarf erneuert 
werden können. Die Wichtigkeit der Bilanz zeigt sich besonders 

auf finanzwirtschaftlichem, 
auf betriebswirtschaftlichem und 
auf steuerlichem Gebiet 
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2. Die finanzwirtschaftliche Bedeutung 

Die Bilanz läßt nicht nur die Größe des in einem Unternehmen tätigen Vermögens 
erkennen, sondern gibt auch Aufschluß über den Anteil eigener und fremder 
Mittel und in bezug auf die letzteren, ob sie kurz- oder langfristig, gesichert oder 
ungesichert zur Verfügung gestellt wurden (s. S. 16/17). Ferner ersieht man aus 
der Bilanz, welchem Zweck die eigenen und fremden Mittel dienen, ob sie also als 
Anlage- oder Umlaufswerte Verwendung gefunden haben. Ein Vergleich 
zwischen den Umlaufsmitteln und Schulden zeigt den Grad der Zahlungsbereit- 
schaft an, und diese in Verbindung mit dem wirtschaftlichen Aufbau überhaupt 
und der durch die Bilanz nachprüfbaren Rentabilität bildet die Grundlage weite- 
rer Kreditbewilligungen. (Siehe Abschnitt „Die Auswertung der Bilanzposten“.) 

3. Die betriebswirtschaftliche Bedeutung 

Wie eingangs dieses Abschnitts erwähnt, haben sich mit der Entwicklung der 
Buchführungsmethoden auch die Aufgaben und Ziele der Buchführung erweitert. 
Besondere Bedeutung kommt der innerbetrieblichen Verrechnung zu, die nament- 
lich in Fertigungsbetrieben das Arbeitsfeld beherrscht. Aus der ehemals kauf- 
männischen Buchhaltung sind unter Anpassung an diese wirtschaftlichen 
Gegebenheiten die Finanz- oder Geschäftsbuchhaltung und die Betriebsbuch- 
haltung entstanden, wovon die erste den Verkehr mit der Außenwelt, mit 
Kunden und Lieferern, den Banken und dem Postscheckamt kontrolliert, während 
die Betriebsbuchhaltung bemüht ist, den innerbetrieblichen Wertumlauf nach 
kalkulatorischen Gesichtspunkten festzuhalten. 

Die Organisation des Rechnungswesens in der Form der kalkulatorischen Buch- 
haltung sichert nicht nur die Erfassung des investierten Unternehmungs- 
vermögens in kurzen Zeitabständen, sondern ermöglicht auch die Berechnung 
des Selbstkostenpreises eines Erzeugnisses unmittelbar nach dessen Fertig- 
stellung und damit verbunden eine Kontrolle der Betriebsgebarung. 

Die Veränderlichkeit der wirtschaftlichen Verhältnisse ließ es geboten erscheinen, 
für den Ertragsnachweis nicht den Jahresabschluß abzuwarten, sondern durch 
kurzfristige Erfolgsrechnungen schon monatlich über den Betriebserfolg und die 
Rentabilität Auskunft zu geben, damit durch rasches Zugreifen etwaige Fehl- 
leistungen korrigiert werden können. 

Es gehört zu den Aufgaben der Marktbeobachtung, an Hand der Kosten- und 
Preis Verhältnisse Vergleiche zwischen den einzelnen Unternehmungen anzu- 
stellen. Diese sind wesentlich erleichtert worden durch den Aufbau der Buch- 
führung mit Hilfe von Kontenplänen. 

Die Kontenpläne haben eine umfassende Vereinheitlichung der Buchhaltungs- 
begriffe gebracht und überlassen die Verbuchung von Geschäftsvorfällen nicht 
mehr dem Ermessen des Buchhalters; die Aufspaltung und Zurechnung von 
Posten muß sich den im Kontenplan vorgesehenen Richtlinien anpassen. 

Aus dieser Entwicklung des betrieblichen Rechnungswesens könnte gefolgert 
werden, daß die Bilanz an Bedeutung verloren hat oder, nach den Worten von 
Professor Nicklisch, entthront sei. Dem ist jedoch nicht so. So wichtig und auf- 
schlußreich auch gute Erfolgsrechnungen sein mögen, aufeinanderfolgende 
Erfolgsnachweise sind ohne das Bindeglied einer Bilanz nicht vorstellbar. 
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Natürlich kann man von einer Bilanz nicht alles erwarten. Buchhaltung und 
Bilanz sind Einrichtungen der Geldwirtschaft, was bedeutet, daß bei der Ent- 
richtung von Löhnen, Gehältern, Zinsen usw. oder beim Ein- und Verkauf von 
Waren Geldbeträge nur nach ihrem Nominalwert und nicht nach der inneren 
Kaufkraft gebucht werden. Eine solche Geldrechnung vermag aber nicht gleich- 
zeitig eine mengen- und geldmäßige Erhaltung des Unternehmungsvermögens 
zu sichern. Nur soweit die der Verrechnung dienende Währung stabil bleibt, 
repräsentieren die Buchungs- und Bilanzposten auch eine bestimmte Güter- 
substanz. (Über die Verwendung der Wiederbeschaffungskosten zur Substanz- 
erhaltung vgl. den Abschnitt „Die organische Bilanz“ S. 351.) 

Die Bilanz vermag auch nicht mit der Summe der Aktiva den Gesamtwert der 
Unternehmung auszudrücken, da das Wirken des investierten Vermögens von 
Menschen abhängig ist, deren Leistung wohl durch die Buchführung erfaßt, sonst 
aber in der Bilanz nicht ausgewiesen wird. Bei guter Beschäftigungs- und Preis- 
lage wird dieser Wert höher liegen, weil die Güte der Organisation, der Kunden- 
kreis, Standortvorteile, etwaige Patente und Konzessionen Geldbesitzer ver- 
anlassen können, ihrem Verlangen nach einer solchen Unternehmung durch ein 
Kauf gebot Ausdruck zu verleihen, das die Summe des investierten Vermögens 
überragt. Der Käufer bucht dann die Differenz als immaterielles Aktivum unter 
dem Namen Firmenwert (Goodwill). Seine Berechnung geht vom Ertragswert 
aus und berücksichtigt daneben die Gesamtsumme der einzelnen Vermögensteile: 
Firmenwert = Differenz aus Ertragswert abzüglich Substanzwert. Bei Ver- 
äußerungen wird der Mehrwert oft durch Halbierung auf Käufer und Verkäufer 
verteilt. 

Die Bilanz kann überhaupt kein Garant dafür sein, daß die aufgeführten Posten 
wirklich vorhanden sind und richtig bewertet wurden, weil die Zahlen an sich 
etwaige Fälschungen kaum erkennen lassen. Aber soweit man es mit redlichen 
Kaufleuten zu tun hat, gibt eine nach den Grundsätzen einer ordnungsmäßigen 
Buchführung aufgestellte Bilanz doch einen möglichst sicheren Einblick in die 
Lage eines Unternehmens. 




V. Die Bilanz und das Recht 

1. Die Buchführungs~ und Bilanzpflicht nach dem HGB 

Infolge der großen Bedeutung der Bilanz ist ihre Aufstellung zahlreichen Unter- 
nehmungen zur Pflicht gemacht worden. § 39 HGB fordert Bilanzen von Kauf- 
leuten, weil die Buchführung als typisch kaufmännische Darstellung wertmäßig 
erfaßbarer Betriebsvorgänge angesehen wird. 

§ 39 HGB lautet: 

„Jeder Kaufmann hat bei dem Beginn seines Handelsgewerbes seine Grundstücke, seine 
Forderungen und Schulden, den Betrag seines baren Geldes und seine sonstigen Ver- 
mögensgegenstände genau zu verzeichnen, dabei den Wert der einzelnen Vermögens- 
gegenstände anzugeben und einen das Verhältnis des Vermögens und der Schulden dar- 
stellenden Abschluß zu machen. 

Er hat demnächst für den Schluß eines jeden Geschäftsjahrs ein solches Inventar und 
eine solche Bilanz aufzustellen; die Dauer des Geschäftsjahrs darf zwölf Monate nicht 
überschreiten. Die Aufstellung des Inventars und der Bilanz ist innerhalb der einem 
ordnungsmäßigen Geschäftsgang entsprechenden Zeit zu bewirken. 

Hat der Kaufmann ein Warenlager, bei dem nach der Beschaffenheit des Geschäfts die 
Aufnahme des Inventars nicht füglich in jedem Jahr geschehen kann, so genügt es, 
wenn sie alle zwei Jahre erfolgt. Die Verpflichtung zur jährlichen Aufstellung der 
Bilanz wird hierdurch nicht berührt.“ 

Da das Handelsgesetzbuch aber den Kaufmannsbegriff wesentlich weiter faßt 
als der gewöhnliche Sprachgebrauch, so gehören zu den Bilanzpflichtigen nicht 
nur Warenhändler, sondern auch Fabrikanten, Transportunternehmer, Bankiers 
und ähnliche Gewerbetreibende, die teils auf Grund ihrer Organisation, teils im 
Hinblick auf ihre Betriebsweise den Kaufleuten zugerechnet werden. Durch das 
Gesetz über die Kaufmannseigenschaft von Handwerkern vom 31. März 1953 
zählen auch gewisse Handwerkerkreise zu den Kaufleuten. § 2 HGB hat darum 
folgende Fassung erhalten: 

„Ein handwerkliches oder ein sonstiges gewerbliches Unternehmen, dessen Gewerbe- 
betrieb nicht schon nach § 1 Absatz 2 als Handelsgewerbe gilt, das jedoch nach Art und 
Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, gilt 
als Handelsgewerbe im Sinne dieses Gesetzbuchs, sofern die Firma des Unternehmens 
in das Handelsregister eingetragen worden ist. Der Unternehmer ist verpflichtet, die 
Eintragung nach den für die Eintragung kaufmännischer Firmen geltenden Vor- 
schriften herbeizuführen.“ 

Demgemäß kommen auch für sie die Vorschriften des § 39 HGB in Betracht. 



2. Die Buchführung kleinerer Gewerbetreibender 

Eine Sonderstellung nehmen nach § 4 HGB nur noch Gewerbebetriebe ein, die 
nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäfts- 
betrieb nicht benötigen. 

Soweit Handwerker darunterfallen, kommt für sie noch die Anordnung vom 
20. Oktober 1937 in Frage, nach der jeder Handwerker vom 1. 4. 1938 ab eine 
Buchhaltung einzurichten und ordnungsmäßig zu führen hat, zu der mindestens 
gehören müssen 
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(1) ein Bilanzbuch für den Vermögensnachweis, 

(2) ein Tagebuch zur Aufnahme aller Geschäftsvorfälle in zeitlicher Reihenfolge, 

(3) ein Kassenbuch zur Verbuchung der Bareinnahmen und -ausgaben, wobei 
außer den üblichen Spalten für Datum, Text, Beleg, Gesamtbetrag und 
umsatzsteuerpflichtigen Betrag im Soll noch solche für getrennte Einnahmen 
aus Laden und Werkstatt und im Haben Spalten für Werkstoffe, Löhne, Ent- 
nahmen, Gemeinkosten usw. vorzusehen sind, 

(4) ein Kontokorrentbuch zur Darstellung der Guthaben- und Schuldverhältnisse 
und 

(5) ein Wareneingangsbuch, für das bei verschiedenen Handwerkern (Bäcker, 
Uhrmacher usw.) gleichwertige Ersatzbücher möglich sind. 

Für Angehörige des Einzelhandels hat die am 1. Oktober 1938 ergangene An- 
ordnung der Wirtschaftsgruppe „Einzelhandel“ Bedeutung, die von allen Kauf- 
leuten, soweit sie nicht schon durch andere Vorschriften zur Buchführung ange- 
halten werden, vom 1. Januar 1939 ab die Beachtung aufgestellter Mindest- 
anforderungen für die Registrierung des Vermögens und seiner Veränderungen 
verlangt. 

Durch einen Runderlaß des Verwaltungsamts für Wirtschaft vom 26. Juni 1947 
hat diese Anordnung ihre Geltung beibehalten. Betroffen von ihr werden ins- 
besondere Geschäfte kleineren Ausmaßes und die sogenannten Minderkaufleute, 
die § 4 HGB von der Buchführung ausnimmt. 

Die im Anschluß an die Anordnung gebildete Buchführung ist unter dem Namen 
„Mindestbuchführung“ bekannt. Zu ihr gehören: 

1. Ein Geschäftstagebuch, in das täglich und lückenlos die Einnahmen und Aus- 
gaben nach dem Kassenberichtsblock und die Zu- und Abgänge auf bargeldlosen 
Zahlungskonten (Postscheck oder Bank), getrennt nach Betriebskosten, Privat- 
entnahmen, Warenein- und -Verkäufen und sonstigen Geschäfts Vorfällen, ein- 
zutragen sind. Das erweiterte Geschäftstagebuch enthält dazu Spalten für Kunden 
und Lieferer. 




2. Das Wareneingangsbuch (s. S. 62). 

3. Kassenberichtsblocks, die nach vorgeschriebenem Muster täglich die Barein- 
nahmen aus Warenverkäufen als Tageslosung ermitteln. 

4. Bücher für Kundenkredite und Lief er er schulden, soweit derartige Posten Vor- 
kommen und die Forderungen und Schulden nicht schon auf besonderen Konten 
in der Buchführung (Geschäftstagebuch) erfaßt werden. 
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Nr 


Kassenbericht 

vom 4. Januar 19 




. 






Buch.- 


Kassenbestand bei Geschäftsschluß 




157,40 


vermerk 


Ausgaben im Laufe des Tages 








1. Zahlungen für Wareneinkäufe 








und Warennebenkosten (Frachten, 








Verpackung usw.): 








Lieferung Müller 


45, — 






Fracht und Rollgeld 


6, — 


51 — 




2. Geschäftsausgaben: 








Packmaterial 




16 — 






Heizmaterial für das Geschäft 


21,— 


37,— 




3. Privatentnahmen 








für den Haushalt 




25,- 




4. Sonstige: 










Einzahlung auf Bankkonto 


75,— 


75,— 






Zusammen 


| 


345,40 




abzüglich Kassenendbestand des 


1 

1 

i 






Vortages 






132,— 




= Kasseneingang 






213,40 




5. abzüglich sonstige Einnahmen: 








Eingang durch Postscheck 


25,— 


25,— 




= Bareinnahmen (Tageslosung) 




188,40 




Kundenzahl: 


94 




N. N. 






(Unterschrift) 



5. Aufzeichnungen über die Inventur und beim Abschluß (Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung), wobei sämtliche Vermögens- und Schuldverhältnisse zum 
Jahresabschluß (wie Bargeld, Postscheck- und Bankguthaben, Warenlager, Ein- 
richtung, Außenstände, Schulden usw.) genau zu vermerken sind. 

Eine indirekte Pflicht zur Buchführung enthält die Verordnung PR Nr. 30/53 über 
die Preise bei öffentlichen Aufträgen vom 21. November 1953 (LSP), die die Ver- 
ordnung über die Preisermittlung auf Grund der Selbstkosten bei Leistungen 
für öffentliche Auftraggeber vom 15. November 1938, unter der Abkürzung LSÖ 
bekannt, abgelöst hat. Darin steht unter I. Allgemeines, Nr. 2: 

„Der Auftragnehmer ist zur Führung eines geordneten Rechnungswesens verpflichtet. 
Dieses muß jederzeit die Feststellung der Kosten und Leistungen, die Abstimmung 
der Kosten- und Leistungsrechnung mit der Aufwands- und Ertragsrechnung sowie 
die Ermittlung von Preisen auf Grund der Selbstkosten ermöglichen.“ 

Einen solchen Aufschluß kann aber nur eine ordnungsmäßige Buchführung 
geben, und da als öffentliche Aufträge die des Bundes, der Länder, der Gemein- 
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den und Gemeindeverbände und der sonstigen juristischen Personen des öffent- 
lichen Hechts, ja, unter besonderen Voraussetzungen sogar die der Unternehmun- 
gen des Privatrechts anzusehen sind, hat die Verordnung ziemlich allgemeine 
Geltung für weite Kreise der gewerblichen Wirtschaft. 

3. Die Budiführungs- und Bilanzpflicht nach Steuer recht 

Umfangreiche Buchführungsvorschriften enthält die Reichsabgabenordnung (AO). 
Die AO hat in § 160 zunächst die handelsrechtliche Forderung zu einer steuer- 
rechtlichen umgewandelt, dann aber die etwas allgemein gehaltene Vorschrift 
des HGB genauer Umrissen. In ihrer ersten Fassung erweiterte die AO den Kreis 
der Buchführungspflichtigen ganz wesentlich durch Festlegung des jährlichen 
steuerpflichtigen Einkommens von 2000 DM. Die AO vom 1. Dezember 1936 hat 
diese Ausweitung nicht beibehalten, sondern für die Besteuerung nach Einkom- 
men, Ertrag und Vermögen die Buchführungspflicht an Umsatz- oder Betriebs- 
vermögens- oder Ertragswerte größeren Ausmaßes geknüpft. 

§ 161 AO macht die Buchführungspflicht abhängig entweder von 

a) einem Gesamtumsatz von mehr als 200 000 DM oder 

b) einem Betriebsvermögen von mehr als 50 000 DM oder 

c) einem land- und forstwirtschaftlichen Vermögen von mehr als 100 000 DM 
oder 

d) einem Gewerbeertrag von mehr als 9000 DM oder 

e) Reineinkünften aus Land- und Forstwirtschaft von mehr als 9000 DM. 

Ohne Einschränkung besteht nur die Forderung nach Aufzeichnungen zugunsten 
der Umsatzsteuer durch § 161 Abs. 1 Ziff . 2 AO und die nach dem Wareneingangs- 
huch durch die sogenannte Dresdener Verordnung vom 20. Juni 1935. Auf Einzel- 
heiten wird in dem Abschnitt „Bilanz und Ertragsermittlung“ eingegangen. 

4. Die behördliche Handhabung der Pflichtbestimmungen 

Ein unmittelbarer Zwang zur Erfüllung aller dieser handeis- und steuerrecht- 
lichen Verpflichtungen, etwa durch Ordnungsstrafen, besteht nicht. Einen Druck 
übt höchstens die Gefahr aus, bei unterlassener Buchführung und geschäftlichem 
Zusammenbruch wegen betrügerischen Bankrotts strafrechtlich verfolgt zu 
werden oder aber die Festsetzung der Steuerschuld durch eine sicherlich nicht 
vorteilhafte Schätzung seitens der Steuerbehörde zu erfahren. 

Wer ohne Buchführung ist, hat auch gewöhnlich nicht die Möglichkeit, Bedenken 
des Finanzamts gegen die Richtigkeit einer Steuererklärung zu zerstreuen oder 
Steuerermäßigungen in Anspruch zu nehmen, deren Bewilligung an die Voraus- 
setzung einer ordnungsmäßigen Buchführung geknüpft ist. 

§ 6 Abs. 2 EStG macht z. B. das Recht der sofortigen Absetzung geringwertiger 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens von dem Vorhandensein einer ordnungs- 
mäßigen Buchführung abhängig. 

§ 205 Abs. 2 AO: 

„Trägt das Finanzamt Bedenken gegen die Richtigkeit der Erklärung, so hat es, wenn 
nötig, Ermittlungen vorzunehmen; es kann den Steuerpflichtigen, falls eine Aufforde- 
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rung zu schriftlicher Erklärung nicht angezeigt ist oder keinen Erfolg hat, vorladen und 
ihn nach §§ 170 ff. zu Auskunft und weiteren Nachweisungen anhalten.“ 

§ 170 AO: 

. Kann er nicht aus dem Gedächtnis Auskunft geben, so hat er Schriftstücke und 
Geschäftsbücher, die ihm zur Verfügung stehen, einzusehen und, soweit nötig, Auf- 
zeichnungen daraus zu entnehmen.“ 

§ 171 Abs. 2 AO: 

„Er hat Aufzeichnungen, Bücher und Geschäftspapiere sowie Urkunden, die für die 
Festsetzung der Steuer von Bedeutung sind, auf Verlangen (§ 207) zur Einsicht und 
Prüfung vorzulegen.“ 

§ 172 Abs. 1 AO: 

„Steuerpflichtige, die Handelsbücher im Sinne des Handelsgesetzbuches führen, haben 
auf Verlangen eine Abschrift ihrer unverkürzten Bilanzen mit Erläuterungen einzu- 
reichen. Wenn sie nach ihrer Buchführung eine Gewinn- und Verlustrechnung auf- 
stellen, ist auch diese beizufügen.“ 

§ 202 AO bietet den Finanzämtern die Möglichkeit, Anordnungen im Besteue- 
rungsverfahren durch „Auferlegung eines Erzwingungsgeldes, durch Ausführung 
auf Kosten des Pflichtigen und unmittelbar zu erzwingen“. Dadurch sind ihnen 
auch Mittel an die Hand gegeben, die Buchführungspflicht durchzudrücken. 

5. Die handels- und steuerrechtlichen Formvorschriften 

Weitere handeis- und steuerrechtliche Bestimmungen über Buchführung und 
Bilanz sind Formvorschriften, die sich in bezug auf die Bilanz mit der Häufigkeit 
der Aufstellung, der Verwendung der Geldeinheit, der Unterzeichnung und ge- 
ordneten Aufbewahrung befassen. Eine Bilanz ist erforderlich beim Beginn eines 
Gewerbes und dann mindestens zum Schluß eines jeden Geschäftsjahres mit 
nicht mehr als 12 Monaten Umfang. Bei umfangreichen und sehr vielgestaltigen 
Warenlagern gestattet § 39 Abs. 3 HGB eine zweijährliche genaue Bestands- 
aufnahme und begnügt sich daher bei der Aufstellung der entsprechenden Jahres- 
bilanz mit einer Schätzung der Waren, z. B. an Hand von Bestandseintragungen. 
Die AO hat diese Vergünstigungen nicht übernommen, sondern hält an Abschlüs- 
sen „auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen“ fest (§ 161 Abs. 1 AO). 

Die Bilanz ist in D-Mark (seit dem 21. Juni 1948) aufzustellen und bei Einzel- 
unternehmungen vom Betriebsinhaber, bei Personengesellschaften von allen 
persönlich haftenden Gesellschaftern zu unterzeichnen. Die Sorge für die not- 
wendige Buchführung und die Aufstellung der Jahresbilanz einer Aktiengesell- 
schaft ist nach §§ 82 und 125 AktG Angelegenheit des Vorstandes, die Genehmi- 
gung des Jahresabschlusses Sache des Aufsichtsrats oder der Hauptversammlung. 
Bei der GmbH obliegen die genannten Arbeiten nach §§ 41 und 46 GmbHG den 
Geschäftsführern und der Versammlung der Gesellschafter. In Genossenschaften 
hat nach § 33 GenG der Vorstand für die erforderliche Buchführung Sorge zu 
tragen. 

Falls die Bilanzen nicht in einem Buch eingetragen werden, sind sie gesammelt 
und in zusammenhängender Reihenfolge aufzubewahren. Entsprechen die Bilan- 
zen diesen Formvorschriften, so sind sie äußerlich als ordnungsgemäß aufgestellt 
anzusehen und genügen damit § 38 HGB und § 162 AO. 





64 



Die Bilanz und das Recht 



Neben der äußeren Ordnungsmäßigkeit gibt es aber auch eine innere, d. h. mate- 
rielle oder sachliche Ordnungsmäßigkeit . Auch darüber stellen das HGB und die 
AO Grundsätze auf, und Bilanzen, die ihnen entsprechen, werden als richtig 
bezeichnet. 

§40 HGB: 

„Die Bilanz ist in Reichswährung aufzustellen. Bei der Aufstellung des Inventars und 
der Bilanz sind sämtliche Vermögensgegenstände und Schulden nach dem Werte anzu- 
setzen, der ihnen in dem Zeitpunkt beizulegen ist, für welchen die Aufstellung statt- 
findet. Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werte anzusetzen, 
uneinbringliche Forderungen abzuschreiben.“ 

§ 41 HGB: 

„Das Inventar und die Bilanz sind von dem Kaufmann zu unterzeichnen. Sind mehrere 
persönlich haftende Gesellschafter vorhanden, so haben sie alle zu unterzeichnen. 

Das Inventar und die Bilanz können in ein dazu bestimmtes Buch eingeschrieben oder 
jedesmal besonders auf gestellt werden. Im letzteren Falle sind sie zu sammeln und in 
zusammenhängender Reihenfolge geordnet aufzubewahren.“ 

§ 172 Abs. 2—4 AO: 

„Aus der Bilanz oder den Erläuterungen soll klar hervorgehen, wie Gegenstände des 
Gebrauchs und Lagerbestände bewertet und welche Beträge darauf und auf zweifel- 
hafte und uneinbringliche Forderungen oder sonst abgeschrieben worden sind. 

Wenn Ausgaben für Anlagen als Unkosten gebucht sind, ist der Betrag in den Erläute- 
rungen anzugeben. 

Als Schuldposten dürfen Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gefälligkeitsakzepten und 
dergleichen in der Bilanz nur aufgeführt werden, wenn die Rückgriffsrechte berück- 
sichtigt sind.“ 

Eingehender äußert sich Abschn. 29 EStR über das Wesen einer ordnungsmäßigen 
Buchführung: 

„Eine Buchführung ist ordnungsmäßig, wenn sie den Grundsätzen des Handelsrechts 
entspricht. Das ist der Fall, wenn die für die kaufmännische Buchführung erforder- 
lichen Bücher geführt werden, die Bücher förmlich in Ordnung sind und der Inhalt sach- 
lich richtig ist. Die Buchführung muß die zuverlässige Aufzeichnung aller Geschäfts- 
vorfälle und des Vermögens ermöglichen und gewährleisten. Der Kaufmann und ein 
sachverständiger Dritter müssen jederzeit die erforderliche Übersicht über die Ge- 
schäfts- und Vermögenslage in angemessener Zeit gewinnen können.“ 



6. Der Aufbau der Bilanz 
a) Bilanzen für Aktiengesellschaften 

Für die Beurteilung einer Bilanz ist ihr äußerer Aufbau von großer Bedeutung. 
Aber gerade in bezug auf den Aufbau und die Gliederung der Bilanzposten hatten 
sich die erlassenen Gesetze weitgehende Zurückhaltung auferlegt, weil man es 
wahrscheinlich vermeiden wollte, die Verschiedenartigkeiten der Geschäfts- 
zweige und Unternehmungsformen in einen einheitlichen Rahmen zu pressen. 
Erst der Aktienrechtsnovelle vom Jahre 1931 war es Vorbehalten, die gesetzliche 
Lücke wenigstens für Aktiengesellschaften zu schließen. Der dem HGB damals 
eingefügte § 261 a ist im Aktiengesetz vom 30. Januar 1937 zum § 131 geworden; 
§ 131 Abs. 1 AktG hat folgenden Wortlaut: 
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Gliederung der Jahresbilanz 

In der Jahresbilanz sind, wenn der Geschäftszweig keine abweichende Gliederung be- 
dingt, die gleichwertig sein muß, unbeschadet einer weiteren Gliederung folgende Po- 
sten gesondert auszuweisen: 

A. Auf der Aktivseite: 

I. Ausstehende Einlagen auf das Grundkapital. 

II. Anlagevermögen: 

1. Bebaute Grundstücke mit 

a) Geschäfts- oder Wohngebäuden, 

b) Fabrikgebäuden oder anderen Baulichkeiten; 

2. unbebaute Grundstücke; 

3. Maschinen und maschinelle Anlagen; 

4. Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsausstattung; 

5. Konzessionen, Patente, Lizenzen, Marken- und ähnliche Rechte; 

6. Beteiligungen, gleichviel, ob sie in Wertpapieren verkörpert sind oder nicht. 
Aktien oder Anteile einer Kapitalgesellschaft, deren Nennbeträge insgesamt 
den vierten Teil des Grundkapitals dieser Gesellschaft erreichen, sowie Kuxe 
einer bergrechtlichen Gewerkschaft, deren Zahl insgesamt den vierten Teil 
der Kuxe dieser Gewerkschaft erreicht, gelten im Zweifel als Beteiligung; 

7. andere Wertpapiere des Anlagevermögens. 

III. Umlaufvermögen: 

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 

2. halbfertige Erzeugnisse; 

3. fertige Erzeugnisse, Waren; 

4. Wertpapiere, soweit sie nicht unter II Nr. 6 oder 7, III Nr. 5, 12 oder 13 auf- 
zuführen sind; 

5. eigene Aktien und Aktien einer herrschenden Gesellschaft unter Angabe ihres 
Nennbetrags; 

6. Hypotheken, Grund- und Rentenschulden; 

7. von der Gesellschaft geleistete Anzahlungen; 

8. Forderungen auf Grund von Warenlieferungen und Leistungen; 

9. Forderungen an Konzernunternehmen; 

10. Forderungen aus Krediten, die nach § 80 nur mit ausdrücklicher Zustimmung 
des Aufsichtsrats gewährt werden dürfen; 

11. Forderungen an Aufsichtsratsmitglieder, soweit sie nicht aus Geschäften ent- 
standen sind, die der Betrieb der Gesellschaft gewöhnlich mit sich bringt; 

12. Wechsel; 

13. Schecks; 

14. Kassenbestand einschließlich Reichsbank- und Postscheckguthaben; 

15. andere Bankguthaben; 

16. sonstige Forderungen. 

IV. Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen. 

B. Auf der Passivseite: 

I. Grundkapital; die Gesamtnennbeträge der Aktien jeder Gattung sind gesondert 
anzugeben; sind Mehrstimmrechtsaktien ausgegeben, so ist ihre Gesamtstimmen- 
zahl und die der übrigen Aktien zu vermerken; bedingtes Kapital ist mit dem 
Nennbetrag zu vermerken. 

II. Rücklagen: 

1. gesetzliche Rücklage; 

2. andere Rücklagen (freie Rücklagen). 
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III. Wertberichtigungen zu Posten des Anlagevermögens. 

IV. Rückstellungen für ungewisse Schulden. 

V. Verbindlichkeiten: 

1. Anleihen unter Angabe ihrer dinglichen Sicherung; 

2. Hypotheken, Grund- und Rentenschulden; 

3. von Arbeitern und Angestellten gegebene Pfandgelder; 

4. Verbindlichkeiten aus Werkspareinlagen; 

5. Anzahlungen von Kunden; 

6. Verbindlichkeiten auf Grund von Warenlieferungen und Leistungen; 

7. Verbindlichkeiten gegenüber Konzemunternehmen; 

8. Verbindlichkeiten aus der Annahme von gezogenen Wechseln und der Aus- 
stellung eigener Wechsel; 

9. Verbindlichkeiten gegenüber Banken; 

10. sonstige Verbindlichkeiten. 

VI. Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen. 

Dieser Aufbau einer Bilanz entspricht nach allgemeiner Auffassung nicht mehr 
neuzeitlichen Anforderungen. Darum sieht der Regierungsentwurf eines neuen 
Aktiengesetzes in § 144 eine wesentlich verfeinerte Gliederung vor, durch die ein 
deutlicheres Bild von der Lage der Gesellschaft, insbesondere von ihrer Liqui- 
dität, vermittelt werden soll. 

Gliederung der Jahresbilanz 

(1) In der Jahresbilanz sind, wenn der Geschäftszweig keine abweichende Gliederung 
bedingt, die gleichwertig sein muß, unbeschadet einer weiteren Gliederung folgende 
Posten gesondert auszuweisen: 

Auf der Aktivseite: 

I. Ausstehende Einlagen auf das Grundkapital; 
davon eingefordert: 

II. Anlagevermögen: 

A. Sachanlagen und immaterielle Anlagewerte: 

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Fabrik- und 
anderen Bauten; 

2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten; 

3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten; 

4. Bauten auf fremden Grundstücken, die nicht zu Nummer 1 oder 2 gehören; 

5. Maschinen und maschinelle Anlagen; 

6. Betriebs- und Geschäftsausstattung; 

7. Anlagen im Bau und Anzahlungen auf Anlagen; 

8. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte sowie Lizen- 
zen an solchen Rechten. 

B. Finanzanlagen: 

1. Beteiligungen; 

2. Wertpapiere des Anlagevermögens, die nicht zu Nummer 1 gehören; 

3. Ausleihungen mit einer Laufzeit von mehr als vier Jahren, 
davon durch Grundpfandrechte gesichert: 

III. Vorräte: 

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 

2. unfertige Erzeugnisse; 

3. fertige Erzeugnisse, Waren. 
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IV. Andere Vermögensgegenstände: 

1. geleistete Anzahlungen, soweit sie nicht zu II A Nr. 7 gehören; 

2. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen; 
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr: 

3. Wechsel; 

davon bundesbankfähig: 

4. Schecks; 

5. Kassenbestand, Bundesbank- und Postscheckguthaben; 

6. Guthaben bei Kreditinstituten; 

7. Wertpapiere, die nicht zu Nummer 3, 4, 8 oder 9 oder zu II B gehören; 

8. eigene Aktien unter Angabe ihres Nennbetrags; 

9. Anteile an einer herrschenden Kapitalgesellschaft oder bergrechtlichen Ge- 
werkschaft unter Angabe ihres Nennbetrags, bei Kuxen ihrer Zahl; 

10. Forderungen an Konzemunternehmen, abhängige oder herrschende Unter- 
nehmen; 

11. Forderungen aus Krediten, die 

a) unter § 86 (Kredite an Vorstandsmitglieder), 

b) unter § 111 (Kredite an Aufsichtsratsmitglieder) 
fallen; 

12. sonstige Vermögensgegenstände. 

V. Rechnungsabgrenzungsposten. 

VI. Bilanzverlust. 

Auf der Passivseite: 

I. Grundkapital. 

II. Offene Rücklagen: 

1. gesetzliche Rücklage; 

2. andere Rücklagen (freie Rücklagen). 

III. Wertberichtigungen. 

IV. Rückstellungen: 

1 . Pensionsrückstellungen ; 

2. langfristige Rückstellungen; 

3. sonstige Rückstellungen. 

V. Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit von mehr als vier Jahren: 

1. Anleihen; 

davon durch Grundpfandrechte gesichert: 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten; 
davon durch Grundpfandrechte gesichert: 

3. sonstige Verbindlichkeiten; 

davon durch Grundpfandrechte gesichert: 

Von Nummer 1 bis 3 sind binnen vier Jahren fällig: 

VI. Andere Verbindlichkeiten: 

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen; 

2. Verbindlichkeiten aus der Annahme gezogener Wechsel und der Ausstellung 
eigener Wechsel; 

3. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, soweit sie nicht zu V gehören; 

4. erhaltene Anzahlungen; 

5. Verbindlichkeiten gegenüber Konzernunternehmen, abhängigen oder herr- 
schenden Unternehmen; 

6. sonstige Verbindlichkeiten. 

VII. Rechnungsabgrenzungsposten. 

VIII. Bilanzgewinn. 



5 * 
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(2) Sind unter einen Posten fallende Gegenstände bei einer Gesellschaft nicht vor- 
handen, so braucht der Posten nicht auf geführt zu werden. 

(3) Fällt ein Gegenstand unter mehrere Posten, so ist bei dem Posten, unter dem er 
ausgewiesen wird, die Mitzugehörigkeit zu den anderen Posten zu vermerken, wenn 
dies zur Aufstellung einer klaren und übersichtlichen Jahresbilanz nötig ist. Forde- 
rungen und Verbindlichkeiten gegenüber Konzernunternehmen, abhängigen oder herr- 
schenden Unternehmen sind in der Regel als solche auszuweisen; werden sie unter 
anderen Posten ausgewiesen, so muß diese Eigenschaft vermerkt werden. Eigene 
Aktien und Anteile an einer herrschenden Kapitalgesellschaft oder bergrechtlichen 
Gewerkschaft dürfen nicht unter anderen Posten auf geführt werden. 

(4) Abschreibungen, Wertberichtigungen, Rückstellungen und Einstellungen in Sonder- 
posten mit Rücklageanteil sind bereits in der Jahresbilanz vorzunehmen. Gleiches gilt 
für Entnahmen aus offenen Rücklagen sowie für Einstellungen in offene Rücklagen, die 
nach Gesetz oder Satzung vorzunehmen sind oder die Vorstand und Aufsichtsrat auf 
Grund einer Ermächtigung in der Satzung vornehmen. Der Überschuß der Aktivposten 
über die Passivposten (Bilanzgewinn) oder der Überschuß der Passivposten über die 
Aktivposten (Bilanzverlust) ist am Schluß der Jahresbilanz ungeteilt und gesondert 
auszuweisen. 

(5) In der Jahresbilanz sind, sofern sie nicht auf der Passivseite auszuweisen sind, in 
voller Höhe gesondert zu vermerken: 

1. Verbindlichkeiten aus der Begebung und Übertragung von Wechseln; 

2. Verbindlichkeiten aus Bürgschaften, Wechsel- und Scheckbürgschaften; 

3. Verbindlichkeiten aus Gewährleistungsverträgen; 

4. Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten. 

Sie sind auch dann zu vermerken, wenn ihnen gleichwertige Rückgriffsforderungen 
gegenüberstehen. Besteht die Verbindlichkeit oder die Haftung gegenüber einem Kon- 
zernuntemehmen, einem abhängigen oder einem herrschenden Unternehmen, so ist dies 
bei den einzelnen Vermerken unter Angabe des Betrags anzugeben. 

Ergänzend dazu verlangt § 145 des Regierungsentwurfs: 

1. Beim Anlagevermögen sind nur die Gegenstände auszuweisen, die am Abschluß- 
stichtag dauernd dem Geschäftsbetrieb der Gesellschaft zu dienen bestimmt sind. 
Zu- und Abgänge und die darauf und auf den Bestand entfallenden Abschreibungen, 
Wertberichtigungen und Umbuchungen sind gesondert aufzuführen. 

2. Als Beteiligung gelten im Zweifel Anteile an einer Kapitalgesellschaft, die 25 °/o 
des Nennkapitals dieser Gesellschaft ausmachen. 

3. Beim Grundkapital ist das Nennkapital nach Aktienarten anzugeben. 

4. Bei den offenen Rücklagen sind anzugeben: 

a) Beträge aus dem Vorjahresgewinn; 

b) Beträge aus dem laufenden Geschäftsjahr; 

c) Beträge, die für das laufende Geschäftsjahr entnommen wurden. 

5. Rücklagen, die erst bei ihrer Auflösung zu versteuern sind, müssen gesondert aus- 
gewiesen werden. 

6. Wertberichtigungen sind nur gestattet zu Sachanlagen, Beteiligungen und Wert- 
papieren des Anlagevermögens und als Pauschalwertberichtigung zu Forderungen 
nach Maßgabe des Kreditrisikos. 

7. Rückstellungen dürfen nur für ungewisse Verbindlichkeiten und drohende Verluste 
aus schwebenden Geschäften gebildet werden. Bei Pensionsrückstellungen sind 
solche für laufende Pensionen und solche für Anwartschaften auseinanderzuhalten. 
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8. Folgende Aufrechnungen sind untersagt: Forderungen mit Verbindlichkeiten, nicht 
abgerechnete Leistungen mit Anzahlungen, Grundstücksrechte mit Grundstücks- 
lasten. 

9. Als Rechnungsabgrenzungsposten sind nur zugelassen: 

a) unter den Aktiven Ausgaben vor dem Abschlußstichtag, die Aufwand nach 
diesem Tag darstellen, 

b) unter den Passiven Einnahmen vor dem Abschlußstichtag, die Ertrag nach diesem 
Tage sind. 



b) Bilanzen für Einzelhandelsunternehmungen 

Diesem Schema passen sich nun auch andere Unternehmungen mit verwandtem 
Betriebsaufbau an (siehe auch Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 11. No- 
vember 1937 S. 71 Punkt 6); es eignet sich dagegen nicht für Betriebe mit durch 
den Betriebszweck bedingtem völlig anders geartetem Betriebsaufbau, also bei- 
spielsweise für Einzelhandelsunternehmungen. Auch für sie ist infolge der Man- 
nigfaltigkeit der Geschäftszweige ein starrer Bilanzrahmen nicht verwendbar; 
immerhin wurde dem Einzelhandel schon 1935 ein Bilanzaufbau empfohlen, den 
der Deutsche Industrie- und Handelstag, der Zentralverband des Bank- und 
Bankiergewerbes, der Reichsverband der Deutschen Industrie, der Reichsverband 
des Groß- und Überseehandels und die Hauptgemeinschaft des deutschen Einzel- 
handels als „geeignete Grundlage“ bezeichneten. Der Kontenplan sah folgende 
Hauptgruppen vor, die natürlich im Interesse weiterer Klarheit unterteilt werden 
konnten: 

1. Geld 5. Anlage werte 

2. Waren 6. Kapital- und Abschlußrechnung 

3. Kosten 7. Nebenbetriebe 

4. Forderungen und Schulden 8. Sondererträge. 

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses von Kreditinstituten bestehen durch 
VO vom 15. Dezember 1950 neue Formblätter, deren Gebrauch durch Richtlinien 
vom 4. Mai 1951 erläutert wird. Die Richtlinien betreffen 

Aktien- und GmbH-Banken, 

Kreditgenossenschaften, 

Privatbankiers als Einzelfirma, OHG oder KG und 
Sparkassen. 

Die Formblätter der einzelnen Gruppen sind einander weitgehend angeglichen 
und zeigen nur für einzelne Positionen Abweichungen. 



c) Bilanzen für Genossenschaften 

Nach § 33 d GenG hat die Jahresbilanz, soweit nicht der Geschäftszweig der 
Genossenschaft eine abweichende Gliederung bedingt, unbeschadet einer weite- 
ren Gliederung folgende Posten besonders auszu weisen: 
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A. Auf der Seite der Aktiven: 

I. Anlagevermögen: 

1. Unbebaute Grundstücke; 

2. Bebaute Grundstücke: 

a) dem Geschäftsbetrieb der Genossenschaft dienende Grundstücke; 

b) sonstige Grundstücke; 

3. Maschinen und maschinelle Anlagen; 

4. Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsinventar; 

5. Konzessionen, Patente, Lizenzen, Marken- und ähnliche Hechte. 

II. Beteiligungen einschließlich der zur Beteiligung bestimmten Wertpapiere. 

III. Umlaufvermögen: 

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 

2. halbfertige Erzeugnisse; 

3. fertige Erzeugnisse, Waren; 

4. Wertpapiere, soweit sie nicht unter II oder III Nr. 10 oder 11 aufzuführen sind; 

5. der Genossenschaft zustehende Hypotheken, Grundschulden und Renten- 
schulden; 

6. Forderungen aus der Kreditgewährung an Genossen; 

7. von der Genossenschaft geleistete Anzahlungen; 

8. Forderungen auf Grund von Warenlieferungen und Leistungen; 

9. Forderungen an abhängige Unternehmungen und Konzernunternehmungen; 

10. Wechsel; 

11. Schecks; 

12. Kassenbestand einschließlich Guthaben bei Notenbanken und Postscheckgut- 
haben; 

13. andere Bankguthaben. 

IV. Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen. 

B. Auf der Seite der Passiven: 

I. Der Betrag der Geschäftsguthaben der Genossen; der Betrag der Geschäftsgut- 
haben der ausgeschiedenen Genossen ist gesondert anzugeben. 

II. Reservefonds: 

1. Der nach § 7 Nr. 4 zu bildende Reservefonds; 

2. andere Reservefonds. 

III. Rückstellungen. 

IV. Wertberichtigungsposten. 

V. Verbindlichkeiten: 

1. Anleihen der Genossenschaft unter Anführung ihrer etwaigen hypothekarischen 
Sicherung; 

2. auf Grundstücken der Genossenschaft lastende Hypotheken, soweit sie nicht 
Sicherungshypotheken sind oder zur Sicherung von Anleihen dienen, Grund- 
schulden und Rentenschulden; 

3. Einlagen: 

a) Einlagen in laufender Rechnung; 

b) Spareinlagen; 

4. der Genossenschaft von Arbeitern und Angestellten gegebene Pfandgelder; 

5. Anzahlungen von Kunden; 

6. Verbindlichkeiten auf Grund von Warenlieferungen und Leistungen; 

7. Verbindlichkeiten gegenüber abhängigen Unternehmungen und Konzernunter- 
nehmungen.; 
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8. Verbindlichkeiten aus der Annahme von gezogenen Wechseln und der Ausstel- 
lung eigener Wechsel; 

9. Verbindlichkeiten gegenüber Banken. 

VI. Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen. 

Der Reingewinn oder Reinverlust des Jahres ist am Schluß der Bilanz ungeteilt und 
vom vorjährigen Gewinn- oder Verlustvortrag gesondert auszu weisen. 

d) Aufbau der Buchführung nach dem Ministerialerlaß vom 11. 11. 1937 

Von bedeutendem Einfluß auf die Gestaltung der Buchführung nach Inhalt und 
Form wurde der Erlaß des Reichs- und Preußischen Wirtschaftsministers vom 
11. November 1937 — II Pr 19490/37 — . Er verlangte nicht nur eine vollständige 
Erfassung sämtlicher betrieblichen Vorgänge, sondern auch, daß das Rechnungs- 
wesen aller Unternehmungen im Hinblick auf die Gesamtwirtschaft nach einheit- 
lichen Grundsätzen gestaltet werden müsse. Das Rechnungswesen verfolgt nach 
dem Inhalt des Erlasses vier Grundzwecke: 

1. Ermittlung der Bestände und des Erfolges, 

2. Preisbildung, Kostenüberwachung und Preisprüfung, 

3. Überwachung der Betriebsgebarung (Feststellung der Wirtschaftlichkeit), 

4. Disposition und Planung. 

An dieser Zweckerfüllung beteiligen sich 

die Buchführung und Bilanz, 
die Selbstkostenrechnung, 
die Statistik und 

die Planung (betriebliche Vorschau-Rechnung), 

die wohl besondere Verfahrensformen mit eigenen Anwendungsgebieten dar- 
stellen, aber dennoch eng miteinander verbunden sind und einander ergänzen. 

Das wichtigste und ursprünglichste Rechnungswesen ist die Buchführung, an 
deren Organisation darum bestimmte Anforderungen zu stellen sind. Der Erlaß 
nennt nun 17 Organisationsanforderungen, unter denen die folgenden besonders 
wichtig erscheinen: 

1. Die Buchführung muß im Regelfall die doppelte kaufmännische oder eine 
gleichwertige kameralistische sein. Nur für Handwerker und Kleingewerbe- 
treibende genügt einfache Buchführung. 

2. Sie muß klar und übersichtlich sein und durch Verwendung der durch den 
Erlaß auf gestellten Kontenübersicht eine Vergleichbarkeit mit der anderer 
Unternehmungen der gleichen Wirtschaftsgruppe zulassen. 

3. Der Kontierung dient am besten ein Kontenplan . 

4. Bestands-, Aufwands-, Leistungs- und Erfolgsposten müssen klar erfaßt und 
tief gegliedert erscheinen. 

5. Gemischte Konten sind tunlichst zu vermeiden. 

6. §§ 131/132 Aktiengesetz über Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind 
sinngemäß auf Nichtaktiengesellschaften anzuwenden. 

7. Die einzelnen Buchungen sind grundsätzlich nach ordnungsgemäß aufzube- 
wahrenden Belegen vorzunehmen. 
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Daß durch eine derartige Vereinheitlichung der Konten, die trotzdem der Viel- 
gestaltigkeit der Unternehmungen Rechnung tragen läßt, eine Buch- und Be- 
triebsprüfung wesentlich erleichtert und eine gesamtwirtschaftliche Über- 
wachung und Planung geradezu erst ermöglicht wird, steht außer Zweifel. 

7. Kontenrahmen und Kontenplan 

Der im vorangegangenen Abschnitt behandelte Erlaß über die Organisation der 
Buchführung der gewerblichen Wirtschaft bindet heute die einzelnen Unter- 
nehmer, an die er gerichtet war, nicht mehr. Dennoch wird man den in ihm 
enthaltenen Grundsätzen und Richtlinien eine gewisse Bedeutung nicht ab- 
sprechen können. Werden sie beachtet, so lassen sich Einwände gegen die Ord- 
nungsmäßigkeit der Buchführung nicht erheben. Darum findet das durch die 
frühere Selbstverwaltung der Wirtschaft entwickelte Rechnungswesen unein- 
geschränkt weitere Verwendung. Darunter fällt in erster Linie das Verlangen 
nach einem Kontenrahmen und Kontenplan zur Sicherung gesteigerter Leistung 
und erhöhter Wirtschaftlichkeit. 

Was versteht man nun unter Kontenrahmen und Kontenplan? Bis zum Erschei- 
nen des Erlasses war es jedem Kaufmann gestattet, seine Buchführung nach 
eigenem Ermessen aufzubauen und die Hauptbuchkonten nach Zahl und Namen 
selber zu bestimmen. Dadurch herrschte in den Buchführungen ein ungeheures 
Vielerlei, das Betriebsvergleiche unmöglich machte. Aber daran lag den Betriebs- 
inhabern vielfach auch nichts. Sie legten wohl Wert auf ein richtiges und zuver- 
lässiges Rechenwerk, waren jedoch häufig absichtlich bemüht, durch Aufrechnung 
von Vermögens- und Schuldenteilen, durch Wechsel in der Benennung der Kon- 
ten in aufeinanderfolgenden Betriebsabschnitten den Einblick in ihre Wirt- 
schaftslage zu verdunkeln. Die Hauptsache für sie stellte der Gewinn, möglichst 
ungegliedert in einem Posten, dar. Die steuerlichen Vorteile aus dieser Einstel- 
lung waren bestimmt gering, da der gut ausgebildete Revisor jede Buchführung 
zu enträtseln vermag, die eigenen Nachteile dagegen erheblich. 

Heute dürfte bei der Mehrzahl der Buchführungspflichtigen die Erkenntnis Raum 
gewonnen haben, daß wirtschaftliches Handeln eine sorgfältige Kontrolle jedes 
Aufwands- und Ertragsteils ebenso zu unbedingter Pflicht macht wie das Er- 
kunden aller Gewinnaussichten und das Auf spüren selbst kleinster Verlust- 
möglichkeiten. Das ist aber nur denkbar durch eine gewissenhafte Gliederung 
der Konten und ihre eindeutige und gleichbleibende Benennung . Beides wollen 
Kontenrahmen und Kontenplan gewährleisten. 

Ein Rahmen dient der Abgrenzung einer Sache, eines Bildes oder Spiegels. Auf 
geistigem Gebiete bedeutet ein Rahmen die Einfügung eines Gedankengutes in 
ein aufgestelltes Muster oder Schema zum Zwecke schneller Orientierung. 

Der allgemeine Kontenrahmen der Buchführung, der als Organisationsplan Ord- 
nung und Übersicht in die Vielheit der Konten bringen soll, hat die Aufgabe, die 
gesamte Buchführungsmaterie so abzugrenzen oder aufzuteilen, daß sie zunächst 
in 10 Abschnitten unterzubringen ist. Und da das in gleicher Weise für alle 
gewerblichen Betriebe gewünscht wird, spricht man bei dieser groben Zergliede- 
rung von dem allgemeinen Kontenrahmen, der für alle Betriebe eines Wirt- 
schaftszweiges als Modell verbindliche Wirkung hat. Jedem einzelnen Abschnitt 
ist der Name Klasse beigelegt, und für die Kennzeichnung der einzelnen Klasse 
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wird nach dem Deweyschen Dezimal-Klassifikations-System eine Zahl der Reihe 
von 0 — 9 verwandt. 

Nachstehend 3 Kontenrahmen nebeneinander. 



Klasse 


Einzelhandel 


Großhandel 


Industrie 


0 


Anlage- u. Kapitalkonten 
(ruhende Konten) 


Anlage- u. Kapitalkonten 


Ruhende Konten 
(Anlage- und Kapital- 
konten) 


1 


Finanzkonten 
(umlaufende Konten) 


Finanzkonten 


Finanzkonten 


2 


Abgrenzungskonten 


Abgrenzungskonten 


Abgrenzungskonten 


3 


Wareneinkaufskonten 


W areneinkauf skonten 


Konten der Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe bzw. 
W areneinkauf skonten 


4 


Konten der Kostenarten 
(reine Kosten des 
Betriebes) 


Boni und Skonti 


Konten der Kostenarten 


5 


Verrechnete Kosten 
(frei für Betriebe, die 
eine Kostenstellenrech- 
nung einzuführen in der 
Lage sind) 


Konten der Kostenarten 


V errechnungskonten 


6 


Kosten fürNebenbetriebe 
(frei für Kosten der dem 
Einzelhandelsbetrieb an- 
gegliederten Neben- 
betriebe) 


Kosten für Neben- 
betriebe 


Kostenstellenrechnung 
(in Verbindung mit [der 
dann freien] Klasse 5) 


7 


Frei 


Frei 


Konten der Halb- und 
Fertigerzeugnisse 


8 


Erlöskonten 


W aren verkauf skonten 


Erlöskonten bzw. 

W aren verkauf skonten 


9 


Abschlußkonten 


Abschlußkonten 


Abschlußkonten 



Ein Vergleich der Kontenrahmen läßt erkennen, daß sie in verschiedenen Klassen 
übereinstimmen. 

Die Klasse 0 umfaßt die ruhenden Konten , die auch als „Anlage- und Kapital- 
konten“ benannt sind. Der Name „ruhende Konten“ will erkennen lassen, daß 
hierhin Konten gehören, deren Inhalt sich während des Betriebsabschnitts nur 
selten ändert, und das sind ebenso die Konten des Anlagevermögens wie die des 
Kapitals und der langfristigen Forderungen und Schulden. Die Unterscheidung 
von Aktiv- und Passivkonten spielt dabei keine Rolle. 

Die Klasse 1 enthält die Finanzkonten und damit die meisten Konten des um- 
laufenden Vermögens. Man könnte auch sagen, es sind die Konten des Geld- und 
Kreditverkehrs. 

Die Klasse 2 ist die der Abgrenzungskonten . Man unterscheidet eine sachliche 
und eine zeitliche Abgrenzung. Wenn ein Kaufmann in seinem Geschäftshause 
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Wohnungen an Private abgibt, dann hat die Mieteinnahme mit dem eigentlichen 
Geschäftszweck, der auf den Verkauf von Textilien gerichtet sein mag, nichts zu 
tun. Infolgedessen erscheint es im Interesse der Erforschung der Wirtschaftlich- 
keit des Geschäftes geboten, eine sachliche Trennung der betriebsfremden Auf- 
wendungen und Erträge von den betrieblichen vorzunehmen. Die einen sind mit 
der Kostenrechnung verknüpft, die anderen haben außerbetrieblichen Charakter. 
Die Konten der außerbetrieblichen Aufwendungen und Erträge gehören nun 
der Kontenklasse 2 an. Um eine sachliche Abgrenzung handelt es sich auch, wenn 
ein als Kosten verrechneter Aufwand neben einem wirklich gezahlten oder 
geleisteten herläuft. Darunter fallen z. B. Zinsen, Abschreibungen, Garantiever- 
pflichtungen, Urlaubslöhne u. a. Wir kommen auf diese sachlichen Abgrenzungen 
in späteren Abschnitten zurück; die zeitliche wird in einem besonderen Kapitel 
behandelt. 

Die Klasse 3 umschließt die für Fertigungsbetriebe bedeutsamen Konten der 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und die für Warenhandelsbetriebe wichtigen 
Wareneinkaufskonten . Da die Vorräte in den genannten Konten für den Betriebs- 
erfolg von entscheidendem Einfluß sind, rechtfertigt sich ihre Unterbringung in 
einer eigenen Klasse. 

ln den Klassen 4 — 7 erfährt dann das Kostenproblem, der Besonderheit des Be- 
triebes angemessen, seine Würdigung. Während Einzel- und Großhandel sich 
dazu im wesentlichen einer Kontenklasse bedienen, gestaltet sich die Betriebs- 
buchführung der Fertigungsbetriebe unter Verwendung der Klassen 4 — 7 ge- 
radezu zur Kalkulationsbuchführung. 

Die Klasse 8 enthält die Konten des Verkaufsumsatzes, die als Erlös- und Waren- 
verkauf skonten bezeichnet sind. 

Die Klasse 9 endlich umfaßt die für den Abschluß benötigten Konten. 

Mit diesem groben Rahmen, der gewissermaßen eine Horizontal- oder Seiten- 
gliederung des Buchungsstoffes veranlaßt, kann sich die Buchhaltung natürlich 
nicht begnügen; die Fein- oder Tiefengliederung bringt der Kontenplan, der die 
Aufspaltung der Kontenklassen in Kontengruppen, der Gruppen in Arten und 
der Arten in Unterarten gestattet. Und immer spielen die Ziffern 0 — 9 zur Kenn- 
zeichnung der weiteren Gliederung eine Rolle. 

Während die Klassen einstellige Nummern tragen, sind die der Gruppen zwei- 
stellig, der Arten dreistellig und die der Unterarten vierstellig. Die Zahl am 
weitesten links weist auf die Klasse, die rechts daneben auf die Gruppe und so 
weiter hin, z. B.: 

Im Einzelhandel: 

1 Finanzkonten (Kontenklasse) 

10 Kasse (Kontengruppe) 

100 Hauptkasse (Kontenart) 

101 Portokasse (Kontenart) 

12 Banken und Sparkassen (Kontengruppe) 

120 Banken (Kontenart) 

1200 Deutsche Bank (Kontenunterart) 

1201 Wiesbadener Bank (Kontenunterart) 

121 Städtische Sparkasse (Kontenart) 




Entwicklungstendenzen im Kontenplanwesen 



75 



Auf den Seiten 76 bis 83 folgen allgemeine Kontenpläne für Handwerksbetriebe, 
für den Einzelhandel, für den Großhandel und für industrielle Fertigungs- 
betriebe. 



8. Entwicklungstendenzen im Kontenplanwesen 

Um das unnötige Nebeneinander von Plänen zu vermeiden, die nur in unwesent- 
lichen Merkmalen voneinander abweichen, z. B. in der verschiedenen Nume- 
rierung, der Gliederungstiefe, der Kontenanordnung usw., trugen sich Wirt- 
schaftskreise mit der Absicht, durch Einheitskontenrahmen eine Ausrichtung der 
einzelnen Kontenpläne herbeizuführen. Für ganz Deutschland mußte diesen Be- 
mühungen allerdings von vornherein der Erfolg versagt bleiben, da der Zentral- 
ausschuß für industrielles Rechnungswesen in der Ostzone durch Anordnung 
vom 26. November 1948 einen Einheitskontenrahmen der Industrie (EKRI) ent- 
wickelte, der mit Wirkung vom 1. Januar 1949 für die Industrie der Zone als 
verbindlich erklärt wurde. 

Seit dem Erlaß vom 11. November 1937 hat es keine weiteren behördlichen An- 
regungen zur Entwicklung von Gemeinschaftsrichtlinien für das betriebliche 
Rechnungswesen gegeben. Darum war der Bundesverband der Deutschen Indu- 
strie bemüht, namentlich in das Nebeneinander vieler voneinander abweichender 
Kontenpläne eine gewisse Angleichung zu bringen. Daraus sind hervorgegangen: 

1. Gemeinschaftsrichtlinien für das Rechnungswesen vom 22. 8. 1950, Ausgabe 
Industrie, die 

a) Gemeinschaftsrichtlinien für die Buchführung und 

b) Gemeinschaftsrichtlinien für die Kosten- und Leistungsrechnung umfassen. 

In a) werden vornehmlich die Ordnung der Buchführung, die Buchungs- und 
Abschlußtechnik mit Hilfe des Kontenrahmens und die Statistik und Planung 
im Zusammenhang mit der Buchführung behandelt. Ein Bestandteil ist der 
Gemeinschaftskontenrahmen der Industrie (GKR). 

Die Richtlinien zu b) bauen auf den Kostenrechnungsregeln der früheren 
Reichsgruppe Industrie und den Kostenrechnungsrichtlinien der früheren 
Wirtschaftsgruppen des Metallblocks auf, ergänzen und entwickeln sie aber 
weiter zu einer für alle Wirtschaftszweige gemeinschaftlich anwendbaren 
Einheit. 

2. Gemeinschaftsrichtlinien für das Rechnungswesen von 1951, Ausgabe Handel. 
Der Schwerpunkt liegt hier auf der Darstellung der Buchführung, die im 
Handel der einzig systematisch aufgebaute Rechnungszweig ist. 

3. Grundsätze für das Rechnungswesen vom 12. 12. 1952, die grundlegende Emp- 
fehlungen für die Ausgestaltung eines geordneten betrieblichen Rechnungs- 
wesens darstellen. 

Da die Bundesregierung jedoch davon abgesehen hat, den GKR als verbindlich 
zu erklären, ist der beabsichtigte Einfluß doch nicht erreicht worden; die Inter- 
essen der einzelnen Industrien laufen im Gegenteil so auseinander, daß nach 
dem Erscheinen des GKR eine Reihe anderer Industriekontenpläne in Angriff 
genommen wurde, so von der chemischen Industrie, der Kautschuk- und Papier- 
industrie. Von einer abschließenden Entwicklung läßt sich daher noch nicht 
reden. 
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Kontenplan für 



Klasse 0 

Anlage- und 
Kapitalkonten 


Klasse 1 
Finanzkonten 


Klasse 2 

Abgrenzungs- 

konten 


Klasse 3 

Konten der Roh-, 
Hilfs- u. Betriebs- 
stoffe 


00 Grundstücke 


10 Kasse, 


20 Außerordent- 


30—34 Rohstoffe 


u. Gebäude 


Postscheck, 


liehe und 






Landes- 


betriebsfremde 


35 Bezogene Teile 


01 Maschinen, 


Zentralbank 


Aufwendungen 




maschinelle 






36 Frei 


Anlagen 


11 Banken 


21 Außerordent- 








liehe und 


37 Kleinmaterial, 


02 Fahrzeuge 


12 Besitzwechsel 


betriebsfremde 


Hilfs- und 




und Schecks 


Erträge 


Betriebsstoffe 


03 Betriebs- und 








Geschäfts- 


13 Frei (für 


22 Frei (für Vor- 


38 Frei 


ausstattung 


Umlauf- 


und Nach- 






Wertpapiere) 


leistungen) 


39 Handelswaren 


04 Werkzeuge 










14 Forderungen 


23 Haus- und 




05 Frei (für Pa- 


an Kunden 


Grundstücks- 




tente, Lizenzen, 




aufwendungen 




Marken- und 


15 Sonstige 


und -erträge 




ähnl. Hechte, 


kurzfristige 






Neubauten, 


Forderungen 


24 Zins-, Skonti- 




werterhöh. 




und Diskont- 




Großreparat., 


16 Verbindlich- 


aufwendungen 




Sonder- 


keiten 






anlagen) 


gegenüber 


25 Zins-, Skonti- 






Lieferanten 


und Diskont- 




06 Langfristige 




erträge 




Forderungen 


17 Schuldwechsel 






(auch Beteili- 








gungen, An- 


18 Sonstige 






lagewert- 


kurzfristige 






papiere) 


Verbindlich- 








keiten 






07 Langfristige 








Verbindlich- 


19 Sonstiges 






keiten 


(z. B. Privat- 








konten, 






08 Kapital und 


Geheimbuch) 






Rücklagen 








09 Wertberichti- 








gungen, Rück- 








stellungen 








und Abgren- 








zungsposten 








der Jahres- 








rechnung 










Entwicklungstendenzen im Kontenplanwesen 



77 









78 



Die Bilanz und das Recht 



Kontenplan für 
für Mittel- und 



Klasse 0 

Anlage- und 
Kapitalkonten 



Klasse 1 
Finanzkonten 



Klasse 2 

Abgrenzungs- 

konten 



Klasse 3 

W areneinkauf s- 
konten 



00 Bebaute 
Grundstücke 
(Gebäude) 

01 Unbebaute 
Grundstücke 

02 Maschinen, 
maschinelle 
Anlagen, 
Werkzeuge u. 
Transport- 
einrichtungen 

03 Betriebs- und 
Geschäfts- 
ausstattung 
(z. B. Laden- 
und Lager- 
einrichtung, 
Büro- 
maschinen) 

04 Rechtswerte 

u. Sicherheiten 
(z. B. Konzes- 
sionen, Patente, 
Lizenzen) 

05 Beteiligungen 

06 Langfristige 
Forderungen 

07 Langfristige 
Verbindlich- 
keiten 

08 Kapital und 
Rücklagen 

09 Wertberichtigun- 
gen, Rückstellun- 
gen, Posten der 
Jahres- 
abgrenzung 



10 Kasse (z. B. 
Hauptkasse, 
Portokasse) 

11 Postscheck 
und Landes- 
zentralbank 

12 Banken und 
Sparkassen 

13 Besitzwechsel, 
-Schecks und 
sonstige 
Wertpapiere 

14 Forderungen 
aus Waren- 
lieferungen und 
Leistungen 

15 Sonstige 
kurzfristige 
Forderungen 

16 Verbindlich- 
keiten aus 
Warenliefe- 
rungen und 
Leistungen 

17 Schuldwechsel 

18 Sonstige 
kurzfristige 

V erbindlichkeiten 

19 Privatkonten 



20 Außerordentliche 
und betriebs- 
fremde Auf- 
wendungen (z. B. 
Verluste aus 
Schadensfällen) 

21 Außerordentliche 
und betriebs- 
fremde Erträge 
(z. B. Erträge aus 
Einrichtungs- 
verkäufen) 

22 Haus- und 
Grundstücks- 
aufwendungen 
und -erträge 

(z. B. Reparaturen, 
Abschreibungen 
auf Gebäude 
usw.) 

23/29 *) 



*) Die Gruppen 23 
bis 29 stehen für 
eine etwaige Unter- 
teilung der Ab- 
grenzungskonten 
zur Verfügung, 
wie z. B. für den 
Ausweis von 
Zinsen, die keinen 
betrieblichen Auf- 
wand darstellen, 
usw. 



30/36 Warenein- 
käufe netto 2 ) 
(reine Ein- 
kaufspreise) 

37 Warenbezugs- 
und -neben- 
kosten (z. B. 
Fracht, Ver- 
packung, Zölle 
usw.) 

38 Nachlässe 

(z. B. Skonti, 
Boni usw.) 

39 Konsignations- 
u. Kommissions- 
ware 



2 ) Für eine etwaige 
Unterteilung des 
W areneinkauf es 
nach Warengruppen 
stehen die Konten- 
gruppen 30/36 zur 
Verfügung. 
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den Einzelhandel 
Großbetriebe 



Klasse 4 


Klassen 5 und 6 


Klasse 


Klasse 8 


Klasse 9 


Konten der 
Kostenarten 


7 


Erlöskonten 


Abschlußkonten 


40 Personalkosten 


Klasse 5 


frei 


80/88 Waren- 


90 Abgrenzungs- 


(z. B. Löhne, 
Gehälter, 


Verrechnete Kosten 




Verkäufe 3 ) 


sammelkonto 


Unternehmerlohn, 






89 Erlösschmälerun- 


91 4 ) 


gesetzliche und 






gen (z. B. Gut- 




freiwillige 
soziale Auf- 
wendungen) 


Frei für Kosten- 
stellenrechnung 




Schriften usw.) 


92 4 ) 

93 Jahres-Gewinn- 








und -Verlustkonto 


41 Miete oder 










Mietwert 

42 Sachkosten für 
Geschäftsräume 
(z. B. Heizung, 
Beleuchtung, 
Reinigung, 
Schönheits- 
reparaturen usw.) 

43 Steuer, Abgaben 
und Pflicht- 
beiträge 

des Betriebes 








94 Jahresbilanzkonto 










44 Sachkosten 


Klasse 6 








für Werbung 










Kosten der 








45 Sachkosten für 


Nebenbetriebe 








Warenabgabe 
und -Zustellung 










46 Zinsen 

47 Abschreibungen 
(außer auf 
Gebäude, die 
zu Gruppe 22 
gehören) 

48 Sonstige 
Geschäftsausgaben 
(z. B. Porto, 
Telefonspesen, 


Frei für Kosten der 
dem Einzelhandels- 
betrieb angeglieder- 
ten Nebenbetriebe 








Büromaterial) 










49 Sonstige Einzel- 










kosten 
















s ) Für eine etwaige 


4 ) Die Gruppen 91 und 








Unterteilung der Er- 


92 stehen für etwaige 








Löse nach Waren- und/ 


Monats- Gewinn- und 








oder Erlösgruppen 


-Verlust- und Monats- 








stehen die Konten- 


bilanzkonten zur Ver- 








gruppen 80/88 zur Ver- 
fügung. 


fügung. 




00 Bebaute Grund- 
stücke 



10 Forderungen auf 20 Außerordentliche 30 Warengruppe I 



Grund von Waren- 
lieferungen und 
Leistungen 



und betriebs- 
fremde Auf- 
wendungen 



300 Fakturenbetrag 
(ohne Abzug von 
Skonto) 

301 Zölle und Aus- 
gleichsteuern 

302 Verbrauchs- 
abgaben 

303 Kursdifferenzen 

304 Frachten u. ä. 



01 Unbebaute 
Grundstücke 



11 Sonstige 
Forderungen 



21 Zins- 
aufwendungen 



31 Warengruppe II 



02 Maschinen und 
maschinelle 
Anlagen 



12 Wertpapiere 



22 Ertrag- und 

Vermögensteuern 



32 Warengruppe III 



03 Betriebs- und 
Geschäfts- 
ausstattung 



13 Banken (ohne 
Landeszentral- 
bank und 
Postscheck) 



23 Haus- und 
Grundstücks- 
aufwendungen 



04 Rechtswerte 14 Wechsel, Devisen 24 Großreparaturen 

(Konzessionen, und im Bau 

Patente, Lizenzen, befindliche 

Marken- und ähn- Anlagen 

liehe Rechte) 



05 Beteiligungen und 15 Zahlungsmittel 
andere Wert- (Kasse, Postscheck, 

papiere des Landeszentral- 

Anlagevermögens bank) 




06 Langfristige 
Forderungen 


16 Privatkonten 
(für Einzelfirmen 
und Personen- 
gesellschaften) 


07 Langfristige 

Verbindlichkeiten 


17 Verbindlichkeiten 
auf Grund von 
W ar enlief erungen 
und Leistungen 


08 Kapital und 
Rücklagen 


18 Schuldwechsel 


09 Wertberichti- 
gungen, Rück- 
stellungen, 
Abgrenzungs- 
posten der 
Jahresrechnung 


19 Sonstige 

Verbindlichkeiten 




und betriebs- 
fremde Erträge 



28 Zinserträge 
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Kontenplan für 



Ruhende Konten 



Finanzkonten 



00 Bebaute Grundstücke 

000 Fabrikgebäude 

001 Lagergebäude 

002 Bürogebäude 

003 Werkswohnungen 

01 Unbebaute Grundstücke 

02 Maschinen und maschinelle 
Anlagen 

020 Dampfkessel 

021 Kompressoren 

022 Kraftmaschinen 

023 Werkzeugmaschinen 

03 Förderanlagen und 
Transporteinrichtungen 

030 Anschlußgleis 

031 Verladeeinrichtungen 

032 Elektrokarren 

033 Lastkraftwagen 

034 Pferdefuhrwerk 

035 Personenkraftwagen 

04 Werkzeuge, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 

040 Werkzeuge 

041 Betriebsausstattung 
048 Geschäftsausstattung 

05 Konzessionen, Patente, 
Lizenzen, Marken- und 
ähnliche Rechte 

06 Beteiligungen und lang- 
fristige Forderungen 

060 Beteiligungen 

061 Sonstige Anlage- 
wertpapiere 

062 Aktivhypotheken 

063 Langfristige Darlehns- 
forderungen 

07 Langfristige 
Verbindlichkeiten 

070 Anleihen 

071 Hypotheken, 
Grundschulden 

072 Dauerdarlehen 

08 Kapital und Rücklagen 

080 Grundkapital 

081 Gesetzliche Rücklagen 

082 Freiwillige Rücklagen 

09 Wertberichtigungen, 
Rückstellungen und 
Abgrenzungsposten der 
J ahresrechnung 

090 Wertberichtigungen 

091 Rückstellungen 

092 Transitorische Aktiva 

093 Transitorische Passiva 



10 Kasse 

100 Hauptkasse 

101 Frachtenkasse 

102 Portokasse 

11 Postscheck und Bank 
110 Postscheck 

113 Landeszentralbank 
115 Sonstige Banken 

12 Wechsel, Schecks, Devisen 
120 DM-Wechsel 

124 Schecks 
128 Devisen 

13 Wertpapiere 

130 Eigene Aktien 

133 Sonstige Wertpapiere 

14 Kundenforderungen 

140 Einwandfreie Kunden- 
forderungen 

149 Zweifelhafte 
Forderungen 

15 Sonstige Forderungen 

150 Eigene Anzahlungen 

16 Verbindlichkeiten aus 
Warenlieferungen und 
Leistungen 

17 Schuldwechsel 

18 Sonstige Verbindlichkeiten 
180 Kundenanzahlungen 

183 Noch nicht abgeführte 
Steuern 

184 Noch nicht abgeführte 
Sozialversicherungs- 
beiträge 

19 Sonstige 
190 

195 

198 Privatkonten 

199 Geheimkonto 



2 

Ab gr enzungskonten 



20 Außerordentliche und 
betriebsfremde Auf- 
wendungen 

200 Schenkungen 

202 Verluste aus Anlage- 
verkäufen 

203 Verluste an Kunden 

21 Zinsaufwendungen 



22 Ertragsteuern 

220 Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer 

23 Haus- und Grundstücks- 
aufwendungen und -erträge 

230 Haus -und Grundstücks- 
aufwendungen 

231 Haus- und Grundstücks- 
erträge 

24 Außerordentliche und 
betriebsfremde Erträge 
240 Erträge aus Beteili- 
gungen 

242 Erträge aus Anlage- 
verkäufen 

25 Zinserträge 

26 Großreparaturen und im 
Bau befindliche Anlagen 
(Fremdleistungen) 

27 Vor- und Nachleistungen 
(zeitlicher Ausgleich der 
Kostenarten) 

270 

271 Versicherung 

272 Urlaubslöhne 
276 Steuern 

28 Preisdifferenzkonten 

280 Rohstoffe 

281 Hilf s- und Betriebsstoffe 

29 Sonstige Abgrenzungs- 
konten j 

290 Buchhalterische 
Abschreibungen 

291 Verrechnete kalkulato- 
rische Abschreibungen 

292 Verrechnete kalkulato- 
rische Zinsen 

293 Verrechnete kalkulato- 
rische Wagnisverluste 

294 Verrechneter kalkulato- 
rischer Unternehmer- 
lohn 

295 Verrechnete kalkulato- 
rische Eigenmiete 



3 

Konten der Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe 



30 Rohstoffe 

300 Rohstoffeinkauf 

301 Bezugskosten 

302 Rücksendungen 

33 Hilfsstoffe 

330 Hilfsstoffeinkauf 

331 Bezugskosten 

332 Rücksendungen 
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einen Fertigungsbetrieb 



34 Betriebsstoffe 

340 Betriebsstoffeinkauf 

341 Bezugskosten 

342 Rücksendungen 

35 Kleinmaterial 

350 Kleinmaterialeinkauf 

351 Bezugskosten 

352 Rücksendungen 

36 Bezogene Teile 

360 Einkauf bezogener Teile 

361 Bezugskosten 

362 Rücksendungen 



4 

Konten der Kostenarten 



40 Fertigungslöhne 

41 Hilfslöhne 

416 Reparaturlöhne 

417 Urlaubslöhne 

. 418 Transportkosten 

42 Gehälter 

425 Personalnebenkosten 

43 Soziale Aufwendungen 
430 — 435 gesetzliche: 

430 Krankenversicherung 

431 Arbeiterrenten- 
versicherung 

432 Arbeitslosenversich. 
434 Angestelltenversich. 
436 — 439 freiwillige: 

436 Unterstützungen 

437 Pensionen 

438 Sonstige Personen- 
versicherungen 

44 Hilfs- und Betriebsstoffe 

441 

442 Heizmaterial 

443 Treibstoffe 

444 Reparaturmaterial 

445 

446 Büromaterial 

447 Verpackungsmaterial 

45 Strom, Gas, Wasser 

450 Fremdstrom 

451 Fremdgas 

452 Fremdwasser 

46 Abschreibungen, sonstige 
kalkulatorische Kosten- 
arten, Instandsetzung 
460/1 Kalkulatorische 

Abschreibungen 
460/2 Kalkül. Zinsen 
460/3 Kalkulatorische 
Wagnis Verluste 



460/4 Kalkül. Unternehmer- 
lohn 

460/5 Kalkül. Eigenmiete 
461 Kl. Fremdreparaturen 
466 Großreparaturen 

47 Steuern, Gebühren, Bei- 
träge, Versicherungen 
470 Steuern 

4700 Vermögensteuer 

4701 Grundsteuer 

4702 

4703 Grunderwerbsteuer 

4704 Gewerbesteuer 

4705 Kapitalverkehr- 
steuer 

4706 Kraftfahrzeug- 
steuer 

472 Gebühren 

473 Beiträge 

475 Versicherungen 

4750 Feuerversicherung 

4751 Dieb stahl versieh. 

4752 Haftpflichtversich. 

4753 Kreditversicherung 

48 Verschiedene Kosten 

480 Postkosten 

4800 Portokosten 

4801 Telefonkosten 

4802 Telegrammkosten 

481 Reisekosten 

482 Vertreterkosten 

483 Werbekosten 

484 Rechts- und Beratungs- 
kosten 

485 Allgemeine Lizenz- und 
Patentkosten 

486 Transportkosten 

4860 Eisenbahnfrachten 

487 Miete 

489 Sonstige Kosten 

49 Sondereinzelkosten 

490 Sondereinzelkosten 
der Fertigung 

495 Sondereinzelkosten 
des Vertriebs 

4950 Ausgangsfrachten 

4951 Provisionen 

4952 Umsatzsteuer 



5 

Verrechnungskonten 1 ) 



50 Verrechnete Einzelstoff- 
kosten 

51 Verrechnete Fertigungs- 
löhne 

52 Verrechnete Fertigungs- 
gemeinkosten 

53 Verrechnete Material- 
gemeinkosten 

l ) Bei Benützung eines Be- 
triebsabrechnungsbogens. 



54 Verrechnete Verwaltungs- 
gemeinkosten 

55 Verrechnete Vertriebs- 
gemeinkosten 



6 



Klasse 6 ist der buchhalteri- 
schen Kostenstellenrechnung 
in Verbindung mit (der dann 
freien) Klasse 5 Vorbehalten. 



7 

Konten der Halb- und 
Fertigerzeugnisse 



70—72 Halberzeugnisse 
73—75 Fertigerzeugnisse 

76 Selbsterstellte Anlagen, 
Werkzeuge 

77 Teile eigener Herstellung 

78 Werterhöhende Groß- 
reparaturen 



8 

Erlöskonten 



80—82 Verkaufskonten (ab- 
gesetzte Fertigerzeugnisse) 

83 Erlöse aus Abfall- 
verwertung 

84 Handelswaren 1 ) und umsatz- 
steuerfreie Leistungen 

840 Handelswaren 

85 Erlösschmälerungen 

850 Skonti 

851 Rabatte 

852 Nachlässe 

853 Sonderleistungen 
(nicht berechnet) 

854 Abzüge für Verkaufs- 
verbände 

4 ) Im Betrieb nicht hergestellte 
Waren. 



9 

Abschlußkonten 

90 Abgrenzungssammelkonto 

91 Monats-Gewinn- und 
-Verlustkonto 

92 

93 Jahres-Gewinn- und 
-Verlustkonto 

94 Jahresbilanzkonto 



6 * 










VI. Die Kosten und ihre Verbuchung 

1. Die Kosten 

In den voraufgegangenen Abschnitten sind wir wiederholt den Begriffen Kosten 
und Aufwand begegnet. Sie gehören der heutigen Ausdrucksweise der Erfolgs- 
rechnung an und werden überall dort gebraucht, wo man früher von Verlust 
sprach. Kosten sind aber nicht gleich Verlust, wie folgendes Beispiel beweisen 
mag. Wer einem kaufmännischen Angestellten 650 DM Monatsgehalt zahlt, hat die 
Summe in der Meinung aufgewandt, daß die Tätigkeit des Angestellten mehr als 
seinen Lohn einbringe. Von Verlust könnte man erst reden, wenn sich die Er- 
wartungen in bezug auf den Aufwandsersatz nicht erfüllen, also der Umsatz 
nicht entsprechend gesteigert werden kann. Infolge der Wichtigkeit der Kosten 
für das betriebliche Rechnungswesen bedürfen sie einer eingehenden Unter- 
suchung. 

a) Die Bedeutung der Kosten 

Jede wirtschaftliche Unternehmung wendet in ihrem Betrieb Material und Arbeit 
in der Annahme auf, daß sie mit dem Erlös für die aus diesem Aufwand hervor- 
gegangenen Lieferungen oder Leistungen außer dem Ersatz ihrer Kosten noch 
einen Überschuß oder Gewinn erziele. Die Erwartungen werden sich um so mehr 
erfüllen, je höher der Ausstoß der wirtschaftlichen Tätigkeit ist und je niedriger 
die Kosten gehalten werden können. 

Da also die Kosten letzten Endes über das Ergebnis und damit über den Fort- 
bestand einer Unternehmung entscheiden, bedürfen sie in der Buchhaltung sorg- 
fältigster Registrierung und müssen stets Gegenstand weiser und voraus- 
schauender Betriebspolitik sein. 

Auch eine Bilanzkunde kann an Kostenproblemen nicht achtlos vorübergehen, da 
die Kostenrechnung die Sätze für die Bewertung der Bestände an Halb- und 
Fertigfabrikaten in der Bilanz liefert und nur eine einwandfreie Kostenrechnung 
den Betrieb auf Wirtschaftlichkeit zu durchleuchten vermag. 

b) Der Kostenbegriff 

Als Kosten bezeichnet man den wertmäßigen Güter- und Diensteverzehr zur Er- 
füllung des Betriebszweckes, d. i. zur Erstellung von Leistungen. 

Der Fabrikant produziert Güter zur Bedarfsdeckung durch mechanische oder 
chemische Be- oder Verarbeitung von Rohstoffen mit Hilfe menschlicher oder 
maschineller Arbeit. Die verbrauchten Stoffe und Kräfte stellen die Kosten der 
Erzeugung dar. Sie werden in Kilogramm, Stück, Meter, Arbeitsstunden usw. 
gemessen, zur Gegenüberstellung von Kosten und Produktionsergebnis aber in 
Geld ausgedrückt. 

Bei Warenhandelsbetrieben bestehen die Kosten in den Aufwendungen für den 
Bezug, die Lagerung und den Verkauf von Waren. 

Die Kosten eines Betriebes können äußerst vielgestaltig sein und namentlich 
in Fabriken eine weitgehende Gliederung aufweisen. Neben den bereits er- 
wähnten Rohstoffen und Arbeitslöhnen sind Hilfs- und Betriebsstoffe zu nen- 
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nen. Die ersteren werden als Lacke, Farben, Poliermittel, Schrauben usw. un- 
mittelbar durch die Fertigung aufgezehrt, während Betriebsstoffe als Beleuch- 
tungs- und Heizungsmaterial, Reinigungs- und Putzmittel, Büro- und Schreib- 
material nur mittelbar, durch Aufrechterhaltung der Fertigung, der Erzeugung 
dienen. Weiter sind als Kosten zu erwähnen der Verschleiß der bei der Fertigung 
eingesetzten Anlagegüter, alle die eigene Betriebstätigkeit unterstützenden und 
fördernden Leistungen fremder Betriebe, die Dienste der vom Unternehmer und 
von Fremden bereitgestellten Geld- und Sachkapitalien, die Stoffe und Kräfte 
zur Erstellung innerbetrieblicher Leistungen, z. B. zur Anfertigung von Werk- 
zeugen für den eigenen Betrieb, zur Instandsetzung von Maschinen, zur Durch- 
führung von Versuchen und Entwicklungsarbeiten im Dienste der Produktions- 
entfaltung, ja sogar unvermeidbare Wertverluste durch Schwund, Verderben, 
Eintrocknen der Vorräte und Ausschuß und Abfall bei der Fertigung. 

c) Kosten und Aufwand 

Da die Kosten als Aufwand im Interesse der Erstellung von Leistungen ange- 
sehen werden, kann leicht die Meinung aufkommen, daß sich die beiden Begriffe 
inhaltlich decken, dem ist aber nicht so; es ist ein Verdienst von Professor 
Schmalenbach, den Unterschied zwischen Kosten und Aufwand klar heraus- 
gestellt zu haben. 

Unter Aufwand versteht man allgemein jeden in Geld meßbaren Güterverzehr 
innerhalb einer Unternehmung, dem Sachgüter, Dienstleistungen und Rechte 
anheimfallen können, ohne Rücksicht darauf, ob der Verbrauch dem Betriebs- 
zweck dient oder mit ihm keine unmittelbare Verbindung hat. 

Aufwendungen zum Beispiel für Einkommen- und Körperschaftsteuer, aus finan- 
ziellen oder spekulativen Gründen oder für sonstige Nebenzwecke werden durch 
die Unternehmung als Ganzes ausgelöst und sind daher als Nebenaufwand vom 
eigentlichen Betriebsaufwand abzugrenzen. 

Dasselbe gilt von betriebsfremden Zuwendungen an Stiftungen oder für religiöse 
oder politische Zwecke, die als vollkommen betriebsneutral anzusehen sind und 
darum auch als neutraler Aufwand benannt werden. 

Eine weitere Gruppe von Aufwendungen steht zwar in ursächlicher Beziehung 
zu Betriebsleistungen, hat aber durch die mit ihrem zufälligen Vorkommen ver- 
bundene Einmaligkeit und durch die in der Regel außergewöhnliche Höhe einen 
derart besonderen Charakter, daß sie als Kostenbestandteil nicht verwendbar ist. 
Man bezeichnet solche Beträge -als außergewöhnliche Aufwendungen und rechnet 
dazu Verluste aus Schadensfällen und Anlageverkäufen, die Abschreibungen aus 
Großreparaturen, die Kosten aus der Verschmelzung oder Sanierung von Unter- 
nehmungen und dergleichen. Da die außerordentlichen Aufwendungen der ge- 
nannten Art auch nicht die Zurechnung zu einem bestimmten Betriebsabschnitt 
gestatten, gelten sie als zeitraumfremd. 

Als Kosten verbleibt daher nur der Zweckaufwand, der in der betriebswirtschaft- 
lichen Literatur auch unter dem Namen „Grundkosten“ vorkommt. 

Neben diesen Kosten, die nur einen Teilausschnitt innerhalb der Aufwendungen 
darstellen, gibt es andererseits solche, denen kein Aufwand im Sinne eines Güter- 
verzehrs gegenübersteht. Gedacht ist dabei an Posten, die in der Kostenrechnung 
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als Unternehmerlohn, als Zinsen für das betriebsnotwendige Kapital, als Wagnis- 
zuschlag und kalkulatorische Abschreibungen Vorkommen. 

Jeder Inhaber bei Einzelfirmen oder Personengesellschaften hat das Recht, 
unabhängig von tatsächlichen Entnahmen einen Unternehmerlohn bei der Selbst- 
kostenrechnung zu berücksichtigen, der dem Lohn eines Angestellten in unge- 
fähr der gleichen Stellung und mit gleichartiger Tätigkeit entspricht. Da nach 
Steuerrecht eine wirkliche Lohn- oder Gehaltszahlung an die genannten Unter- 
nehmer unstatthaft ist, kann der Unternehmerlohn auch keinen Aufwand im 
Sinne einer Bargeldausgabe auslösen; es handelt sich lediglich um eine Kosten- 
verrechnung, die sich zwischen einem Kostenkonto der Klasse 4 und einem Ver- 
rechnungskonto der Klasse 2 abspielt. 

Ähnlich verhält es sich mit den Zinsen für das betriebsnotwendige Kapital, die 
nicht dem gezahlten Zins für Fremdkapital entsprechen, mit Wagnis- oder Risiko- 
zuschlägen, die nicht tatsächlichen Wagnis Verlusten gleichzusetzen sind, und mit 
kalkulatorischen Abschreibungen, die neben den bilanzmäßigen oder buch- 
halterischen herlaufen. 

Alle diese Kosten sollen nur der Kalkulation dienen und werden daher kalku- 
latorische Kosten genannt. Der Name ist wenig glücklich gewählt, da alle Kosten 
als Elemente der Selbstkostenrechnung naturgemäß stets kalkulatorisch genützt 
werden. Besser ist die Bezeichnung „Zusatzkosten“, weil sie, obgleich nicht Auf- 
wendungen im Sinne der Buchhaltung, zusätzlich die Kostenrechnung be- 
einflussen. 



Professor Kosiol nennt die Zusatzkosten „Anderskosten“, weil sie mit anderen 
als in der Finanzbuchhaltung niedergelegten Beträgen der Kalkulation zur Ver- 
fügung stehen. 

Die Beziehungen zwischen Aufwand und Kosten beleuchtet kurz die folgende 
Aufstellung: 



Aufwand 



{ betriebsfremder Nebenaufwand 
betriebsfremder neutraler Aufwand 
zeitraumfremder außerordentlicher Aufwand 
Zweckaufwand = Grundkosten 
Zusatzkosten 



Kosten 



d) Kosten und Ausgaben 

Der Werteverzehr an Gütern und Kräften führt in der Regel zu geldlichen Aus- 
gaben. Dennoch decken sich Kosten und Ausgaben nicht, wenn die Summe der 
verbrauchten Kostengüter innerhalb eines Abrechnungszeitraumes der Summe 
der Ausgaben des Abschnittes gegenübergestellt wird. 

Wenn zum Beispiel eine Maschinenfabrik als Hilfsmaterial Schrauben oder 
Niete einkauft, dann verursachen diese, sofern die Rechnung durch die Kasse 
oder mit Hilfe der Bank beglichen wird, eine Ausgabe; aber zu Zweckaufwand 
und Kosten wird die Ausgabe erst, sobald das Hilfsmaterial dem Erzeugungs- 
prozeß zugeführt wird. Das ist eine für die Kostenrechnung äußerst bedeutsame 
Tatsache, der die Buchhaltung und Bilanzierung durch Aktivierung, durch Ab- 
grenzungsposten und durch die Bildung von Rückstellungen Rechnung tragen 
muß. 
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Daß Kosten ohne jegliche Ausgabe entstehen, ist durch die Ausführungen über 
die Zusatzkosten deutlich geworden. Auf ungefähr der gleichen Ebene liegt die 
Nutzung von Produktionsmitteln, die einem Betrieb kostenlos, etwa in Form 
einer Schenkung, zur Verfügung stehen. 

Hat ein Fabrikbetrieb auf solche Weise eine Maschine erhalten, so sind für sie 
bei Inanspruchnahme zur Erstellung von betrieblichen Leistungen gleichviel 
Abschreibungen als Kosten zu verrechnen, da die Kosten als Teile des Preises 
der mit der Maschine erzeugten Güter die einzige Möglichkeit bieten, die ver- 
brauchte Maschine zu ersetzen. Es ist Aufgabe der Kostenrechnung, die Substanz- 
erhaltung sicherzustellen. 

e) Die Kostengliederung 

Die Kosten lassen sich nach dem für die Untersuchung jeweils maßgeblichen 
Gesichtspunkt in der mannigfaltigsten Weise auf teilen. 

Nach der Entstehung 

Achtet man auf die Kostenentstehung anläßlich des Einsatzes der im Produk- 
tionsprozeß benötigten Kostengüter, so lassen sich folgende Kostenarten unter- 
scheiden: 

1. Materialkosten durch kurzfristigen Sachgüter verbrauch, 

2. Löhne , Gehälter, Provisionen usw. durch Verbrauch fremder Dienstleistungen, 

3. Abschreibungen durch langfristigen Gebrauch von Sachgütern und Hechten 
und 

4. Zinsen durch langfristigen Kapitalgebrauch. 

Aus dieser Aufzählung könnte gefolgert werden, daß jeder Kostenart ein Kosten- 
gut entspreche, dem eingesetzten Material eine Menge Roh- oder Hilfsstoffe, dem 
Lohn die Arbeitsleistung, der Abschreibung Sachgüterverschleiß, den Zinsen die 
Nutzung des zur Verfügung gestellten Kapitals. Das trifft nicht für alle Fälle zu, 
z. B. nicht für die von öffentlichen Körperschaften erhobenen Steuern oder Bei- 
träge, namentlich auch nicht für Dienstleistungen fremder Betriebe, die in Form 
von Reparaturen, Versicherungen oder Verkehrsleistungen der verschiedensten 
Art in den Güterverkehr einbezogen werden. Hier nimmt wohl die auftrag- 
gebende Unternehmung als ungeteiltes Kostengut die Instandsetzung der aus- 
besserungsbedürftigen Anlage oder eine Schadensdeckung oder eine Transport- 
leistung entgegen, aber von seiten der ausführenden Unternehmung setzt sich der 
Betrag für die Reparatur, die Versicherung oder den Transport aus Lohn, Ab- 
schreibung, Zinsen und eventuell eine Entschädigung für Materialverbrauch usw. 
zusammen. Kosten dieser Art werden als Mischkosten bezeichnet. 

In der Kalkulation 

Nach der Verrechnung auf die Leistungseinheit gliedert man in 

1. direkte Kosten, auch Stamm- oder Maßkosten genannt, und in 

2. indirekte Kosten, für die früher vielfach die Bezeichnung Unkosten benützt 
wurde. 
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Die heutige Verrechnungstechnik ersetzt diese Gruppierung durch die in 

1. Einzelkosten, denen auch Fertigungs- und Vertriebssondereinzelkosten zuge- 
hören, und 

2. Gemeinkosten . 

Einzelkosten 

Einzelkosten, die in Fertigungsbetrieben aus dem Werkstoff und den Fertigungs- 
löhnen bestehen, sind für die Ermittlung des Herstellwertes des Erzeugnisses im 
einzelnen unmittelbar und leicht erfaßbar. 

Eine direkte Zurechnung zum Kalkulationsobjekt gestatten auch Aufwendungen 
für Pläne und Modelle, die ein Produktionsauftrag erforderlich macht, und 
Abschreibungen auf zur Ausführung des Auftrags nötige Spezialmaschinen und 
-Werkzeuge. Sie werden unter dem Begriff der Fertigungssondereinzelkosten 
zusammengefaßt. Zu Vertriebssondereinzelkosten können bei Fertigungs- wie 
Warenhandelsbetrieben Ausgaben zur Absatzwerbung für ein bestimmtes Fabri- 
kat oder eine besondere Ware, Absatzprovisionen u. a. gehören. 

Die technische Erfassung der Einzelkosten erfolgt durch dem Auftrag beigegebene 
Stück - oder Lohnlisten, auf denen laufend Material und Löhne notiert werden. 
Ist die Arbeit ausgeführt, so dienen die Listen der Nachkalkulation zur Errech- 
nung des wirklichen Materialverbrauchs und der entstandenen direkten Löhne. 



Muster einer Stückliste 

(Anfertigung eines einfachen Eisensteges mit Geländer) 



Stückliste 


Auftrag-Nr. 511 Gegenstand: Steg Zeichnungs-Nr. 00892 


Position 


Stück 


Bezeichnung 


Material 


Bern. 


A 


2 


Träger 


I-Träger NP. 20 3000 lang 




B 


5 


Platte 


Riffelblech 4 X 600 X 1200 




C 


6 


Geländer stütze 


Rundeisen 25 0 X 1000 




D 


2 


Griffleiste 


Rundeisen 20 0 X 3100 




E 


2 


Geländerleiste 


Flacheisen 5 X 20 X 3000 




F 


12 


Mutter 


1" 





Muster eines Material-Entnahmescheins 



Material-Entnahmeschein 
Auftrag-Nr. 511 


Abteüung: Schlosserei 
Zeichnungs-Nr. 00892 


Menge 


Einheit 


Bezeichnung 


Bern. 


W 


ert 










Einheit 


Gesamt 


2 




I-Träger NP. 20 X 3000 








5 




Riffelblech 4 X 600 X 1200 








6 




Rundeisen 25 0 X 1000 
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Muster einer Zeitlohnerfassung 



Kontroll-Nr. 61 
Name: Aal, Kurt 
Schlosser 


Zeitlohn 

Stundenlohnsatz 0,90 DM 




Abteilung: Schlosserei 
Meister: Maurer 


Auftr. 


Pos. 


Zeich.- 


Arbeit 




■ 


■ 


Ges.: 


Über- 


Be- 


Nr. 


Nr. 


Nr. 




H 




B 




B 


H 


H 


Std. 


std. 


trag 


511 


A 


00892 


Bohren 




1,6 


| 


■ 


| 


| 


| 


1,6 




1,44 


511 


B 


00892 


Bohren 




1 


■ 


■ 


■ 


■ 


■ 


1 




0,90 



Gemeinkosten 

Die große Gruppe der übrigen Kosten trägt den Namen Gemeinkosten. Sie 
können nicht unmittelbar dem einzelnen Gegenstand oder, wie es in der Kalku- 
lation heißt, dem Kostenträger zugerechnet werden, sondern wirken sich für die 
ganze Unternehmung, mindestens aber für mehrere Betriebsabteilungen (Kosten- 
stellen) aus und fallen damit allen Erzeugnissen gemeinschaftlich zur Last, die 
zu der gegebenen Zeit in der Fertigung begriffen waren und dabei die Betriebs- 
abteilungen durchliefen. 

Unter den Gemeinkosten finden sich auch Material und Löhne, die jedoch zum 
Unterschied von den als Einzelkosten verrechneten als Hilfs- und Betriebs- 
material bzw. -löhne erscheinen. Zum Hilfsmaterial können je nach dem Werk 
Nägel, Niete, Leim, Sandpapier, Poliermittel, Öl, Brennmaterial usw. gehören, 
die entweder allgemein benötigt werden und sich daher für die Einzelanfertigung 
nicht auf sehr eiben lassen oder deren Wert die Kosten einer Einzelauf Schreibung 
nicht rechtfertigen. Hilfslöhne erhalten alle Arbeiter, die entweder in der Kraft- 
zentrale oder als Pförtner oder in einer beliebigen Abteilung andere als unmittel- 
bare Fertigungsarbeit verrichten. 

Als weitere Gemeinkosten können in Frage kommen: Ausgaben für Steuern und 
Versicherungen, für Strom und Gas, für Post-, Reise- und Werbekosten, die 
Gehälter der kaufmännischen und technischen Werksleiter und der entsprechen- 
den Angestellten, die Abschreibungen für Gebäude, Maschinen und Werkzeuge, 
die kalkulatorischen Kosten für Kapitalzins, Eigenmiete, Unternehmerlohn, 
Einzelwagnisverluste und dergleichen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß sich ein Teil dieser Gemeinkosten bei hin- 
reichendem Bemühen zu Einzelkosten umwandeln ließe. Aber was anläßlich der 
Erwähnung des Hilfs- und Betriebsmaterials und der Hilfs- und Betriebslöhne 
gesagt wurde, gilt von den übrigen Gemeinkosten schlechthin: Die für die Einzel- 
zurechnung erforderliche genaue Anschreibung von Gemeinkosten darf nicht zu 
Aufwendungen führen, die im umgekehrten Verhältnis zum Nutzen dieser Diffe- 
renzierung stehen. 

Da also Wirtschaftlichkeitsüberlegungen oder bei vielen Gemeinkosten völlige 
Unmöglichkeit der Durchführung eine Umformung von Gemeinkosten zu Einzel- 
kosten verbieten, so verbleibt als einziger Ausweg die Notwendigkeit, für die 
Gemeinkosten nach geeigneten Zuschlagsgrundlagen zu fahnden, die möglichst 
die Gewähr dafür bieten, daß sich auch beim Wechsel des Beschäftigungsgrades 
nicht zu große Fehler einschleichen. 
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Nach kalkulatorischen Gesichtspunkten, die auch die Aufteilung im Interesse der 
Verrechnungstechnik beachten müssen, werden die Kosten noch gruppiert nach 
1. Kostenarten, 2. Kostenstellen und 3. Kostenträgern. 

Kostenarten sind die vorher aufgezählten Einzel-, Gemein- und Sondereinzel- 
kosten, die nach dem Kontenplan für Fertigungsbetriebe eine weitreichende 
Spezialisierung erfahren und sich letzten Endes nach entsprechender Aufschlüsse- 
lung und Hinzurechnung zu den Herstell- und Selbstkosten eines Erzeugnisses 
oder einer Erzeugnisreihe verdichten. 

Kostenstellen sind die Betriebsorte der Kostenentstehung, die nicht immer räum- 
lich aufzufassen sind, sondern auch die Tätigkeiten und Verantwortungsbereiche 
umfassen, die für den Werdegang eines Erzeugnisses eine gewisse Selbständigkeit 
beanspruchen können. Durch die Einrichtung von allgemeinen, Haupt- und Hilfs- 
kostenstellen kann die Verrechnung derart vervollkommnet werden, daß eine 
einwandfreie Kalkulation sichergestellt ist. 

Kostenträger sind nicht nur die absatzfähigen Güter, sondern auch alle zwischen- 
und innerbetrieblichen Leistungen. Unter zwischenbetrieblichen Leistungen ver- 
steht man die von Betrieb zu Betrieb innerhalb einer Unternehmung und unter 
innerbetrieblichen die Versuchs- und Entwicklungsarbeiten, aber auch die Erstel- 
lung von Anlagen und Betriebsteilen durch das eigene Werk. 

Einen anderen Verlauf nimmt die Kostenverrechnung im Handel, da man es hier, 
strenggenommen, nur mit der einen Kostenstelle Verkauf zu tun hat. Als Einzel- 
kosten anläßlich des Warenbezuges erscheinen die Aufwendungen für Fracht, 
Versicherung usw., die aus ihrer Verbindung mit dem Warenbezug auch Bezugs- 
kosten heißen. 

Die verschiedenen in einem Rechnungsabschnitt bezogenen Waren sind nun die 
Träger der im gleichen Zeitraum anfallenden Gemeinkosten für Lager, Laden- 
miete, Löhne, Heizung usw., die aus Gründen der Kostenbeurteilung und des 
Betriebsvergleichs unterzuteilen sind in: 

1. Personalkosten und 

2. Sachkosten und diese wieder in 

a) Raumkosten (Heizung und Beleuchtung), 

b) Miete oder Mietwert, 

c) Steuern und Abgaben und 

d) sonstige Kosten. 

Nach der Abhängigkeit vom Beschäftigungsgrad 

Allgemein vorauszuschicken ist dazu, daß die Kosten für die Leistungseinheit 
vom Gesamtkostenverlauf abhängen, die Gesamtkosten eines Betriebes aber 
durch den Beschäftigungsgrad bedingt werden. Der Beschäftigungsgrad eines 
Betriebes wird wiederum beeinflußt durch seinen Aufbau und die Ausnützung 
seiner produktiven Kräfte. 

Unsachliche Aneinanderreihung von Betriebsabteilungen beeinträchtigt ihn 
genauso wie der Leerlauf von Personen und Maschinen durch ungenügende Auf- 
träge oder durch unzweckmäßige Ausstattung mit Arbeitern und Kapital. 
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Ein einigermaßen zuverlässiges Urteil liefern Vergleichszahlen mit sogenannten 
Normalbeschäftigungen , bei denen die Betriebsorganisation und die Kapital- 
investierung dem Betriebszweck am meisten gerecht werden. Sie finden ihren 
Ausdruck in Produktionsmengen, Arbeitszeiten, Maschinenstunden usw. Produk- 
tionswerte lassen durch die Schwankungen der Preise und Löhne den Beschäfti- 
gungsgrad nur ungenau erkennen. Betriebe, bei denen Kapital und Arbeit am 
besten genützt sind, werden als solche mit optimalem Beschäftigungsgrad ge- 
kennzeichnet. 

Im Hinblick auf ihre Abhängigkeit vom Beschäftigungsgrad lassen sich die 
Kosten aufteilen in 

1. feste oder fixe Kosten und 

2. veränderliche oder variable Kosten. 

Fixe Kosten 

Hat der Leistungsumfang auf die Höhe der Kosten keinen Einfluß, so sind diese 
als fest oder fix anzusehen. Als fixe Kosten können in Frage kommen die Auf- 
wendungen für Beleuchtung und Heizung, die Gehälter der leitenden Angestell- 
ten, Kapitalzinsen, Abschreibungen u. a. 

Der Ausdruck „fest“ bedeutet nicht etwa, daß die Kosten vollkommen unabänder- 
lich sind; Steuern als feste Kosten ändern sich bei Tarif neugestaltung, Versiche- 
rungsprämien erfahren eine Erhöhung oder Senkung, aber alle diese Abweichun- 
gen vollziehen sich unabhängig vom Beschäftigungsgrad. 

Proportionale Kosten 

Passen sich die Kosten dem Beschäftigungsgrad an, wie das bei dem zu ver- 
arbeitenden Material und den Fertigungslöhnen der Fall ist, so nennt man sie 
proportionale, wenn Leistungssteigerung und -abnahme ein Wachsen und Sinken 
der betreffenden Kosten im gleichen Verhältnis auslösen. Verteilt man die 
proportionalen Gesamtkosten auf die Leistungseinheit, so bleibt diese mit dem 
gleichen Satz belastet. Von gegenteiligem Einfluß sind die festen Kosten auf die 
Einzelleistung, die Belastung sinkt bei vermehrter Erzeugung und wächst bei 
Leistungsabnahme. Auf die Einzelleistung bezogen, werden daher die festen 
Kosten zu veränderlichen und die veränderlichen zu festen. 

Degressive Kosten 

Nun wird die Gleichartigkeit zwischen Kosten- und Beschäftigungsbewegung 
bei den veränderlichen Kosten nicht immer gewährleistet sein. Es ist z. B. zu 
beobachten, daß man bei Verdoppelung der Arbeiterzahl mit dem PAfachen des 
ursprünglichen Bestandes an Werkzeugen auskommt. Die Kosten haben sich 
unterproportional oder degressiv entwickelt. 

Progressive Kosten 

Ist aber ein Betrieb gezwungen, mit überhöhten Überstundenlöhnen zu arbeiten, 
so geht die Lohnsumme verhältnismäßig über die Leistungssteigerung hinaus, 
und wir haben es mit überproportionalen Kosten zu tim, die je Einheit progres- 
sive Kosten entstehen lassen. 
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Mengen - und Zeitkosten 

Der Vollständigkeit halber soll noch erwähnt werden, daß für die Praxis die 
Gliederung in Mengen - und Zeitkosten der in veränderliche und fixe Kosten vor- 
gezogen wird. Die Mengenkosten folgen in ihrer Größe den Schwankungen der 
Beschäftigung, während die Zeitkosten durch die Leistungsbereitschaft der 
Unternehmung entstehen und damit von der Dauer der Bereitschaft, nicht aber 
vom Beschäftigungsgrad abhängen. 

Sprungkosten 

Als Abart der fixen oder Zeitkosten sind noch die sogenannten Sprungkosten zu 
nennen, die für längere Zeit ohne Rücksicht auf den inzwischen veränderten 
Beschäftigungsgrad ihren alten Satz beibehalten, dann aber an einem Punkt der 
Beschäftigungssteigerung sprunghaft in die Höhe gehen und nun wieder für eine 
lange Zeit auf ein Folgen in der Steigerung verzichten. Einen solchen Charakter 
haben gewisse Ausgaben für Kontrollpersonal. 

Wenn z. B. 25 Arbeiter zur Erledigung bestimmter Arbeiten unter einer Aufsicht 
in einem Raum zusammengefaßt wurden, infolge Auftragserhöhung jedoch eine 
Vermehrung um zunächst fünf Personen in einem zusätzlichen Raum mit dem 
Fassungsvermögen des ersten erfahren mußten, dann verursachen diese fünf 
nicht nur eine neue Aufsicht, sondern auch alle Zeitkosten für Licht, Heizung, 
Miete usw., die vorher für 25 Arbeiter aufzuwenden waren. Die festen Kosten 
zeigen daher eine sprunghafte Aufwärtsbewegung im Augenblick der Ver- 
mehrung der Arbeiterzahl auch nur um einen Mann, ohne daß das weitere Zu- 
nehmen der Beschäftigten von 27 bis 50 Personen auf sie einen beachtenswerten 
Einfluß ausübte. 



2. Die Verbuchung der Kosten 

In dem voraufgegangenen Abschnitt über die Bedeutung der Kosten ist bereits 
hervorgehoben worden, daß die Kosten einer sorgfältigen Registrierung durch 
die Buchführung bedürfen, damit der Wert einer Leistungseinheit, die in einem 
zu erzeugenden Gegenstand, einer anzubietenden Ware oder einer zu erstellenden 
Dienstleistung bestehen kann, genau zu ermitteln ist. Die Buchführung bedarf 
für diesen Zweck einer besonderen Organisation. Das gilt in erster Linie für das 
Rechnungswesen von Industriebetrieben, in denen die Kosten als Faktoren der 
Preisberechnung in der Regel so vielgestaltig und umfangreich anfallen, daß ihre 
geeignete Erfassung anders nicht durchführbar erscheint; aber auch in kauf- 
männischen Großbetrieben, Zweigstellenunternehmungen, Kaufhäusern und dgl. 
gewinnt die Erkenntnis immer mehr an Boden, daß nur ein Ausbau der Buch- 
führung nach der Seite der Kostenermittlung und -aufteilung eine fehlerfreie 
Selbstkostenrechnung garantiert. 

a) Organisation der Buchführung 

Die kaufmännische Buchführung ist zur Verwirklichung des gesteckten Zieles 
in eine Geschäfts- und eine Betriebsbuchführung zu scheiden. 

Die Geschäftsbuchführung könnte auch als Hauptbuchführung bezeichnet werden, 
weil ihr die Gesamtabrechnung zufällt, für die sie alle Bestände zu ermitteln 
und in Inventar und Bilanz zusammenzustellen hat. Da der Gesamterfolg im 
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wesentlichen durch die von außen kommenden und wieder nach außen gerichteten 
Güterwerte und den ihnen entgegenwirkenden Geldwerten bestimmt wird, die 
ihren Niederschlag in einem Konto der Finanzkontenklasse finden (Kasse-, Bank-, 
Postscheck-, Wechselkonto usw.), darum gehört auch deren Kontrolle in den 
Bereich der Geschäftsbuchführung und hat ihr zuweilen den Namen Finanz- 
buchhaltung eingetragen. 

Das Ziel der Betriebsbuchführung besteht in der wertmäßigen Registrierung 
alle innerbetrieblichen Vorgänge, die sich um einen Fertigungsprozeß bzw. um 
eine Dienstleistung oder Warenlieferung gruppieren. Hier müssen die Leistungs- 
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aufwendungen eine derartige Aufspaltung erfahren, daß eine mühelose Ermitt- 
lung der Gestehungskosten für die Einzelleistung, die als Stückrechnung bekannt 
ist, ermöglicht wird. Damit werden wiederum gleichzeitig die Quellen des 
Gesamterfolgs auf gedeckt. Die Betriebsbuchführung wird dadurch in Wahrheit 
zu einer kalkulatorischen Buchführung. Zur Erleichterung des Einblicks in den 
Zusammenhang der Konten durch den innerbetrieblichen Vorgang der Fertigung 
sei auf das Schaubild S. 93 verwiesen. 

b) Kombination von Geschäfts- und Betriebsbuchführung 

Je nach der Stellung, die die Geschäftsbuchführung zur Betriebsbuchführung 
einnimmt, ist eine Reihe von Buchführungstypen entstanden, die sich jedoch auf 
drei Grundformen zurückführen lassen. 

Das Einsystem 

Beide Buchführungen bilden eine geschlossene Einheit, in der alle Kontenklassen 
Vorkommen und in einer den besonderen betrieblichen Bedürfnissen entsprechen- 
den Weise auf gegliedert werden können. Dadurch werden alle Buchungen, 
gleichgültig, ob sie sich aus dem Geschäftsverkehr mit der Außenwelt ergeben 
oder innerbetrieblicher Natur sind, in einem Grund- und Hauptbuch bzw. einer 
Hauptbuchkontenkartei vermerkt, die gleich jeder anderen doppelten Buch- 
führung abgeschlossen werden. 

Diese ungeteilte Gesamtbuchhaltung, die auch Einsystem heißt, bietet den Vorteil, 
daß alle Buchungsvorfälle klar und übersichtlich in Erscheinung treten, leicht 
nachprüfbar und vergleichbar sind und daß sie bei hinreichender Gliederung der 
Kostenkonten der Selbstkostenrechnung zuverlässiges Zahlenmaterial liefert. Sie 
kann daher allen Anforderungen eines neuzeitlichen Rechnungswesens ent- 
sprechen. Dennoch werden sich ihrer in der Hauptsache nur Unternehmungen 
bedienen, deren Betriebe nach Art und Umfang mit einer geringeren Zahl von 
Kostenkonten auskommen, weil sonst eine starke Kostenspezialisierung bei dem 
Verzicht auf tabellenartige Aufgliederungen in der Gesamtbuchhaltung umfang- 
reiche Buchungen auslöst. Zu solchen Betrieben gehören Industrien mit einheit- 
lichen Erzeugnissen und dementsprechend einfachem Erzeugungsvorgang, die, 
wie Brauereien, Zementwerke, Getreidemüllereien, Zellstoffabriken u. a., ihre 
Selbstkosten mit Hilfe der Divisionskalkulation ermitteln, aber auch Handels- 
und Handwerksbetriebe. Dieser Umstand darf jedoch nicht die Meinung auf- 
kommen lassen, als ob die Gesamtbuchhaltung ein unterentwickeltes System sei 
und den erhöhten Ansprüchen tiefgegliederter Großunternehmungen nicht 
genüge. Wer die Mühe der Durchführung vermehrter Buchungen nicht scheut, 
kann das Einsystem leicht jedem Wunsch anpassen. 

Zur richtigen Auswertung der Eintragungen muß der Buchhalter natürlich 
darüber unterrichtet sein, in welchen Konten sich der für die Kalkulation bedeut- 
same innerbetriebliche Verkehr abspielt. Der Geschäftsbuchhaltung gehören 
gewöhnlich die Konten der Klassen 0 bis 3 — Anlage- und Kapitalkonten, 
Finanzkonten, Abgrenzungskonten und Materialkonten — sowie die Verkaufs- 
und Abschlußkonten der Klassen 8 und 9 an; der Betriebsbuchhaltung stehen dann 
die Konten der Klassen 4 bis 7 zur Verfügung, und zwar in 4 die Konten der 
Kostenarten, in 5 und 6 die für die aufgeschlüsselten Gemeinkosten erforderlichen 
Verrechnungs- und Kostenstellenkonten und in 7 die Konten der Kostenträger 
(Halb- und Fertigfabrikate). 
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Diese Kontenklassenaufteilung ist nicht feststehend und unabänderlich; beson- 
dere Umstände bzw. Wünsche der Betriebsleitung können verschiedene Um- 
stellungen vornehmen und ohne Nachteil beispielsweise die Konten der Roh-, 
Hilfs- und Betriebsstoffe aus Klasse 3 und die Abgrenzungskonten, die ohnehin 
die Scheidung betrieblicher und außerbetrieblicher Aufwendungen und Erträge 
gewährleisten sollen, der Betriebsbuchführung zuteilen. 



Beispiel: 

Zur Veranschaulichung der Verwendung einer Einheitsbuchführung diene fol- 
gendes Kontenbeispiel, das zur Abkürzung nur die Kontenklassen 3 bis 8 umfaßt. 

Das Beispiel geht von der Annahme aus, daß Roh- und Hilfsstoffe für 15 000 DM 
bzw. 4000 DM gegen bar und Banküberweisung erworben werden, 4500 DM Bar- 
löhne anfallen und 192 DM an Verkaufsprovision zu zahlen sind. Daher die 



Buchungen: 

Rohstoffkonto an Kasse-(Bank-)Konto 15 000 DM 

Hilfsstoffkonto an Kasse-(Bank-)Konto 4 000 DM 

Fertigungslohnkonto an Kassekonto 4 500 DM 

Vertriebssonderkostenkonto an Kassekonto 192 DM 



Natürlich läßt sich der Bezug von Material auch auf dem Kreditwege durchführen. 
Dann müßte man buchen: Rohstoffkonto an Kreditorenkonto. 

Rohstoffe für 10 500 DM gelangen in die Fertigung; sie werden daher über das 
Konto 50, Verrechnetes Fertigungsmaterial, einem Herstellkonto der Klasse 7 
überwiesen: 

Verrechnetes Fertigungsmaterial an Rohstoffkonto . . 10 500 DM 

Konto Halb- oder Fertigerzeugnisse 

an Verrechnetes Fertigungsmaterial 10 500 DM 

Den gleichen Weg gehen die Fertigungslöhne, nur dient hier als Mittelskonto das 
Konto 51, Verrechnete Fertigungslöhne: 

Verrechnete Fertigungslöhne an Fertigungslohnkonto .... 4 500 DM 

Konto Halb- oder Fertigerzeugnisse an Verrechnete Fertigungslöhne 4 500 DM 

Verbrauchte Hilfsstoffe lassen sich in dieser Weise nicht mit der Fertigung ver- 
rechnen, da sie wohl unmittelbar der Herstellung dienen, aber doch von einer 
Reihe von Erzeugnissen gleichzeitig beansprucht werden, die zu der gegebenen 
Zeit in der Fertigung begriffen sind. Dasselbe gilt von Betriebsstoffen, die nur 
mittelbar mit der Erzeugung Zusammenhängen. 

Beide nun, Hilfs- und Betriebsstoffe, werden bei Einsatz von dem ihnen zuge- 
hörigen Bestandskonto der Klasse 3 einem Kostenkonto der Gruppen 44 — 48 
überschrieben und gelangen nach Aufteilung, die uns noch beschäftigen wird, 
durch Zwischenschaltung der Verrechnungskonten 52 — 55 entweder in die Konten 
der Fertigung 70 — 75 oder in die Klasse 8 der Verkaufskonten. 
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In unserem Beispiel sind die verbrauchten Hilfsstoffe für 1200 DM und andere 
Gemeinkosten mit zusammen 10 545 DM 

mit 7400 DM als Fertigungsgemeinkosten, 
mit 1075 DM als Materialgemeinkosten, 
mit 1170 DM als Verwaltungsgemeinkosten und 
mit 2100 DM als Vertriebsgemeinkosten 

aufgeteilt worden. Die ersten beiden Posten nehmen die Fertigungskonten 70 — 75, 
die letzten die Verkaufskonten der Klasse 8 auf. In die Verkaufskonten sind auch 
die Sondereinzelkosten des Vertriebs mit 192 DM zu überführen. 

Nach diesen Ausführungen dürfte das Kontenbeispiel, abgesehen von der Auf- 
teilung der Gemeinkosten, die im Abschnitt Betriebsabrechnung behandelt wird, 
verständlich sein. 



30 Rohstoffe 



(an 10/11) 1 ) 


15 000 


(von 50) 
(von 94) 1 ) 


10 500 
4 500 




15 000 




15 000 




33 Hilfsstoffe 




(an 10/11) 


4 000 


(von 44/48) 
(von 94) 


1 200 
2 800 




4 000 




4 000 


50 Verrechnetes Fertigungsmaterial 




(an 30) 


10 500 


(von 70/75) 


10 500 


51 Verrechnete Fertigungslöhne 




(an 40) 


4 500 | 


(von 70/75) 


4 500 



52 Verrechnete Fertigungs-Gemeinkosten 
(an 44/48) 7 400 | (von 70/75) 7 400 

53 Verrechnete Material-Gemeinkosten 
(an 44/48) 1 075 | (von 70/75) 1 075 

54 Verrechnete Verwaltungs-Gemeinkosten 
(an 44/48) 1 170 | (von 80) 1 170 

55 Verrechnete Vertriebs-Gemeinkosten 
(an 44/48) 2 100 I (von 80) 2 100 



40 Fertigungslöhne 



(an 10) 


4 500 


(von 51) 


4 500 




44 — 48 Gemeinkosten 




(an 33) 


1 200 


(von 52) 


7 400 


(an Versch.) 


10 545 


(von 53) 


1 075 






(von 54) 


1 170 






(von 55) 


2 100 




11 745 




11 745 


49 


Sonderkosten Vertrieb 




(an 10) 


192 


(von 80) 


192 


70 — 75 Halb- und Fertigerzeugnisse 




(an 50) 


10 500 


(von 80) 


18 225 


(an 51) 


4 500 


(von 94) 


5 250 


(an 52) 


7 400 




(an 53) 


1 075 








23 475 




23 475 




80 Verkaufskonten 




(an 70/75) 


18 225 


(von 10/14) *) 


18 304 


(an 54) 


1 170 


(von 94) 


7 959 


(an 55) 


2 100 






(an 49) 


192 






(an 93) 1 ) 


4 576 








26 263 




26 263 



‘) 10 = Kassekonto 
11 = Bankkonto 
14 = Debitorenkonto 

93 = Gewinn- und Verlustkonto 

94 = Bilanzkonto 



Einsystem mit Nebenbuchhaltung 

Als Abart des Einsystems ist jener Typ anzusehen, bei dem die Eintragungen 
für die Betriebsbuchhaltung in Sammelkonten erfolgen, die durch Nebenbücher 
ihre Aufgliederung oder Spezialisierung erfahren. Die Konten der Klasse 3 
können beispielsweise durch ein einziges Materialkonto ersetzt werden; die 
vielen Konten der Kostenarten lassen sich, soweit sie nicht für Einzelkosten vor- 
gesehen sind, zu einem Gemeinkostenkonto vereinigen, wie das im vorauf- 
gegangenen Buchungsbeispiel zur Raumeinsparung bereits geschah. Ob die 
Nebenbücher kontenartig angelegt werden oder für eine statistische Aufteilung 
der Sammelposten Tabellen benutzen, ist für das Wesen dieser Form unerheblich. 
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Die Buchungen vollziehen sich in derselben Weise, wie sie bei dem Nebeneinander 
von Debitoren und Kreditoren als Hauptbuchkonten einerseits und den Per- 
soneneinzelkonten im Kontokorrentbuch andererseits vor sich gehen. 

Gemeinkostenkonto 

(an 33) 1 200, — 

(an Verschiedene) 10 545, — 



Kostenstellen 



Kostenarten 


Klasse 

4 


Allg. 

Kosten- 

Stellen 


Fert.- 

Stellen 


Fert.- 

Hilfs- 

Stellen 




Gesch.- 

Verw. 


Vertrieb 


Summe 


Gemeinkosten 


11 745 





6200 


1200 


1075 


1170 


2100 


11 745 



Es steht außer Zweifel, daß das Einsystem mit Nebenbuchhaltung in der Richtung 
der Ergänzung durch statistisches Material eine Reihe von Variationen zuläßt. 
So findet man nicht selten neben der dargestellten Zerlegung der Gemeinkosten 
in Kostenstellenkosten, die unter dem Namen eines kleinen Betriebsabrechnungs- 
bogens bekannt ist, Formblätter für die Bestandserfassung der nach Erzeugungs- 
gruppen geteilten Halb- und Fertigfabrikate und Tabellen mit Zahlen für die 
Nachkalkulation. 

Geschäfts- und Betriebsbuchhaltung sind getrennt, 
aber durch Übergangskonten verbunden 

Bei dieser Form ist es besonders wichtig, jedem Buchungskreis die richtigen 
Konten zuzuweisen. Grundsätzlich ist zu sagen, daß die Betriebsbuchhaltung von 
Fertigungsbetrieben den Erzeugungsvorgang vom Rohstoff durch die einzelnen 
Fertigungsstufen bis zum absatzfähigen Fertigprodukt zu begleiten und dabei 
auch Aufschluß über die Bestände an Werkstoffen, Halberzeugnissen und Fertig- 
fabrikaten zu geben hat. Dies geschieht durch die Konten der Klassen 3 bis 7, 
eventuell auch Teile von 8. Alle übrigen Konten gehören der Geschäftsbuch- 
haltung an. Aber es muß auch hier betont werden, daß die Zusammenstellung 
der Kontenkreise von Betrieb zu Betrieb verschieden sein kann. 

Da nun jede der beiden Buchhaltungen für sich ein Bruchstück darstellt, muß 
der jeweils fehlendeTeil durch ein Übergangskonto ersetzt werden. Das geschieht, 
indem sich die Geschäftsbuchhaltung ein Konto „Betrieb“ und die Betriebs- 
buchhaltung ein Konto „Geschäft“ oder „Zentrale“ einfügt. 

Die Übergangskonten sind Kontokorrentkonten vergleichbar und daher gleich 
diesen für die Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber der Gegenseite zu 
belasten und zu erkennen. Während das Konto Geschäft als das eines Kreditors 
gilt, bei dem als primäre Buchungen Gutschriften für die dem Betrieb über- 
lassenen Lohngelder, Rohstoffe usw. erscheinen, denen alsdann Belastungen für 
zum Verkauf bereitgestellte Fabrikate folgen, kann das Konto Betrieb als 
Kundenkonto angesehen werden mit Belastungen für Lohngelder und Rohstoffe 
und Gutschriften für abgelieferte Fertigerzeugnisse. Beide Konten enthalten 
damit die gleichen Beträge, aber auf entgegengesetzten Seiten. Vereinigt man 
daher zum Gesamtabschluß am Ende eines Jahres die Geschäftsbuchhaltung mit 
der Betriebsbuchhaltung, so heben sich die beiden Übergangskonten auf, und an 



7 Knoll, Bilanzkunde 
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die Stelle der getrennten Buchungskreise ist das Einsystem getreten. Die Verhält- 
nismäßigkeit der Übergangskonten bietet gleichzeitig den Vorteil einer zwangs- 
läufigen Abstimmung zwischen den beiden Buchungskreisen. 

Die vorkommenden Buchungen können 

1. allein die Konten der Geschäftsbuchhaltung oder 

2. allein die Konten der Betriebsbuchhaltung oder 

3. beide Buchhaltungen berühren. 

Zahlt die Verwaltung Geld auf Bankkonto ein, so bucht sie 
Bank an Kasse 

und bei Überweisung eines Betrages durch die Bank an einen Lieferer 
Kreditoren an Bank. 

Beide Buchungen gehen ausschließlich die Finanzbuchhaltung an. 

Werden Rohstoffe in die Fertigung gegeben oder Fertigerzeugnisse auf Lager 
genommen, so gehören die Buchungen daraus der Gruppe 2 an: 

Verrechnetes Fertigungsmaterial an Rohstoffe 
Fertigerzeugnisse an Halberzeugnisse. 

Schafft aber die Verwaltung neue Rohstoffe für den Betrieb an, so bucht sie: 
Betrieb an Kreditoren oder Kasse 

und der Betrieb: 

Rohstoffe an Zentrale oder Geschäft. 

Gibt die Zentrale Geld zur Lohnzahlung an den Betrieb, so lautet ihre Buchung: 
Betrieb an Kasse; 

der Betrieb bucht: 

Fertigungslöhne usw. an Zentrale. 

Beispiel: 

Das Buchungsbeispiel von Seite 95 bekommt dadurch folgendes Aussehen: 



Konto Geschäft 1 ) 40 Fertigrungslöhne 



(an 30) 


4 500 


(von 30) 


15 000 


(an G) 


4 500 | 


(von 51) 


4 500 


(an 33) 


2 800 


(von 33) 


4 000 










(an 70/75) 


5 250 


(von 40) 


4 500 




44 — 48 Gemeinkosten 




(an 80) 


21 687 


(von 44 — 48) 
(von 49) 


10 545 
192 


(an 33) 


1 200 


(von 52) 


7 400 








(an G) 


10 545 


(von 53) 


1 075 




34 237 




34 237 






(von 54) 


1 170 














(von 55) 


2 100 




30 Rohstoffe 






11 745 




11 745 


(an G) 


15 000 


(von 50) 


10 500 




49 Sonderkosten Vertrieb 








(von G) 


4 500 


(an G) 


192 | 


| (von 80) 


192 




15 000 




15 000 


















70 — 75 Halb- und Fertigerzeugnisse 






33 Hilfsstoffe 




(an 50) 


10 500 


(von 80) 


18 225 










(an 51) 


4 500 


(von G) 


5 250 


(an G) 


4 000 


(von 44—48) 


1 200 


(an 52) 


7 400 










(von G) 


2 800 


(an 53) 


1 075 








4 000 




4 000 




23 475 




23 475 



*) G - Geschäft 




Die Verbuchung der Kosten 



99 



50 Verrechnetes Fertigungs-Material 54 Verrechnete Verwaltungs-Gemeinkosten 



(an 30) 10 500 | (von 70/75) 10 500 

51 Verrechnete Fertignngslöhne 


(an 44/48) 1 170 | (von 80) 

55 Verr. Vertr.-Gemeinkosten 


1178 


(an 40) 4 500 | (von 70/75) 4 500 


(an 44/48) 


2 100 | (von 80) 
80 Verkaufskonten 


2 100 


52 Verrechnete Fertigungs-Gemeinkosten 
(an 44/48) 7 400 | (von 70/75) 7 400 

53 Verrechnete Material-Gemeinkosten 


(an 70/75) 
(an 54) 
(an 55) 
(an 49) 


18 225 
1 170 
2100 
192 


(von G) 


21 687 


(an 44/48) 1 075 | (von 70/75) 1 075 




21 687 




21 687 



Ein Vergleich der beiden Buchungsbeispiele läßt erkennen, daß sich mit Aus- 
nahme des verschiedenen Kontenanrufes durch das neueingefügte Übergangs- 
konto nur Abweichungen im Verkaufskonto zeigen, das für die ausgegliederte 
Betriebsbuchhaltung vielleicht besser den Namen „Abschluß“ trüge. 

Im Verkaufskonto des Einsystems stehen einander gegenüber: im Soll der Selbst- 
kostenwert der Erzeugnisse und im Haben die Verkaufserlöse und der Bestand 
noch nicht abgesetzter Fabrikate. Der Unterschied beider Seiten ist der Roh- 
gewinn, der nur noch durch neutrale Aufwendungen und Erträge beeinflußt wird. 

Bei der ausgegliederten Betriebsbuchhaltung ist das Verkaufskonto dagegen das 
Konto des betrieblichen Abschlusses, in dem sich jeglicher Betriebsaufwand zum 
Selbstkostenwert der Erzeugnisse verdichtet. Die Habensumme stellt also keinen 
Verkaufserlös dar, sondern nur die Bereitstellung der Fabrikate für den Verkauf 
zum Selbstkostenpreis. 



Das Zweisystem 

Das Zweisystem oder die dualistische Form entsteht dadurch, daß sich die 
Betriebsbuchführung vollkommen von der Finanzbuchführung loslöst und einen 
selbständigen und in sich geschlossenen Buchungsbereich bildet. Übergangs- 
konten haben damit jede Berechtigung verloren. Dieser Modus erscheint beson- 
ders dort am Platze, wo Hauptverwaltung und Betrieb getrennt untergebracht 
sind oder ein Filialsystem die selbständige Betriebsabrechnung als zweckmäßig 
erscheinen läßt. 

Die fehlende Verbindung mit der Geschäftsbuchhaltung bringt es aber mit sich, 
daß ohne eine Ergänzung im Kontenkreis der Betriebsbuchhaltung dem Funda- 
mentalsatz der Doppik, jeder Eintragung in einem Konto eine entgegengesetzt 
wirkende in einem anderen folgen zu lassen, nicht entsprochen werden kann. 
Erhält z. B. der Betrieb Geld für die Lohnzahlung, so kann er wohl sein Lohn- 
konto belasten, er besitzt aber kein Konto für die Gutschrift. Genauso, wenn 
auch umgekehrt, liegen die Dinge bei der Ablieferung fertiggestellter Erzeug- 
nisse. 

Diesem Übelstand wird abgeholfen durch Einrichtung eines Ausgleichskontos, 
das ähnlich dem Bilanzkonto benutzt wird und alle Gegenbuchungen auf- 
zunehmen hat, deren eigentliches Konto der Finanzbuchhaltung angehört. Man 
nennt es auch betriebliches Abschlußkonto. 

Das Konto ist also zu erkennen für alle dem Betrieb übergebenen Rohstoffe, 
Hilfsstoffe, für Gelder zur Deckung der verschiedensten Kosten und für etwa 
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vorhandene Vorräte zum Beginn des Betriebsabschnitts. Dagegen wird es be- 
lastet für Werkstoffe, Halb- und Fertigerzeugnisse am Schluß der Betriebs- 
periode und eventuell auch je nach Ausdehnung des Kontenkreises für den Ver- 
kaufserlös abgesetzter Fabrikate. Soweit dabei Gewinn erzielt wurde, erscheint 
er, wie üblich, im Soll des Verkaufskontos, aber im Haben des betrieblichen 
Abschlußkontos. Dieser letzte Punkt führt uns zu einer Merkwürdigkeit des 
Abschlußkontos, was die Seitenverwendung für Kosten und Erlöse anlangt. 
Würde man Kosten und Erlöse im Gewinn- und Verlustkonto buchen, dann 
kämen die Kosten links und die Erlöse rechts zum Eintrag; Gewinnüberschuß 
würde durch Einstellung im Soll das Konto zum Ausgleich bringen. Im betrieb- 
lichen Abschlußkonto erscheinen dagegen die Kosten im Haben und die Verkaufs- 
erlöse einschließlich des Gewinns im Soll. Der Kontenausgleich findet durch 
Buchung des Gewinns auf der Habenseite statt: 

Verkaufskonto an betriebliches Abschlußkonto. 

Das betriebliche Abschlußkonto stellt also das Spiegelbild eines normalen 
Ertragskontos dar und hat dadurch der isolierten Betriebsbuchhaltung den 
Namen Spiegelbildsystem gegeben. 



Beispiel: 

Nachstehend das Buchungsbeispiel unter Verwendung des betrieblichen Ab- 
schlußkontos: 



30 Rohstoffe 



(an b. A.) 1 ) 


15 000 


(von 50) 
(von b. A.) 


10 500 
4 500 




15 000 




15 000 




33 Hilfsstoffe 




(an b. A.) 


4 000 


(von 44/48) 
(von b. A.) 


1 200 
2 800 



4 000 



4 000 



50 Verrechnetes Fertigungs-Material 
(an 30) 10 500 | (von 70/75) 10 500 

51 Verrechnete Fertigungslöhne 
(an 40) 4 500 | (von 70/75) 4 500 

52 Verrechnete Fertigungs-Gemeinkosten 
(an 44/48) 7 400 | (von 70/75) 7 400 

53 Verrechnete Material-Gemeinkosten 
(an 44/48) 1 075 | (von 70/75) 1 075 

54 Verrechnete Verwaltungs-Gemeinkosten 
(an 44/48) 1 170 | (von 80) 1 170 

55 Verrechnete Vertriebs-Gemeinkosten 
(an 44/48) 2 100 | (von 80) 2 100 



40 Fertigungslöhne 



(an b. A.) 


4 500 | (von 51) 
44 — 48 Gemeinkosten 


4 500 


(an 33) 


1 200 


(von 52) 


7 400 


(an b. A.) 


10 545 


(von 53) 


1075 






(von 54) 


1 170 






(von 55) 


2 100 




11 745 




11 745 


49 Sonderkosten Vertrieb 




(an b. A.) 


192 | 


(von 80) 


192 



70 — 75 Halb- und Fertigerzeugnisse 



(an 50) 
(an 51) 
(an 52) 
(an 53) 


10 500 
4 500 
7 400 
1 075 


(von 80) 
(von b. A.) 


18 225 
5 250 




23 475 




23 475 




80 Verkaufskonten 




(an 70/75) 
(an 54) 

(an 55) 

(an 49) 

(an b. A.) 


18 225 

1 170 

2 100 
192 

4 576 


(von b. A.) 
(von b. A.) 


18 304 
7 959 




26 263 




26 263 



Betriebliches Abschlußkonto 



(an 30) 


4 500 


(von 30) 


15 000 


(an 33) 


2 800 


(von 33) 


4 000 


(an 70/75) 


5 250 


(von 40) 


4 500 


(an 80) 


18 304 


(von 44/48) 


10 545 


(an 80) 


7 959 


(von 49) 


192 






(von 80) 


4 576 




38 813 




38 813 



4 ) b. A. = betriebliches Abschlußkonto 
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c) Einzelne Kostenbuchungen 

Zur Vornahme verschiedener Kostenbuchungen bedarf der Leser noch einiger 
Erläuterungen. 

Effektive Kosten oder Verrechnungskosten 

Bei der Durchführung der Buchungsbeispiele zu den drei Organisationstypen 
der Betriebsbuchhaltung wurde stets von der Auffassung ausgegangen, daß die 
zum Einsatz gelangenden Aufwendungen wertmäßig ihrem Einstandspreis 
entsprechen. Diese Verfahrensweise kann jedoch mit Schwierigkeiten verbunden 
sein, die sich namentlich dann ergeben, wenn in einem Betriebsabschnitt z. B. 
Materialien stark abweichender Beschaffungskosten zur Verarbeitung gelangen. 
Für solchen Fall empfiehlt es sich, die effektiven Werte durch Durchschnitts- 
Tageswerte oder für längere Zeit festgelegte Verrechnungs werte zu ersetzen. 
Damit bilden sich dann Differenzen in den Verrechnungskonten, da sie zugunsten 
der Kostenartenkonten für entstandene Gemeinkosten belastet, aber für ver- 
rechnete erkannt werden. Diese Unterschiede sind Kostenüberdeckungen, wenn 
der verrechnete Betrag über dem entstandenen liegt, oder Kostenunterdeckungen 
bei entgegengesetztem Größenverhältnis. Die buchungsmäßige Beseitigung dieser 
Unterschiede findet mit Hilfe des Gewinn- und Verlustkontos bzw. durch 
Zwischenschaltung eines Abgrenzungs- oder Preisdifferenzkontos statt. 



52 Verrechnete Fertigungs-Gemeinkosten 53 Verrechnete Material-Gemeinkosten 



(an 44/48) Entst. 




(von 70/75) Verr. 




(an 44/48) Entst. 


(von 70/75) Verr. 




Gern. 


7 400 


Gemeinkosten 


7 512 


Gern. 1 075 


Gemeinkosten 


1050 


(an 90) Über- 










(von 90) Unter- 




deckung 


112 








deckung 


25 




7 512 




7 512 


1 075 




1075 


90 Abgrenzungskonto 




93 Gewinn- und Verlustkonto 




(an 53) 


25 


(von 52) 


112 




| (von 90) 


87 


(an 93) 


87 














112 




112 









Eoh- und Hilfsstoffe 

In dem Schaubild auf Seite 93 ist zum Verständnis des folgenden Kontenbeispiels 
bereits darauf hingewiesen worden, daß die der Fertigung zugeführten Roh- 
und Hilfsstoffe durch Vermittlung der Klasse 5 (Verrechnungskonten) dem 
Konto 70 „Halberzeugnisse“ belastet werden. In diesem Konto spielt sich ja 
der rechnerische oder buchhalterische Erzeugungsprozeß ab, d. h. es fließt dort 
auf der Soll-Seite alles an Werten zusammen, was aus dem Rohstoff das halb- 
fertige Erzeugnis entstehen läßt. Die Zwischenschaltung des Kontos 50 für zur 
Fertigung abgegebene Rohstoffe ist nicht unbedingt erforderlich, darum tritt in 
manchen Betriebsbuchführungen das Konto 70 auch unmittelbar mit dem den 
Stoff abgebenden Konto der Klasse 3 in Beziehung: Konto 70 an Konto 30. 

Lö h n e 

Hinsichtlich des Kostenfaktors Lohn muß der Buchhalter darüber unterrichtet 
sein, in welcher Weise sich die Lohnabrechnung vollzieht. Beim Zeitlohn wird 
der Lohn nach der zeitlichen Anwesenheit des Lohnempfängers im Betrieb in der 
Weise ermittelt, daß man aus der Zahl der Arbeitsstunden einer Lohnwoche und 
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dem Stundenlohnsatz den Gesamtverdienst oder Bruttolohn feststellt, von dem 
nach Kürzung gesetzlicher Abzüge (Steuern, Sozialbeiträge) der Netto- oder 
Barlohn verbleibt. Den Nachweis der Lohnberechnung führt die Lohnliste. 

Lohnliste 



Lohn- 

woche 


i 

ti 

d) 

xi 

r-l 

C fl N 


Verdienst 


Abzüge 


,1 
•ö ° 

«iü 


Name 


Std. 

lohn 


Übersti 

zahl 


mden- 

lohn 


“'S 

O > 


i 

3 n 

N 

o o 
Ul > 


Kir- 

chen- 

steuer 


1 u 
ö 

2 3 

M Ul 


Ges.- 

Abzüge 


14.— 19. 
Juni 


40 


3,10 


— 


— 


124,— 


15,59 


— ,25 


2,53 


18,37 


105,63 

i 


Fritz Lenz 



Der Zeitlohn kommt zur Anwendung, wenn eine andere Messung der Arbeits- 
leistung unmöglich ist, z. B. bei der Bedienung wertvoller Maschinen, bei be- 
sonders sorgfältiger (Präzisions-)Arbeit oder bei der Arbeit am Fließband, bei 
der der Arbeiter das Arbeitstempo nicht bestimmen kann. 

Eine andere Lohnart ist der Leistungs - oder Akkordlohn, bei dem die persönliche 
Arbeitsleistung die Lohnhöhe bestimmt. Der Leistungslohn kann Geld- oder 
Zeitakkord sein. 

Beim Geldakkord erhält der Arbeiter für eine bestimmte Arbeit, beispielsweise 
für das Fräsen eines Zahnrades, einen Geldlohn. Je schneller er nun seine Arbeit 
vollendet, um so höher ist sein Stundenverdienst. 

Beispiel einer Geldakkord- Abrechnung 



Lfd. Nr. 


Stückzahl 


Stücklohn 

Pf 


Rüstlohn 

Pf 


Vorgegebene 

Fertigungs- 

stelle 


Kontierung 


Akkord- 

verdienst 

DM 


1 


100 


38,88 


172,8 


6111 


400/76 


40,61 


2 


400 


4,42 


— 


6111 




17,68 


3 


100 


8,928 


129,6 


6111 




10,22 


4 


150 


26,26 


83,2 


6111 


400/71 


40,22 


5 


300 


14,30 


— 


6115 




42,90 


6 


100 


34,56 


— 






34,56 


7 


200 


8,64 


— 


6111 


400/72 




8 


500 


4,32 




6111 

Akkor< 


400/72 

Iverdienst 





Für die Entschädigung der Leistung legt man die Zeit eines Durchschnittsarbeiters 
zugrunde und bewertet sie zu einem Akkordrichtsatz, der etwa 15 °/o über einem 
tariflich festgelegten Ecklohn als Mindestlohn liegt. Damit wird der Akkordlohn- 
satz grundsätzlich nach einem Zeitlohn ausgerichtet. 

Nimmt man für das Fräsen eines Zahnrades als Normalzeit 250 Minuten an und 
entschädigt man die Leistung mit 7,07 DM, so erhält der Arbeiter, der in 
220 Minuten fertig wird, 7,07 : 220 = 3,22 Pf pro Minute und in einer Stunde 
3,22 X 60 = 1,93 DM. Brauchte er die volle Normalzeit zur Vollendung seiner 
Leistung, so betrüge sein Stundenverdienst 7,07 : 250 X 60 = 1,70 DM. 
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Die Ermittlung des Akkordlohnes ist einfach: Stückzahl mal Stücklohn, also nach 
dem ersten Beispiel 100 X 38,88 Pf = 38,88 DM. Dazu kommt der Rüstlohn ; er ist 
eine Entschädigung für die Vorbereitung zur Fertigung und nur einmal ein- 
zubeziehen. 

Beim Zeitakkord wird nicht ein Arbeitsquantum, sondern eine Minutenmenge 
vergütet. Wie die Abrechnung vor sich geht, zeigt das folgende Beispiel: 

Beispiel einer Zeitakkord- Abrechnung 



Akkordabrechnung vom 8. bis 21. Mai . . Name: Schäfer Nr. 6111/7 


Abt. 


Abt. 


Abgel. 

Zettel 

8 


Minuten mit dem Faktor 


Kosten- 


Betrag 


G 1 (2,88 Pf) 


A 1 (2,6 Pf) 


Art 


Stelle 


Träger 


1 200 


1 547 






71 


74,78 




1 650 


400 


6 115 


71 


42,90 


600 


680 


400 




72 


34,96 


Akkord- 

Stunden 

96 


1 765 








76 


50,83 


750 




403 




72 


21,60 




bhhhh 


■IBHHi 


■Bi 


■bhh 




BBHHi 


4 315 


3 877 








225,07 


DV 

DM 2,34 


Tag: Lohnbuchhaltung 

23. 5. 19 . . Ebel 


Tag: Lohnbuchhaltung 

23. 5. 19 . . Ebel 



1200 X 2,88 Pf = 34,56 DM Gl«= Minutenakkordsatz für einen gelernten Arbeiter 
1547 X 2,6 Pf = 40,22 DM A 1 = Minutenakkordsatz für einen ungelernten Arbeiter 
74,78 DM usw. 



Die gezahlten Löhne, gleichviel, ob Zeit- oder Akkordlöhne, können nun Einzel- 
oder Gemeinkosten sein. Sind die Empfänger Personen, die als Dreher, Fräser, 
Schweißer, Schreiner usw. unmittelbar an der Fertigung teilhaben, dann handelt 
es sich um Fertigungslöhne, die als Einzelkostenteil dem Erzeugnis direkt zuge- 
rechnet werden können. Wird der Lohn dagegen Maschinenheizern, Transport- 
arbeitern, Lagerhaltern, Büroangesteilten, Putzfrauen u. a. vergütet, so hat man 
es mit Gemeinkosten zu tun, und es ist Aufgabe des Betriebes, zu entscheiden, 
welcher Kategorie dieser Lohn zuzurechnen ist, welche Unterteilungen man 
zweckmäßig innerhalb der Hilfslöhne vornimmt und dergleichen mehr. Nachdem 
die Entscheidungen hierüber festliegen, erhält das Lohnbüro die entsprechenden 
Weisungen, und die Lohnbuchhaltung hat bei der Verbuchung der Lohnlisten 
einfache Arbeit zu leisten. 

Welcher Betrag der Lohnabrechnung ist nun Gegenstand der Kosten-Buchung? 
Selbstredend der Bruttolohn unter Einbeziehung auch des Sozialanteils des Ar- 
beitgebers, weil das der Betrag ist, der vom Betrieb letzten Endes für die Arbeits- 
leistung des Beschäftigten aufzuwenden ist. Das die Lohnsumme ausweisende 
Kostenkonto ist ein Lohnkonto innerhalb der Klasse 4; als Gegenkonto wird für 
den Bar- oder Nettolohn die Kasse und für die noch nicht abgeführten Sozial- 
beiträge das Konto 184 „Noch nicht abgeführte Soziallasten“ benützt. Der Anteil 
des Unternehmers an den gesetzlichen Soziallasten, der die Hälfte der Sozial- 
versicherung ausmacht, kann sich ebenso in den Lohnkonten im Soll und in 
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Konto 184 im Haben auswirken. Es besteht aber auch die Möglichkeit, die Sozial- 
lasten des Arbeitgebers in Unterkonten des Kontos 43 „Soziale Aufwendungen“ 
unterzubringen. 



Lohnabrechnung 


Gesamt- 

verdienst 

DM 


Abzüge 
u. Lohnst. 
DM 


Bar- 

auszahlung 

DM 


Soziallasten 
d. Arbeitgeb. 
DM 


1. Fertigungslöhne 


3 535,-* 


420,50 


3 114,50 


258,56 


2. Betriebshilfslöhne 


304,53 


35,34 


269,19 


21,93 


3. Sonstige Hilfslöhne 


186,96 


22,04 


164,92 


14,— 


Löhne insgesamt 


4 026,49 


477,88 


3 548,61 


294,49 



Dann wird gebucht (unter Außerachtlassung einer Aufteilung des Kontos 43): 



40 Fertigungslöhne 410 Betriehshilfslöhne 



an 100 


3 114,50 1 


an 100 


269,19 






an 184 


420,50 | 


an 184 


35,34 








411 Sonstige Hilfslöhne 




100 Kasse 




an 100 


164,92 1 






von 40 


3 114,50 


an 184 


22,04 | 






von 410 
von 411 
von 184 


269,19 

164,92 

(772,37) 


184 Noch 


nicht ah geführte Sozialbeiträge 




43 Sozialaufwand 





an 100 


(772,37) 


von 


40 


420,50 


an 


184 




von 


420 


35,34 


an 


184 






von 


411 


22,04 


an 


184 






von 


43 


258,56 










von 


43 


21,93 










von 


43 


14,— 








772,37 






772,37 







Werden die Sozialbeiträge abgeführt, so bringt die Buchung: 

(184) Noch nicht abgeführte Sozialbeiträge an (100) Kasse 

das Konto 184 zum Ausgleich. Im obigen Beispiel ist die Zahl der Ausgleichs- 
buchung in Klammern angeführt. 

Besondere Beachtung verdienen die Urlaubslöhne, die stoßweise anfallen und 
nun nicht in ihrer vollen Höhe den Erzeugnissen zugeschlagen werden können, 
die sich gerade in Arbeit befinden. Nach einem Erfahrungssatz über die jährlich 
zur Auszahlung gelangenden Urlaubslöhne ermittelt man einen Monatsdurch- 
schnitt und bucht diesen als Kostenteil unter dem Buchungssatz: 

(417) Urlaubslöhne an (272) Verrechnete Urlaubslöhne. 

Auf dem gleichen Konto 272 werden auch die wirklich gezahlten Urlaubslöhne 
eingetragen: 

(272) Verrechnete Urlaubslöhne an (100) Kasse. 

Damit bestätigt sich, was auf Seite 74 hinsichtlich der Abgrenzungskonten der 
Klasse 2 angedeutet wurde, daß mit ihrer Hilfe eine sachliche Trennung verrech- 
neter Kosten von tatsächlich geleisteten Aufwendungen durchgeführt wird. Hier 
verbindet sich damit eine gleichmäßige Verteilung der während des Jahres sehr 
unterschiedlich anfallenden Urlaubslohnsummen. 
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Beispiel: 

Die Urlaubslöhne mögen in den 4 Quartalen nach Schätzung betragen: 600, — DM, 
3300, — DM, 7800, — DM, 1200, — DM, insgesamt 12 900, — DM. Dann beträgt 
der Monatsdurchschnitt 1075, — DM, und nach dem obenstehenden Buchungssatz 
wären zwölfmal 1075, — DM einzutragen. In Wirklichkeit sind in den 4 Quartalen 
zur Auszahlung gekommen und dementsprechend gebucht worden: 

816,— DM, 4080,— DM, 7344,— DM und 1008,— DM. 

Die Differenz zwischen Schätzung und tatsächlicher Zahlung, in dem nachher 
durchzuführenden Beispiel 348, — DM, ist am Jahresende über Gewinn- und 
Verlustkonto abzubuchen. 



417 Urlaubslöhne 272 Verr. Urlaubslöhne 



an 272 


1 075,— 


an 100 


816,— 


von 417 


1 075,— 


an 272 


1 075,— 


an 100 


4 080,— 


von 417 


1 075,— 


an 272 


. . . , — 


an 100 


7 344,— 


von 417 


. . . , — 


an 272 


. . . , — 


an 100 


1 008,— 


von 417 


1 075,— 


an 272 


1 075,— 






von GuV 


348,— 




12 900,— | 




13 248,— 




13 248,— 



100 Kasse 





von 


272 




816,— 




von 


272 


4 


080,— 




von 


272 


7 


344,— 




von 


272 


_1 


008,— 








13 


248,— 



Wenn durch Neueinstellungen die Schätzungen von vornherein als zu niedrig 
erkannt werden, ist natürlich rechtzeitig eine Berichtigung der monatlichen 
Durchschnittszahlen vorzunehmen. 

Freiwillige S o z i a 1 a u f w e n d u n g e n 

Neben den gesetzlichen Soziallasten sind freiwillige Sozialaufwendungen mög- 
lich. Sie können recht mannigfaltig sein und Beihilfen zum Wohnungsbau an 
Arbeiter und Angestellte, Zahlungen an Pensionskassen, Zuschüsse zu Kantinen 
und Werksküchen, kurz alle Zuwendungen zu Wohlfahrtseinrichtungen im In- 
teresse der Belegschaft umfassen. 

Beispiel: 

Zu einer Kantine gehört ein Warenlager, das in Kontenklasse 3 geführt wird. Für 
den Kantinenbetrieb besteht ein Konto 4390. Außerdem wird ein Konto Kan- 
tinenzuschüsse mit der Nummer 4391 benötigt. Beide Konten, Kantinenbetrieb 
und Kantinenzuschüsse, sind Unterkonten des Kontos der freiwilligen Sozial- 
leistungen, unter Nummer 439 der Kontenklasse 4 fallend. Selbstverständlich 
besteht auch ein Konto für die Kantinenkasse, das aber im Beispiel imberück- 
sichtigt bleiben kann. 

Betriebsvorfälle mit Buchungssätzen: 

1. Wareneinkauf für Kantine 750, — DM 

Kantinenlager an Kantinenkasse 750, — DM 

2. Warenabgabe an Kantinenbetrieb 500, — DM 

Kantinenbetrieb an Kantinenlager 500, — DM 

3. Sonstige Kosten des Kantinenbetriebs (Löhne) 140, — DM 

Kantinenbetrieb an Kantinenkasse 140, — DM 
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4. Kantinenerlöse 420, — DM 

Kantinenkasse an Kantinenbetrieb 420, — DM 

5. Kantinenzuschuß 220, — DM 

Kantinenzuschüsse an Kantinenbetrieb 220, — DM 

Der Zuschuß von 220, — DM ist eine freiwillige Sozialleistung und wird, wie 
nachher zu zeigen ist, als Gemeinkostenfaktor aufgeteilt. 



(37) Kantinenlager (4390) Kantinenbetrieb 



an Kant. 
Ka. 


750,— | 


von Kant. 
Betr. 


500,— 


an Kant. 
La. 

an Kant. 
Ka. 


500,— 

140,— 


von Kant. 
Ka. 

von Kant. 
Zusch. 


420,— 

220,— 












640,— 




640,— 



(4391) Kantinenzuschflsse 



an Kant. 

Betr. 220,— 



d) Die kalkulatorischen Kosten 

Von den Gemeinkosten bedürfen noch die „kalkulatorischen Kosten“, die wir in 
dem Abschnitt „Kosten und Aufwand“ auch als Zusatzkosten bezeichneten, einer 
näheren Erläuterung nach Wesen und Verbuchung. Als kalkulatorische Kosten 
kommen gewöhnlich in Frage: 

kalkulatorische Abschreibungen, 
kalkulatorische Zinsen, 
kalkulatorische Wagnisverluste, 
kalkulatorischer Unternehmerlohn und 
kalkulatorische Eigenmiete. 

Die Möglichkeit der Bildung kalkulatorischer Kosten ist mit dieser Aufzählung 
nicht erschöpft, da sich solche Posten aus allen Aufwendungen bilden lassen, die 
unregelmäßig und verstreut anfallen und dadurch nur in aus Erfahrung ge- 
schätzten und mit auf die Betriebsperiode verteilten Verrechnungs werten in die 
Kostenrechnung einbezogen werden können. 

Kalkulatorische Abschreibungen 

Wer im Wirtschaftsleben steht, weiß, daß Güter des Anlagevermögens (Gebäude, 
Maschinen, Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsausstattung) durch Gebrauch ab- 
genutzt werden und damit an Wert verlieren. Wertabnahmen können aber auch 
mit Bedarfsänderungen und technischen Neuerungen verbunden sein, die Teile 
eines Produktionsapparates vorzeitig veralten lassen. Endlich sind (namentlich 
bei Nutzungsrechten) Wertminderungen an den Ablauf des Rechtes gebunden. 

Während man die ersten Wertabnahmen verbrauchsbedingte nennt, schließt man 
die anderen unter dem Begriff der wirtschaftlichen Wertminderung zusammen. 
Allen diesen Wertverlusten ist eigentümlich, daß sie buchhalterisch in Abschrei- 
bungen ihren Ausdruck finden. 

Abschreibungen sind nötig, um bei den im Anschluß an die geltenden Gesetze 
alljährlich zu erstellenden Bilanzen das Vermögen richtig zu bewerten. Man 
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kennzeichnet diese Abschreibungen darum als bilanzmäßige. Andererseits wer- 
den sie unter Anlehnung an das Einkommensteuergesetz als steuerliche Abschrei- 
bungen bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Gewinns gebraucht. Eine letzte 
Verwendung besteht darin, daß Abschreibungen als Kostenteil in der Kalkulation 
zu berücksichtigen sind. Denn könnte man den durch den Betrieb verursachten 
Wertverschleiß eines Erzeugungsmittels nicht durch die Selbstkostenrechnung in 
den Verkaufspreis des gefertigten Erzeugnisses hineinnehmen, dann verfügte der 
Unternehmer nach völliger Unbrauchbarkeit der Maschine oder des Werkzeuges 
auch nicht über das Geld zur Ersatzanschaffung. Die letzte Art der Abschreibun- 
gen nun sind die kalkulatorischen. 

Es könnte die Frage auftauchen, ob nicht eine Abschreibungssorte allen Anforde- 
rungen gerecht wird. Die Frage ist zu verneinen. Handelsbilanzabschreibungen 
sollen in ihrer Bemessung zwar die Gebrauchsdauer des Anlagegutes beachten, 
werden aber gewöhnlich höher angesetzt, damit zum Vorteil von Unternehmung 
und Gläubigem niedrigere Gewinne errechnet und ausgeschüttet und stille Rück- 
lagen gebildet werden. Kämen diese zu hohen Abschreibungen in die Selbst- 
kostenrechnung, dann würden die so gewonnenen Verkaufspreise der Konkur- 
renz gegenüber nicht standzuhalten vermögen. Von entgegengesetztem Einfluß 
auf die Kalkulation wären die steuerlichen Abschreibungen, die zur Gewinnung 
hoher Steueraufkommen nach Niedrigstsätzen, die allerdings auch die Abwer- 
tung berücksichtigen sollen, vorzunehmen sind. Zur Erklärung einige Beispiele: 

Nach dem Aktienrecht dürfen von Gegenständen des Anlagevermögens, zu dem 
auch Beteiligungen gehören, und von einem etwa vorhandenen Firmenwert 
Abschreibungen vorgenommen werden; das Steuerrecht lehnt grundsätzlich Ab- 
schreibungen auf Beteiligungen und den Firmenwert ab, weil die Verwendung 
oder Nutzung dieser Wirtschaftsgüter zeitlich unbegrenzt sei. 

Häuser in Straßen mit starkem Lastwagenverkehr leiden unter erheblicher Ab- 
nützung. Trotzdem gestattet die Finanz Verwaltung grundsätzlich nur Abschrei- 
bungen von durchschnittlich 2 °/o im Jahr. 

Zur Verwendung in der Selbstkostenrechnung eignen sich also nur die kalkulato- 
rischen Abschreibungen, die — soweit der Werteverzehr eines Gutes überhaupt 
voraussehbar ist — den tatsächlichen Verschleiß so genau wie möglich buch- 
halterisch festzuhalten haben. 

Eine zweite Frage ist die, ob nicht die Gleichzeitigkeit verschiedener Abschrei- 
bungen unter allen Umständen ein Zuviel an Wertvernichtung in das kauf- 
männische Rechnungswesen bringt. Auch diese Frage kann von vornherein mit 
einem Nein beantwortet werden. Steuerliche Abschreibungen gibt es nur in 
Steuerbilanzen bzw. in steuerlichen Gewinnermittlungen; ein Nebeneinander mit 
anderen Abschreibungen scheidet also für sie ein für allemal aus. Wenn Unter- 
nehmer ihre Steuerbilanz gleichzeitig als Handelsbilanz ansehen und danach die 
Gewinnverwendung bestimmen, dann wollen sie von dem ihnen durch das 
Handelsrecht eingeräumten Ermessensspielraum keinen Gebrauch machen. 

Daß eine Gleichzeitigkeit von handelsbilanzmäßigen und kalkulatorischen Ab- 
schreibungen das Buchungsergebnis nicht beeinträchtigt, veranschaulicht folgen- 
des Beispiel, aus dem wir zugleich das Buchungsverfahren für kalkulatorische 
Abschreibungen kennenlernen. 
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Beispiel: 

Eine Maschine mit dem Anschaffungswert 10 000, — DM soll für die Handels- 
bilanz in 5 Jahren, also mit jährlich 2000, — DM, abgeschrieben werden, während 
ihr tatsächlicher und damit kalkulatorischer Verschleiß mit 1000, — DM pro Jahr 
angesetzt wird. 

Zur Verbuchung der Bilanzabschreibungen verwendet man ein Konto der 
Klasse 2 (290), weil hier die sachliche Abgrenzung des ein Bilanzaktivum tatsäch- 
lich verringernden Aufwandes von dem als Kosten verrechneten Aufwand vor 
sich geht. Konto 290 ist ein Aufwandskonto, das die durch die Abschreibung 
zum Ausdruck gebrachte Wertabnahme des betreffenden Anlagegutes als Verlust 
weitergibt. Die Übertragung erfolgt entweder direkt oder durch Vermittlung des 
Abgrenzungssammelkontos (90) nach dem Gewinn- und Verlustkonto (93). 



Das Konto der kalkulatorischen Abschreibungen ist dagegen ein Kostenkonto 
und der Kontenklasse 4 zugehörig (460/1). Es fehlt nur noch das Gegenkonto der 
kalkulatorischen Abschreibungen, und das ist wiederum ein Konto der Klasse 2 
„Verrechnete kalkulatorische Abschreibungen“. Würde dieses Konto nicht beste- 
hen, so ständen die bilanzmäßigen und kalkulatorischen Kosten in zwei Sollseiten 
und müßten in der Tat eine Verdoppelung der Wertminderung herbeiführen. 
Das Konto „Verrechnete kalkulatorische Abschreibung“ empfängt aber die 
Kosten als Ertrag im Haben und bildet dadurch ein Gegengewicht zur zweiten 
Belastung. Nun die Buchungen: 



1. (290) Bilanzabschreibung an (02) Maschinenkonto 

2. (460/1) Kalk. Abschreibung an (291) Verr. kalk. Abschreibung 

3. (93) Gew.- und Verl.-Konto an (290) Bilanzabschreibung 

4. (291) Verr. kalk. Abschreibung an (93) Gew.- und Verl.-Konto 



2000,— DM 
1000,— DM 
2000,— DM 
1000,— DM 



(02) Maschinenkonto (290) Bilanzabschreibung 

an Bil.-Kto. 10 000,— | von 290 2 000, — an 02 2 000,— | von 93 2 000,— 

(460/1) Kalkulatorische Abschreibung (291) Verr. kalkulatorische Abschreibung 

an 291 1 000,— | an 93 1 000,— | von 460/1 1 000,— 

(93) Gewinn- und Verlust-Konto 

an 290 2 000,— | von 291 1 000,— 

Das Gewinn- und Verlustkonto läßt klar erkennen, daß nur das Mehr der bilanz- 
mäßigen Abschreibungen über die kalkulatorischen den Jahresertrag beeinflußt. 
Das noch offene Konto 460/1 gibt seinen Inhalt als Gemeinkostenanteil in die 
Selbstkostenrechnung weiter, und aus ihr entwickelt sich dann der Verkaufs- 
preis, der den Aufwand an kalkulatorischen Abschreibungen wieder herein- 
bringt, sofern er nicht unter dem Selbstkostenpreis liegt. 

Es interessieren nun noch die Fragen, mit welchen Jahres- oder Monatsbeträgen 
ein Wirtschaftsgut kalkulatorisch abzuschreiben ist und über welchen Zeitraum 
sich die Abschreibung erstreckt. Früher galt in der betriebswirtschaftlichen Theo- 
rie und in der Wirtschaftspraxis die Auffassung, daß die durch den Verbrauch 
bedingten Abschreibungen, wie sie die Kostenrechnung und die Preisbildung 
benötigen, nur in gleichlautenden Jahressätzen vom Anschaf fungs wert und dann 
niemals über den Nullwert des Anlagegutes hinaus vorgenommen werden dürfen. 
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Die Ansicht stützte sich auf die Überlegung, daß der Kostenbeitrag eines Anlage- 
gutes nur von der Dauer seiner Verwendbarkeit im Betrieb abhänge und sich 
darum mit gleichen Jahres- und Monatsbeträgen auswirken müsse. Da außerdem 
jeder Vermögens verbrauch nur einmal im Preis kostenmäßig vergütet werden 
könne, habe die Anrechnung von Kosten aufzuhören, sobald der Vermögensteil 
abgeschrieben ist. 

An der Tatsache der gleichbleibenden Abschreibungsraten hat sich nichts ge- 
ändert; hinsichtlich der Abschreibungsdauer hat aber der Bundesminister für 
Wirtschaft durch seine Verordnung PR 30/53 vom 21. November 1953 über die 
Preise bei öffentlichen Aufträgen, die für alle Betriebswirtschaften eine mög- 
lichst große Vereinheitlichung in der Preispolitik bringen soll, unter Ziffer 39 
gestattet, daß die bei Überprüfung der Nutzungsschätzung und der tatsächlichen 
Nutzungsdauer sich ergebenden Differenzen auf einem Abschreibungswagnis- 
konto eingestellt werden dürfen. Das bedeutet, daß für Anlagen, die zwar voll 
kalkulatorisch abgeschrieben sind, aber noch dem Unternehmen dienen, kalku- 
latorische Kosten gebildet werden können. Andererseits sind mit dem Konto auch 
Minderabschreibungen für den vorzeitigen Ausfall von Anlagen zu verrechnen. 
Sie stellen außerordentliche oder Sonderabschreibungen dar, die als Vermögens- 
verluste nicht kalkulierbar sind und daher als außerordentlicher Aufwand über 
das Konto Abschreibungs wagnis direkt dem Gewinn- und Verlustkonto zuzufüh- 
ren sind. 



Beispiel : 

Eine Maschine, die mit jährlich 1200 DM kalkulatorischer Kosten vollkommen 
abgeschrieben wurde, wird nach wie vor in der üblichen Weise im Betrieb ge- 
braucht. Dagegen mußte eine andere Maschine, die nach dem die kalkulatorischen 
Abschreibungen statistisch nachweisenden Abschreibungsbogen noch mit 1500 
DM Buchwert notiert war, infolge Veraltens aus dem Betrieb gezogen werden. 

Nach der Pr eis Verordnung ist zu buchen: 

1. Kalkulatorische Abschreibung an Abschreibungswagnis 1200 DM 

2. Abschreibungswagnis an Abgrenzungssammelkonto 1500 DM 

Die kalkulatorische Abschreibung von 1200 DM geht in die Kostenrechnung 
über und erscheint dadurch bei der Bruttomethode, bei der unmittelbar sämt- 
liche Aufwendungen den Erträgen gegenübergestellt werden, im Gewinn- und 
Verlustkonto im Soll: 

3. Gewinn- und Verlustkonto an Kalk. Abschreibung 1200 DM 

Das Abschreibungswagniskonto schließt über das Abgrenzungssammelkonto mit 
dem Gewinn- und Verlustkonto ab: 



4. Abgrenzungssammelkonto an Abschreibungswagnis 

5. Abgrenzungssammelkonto an Gewinn- und Verlustkonto 



Kl. 4 Kalkül. Abschreibung 


1) 


1 200 | 


1200 


(3 




Kl. 9 Ab gr.- Sammelkonto 




4) 


300 


1500 


(2 


5) 


1 200 








1500 


1 500 





300 DM 
1200 DM 



Kl. 2 Abschreibungswagnis 



2) 


1500 


1 200 


(1 




300 


(4 




1500 


1 500 





Kl. 3 Gew inn- und Ver lustkonto 
1200 | 1200 



3) 



(3 
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Kalkulatorische Zinsen 

Für die Bereitstellung des betriebsnotwendigen Kapitals können nach der Preis- 
verordnung zu einem Zinsfuß, der aus dem Diskontsatz der Landeszentralbanken 
und einem im Benehmen mit dem Bundeswirtschaftsminister festgesetzten Zu- 
schlag besteht, kalkulatorische Zinsen in Anrechnung gebracht werden. 

Tatsächliche Aufwendungen an Zinsen für Fremdkapital bleiben bei der Preis- 
ermittlung außer Ansatz. Sie werden als außerbetrieblicher Aufwand zwischen 
einem Konto der Klasse 2 und dem Gewinn- und Verlustkonto verrechnet und 
haben damit auf die Kostenrechnung keinen Einfluß. Auf diese Weise soll ver- 
hindert werden, daß stark verschuldete Betriebe durch Einrechnung ihrer wirk- 
lich zu zahlenden umfangreichen Zinsen zu hohen Selbstkostenpreisen gelangen, 
während schuldenfreie infolge des Fehlens eines solchen Kostenfaktors mit nied- 
rigen Gestehungswerten operieren können. 

Das betriebsnotwendige Kapital besteht aus dem auf der Aktivseite der Bilanz 
stehenden Unternehmungs vermögen, von dem abgesetzt werden: außer Betrieb 
befindliche Anlagen, nicht betriebsnotwendige Beteiligungen, Forderungen aus 
Kriegsschäden und Kriegsfolgeschäden, Voraus- und Anzahlungen und solche 
Schuldbeträge, die dem Unternehmen im Rahmen des gewährten Zahlungsziels 
von Lieferanten zinsfrei zur Verfügung stehen. 

Beispiel: 

Aktiva Bilanz Passiva 



Anlagen 

Stillgelegte Fabrikgebäude 

Beteiligungen 


420 000 
70 000 
20 000 


Eigenkapital 

Hypotheken 

Darlehen 


50 000 


Waren" . T 

Forderungen 

Eigene Anzahlungen 

Forderungen aus Kriegsschäden . . . 
Geldwerte 


160 000 
110 000 
20 000 
30 000 
115 000 


Kreditoren 




945 000 




945 000 


Das betriebsnotwendige Kapital besteht demnach aus 


945 000 DM 


abzüglich stillgelegte Fabrikgebäude 


70 000 




Beteiligungen 




20 000 




Eigene Anzahlungen 




20 000 




Kriegsschädenforderungen 


30 000 




Kreditoren 




120 000 


260 000 DM 



685 000 DM 



Rechnet man mit einem Zinssatz von 5 °/o, so ergeben sich kalkulatorische Zinsen 
von 34 250 DM. Diese sind zu buchen. (Die Reihenfolge der Buchungen ist aus 
den Klammerzahlen ersichtlich.) 

Kalkulatorische Zinsen an Verr. kalkulatorische Zinsen 34 250 DM 



Kl. 4 Kalkulat. Zinsen 



Kl. 2 Verr. kalk. Zinsen 



1 ) 



34 250 | 34 250 



(2 



3) 



34 250 34 250 



Kl. 9 Abgr.-Sammelkonto 
34 250 | 34 250 



Kl. 9 Gewinn- u. Verlustkonto 
34 250 | 34 250 



4) 



(3 



2 ) 



(4 
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Kalkulatorische Wagnisverluste 

Mit Wagnis wird die Verlustgefahr bezeichnet, die sich aus der Natur des Unter- 
nehmens und seiner betrieblichen Tätigkeit ergibt. Man unterscheidet das allge- 
meine Unternehmerwagnis und Einzelwagnisse. 

Das allgemeine Wagnis kennzeichnet die dem Unternehmen als Ganzem drohende 
Gefahr, während Einzelwagnisse die mit der Leistungserstellung in den einzelnen 
Tätigkeitsgebieten verbundenen Verlustgefahren umfassen. 

Einzelwagnisse können in Garantieleistungen, in Zahlungsausfällen bei Kunden, 
in Ausfällen durch Material-, Arbeits- und Konstruktionsfehler, in Ausfällen 
durch Preissenkung, Diebstahl, Veralten usw. bestehen. 

Soweit eingetretene Schäden nicht durch Versicherung abgegolten werden, kön- 
nen die Einzelwagnisse Gegenstand einer Kostenrechnung sein. Das allgemeine 
Unternehmerwagnis wird im kalkulatorischen Gewinn vergütet und scheidet 
daher für die Kostenrechnung aus. 

Die Einzelwagnisse sind auf der Grundlage der tatsächlich entstandenen Verluste 
aus Wagnissen zu ermitteln, wobei ein hinreichend langer, möglichst mehr- 
jähriger Zeitraum in die Berechnung einzubeziehen ist. Die Wagnisverluste sind 
nach Wagnisarten aufzuteilen; eintretende Verluste oder Gewinne aus Wagnis- 
kosten müssen unter Abstimmung mit der Buchführung laufend nachgewiesen 
werden. 

Beispiel: 

Ein Fabrikuntemehmen hat sich durch eine Garantieübemahme verpflichtet, an 
gelieferten Erzeugnissen Nacharbeiten auszuführen und Ersatzteile kostenlos 
zu liefern. Die zu erwartenden Wagniskosten werden nach Erfahrungssätzen pro 
Jahr mit 7200 DM angenommen und mit monatlich 600 DM in die Kostenrechnung 
eingestellt. Wagnisaufwendungen treten wirklich ein 

am 12. 3. mit 5000 DM und 
am 17. 6. mit 2600 DM. 

Zur Verbuchung werden benötigt: 

ein Konto Eingetretene Garantiekosten, 

ein Konto Kalkulatorische Garantiekosten und 

ein Konto Verrechnete kalkulatorische Garantiekosten. 

Die Konten Eingetretene Garantiekosten und Verrechnete kalkulatorische Ga- 
rantiekosten gehören der Kontenklasse 2 an und rechnen ihre Eintragungen 
über das Abgrenzungssammelkonto mit dem Gewinn- und Verlustkonto ab. Der 
Inhalt des kalkulatorischen Garantiekostenkontos erscheint über die Kosten- 
rechnung im Soll des Gewinn- und Verlustkontos. Es ist zu buchen: 

monatlich 

1. Kalkulatorische Garantiekosten 

an Verrechnete kalkulatorische Garantiekosten 



600 DM 
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am 12. 3. 

2. a) Eingetretene Garantiekosten 
an Geldkonten 
am 17. 6. 

2. b) Eingetretene Garantiekosten 

an Geldkonten 

am Schluß 

3. Gewinn- und Verlustkonto 

an Kalkulatorische Garantiekosten 7200 DM 

4. Verrechne te kalkulatorische Garantiekosten 

an Abgrenzungssammelkonto 7200 DM 

5. Abgrenzungssammelkonto 

an Eingetretene Garantiekosten 7600 DM 

6. Gewinn- und Verlustkonto 

an Abgrenzungssammelkonto 400 DM 



5000 DM 
2600 DM 



Kl. 4 Kalkulat. Garantiekosten 



1) 


1. 1. 

1. 2. 

usw. 

1. 12. 


1 11 


7 200 


(3 






7 200 


7 200 






Kl. 2 Eingetr. 


Garantiekosten 




2a) 

2b) 


12. 3. 
17. 6. 


5 000 
2 600 


7 600 


(5 






7 600 


7 600 





Kl. 2 Verr. kalk. Garantiekosten 



4) 


7 200 


600 

600 


1.1. (1 
1. 2. 

USW. 




7 200 


600 
7 200 


1. 12. 




Kl. 9 Abgrenzungssammelkonto 


5) 


7 600 


7 200 


(4 




7 600 


400 
7 600 


(6 



Kl. 1 Geldkonten Kl. 9 Gewinn- und Verlustkonto 

5 000 12. 3. (2a 3) 7 200 

2 600 17. 6. (2b 6) 400 

7 600 7 600 



Die eingetretenen Garantieleistungen hätten auch auf dem Konto Verrechnete 
kalkulatorische Garantiekosten gebucht werden können. Dann ständen im 
Haben wie vorher 7200 DM, im Soll aber 7600 DM, und unter Ausschaltung des 
Abgrenzungssammelkontos erfolgte der Abschluß durch die Buchung 

Gewinn- und Verlustkonto 

an Verrechnete kalkulatorische Garantiekosten 400 DM 



Kalkulatorischer Unternehmerlohn 

In Einzelunternehmen oder Personengesellschaften ist es nicht statthaft, dem 
Unternehmer bzw. den Gesellschaftern für die Arbeit im Betrieb eine feste Ver- 
gütung, ähnlich dem Gehalt des Geschäftsführers einer GmbH oder eines Vor- 
standsmitglieds einer AG, zu zahlen. Damit aber die Kosten für die verschiedenen 
Untemehmungsformen die gleiche Behandlung erfahren, darf auch in Einzel- 
untemehmungen und Personengesellschaften ein Unternehmerlohn als Kosten- 
faktor einbezogen werden. Dieser Unternehmerlohn wird nach dem üblichen 
Gehalt eines Angestellten in ungefähr der gleichen Stellung bemessen, ist aber, 
was immer wieder betont werden muß, kein ausgezahlter Betrag und auch keine 
Entnahme, sondern nur ein aus kalkulatorischen Gründen gebildeter Verrech - 
nungswert. 
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Die Leitsätze für die Preisbildung entsprechend der Verordnung vom 21. 11. 1953 
führen den Unternehmerlohn in Nr. 22 unter „Löhnen und Gehältern und ande- 
ren Personalkosten“ auf, geben aber auch der Möglichkeit Raum, daß der Unter- 
nehmerlohn mit den kalkulatorischen Kosten ausgewiesen wird. Danach gibt es 
zwei Buchungs verfahren: 

a) Verrechnung mit den Fertigungs- und Hilfslöhnen oder Gehältern, 

b) Verrechnung mit den kalkulatorischen Kosten. 

Beispiel: 

Der kalkulatorische Unternehmerlohn ist auf monatlich 1000 DM bemessen 
worden. Dann lautet die Buchung: 

zu a) Gehälter 

an Verrechneter kalkulatorischer Unternehmerlohn 1000 DM 

zu b) Kalkulatorischer Unternehmerlohn 

an Verrechneter kalkulatorischer Unternehmerlohn 1000 DM 



Die buchhalterische Weiterbehandlung entspricht der der übrigen kalkulatori- 
schen Kosten. 

Zu a) 





Kl. 4 Gehälter 






Kl. 2 Verr. kalkulat. Unternehmerlohn 




1) 


1 000 1 1 000 

Kl. 9 Ab gr. -Sammelkonto 


(2 


3) 


1 000 1 1 000 

Kl. 9 Gewinn- und Verlustkonto 


(1 


4) 

Zu b) 


1 000 | 1000 

Kl. 4 Kalk. Unternehmerlohn 


(3 


2) 


1 000 1 1 000 

Kl. 2 Verr. kalkulat. Unternehmerlohn 


(4 


1) 


1 000 | 1000 

Kl. 9 Ab gr.- Sammelkonto 


(2 


3) 


1 000 1 1 000 

Kl. 9 Gewinn- und Verlustkonto 


(1 


4) 


1 000 1 1 000 


(3 


2) 


1 000 1 1 000 


(4 



In der gleichen Weise sind Kosten einzubeziehen, die durch die Mitarbeit unbe- 
zahlter Familienangehöriger (Ehefrau) entstehen. Soweit aber Söhne und Töchter 
im Betrieb des Vaters gegen Entgelt angestellt sind, ist der ihnen gezahlte Lohn 
gleich dem anderer Angestellter zu buchen. 

Kalkulatorische Eigenmiete 

Nahe verwandt mit dem Unternehmerlohn sind verrechnete Entschädigungen 
für betrieblich genutzte Räume im Gebäude des Geschäftsinhabers, die als 
kalkulatorische Eigenmiete Berücksichtigung finden. Da auch in diesem Fall 
Kostenzahlung nicht stattfinden darf , wird eine Miete zwischen einem Kosten- 
konto der Klasse 4 (Mietekonto) und einem Konto der Klasse 2 (Hausertragskonto 
oder verrechnete kalkulatorische Miete) verrechnet: 

Mietekonto (Klasse 4) an Konto Hausertrag (Klasse 2). 

Der Inhalt des Mietekontos ist Kostenbestandteil und erscheint letzten Endes im 
Soll des Gewinn- und Verlustkontos, während der des Hausertragskontos als 
betriebsfremder Ertrag nach dem Gewinn- und Verlustkonto Haben übergeführt 
wird. 
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VII. Die Betriebsabrechnung 



Wesen und Aufgaben der Betriebsabrechnung 

Buchhaltung und Selbstkostenrechnung sind neben Statistik und Planung Auf- 
gabengebiete des betrieblichen Rechnungswesens. Soweit Unternehmungen dazu 
übergegangen sind, für die Eintragung der zu einem Fertigungsprozeß gehören- 
den oder zur Erstellung von Dienstleistungen und Warenlieferungen notwendigen 
Aufwendungen eine eigene Betriebsbuchführung zu verwenden, hat man sich 
vielfach daran gewöhnt, die Organisation der Verbuchung dieser innerbetrieb- 
lichen Vorgänge als Betriebsabrechnung zu bezeichnen. Diese Begriffsbestim- 
mung ist jedoch entschieden zu eng gefaßt, da die Betriebsbuchführung nur das 
Zahlenmaterial liefert, das eine wirkliche Betriebsabrechnung für einen be- 
stimmten Zeitabschnitt nach Kostenarten, Kostenstellen und Kostenträgern 
ordnet und verrechnet und in der Ergebnisrechnung den entsprechenden Erlösen 
gegenüberstellt. 

Die Betriebsabrechnung gliedert die Kostenarten nach den Bedürfnissen der 
Kalkulation, ermittelt die Zuschlagssätze für die Gemeinkosten und stellt so ein 
wichtiges Bindeglied zwischen der Buchhaltung und der Selbstkosten - (Kosten- 
trägerstück -)Rechnung dar. 

Als zusätzliche Aufgabe ermöglicht sie noch eine Feststellung der Betriebs- 
gebarung, indem durch Gegenüberstellung von Kosten und Erträgen sowohl 
die Wirtschaftlichkeit von Betriebsabteilungen als auch die des Gesamtbetriebs 
errechnet werden kann. 

Stufen der Betriebsabrechnung 

Als Stufen der Betriebsabrechnung unterscheidet man gewöhnlich 

1. die Kostenartenrechnung, 

2. die Aufgliederung der Gemeinkosten nach Kostenstellen, 

3. die Umlage der Hilfs- auf Hauptkostenstellen, 

4. die Zurechnung der Gemeinkosten auf Kostenträger bzw. Kostenträger- 
gruppen. 



1. Die Kostenartenrechnung 
a) Die Kostenarten im Kontenplan 

Ausgangspunkt der Betriebsabrechnung ist die Verbuchung der Kostenarten, die 
daher an Hand von Belegen vollständig und mit aller Sorgfalt durchzuführen ist. 
Eine zuverlässige Registrierung setzt einen wohldurchdachten Kontenplan vor- 
aus, der möglichst betriebsindividuell und den zukünftigen Aufgaben entspre- 
chend gestaltet sein muß. Das hat nun leider dazu geführt, daß die Gliederung 
der Kostenarten innerhalb einer Kontenklasse namentlich bei Fabriken ver- 
schiedener Wirtschaftszweige noch erheblich abweicht, weil bei der Ordnung die 
Belange des Geschäftszweiges entscheidend waren. Aus diesem Grunde ist es 
bisher trotz umfangreicher Bemühungen des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie noch nicht zu einem Einheitskontenplan für Fertigungsbetriebe ge- 
kommen (siehe S. 75). 
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Wie verschiedenartig schon die Numerierung innerhalb der die Betriebsabrech- 
nung am meisten interessierenden Kostenarten-Kl. 4 sein kann, zeigen einige 
Beispiele: Die Fahrzeugindustrie trägt ihre Gehälter im Konto 40 ein, während 
die Papier-, Pappen- und Holzstofferzeugung, die Bekleidungs- und holzver- 
arbeitende Industrie dazu Konto 41, die Elektroindustrie, Feinmechanik und 
Optik Konto 42, die Glasindustrie Konto 43, die Textilindustrie Konto 44, die 
Brauerei und Mälzerei Konto 46 verwenden. Ähnlich abweichend ist die Unter- 
bringung der Löhne, für die die Konten 40 bis 45 Vorkommen; für Steuern und 
Abgaben gebraucht man die Konten 45, 46, 47 und 48. 

Auch in der Kontenbenennung besteht noch keine Einheitlichkeit; für den 
Materialverbrauch benützt man folgende Bezeichnungen: Fertigungsmaterial, 
Vorrats verbrauch, Fertigungsstoffe, Waren verbrauch, Werkstoff verbrauch u. a. 
Obgleich bei jeder Fertigung neben den Arbeitskosten Material auf zu wenden ist, 
findet sich in den Kontenplänen einer Reihe von Industrien unter den Kosten- 
artenkonten kein Raum für das verbrauchte Material. In diesen Fällen wird der 
zur Verarbeitung kommende Rohstoff unmittelbar zwischen einem Bestands- 
konto der Kl. 3 (Rohstoffe, bezogene Teile usw.) und einem Verrechnungskonto 
der Kl. 5 (verrechnetes Fertigungsmaterial) gebucht. Man ging bei dieser Kosten- 
artengliederung von der Überlegung aus, daß es im Interesse der Kalkulation 
liege, die Einzel- und Gemeinkosten zu trennen und für Kl. 4 nur Gemeinkosten 
vorzusehen. Dem läuft aber schon die Einordnung der Sondereinzelkosten in die 
Konten der Gruppe 49 zuwider. Betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte könnten 
dafür sprechen, die Gruppierung nur nach Kostenartengrundsätzen vorzuneh- 
men und dann sämtliche Einzel- und Gemeinkosten in Kl. 4 zu berücksichtigen. 

Die unterschiedliche Numerierung ist von untergeordneter Bedeutung und beein- 
flußt höchstens die Reihenfolge der Kostenarten und damit die Zusammenstel- 
lung des noch zu erörternden Betriebsabrechnungsbogens. In gleicher Weise sind 
die abweichenden Kontenbenennungen nur mehr Schönheitsfehler, die die Vor- 
teile einer sorgfältigen Betriebsabrechnung nicht zu schmälern vermögen, zumal 
der einzelne Name keinen Irrtum an der Kostenart aufkommen läßt. 

b) Grundsätze für die Kostenartenbuchung 

Bei der Verbuchung von Kostenarten müssen einheitliche Gesichtspunkte ob- 
walten, damit Zweifel über die Verwendung eines Kostenbeleges nicht entstehen 
können. Um Meinungsverschiedenheiten auszuschalten, ist es z. B. erforderlich, 
von vornherein festzulegen, ob die an einen Vertreter oder Werber zu zahlenden 
Löhne und Gehälter unter Vertreter- oder Werbekosten (Konto 482 oder 483) oder 
unter Gehälter (Konto 42) zu buchen sind. Wenn diese Forderung nicht beachtet 
wird, enthalten die Konten unter Umständen ein Gemisch von Kosten und lassen 
Kostenvergleiche nicht mehr zu. Der Grundsatz der Einheitlichkeit verbietet 
aber auch die Führung von Konten, deren Namen von vornherein auf ein Vielerlei 
des Inhaltes schließen lassen, z. B. „Sonstige Kosten“ oder „Verschiedene Kosten“. 
Ihre Einrichtung ist nur statthaft, wenn eine Zahl kleinster Beträge die Anlage 
von Sonderkonten verbietet. 

Aus dem Umstand, daß Kosten aus dem Einsatz von im Erzeugungsprozeß er- 
forderlichen Wirtschaftsgütern entstehen — Löhne aus dem Einsatz von Arbeit, 
Zinsen und Abschreibung aus der Verwendung von Kapital usw. — , kann man 
die Forderung herleiten, daß für den Inhalt einer Kostenart das betreffende 
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Kostengut maßgebend ist. Daraus ergibt sich für die Verbuchung von Kosten die 
Folgerung, daß z. B. Löhne und Material für im eigenen Betrieb ausgeführte 
Reparaturen unter Lohn- und Materialkosten, fremde Reparaturen dagegen 
unter der Kategorie „Reparaturen“ zu registrieren sind. 

In der betriebswirtschaftlichen Literatur begegnet man dem Verlangen nach 
sauberen Kostenarten . Darunter wird verstanden, daß eine einmal gewählte 
Ordnungsweise für die Kosteneintragung beizubehalten ist, damit Kostenüber- 
schneidungen vermieden werden. So hat die Differenzierung von Akkord- und 
Hilfslöhnen im Kontenplan keine Berechtigung, weil es sich in einem Fall um ein 
Lohnberechnungsverfahren und im anderen um eine Gemeinkostenart handelt, 
in der Akkordlohn enthalten sein kann. 

Ebenso abwegig ist die Vertauschung von Kostenarten mit Kostenstellen. Wie 
wir später sehen werden, gibt es in zahlreichen Unternehmungen selbständige 
Abteilungen mit eigenen Verantwortungsbereichen, die z. B. als Geschäftsver- 
waltung oder Vertrieb gekennzeichnet sind. Wollte man nun unter den Konten 
für Kostenarten ein Verwaltungs- und Vertriebskostenkonto unterhalten, so 
käme das einer Umwandlung von Kostenstellen in -arten gleich, ohne dadurch 
eine sorgfältige Kostengliederung zu gewährleisten, weil in einer Kostenstelle 
die verschiedenartigsten Kostenarten anfallen können. 

c) Unmittelbare Erfassung der Kosten 

Auf Seite 114 betonten wir, daß eine an Hand von Belegen mit Sorgfalt durch- 
geführte Kostenartenverbuchung den Ausgangspunkt der Betriebsabrechnung 
abgibt. Solche Belege fallen je nach der Ermittlung der Kostenart in verschie- 
denen Formen an. 

Material, das unmittelbar nach seiner Beschaffung in den Fertigungsprozeß 
gegeben wird, ist mengen- und wertmäßig in der Einkaufsrechnung niedergelegt 
und kann daher unter Bezugnahme auf diese Rechnung zur Erfassung des Ver- 
brauchs aufgeschrieben werden. 

Lohn - und Gehaltszahlungen, die meistens durch die Kasse erledigt werden, 
finden ihren Niederschlag in Kassenbelegen, die für diesen Sonderfall als Lohn- 
oder Gehaltsabrechnung bekannt und üblich sind. Kassenbelege anderer Art 
sind die quittierten Rechnungen für Energie- und Lichtversorgung, solche für 
Handwerkerdienste, Belege über Postkosten, Tagegelder usw. 

Für Steuerzahlungen, Entrichtung von Versicherungsbeiträgen und Abgaben 
anderer Art wird eventuell das Bank- oder Postscheckkonto in Anspruch genom- 
men, so daß Bank- oder Postscheckbelege die Buchungsgrundlage abgeben. 

Bestandsfortschreibung 

Handelt es sich um lagermäßige Werkstoffe, die auf Grund der Einkaufsrechnung 
im Rohstoffkonto und evtl, in einer Lagerbuchführung festgehalten werden, so 
erfolgt die Verbrauchsnotierung mit Hilfe von Lagerbelegen, die gleichzeitig eine 
Fortschreibung der Lagervorräte ermöglichen. 

Bestandsaufnahme 

Wo die unmittelbare Feststellung einer Kostenart infolge des Fehlens von Auf- 
schreibeeinrichtungen unmöglich ist oder sich namentlich bei Materialien mit 
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leicht übersehbaren Mengen nicht lohnt, da muß der Verbrauch durch eine kör- 
perliche Bestandsaufnahme ermittelt werden. Aus dem Endbestand am Schluß 
des voraufgegangenen Betriebsabschnitts, vermehrt um die seitherigen Zugänge 
und vermindert um den jetzigen Endbestand, ergibt sich der Verbrauch. In einer 
Formel dargestellt, gestaltet sich die Rechnung folgendermaßen: 

Anfangsbestand (Endbestand des 
voraufgegangenen Abschnitts) 

+ Zugänge 

= Gesamtvorrat 
X Endbestand 
= Verbrauch 

Voraussetzung für die Richtigkeit des Ergebnisses ist allerdings, daß keine Vor- 
räte gestohlen oder während der Lagerung unbrauchbar wurden. Als Beleg des 
so festgestellten Verbrauchs dient die Aufstellung der Bestandsaufnahme. 

d) Kostenabgrenzung 

Eines besonderen Hinweises bedarf noch die Abgrenzung der Kosten. Da wir uns 
mit der sachlichen Abgrenzung, d. h. der Auseinanderhaltung von Kosten und 
Aufwand, schon beschäftigt haben, müssen wir uns im folgenden nur noch mit 
der zeitlichen Abgrenzung auseinandersetzen. 

Die Betriebsabrechnung soll die in einem Betriebsabschnitt, gewöhnlich einem 
Monat oder einem Vierteljahr, anfallenden Kostenarten ausweisen. Derartige 
Belege finden sich jedoch in der Buchhaltung äußerst selten; denn Löhne werden 
8- oder 14täglich, Steuern, Versicherungen jährlich oder sogar für mehrere Jahre 
im voraus gezahlt. Urlaubslöhne und Reparaturen fallen so unregelmäßig und 
unterschiedlich an, daß ihre Berücksichtigung nach Zahlungsterminen zur außer- 
gewöhnlichen Belastung einzelner Betriebsperioden bzw. der in ihnen gefertigten 
Kostenträger führen müßte. Aus allem ergibt sich die Notwendigkeit, Perioden- 
beträge (Monats- oder Vierteljahressummen) durch Sonderrechnungen zu er- 
mitteln. 

Bei fremden Leistungen kleinerer Art, bei Post- und Bahnkosten, bei denen mit 
Hilfe einer Anzahl von Einzelbelegen sich die gewünschten Zahlen durch Addi- 
tion ergeben, ist das Verfahren recht einfach. Schwierigkeiten entstehen auch 
kaum, wenn Jahressummen zu Monatsbeträgen umzuformen sind, man hat dann 
nur entsprechende Divisionsaufgaben zu lösen. 

Etwas komplizierter wird die zusätzliche Rechenarbeit schon, wenn aus wöchent- 
lichen Lohnzahlungen mit Sozialabgabenberechnung Monatskosten gewonnen 
werden müssen. Die meiste Überlegung aber verlangt die Umwandlung stark 
unterschiedlicher Kosten zu regelmäßigen Monatsposten. Hier ist, wie am Bei- 
spiel der Urlaubslöhne gezeigt wurde, an Hand von Schätzungen das Monatssoll 
festzustellen und regelmäßig zwischen einem Kostenkonto und einem Verrech- 
nungskonto der Kl. 2 zu buchen, während die tatsächlichen oder Istbeträge zwi- 
schen dem Verrechnungskonto und Geldkonto gebucht werden. Jede Abgrenzung 
solcher Art setzt somit eine zweimalige Verbuchung voraus, von der die Zah- 
lungen der Kl. 2, die Abgrenzungen aber der Kontenklasse 4 zu belasten sind. 
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Kostenkonto (Kl. 4) 



an 2) Periodische Schätzungen 



Verrechnungskonto (Kl. 2) 



an 1) Tatsächliche Zahlungen 



von 4) Periodische Schätzungen 



Kassekonto (Kl. 1) 



| von 2) Tatsächliche Zahlungen 

Die übrigen vorher erwähnten Abgrenzungsermittlungen geben zu Sonder- 
buchungen im allgemeinen nur Anlaß, wenn Vor- oder Nachausgaben in Form 
von Miete und Löhnen, beim Bezug von Gas, Wasser, Kraftstrom, bei nachträg- 
licher Zinszahlung usw. Vorkommen, die nicht nur über das Ende des abzugren- 
zenden Betriebsabschnittes, sondern auch über den Schluß des Wirtschaftsjahres 
hinausgehen. Dann werden durch die sogenannten „transitorischen“ Buchungen, 
jetzt im Anschluß an den Kontenplan allgemein Abgrenzungsbuchungen genannt, 
nach ihrem aktiven oder passiven Charakter die Abschnittskosten erhöht oder 
gemindert. 

Erfolgt z. B. die letzte Lohnzahlung am 23. Dezember für die Zeit bis zum 
6. Januar des kommenden Jahres, dann ist die Lohnbelastung des Vierteljahres 
1. Oktober bis 31. Dezember um die Zahlung für die Zeit vom 1. bis 6. Januar zu 
groß, so daß durch die Buchung 

Abgrenzungskonto an Lohnkonto 

die nötige Korrektur herbeigeführt wird. 

Würde Miete für das abgelaufene Vierteljahr erst am 5. Januar entrichtet, dann 
wäre bei Verrechnung am Zahlungstage die Kostensumme des letzten Viertel- 
jahres zu klein. Dem wird abgeholfen durch die Buchung 

Mietekosten an Abgrenzungskonto. 

Die Notwendigkeit der Aufhebung dieser Abgrenzungsbuchungen bei der Neu- 
eröffnung am 1. 1. ergibt sich aus der Überlegung, daß sonst Doppelbelastungen 
— im entgegengesetzten Fall auch Doppelgutschriften — die Folge wären. 

Der dem Lohnkonto am 23. 12. belastete Lohn soll 1835 DM betragen haben und 
mit 734 DM für die Zeit vom 1. 1. bis 6. 1. abgegrenzt worden sein. Das Lohnkonto 
wollen wir der Einfachheit halber unmittelbar in das Gewinn- und Verlustkonto 
auslaufen lassen, während das Abgrenzungskonto mit dem Bilanzkonto abzu- 
schließen ist. Dann ergibt sich folgendes Kontenbild: 



Lohnkonto Abgrenzungskonto 



1) 23. 12. 


1835 


31. 12. 

31. 12. 
GuV-Kto. 


734 (2 
1101 


2) 31. 12. 


734 


31. 12. 
Bil.-Kto. 


734 




1835 




1835 




734 




734 



Nur 1101 DM gehen in die Kostenrechnung des abgelaufenen Jahres ein, und 
734 DM bilden das Gegengewicht für die zu starke Bestandsabnahme im Kasse- 
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konto durch den Barlohn und für die zu hohe Verpflichtung an Sozialabgaben 
bzw. Lohnsteuer in den Konten „Noch nicht abgeführte Sozialbeiträge“ und 
„Noch nicht abgeführte Lohnsteuer“ am 23. 12. 

Würde die Abgrenzung im Anschluß an die Kontoneueröffnung zum 1.1. nicht 
aufgehoben, dann fehlte der Lohn für die Zeit vom 1. bis 6. 1. und das Abgren- 
zungskonto berichtigte mit seinen 734 DM nach wie vor das Kassekonto und das 
Konto der Sozialversicherungen und Lohnsteuer. Es ergäben sich somit aus dem 
gleichen Anlaß Gutschriften in zwei getrennten Buchungsabschnitten. Das wird 
durch folgende Buchungen verhindert: 

1. Abgrenzungskonto an Bilanzkonto (Neueröffnung) 

2. Lohnkonto an Abgrenzungskonto (Abgrenzungsaufhebung) 

Lohnkonto Abgrenzungskonto 

2) 734 | l) 734 | 734 (2 

Im Fall der Mieteverbuchung vor der Zahlungsleistung muß die fehlende Haben- 
eintragung im Kassekonto durch ein Abgrenzungspassivum ersetzt werden (siehe 
Seite 118), das beim Bücherabschluß vom Bilanzkonto übernommen wird: 

Abgrenzungskonto an Bilanzkonto. 

Bei der Konteneröffnung erscheint das Passivum durch die Buchung 
Bilanzkonto an Abgrenzungskonto 

an seinem alten Platz. Im Gegensatz zu dem oben geschilderten Fall der Lohn- 
vorauszahlung braucht hier keine besondere Auflösungsbuchung vorgenommen 
zu werden. Das Abgrenzungskonto wird vielmehr bei der Zahlung der Miete im 
neuen Jahr automatisch aufgelöst, indem die Zahlung nicht über das Kosten- 
artenkonto, sondern direkt über das Abgrenzungskonto gebucht wird: 

Abgrenzungskonto an Kassekonto. 

Kontenbild nach Neueröffnung und Mietezahlung von 450 DM: 

Bilanzkonto Abgrenzungskonto Kassekonto 

1) 450 | 2) 450 | 450 Ü | 450 (2 

Auf weitere Abgrenzungen wird in dem Kapitel „Der Wertansatz in der Bilanz“ 
(S. 160 ff.) eingegangen. 



2. Der Betriebsabrechnungsbogen 

a) Name und Zweck 

Der Begriff Betriebsabrechnungsbogen ist seit längerer Zeit im betrieblichen 
Rechnungswesen bekannt. Man versteht darunter eine tabellenartige Zusammen- 
stellung von Kostenarten und Kostenstellen. Während man aber früher bei dem 
Namen nur an eine Ermittlung der Gemeinkostenzuschläge dachte, ist man heute 
vielfach dazu übergegangen, sich im Betriebsabrechnungsbogen eine statistische 
Übersicht über die Gesamtkosten zu verschaffen. Den Anhängern der ursprüng- 
lichen Auffassung ist zugute zu halten, daß Fertigungsmaterial, Fertigungslöhne 
und Sondereinzelkosten von Anfang an für den einzelnen Auftrag erfaßbar sind 



120 



Die Betriebsabrechnung 



und keiner Umlegung oder Aufschlüsselung bedürfen, während die ganze Sorg- 
falt einer Aufteilung und Zurechnung den Gemeinkosten zuteil werden muß. 

b) Arten des Betriebsabrechnungsbogens 

In der nachträglich erstellten Betriebsabrechnung handelt es sich in der Hegel 
um eine nach Ablauf eines größeren Zeitabschnittes — gewöhnlich eines Betriebs- 
jahres — durchgeführte Kostenzusammentragung, für die die Buchhaltung die 
Unterlagen abgibt. Die vorzunehmende Kostenverteilung stützt sich auf Belege 
und Statistiken, muß sich aber oft auch mit Schätzungen begnügen, was das 
Ganze dann mit einem Moment der Ungenauigkeit behaften kann. 

Üblicher sind Monatsabrechnungsbogen geworden, bei denen entweder die Mo- 
natsergebnisse einer Kostenart in Kostenstellenbeträgen nebeneinander auf- 
geführt werden, 

Monat 



Kostenarten 


Gesamt- 

betrag 


Kostenstellen 


A 


B 


C 


D 


E 


F 


Kostenart 1 
2 

3 

4 

5 









































































oder Kostenstellenübersichten, bei denen die einer Kostenstelle zugehörigen 
Kostenarten monateweise nebeneinander erscheinen. 



Kostenstelle 



Kosten- 

arten 


Jan. 


Feb. 


Mä. 


Apr. 


Mai 


Juni 


Juli 


Aug. 


Sep. 


Okt. 


Nov. 


Dez. 


Jahres- 

betrag 


Kostenart 1 
2 
3 

4 

5 
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Nach der Intensität der Kostenarten- und Kostenstellengliederung kann der 
Betriebsabrechnungsbogen einen oder mehrere Bogen umfassen, wobei im letzte- 
ren Fall gewöhnlich die Fertigungsstellen einerseits und Verwaltung und Ver- 
trieb andererseits gesonderte Darstellung finden. 

c) Die Technik der Betriebsabrechnung 

Wie bereits erwähnt, bedient sich der Betriebsabrechnungsbogen der Tabellen- 
form, wobei nach Art des Koordinatensystems Spalten schachbrettartig in hori- 
zontaler und vertikaler Richtung aneinandergereiht sind. 
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In einer der ersten senkrechten Spalten werden die für den Betriebsabrechnungs- 
bogen maßgeblichen Kostenarten eingetragen, während in einer waagrechten 
Kopfspalte die Kostenstellen stehen. Die im Schnittpunkt eines Spaltenpaares 
vermerkte Zahl gibt in waagrechter Richtung ihre Zugehörigkeit zu einer Kosten- 
art und in der senkrechten die zur Kostenstelle an. 



Lfd. 

Nr. 


Konto- 

Nr. 


Kostenarten 


Zahlen der 
Buchhaltung 




A 


B 


C 


D 


1 
















2 
















3 
















4 
















5 


420 


Gehälter 


2 800 


150 


350 


usw. 



Die Zahl im Schnittpunkt der waagrechten Zeile 5 und der senkrechten A be- 
deutet also, daß die Kostenstelle A von der Gehaltssumme des Abrechnungs- 
zeitraumes 150 DM zu tragen hat. 

Das reine Buchhaltungsverfahren benötigt für jede im Betriebsabrechnungs- 
bogen stehende Zahl ein besonderes Konto. Wenn also, um das Beispiel der 
Gehälteraufteilung zu verwenden, die 2800 DM auf 11 Kostenstellen zu verteilen 
wären, sind dafür 12 Konten nötig: das Gehälterkonto und 11 Kostenstellen- 
konten. Bei der Kostenartenbuchung wurde das Kostenkonto 420 zugunsten der 
Kasse belastet, anläßlich der Aufteilung der Summe ist es zu Lasten der 11 
Kostenstellenkonten zu erkennen. Das eine Beispiel beweist schon, wie zahlreich 
die Buchungen sein müssen, um mit Hilfe dieser Methode die Eintragungen für 
den Betriebsabrechnungsbogen zu gewinnen. 

Die statistische Methode geht von der Erwägung aus, daß dem System der 
doppelten Buchführung Genüge geleistet würde, wenn die Kostenentstehung 
registriert wird, z. B. 

Gehälterkonto an Kasse 2800 DM 

Welche Kostenstelle an der Kostenart teilhat, sei für die Buchführung belanglos. 
Diese Auffassung wird besonders durch die Tatsache gestärkt, daß bei der Ver- 
buchung zahlreicher Kostenarten, beispielsweise beim Bezug von Schrauben oder 
anderen Hilfsstoffen, die Verwendung und damit die Kostenstelle noch nicht fest- 
stehen. Infolgedessen wird die kostenstellenmäßige Unterteilung einer Kostenart 
nachträglich auf statistischem Wege durchgeführt. Das Kostenartenkonto kann 
in diesem Fall seinen Ausgleich durch die Buchung finden: 

Betriebsabrechnung an Kostenarten-(Gehälter-)Konto 
d) Die Bildung von Kostenstellen 

Es gehört mit zu den wichtigsten Aufgaben der Betriebsabrechnung, vor Anlage 
eines Betriebsabrechnungsbogens Klarheit über die Kostenstellen zu gewinnen. 
Man vergegenwärtigt sich dazu die Hauptaufgabe des Betriebes, legt die dafür 
nötigen Betriebsabteilungen oder Verantwortungsbereiche fest und untergliedert 
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diese in kleinere Abteilungen, so daß man, vom Ganzen ausgehend, zu Haupt- 
und Neben- oder Hilfsstellen gelangt. Als Hauptaufgaben jedes Fertigungs- 
betriebes sieht man in der Regel die Fertigung, die Verwaltung und den Vertrieb 
an. Daher werden im Betriebsabrechnungsbogen dafür Hauptkostenstellen vor- 
gesehen. 

Fraglich ist nur, ob die Bedeutung der genannten Abteilungen stets so erheblich 
ist, daß die Einrichtung eigener Kostenstellen als zwingend erscheint. Das ist 
entschieden von der Fertigung zu bejahen, da in einem Herstellungsbetrieb für 
die Erzeugung die meisten Kosten anfallen. Bei den Abteilungen Verwaltung 
und Vertrieb ist unter Umständen Vorsicht am Platze, wenn die Aufwendungen 
dafür der Fertigung gegenüber wertmäßig so gut wie nicht ins Gewicht fallen. 
Erzeugt z. B. eine Fabrik mittleren Umfangs nur einige Massengüter, die von 



Betriebsabrech 



Konto- 

Nr. 


i Kostenarten 

i 


Zahlen 

der 

Buchhaltung 




Benutzter Flächenraum 




410 


Betriebshilfslöhne (lt. Belegen) 


1 212,46 


411 


Sonstige Hilfslöhne (I— IV gleichm.) 


818,84 


417 


Urlaub slöhne (auf I) 


540,— 


420 


Gehälter (lt. Belegen, II— IV gleichm.) 


6 110,75 


430 


Gesetzliche soziale Aufwendungen (Lohn, Gehalt) 


1 583,64 


436 


Freiwillige soziale Aufwendungen (Lohn, Gehalt) 


664,30 


442 


Heizung (lt. Belegen) 


750,— 


443 


Treibstoffe (lt. Belegen) 


175,— 


444 


Reparaturmaterial (lt. Belegen) 


1 270,50 


445 


Benzol, öl, Putzmittel (Benzol auf IV, Rest I) 


354,— 


446 


Büromaterial (lt. Belegen) 


420,35 


447 


Verpackung (auf IV) 


125,— 


450 


Strom, Gas (Gas auf I, Strom I— IV nach qm) 

Abschreibungen (lt. Anlagenkartei) 


445,— 


460 


1 627,70 


462/5 


Sonstige kalkulatorische Kosten (2 : 1 : 1 : 1) 


4 506,25 


470 


Steuern (Gebäude 154, Rest nach qm) 


354,— 


475 


Versicherung (Vers.-Grundlage) 


420,— 


480 


Postkosten (I— IV gleichm.) 


135,60 


481 


Reisekosten (lt. Belegen III und IV) 


260,70 


483 


Werbekosten (auf IV) 


376,— 


486 


Transportkosten (auf II) 

i 


235,50 
22 385,59 




I Umlegung Wohlfahrt nach Kopfzahl 


299,60 




Umlegung Gebäude nach qm . 


631,49 




Umlegung Kraft nach kW 


1 357,76 




II Umlegung Hilfsstellen 


388,23 




Fertigungsmaterial 


23 408,42 




Materialgemeinkosten (II) 


2 780,92 




Fertigungslöhne 


18 939,27 




Fertigungsgemeinkosten (I) 


12 844,61 




Herstellkosten 


57 973,22 
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anderen Unternehmungen als Hilfsmaterial in Form von Schrauben, Nieten usw. 
beansprucht werden, so liegt die kaufmännische und technische Leitung des 
Werkes vielfach in einer Hand und beansprucht auch durch den Absatz an wenige 
Großabnehmer keinen eigenen Verkaufsapparat. In diesem Sonderfall käme der 
Bogen mit einer Hauptkostenstelle aus. 

In dem unten gezeigten Betriebsabrechnungsbogen sind vier Hauptkostenstellen 
vorgesehen: I. Fertigung, II. Materialverwaltung, III. Geschäftsverwaltung, 
IV. Vertrieb. 

Kommen bei der Fertigung mehrere gleich bedeutende Abteilungen vor, so 
können sie als selbständige Hauptstellen nebeneinander existieren, z. B. die 
Stanzerei neben einer Klempnerei und Schleiferei. 

nungsbogen 



Kostenstellen 



Allg. Kostenstellen 


i 

Fertigung 


Ferti- 

gungs- 

hilfs- 

stellen 


II 

Material- 

verwaltg. 


III 

Geschäfts- 

verwaltg. 


IV 

Vertrieb 


Summe 


Wohlf.- 

Einr. 


Gebäude 


Kraft- 

Zentr. 








750 qm 




300 qm 


150 qm 


300 qm 


1500 qm 


■H 


■■n 


100,— 


1 062,46 


50,— 










1 212,46 


■■■ 




50,— 


185,21 


28,— 


185,21 


185,21 


185,21 


818,84 







45,— 


495,— 





— 


— 


— 


540,— 





80,— 


120,— 


3 065,75 


110,— 


911,66 


911,67 


911,67 


6 110,75 





8,— 


12,— 


1 325,35 


7,— 


77,10 




77,09 


1 583,64 


265,60 






166,— 


33,20 


66,60 


66,50 


66,40 


664,30 







650,— 




— 


— 




— 


750,— 








135,— 








— 


— 


40,— 


175,— 





112,— 




760,— 


— 


— 


— 




1 270,50 










175,— 


20,— 


— 


— 


159,— 


354,— 


34, — 











15,— 


347,— 


24,35 


420,35 














— 


— 


125,— 


125,— 










351,— 


— 








445,— 





180,— 


125,— 


1 034,45 


90,— 




24,75 




1 627,70 








1 802,50 







901,25 




4 506,25 





154,— 





100 r- 


— 




20,— 


40,- 


354,— 





90|— 


90,— 


100,— 


— 


80,— 


20,— 




420,— 








33,90 







33,90 




135,60 













— 




195,— 


260,70 












— 


— 


— 


376,— 


376,— 








— 


— 


— 




— 


— 


235,50 


299,60 


624,- 


1 327,— 


10 656,62 


338,20 


2 643,82 


2 771,88 


3 724,47 


22 385,59 


1 > 


7,49 


14,98 


146,05 


26,22 


18,72 


56,18 


29,96 


299,60 




L-> 


15,78 


295,95 


23,81 


118,38 




118,38 


631,49 




L — 


► 1 357,76 


388,23 


IffBBPfli 




a) 3 872,81 










| 388,23 . 


« i 
















2 44,61 






















b) 


b) 


b) 










n tig.- 




Fertig.- 


Herstell- 


Herstell- 










ihne 




material 


kosten 


kosten 










n39,27 




23 408,42 


57 973,22 


57 973,22 










■ppffi cf M 




Material- 


Verwalt.- 


Vertriebs- 










J: CI Wg' 

Zuschlag 




Zuschlag 


Zuschlag 


Zuschlag 










a) in °/o 




a) in °/o 


a) in % 


a) in % 














von b) 


von b) 


von b) 










67^82 9 /o 




11,88 °/o 


4,98 °/o 


6,68 °/o 
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Aber jeder Hauptstelle werden Hilfsstellen angegliedert sein, z. B. der Fertigung 
je nach der Betriebsart ein Betriebsbüro, ein Lohnbüro, eine Konstruktions- 
abteilung, eine Modellschreinerei u. a. 

Bei der Materialverwaltung ergeben sich als Unterabteilungen etwa eine Ein- 
gangskontrolle, eine Abgabenkontrolle, die Materialbeschaffungsstelle, die 
Materialprüfungsstelle und dergleichen. 

Der Geschäftsverwaltung können zugehören: die Geschäftsleitung, die Buch- 
haltung, die Kalkulation, die Registratur, das Postbüro usw. 

Als Hilfsstellen des Vertriebs kommen vor: das Fertigwaren- und Ersatzteillager, 
die Versandabteilung, die Werbeabteilung, der Kundendienst, die Reklamations- 
abteilung usw. 

Neben diesen Hilfsstellen, die immer in Beziehung zu einer Hauptstelle stehen, 
kann es dann noch Kostenstellen geben, deren Arbeit der Gesamtheit des Werkes 
zu dienen hat. Auch sie haben Hilfsstellencharakter, werden aber zum Unter- 
schied von den bereits aufgezählten Hilfsstellen als allgemeine Kostenstellen 
gekennzeichnet. Darunter können fallen: Kostenstellen für Grundstücke und 
Gebäude, für Kraftversorgung, für Beheizung und Licht, für Wasserversorgung, 
für Feuerschutz, für Wohlfahrtseinrichtungen u. a. 

Zur Gewinnung einer erleichterten Übersicht berücksichtigt der gezeigte 
Betriebsabrechnungsbogen neben den bereits erwähnten Hauptstellen nur eine 
Fertigungshilfsstelle und 3 allgemeine Hilfskostenstellen. 

e) Die Kostenumlage 

Die wichtigste Aufgabe fällt der Kostengliederung und -Umlage zu, und darum 
ist ihr besondere Sorgfalt zu widmen. Wir beschränken uns hier auf die Auf- 
schlüsselung spezieller Kostenarten . 

Als oberster Grundsatz muß gelten, daß bei dem Vorhandensein von Belegen, 
z. B. von Anschreibungen für Lichtverbrauch, Kraftstrom usw. durch Zähler, 
diese in erster Linie für eine Kostenzuteilung entscheidend sind. 

Vorhandene Gebäude dienen jeder Kostenstelle, da es Kostenstellen ohne Raum- 
inanspruchnahme nicht gibt. Infolgedessen werden durch Gebäude hervor- 
gerufene Gemeinkosten an Miete, Abschreibungen, Grundsteuer usw. auch allen 
Stellen zufallen, wobei die Quadratmeter Bodenfläche oder die Kubikmeter 
Rauminhalt die Zuteilung bestimmen. 

Wohlfahrtseinrichtungen kommen allen Beschäftigten zugute. Aufteilungsmaß- 
stab ist deshalb die Kopfzahl der Beschäftigten in den einzelnen Abteilungen. 
Über die Inanspruchnahme der Kraftzentrale wird der zuständige Ingenieur 
Untersuchungen angestellt und auf Grund dieser einen Verteiler für die an- 
fallenden Gemeinkosten entwickelt haben. 

Der nachweisliche Bedarf an Kraftstrom durch die in den Abteilungen laufenden 
Maschinen kann mit den Abschreibungen auf sie zu Arbeitsplatzkosten umge- 
rechnet werden. Dafür bringen wir an späterer Stelle ein Beispiel. Bei Fremd- 
strom registrieren aufgestellte Zähler den Verbrauch. 

Heizkosten sind leicht aufzugliedem, wenn man die Zahl der Heizkörper zu- 
grunde legt oder bei solchen unterschiedlicher Größe die Heizrippen. 
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Betriebswasserkosten lassen sich zuschlagen nach den verbrauchten Kubik- 
metern, nach Zapfstellen und Entnahmezeiten oder sogar nach dem Querschnitt 
der Leitungsrohre. Bei Waschwasser ist die Anzahl der Arbeiter für die Um- 
legung maßgebend. 

Aufwendungen für Licht verteilen sich nach der Zahl der Birnen und deren 
Wattstärken. 

Ausgaben für Öl und Putzmittel fallen nur der Fertigung zur Last, die für Ver- 
packung nur dem Vertrieb. 

Dient ein Kraftwagen gleichzeitig der Anfuhr von Roh- und Hilfsstoffen und dem 
Abtransport fertiger Güter, dann empfiehlt es sich, für den Fuhrpark eine eigene 
Kostenstelle einzurichten und die Kosten für Rohstoffanfuhr möglichst schon zur 
Zeit der Entstehung von denen des Fertigwarentransports zu trennen. Sonst ist 
eine Kostenzuteilung nach Tonnenkilometer (tkm) empfehlenswert. 

Für andere Gemeinkosten, z. B. für Werkzeuge und Geräte, bieten die gezahlten 
Fertigungslöhne oder Arbeits- bzw. Maschinenstunden gute Verteilungsmaß- 
stäbe. 

Ist die Aufteilung der Gemeinkosten vollendet, so müssen die allgemeinen und 
Hilfskostenstellen ihren Inhalt an die Hauptkostenstelle abgeben. In welcher 
Weise das vor sich geht, lassen die im Betriebsabrechnungsbogen angebrachten 
Pfeile (->) erkennen. 

Fertigungsmaterial, Materialgemeinkosten, Fertigungslöhne und Fertigungs- 
gemeinkosten ergeben in ihrer Gesamtheit die Herstellkosten. 

Aus den Verhältniszahlen von Fertigungslöhnen und Fertigungsgemeinkosten, 
Fertigungsmaterial und Materialgemeinkosten sowie Herstellkosten und 
Verwaltungs- und Vertriebsgemeinkosten lassen sich Prozentzahlen errechnen, 
die bei der Gewinnung der Herstellkosten und Selbstkosten im Wege der Zu- 
schlagskalkulation unentbehrlich sind. 

3 . Buchungen aus der Betriebsabrechnung 

Trotz der Umständlichkeit des auf Seite 121 angedeuteten reinen Buchhaltungs- 
verfahrens sollen im Anschluß an den ausgefüllten Betriebsabrechnungsbogen 
die mit der Aufschlüsselung und Umlage der Gemeinkosten verbundenen Einzel- 
buchungen dargestellt werden. Den Zusammenhang aller an der Betriebsabrech- 
nung beteiligten Konten veranschaulicht klar die Darstellung auf Seite 126. 

Buchungen 

Wir wiederholen, daß jede Kostenstelle ein eigenes Konto erhält, das wir bei den 
allgemeinen Kostenstellen und für die Hilfskostenstellen 

Umlegungskonto Wohlfahrt, 

Umlegungskonto Gebäude, 

Umlegungskonto Kraftzentrale und 
Umlegungskonto Fertigungshilfsstelle 

nennen wollen. Den Hauptkostenstellen dienen die Verrechnungskonten 52 — 55 
der Kontenklasse 5. Demgemäß verwenden wir für die Hauptstelle I das Verrech- 





Kon tcnzusamm entlang 



126 
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nungskonto 52 Fertigungsgemeinkosten, für Hauptstelle II das Konto 53 Mate- 
rialgemeinkosten, für Hauptstelle III das Konto 54 Verwaltungsgemeinkosten 
und für Hauptstelle IV das Konto 55 Vertriebsgemeinkosten. 

Haben die Umlegungen und die Abgaben an die Verrechnungskonten stattgefun- 
den, dann sind sowohl die Umlegungskonten als auch die Konten der Kostenarten 
ausgeglichen, und die gesamten Gemeinkosten finden sich aufgeschlüsselt so in 
Konto 52 — 55, daß sie als Herstellkosten- oder Selbstkostenteile den Pfeilen 
gemäß in die Konten der Klasse 7 und 8 gelangen, wo entsprechend dem Produk- 
tionsablauf die Herstellwerte, Selbstkosten werte und schließlich die Verkaufs- 
werte entstehen. 

Zu den Herstellkosten gehören: 

Fertigungsmaterial, 

Fertigungslöhne, 

Materialgemeinkosten und 
Fertigungsgemeinkosten. 

Kommen zu der so erhaltenen Summe noch 

die Verwaltungsgemeinkosten, 
die Vertriebsgemeinkosten und 
die Sondereinzelkosten, 

dann ist der Selbstkostenwert entstanden. 

Den Einzelkostenbeitrag vermitteln die Verrechnungskonten 50 und 51; die 
Sondereinzelkosten gehen, wie die Pfeile erkennen lassen, unmittelbar auf 
Konto Fertigerzeugnisse und Verkauf über. 

a) Buchungssätze: 

1. Umlegung Wohlfahrt 

an freiwillige soziale Aufwendungen 
an Büromaterial 



2. Umlegung Gebäude 
an Gehälter 

an gesetzliche soziale Aufwendungen 

an Reparatur-Material 

an Abschreibungen 

an Steuern 

an Versicherung 

an Umlegung Wohlfahrt 



3. Umlegung Kraft 

an Betriebshilfslöhne 
an sonstige Hilfslöhne 
an Urlaubslöhne 
an Gehälter 

an gesetzliche soziale Aufwendungen 
an Heizung 



265,60 

34,— 299,60 



80,— 

8 — 

112 , — 

180, — 

154, — 

90 — 

7,49 631,49 



100 ,— 
50 — 
45,— 
120 ,— 
12 , — 
650, — 
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an Treibstoffe 


135,— 


an Abschreibungen 


125,— 


an Versicherung 


90,— 


an Umlegung Wohlfahrt 


14,98 


an Umlegung Gebäude 


15,78 


Umlegung Fertigungs-Hilfsstelle 


an Betriebshilfslöhne 


50,— 


an sonstige Hilfslöhne 


28,— 


an Gehälter 


110, — 


an gesetzliche soziale Aufwendungen 


7, — 


an freiwillige soziale Aufwendungen 


33,20 


an Benzol, öl, Putzmittel 


20,— 


an Abschreibungen 


90,— 


an Umlegung Wohlfahrt 


26,22 


an Umlegung Gebäude 


23,81 


(52) Konto Fertigungsgemeinkosten 


an Betriebshilfslöhne 


1 062,46 


an sonstige Hilfslöhne 


185,21 


an Urlaubslöhne 


495,— 


an Gehälter 


3 065,75 


an gesetzliche soziale Aufwendungen 


1 325,35 


an freiwillige soziale Aufwendungen 


166, — 


an Reparatur-Material 


760, — 


an Benzol, Öl, Putzmittel 


175, — 


an Strom, Gas 


351, — 


an Abschreibungen 


1 034,45 


an kalkulatorische Kosten 


1 802,50 


an Steuern 


100,— 


an Versicherung 


100,— 


an Postkosten 


33,90 


an Umlegung Wohlfahrt 


146,05 


an Umlegung Gebäude 


295,95 


an Umlegung Kraft 


1 357,76 


an Umlegung Fertigungs-Hilfsstelle 


388,23 


(53) Konto Materialgemeinkosten 


an sonstige Hilfslöhne 


185,21 


an Gehälter 


911,66 


an gesetzliche soziale Aufwendungen 


77,10 


an freiwillige soziale Aufwendungen 


66,60 


an Büromaterial 


15 — 


an Strom, Gas 


37,60 


an Abschreibungen 


60,— 


an kalkulatorische Kosten 


901,25 


an Steuern 


40,- 


an Versicherung 


80,— 


an Postkosten 


33,90 



1 357,76 



388,23 



12 844,61 
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an Transportkosten 235,50 

an Umlegung Wohlfahrt 18,72 

an Umlegung Gebäude 118,38 



7. (54) Konto Verwaltungsgemeinkosten 

an sonstige Hilfslöhne 185,21 

an Gehälter 911,67 

an gesetzliche soziale Aufwendungen 77,10 

an freiwillige soziale Aufwendungen 66,50 

an Heizung 100, — 

an Büromaterial 347, — 

an Strom, Gas 18,80 

an Abschreibungen 24,75 

an kalkulatorische Kosten 901,25 

an Steuern 20, — 

an Versicherung 20, — 

an Postkosten 33,90 

an Reisekosten 65,70 

an Umlegung Wohlfahrt 56,18 

an Umlegung Gebäude 59,19 



8. (55) Konto Vertriebsgemeinkosten 

an sonstige Hilfslöhne 185,21 

an Gehälter 911,67 

an gesetzliche soziale Aufwendungen 77,09 

an freiwillige soziale Aufwendungen 66,40 

an Treibstoffe 40, — 

an Reparaturmaterial 398,50 

an Benzol, öl, Putzmittel 159, — 

an Büromaterial 24,35 

an Verpackung 125, — 

an Strom, Gas 37,60 

an Abschreibungen 113,50 

an kalkulatorische Kosten 901,25 

an Steuern 40, — 

an Versicherung 40, — 

an Postkosten 33,90 

an Reisekosten 195, — 

an Werbekosten 376, — 

an Umlegung Wohlfahrt 29,96 

an Umlegung Gebäude 118,38 



2 780,92 



2 887,25 



3 872,81 



Die Ausgleichsbuchungen für die Verrechnungskonten lauten: 

1. (70) Halberzeugnisse 

an (50) Verr. Fertigungs-Material 

an (51) Verr. Fertigungs-Löhne 

an (52) Verr. Fertigungs-Gemeinkosten 12 844,61 

an (53) Verr. Material-Gemeinkosten 2 780,92 



9 Knoll, Bilanzkunde 
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2. (80) Verkaufskonten 

an (73) Fertigerzeugnisse 

an (54) Verr. Verwaltungs-Gemeinkosten 2 887,25 

an (55) Verr. Vertriebs-Gemeinkosten 3 872,81 

Die Sondereinzelkosten werden wie folgt übertragen: 
Sondereinzelkosten der Fertigung: 

(73) Fertigerzeugnisse an Sonderkosten Fertigung 



Sondereinzelkosten des Vertriebs: 

(80) Verkaufskonto an Sonderkosten Vertrieb 
b) Konten: 



1 . 


Umlegung Wohlfahrt 




an versch. 


299,60 


von Uml. Gebäude 


7,49 






von Uml. Kraft 


14,98 






von Uml. FertigungsHiSt. 


26,22 






von FertigungsGK 


146,05 






von MaterialGK 


18,72 






von VerwaltungsGK 


56,18 






von VertriebsGK 


29,96 


299,60 


299,60 


2. 


Umlegung 


l Gebäude 


an versch. 


631,49 


von Uml. Kraft 


15,78 






von Uml. FertigungsHiSt. 


23,81 






von FertigungsGK 


295,95 






von MaterialGK 


118,38 






von VerwaltungsGK 


59,19 






von VertriebsGK 


118,38 


631,49 


| 631,49 


3. 


Umlegui 


ig Kraft 


an versch. 


1357,76 


von FertigungsGK 


1357,76 


4. 


Umlegung Fertigungs-Hilfsstelle 




an versch. 


388,23 


von FertigungsGK 


388,23 


410) 


Betriebshilfslöhne 





an versch. 


1212,46 

i 

! 


von Uml. Kraft 

von Uml. FertigungsHiSt. 

von FertigungsGK 


100,— 

50,— 

1062,46 


1212,46 


| 1212,46 


411) 


— 
Sonstige I 


lilfslöhne 


an versch. 


818,84 


von Uml. Kraft 


50,— 






von Uml. FertigungsHiSt. 


28,— 






von FertigungsGK 


185,21 






von MaterialGK 


185,21 






von VerwaltungsGK 


185,21 






von VertriebsGK 


185,21 


818,84 


818,84 
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445) 


Benzol, öl, Putzmittel 




an versch. 


354,— 


von Uml. FertigungsHiSt. 


20,— 






von FertigungsGK 


175,— 






von Vertrieb sGK 


159,— 


354,— 


| 354,— 


446) 


Bürom 


aterial 


an versch. 


420,35 


von Uml. Wohlfahrt 


34,— 






von MaterialGK 


15,— 






von VerwaltungsGK 


347,— 






von VertriebsGK 


24,35 


420,35 | 


| 420,35 


447) 


Verpa 


ckung 


an versch. 


125,— 


von VertriebsGK 


125,— 



450) 


Strom, Gas 




an versch. 


445,— 


von FertigungsGK 


351,— 






von MaterialGK 


37,60 






von VerwaltungsGK 


18,80 






von VertriebsGK 


37,60 


445,— 


445,— 


460) 


i 

Abschre 


ibungen 


an versch. 


1627,70 


von Uml. Gebäude 


180,— 






von Uml. Kraft 


125,— 






von Uml. FertigungsHiSt. 


90,— 






von FertigungsGK 


1034,45 






von MaterialGK 


60,— 






von VerwaltungsGK 


24,75 






von VertriebsGK 


113,50 


1627,70 


| 1627,70 


462/5 


Sonstige kalkul 


atorische Kosten 


an versch. 


4506,25 


von FertigungsGK 


1802,50 






von MaterialGK 


901,25 






von VerwaltungsGK 


901,25 






von VertriebsGK 


901,25 


4506,25 


4506,25 


470) 


Stei 


lern 



an versch. 


354,— 


von Uml. Gebäude 


154,— 






von FertigungsGK 


100,— 






von MaterialGK 


40,— 






von VerwaltungsGK 


20 — 






von VertriebsGK 


40- 


354,— 


354,— 
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475) 


Versicherung 




an versch. 


420,— 


von Uml. Gebäude 


90,— 






von Uml. Kraft 


90,— 






von FertigungsGK 


100,— 






von MaterialGK 


80,— 






von VerwaltungsGK 20, — 






von VertriebsGK 


40,— 


420,— 1 


420,— 


480) 


Postk 


osten 


an versch. 


135,60 


von FertigungsGK 


33,90 






von MaterialGK 


33,90 






von VerwaltungsGK 33,90 






[ von VertriebsGK 


33,90 


135,60 


| 135,60 


481) 


Reisei 


tosten 


an versch. 


260,70 


1 von VerwaltungsGK 65,70 






1 von VertriebsGK 


195,— 


260,70 


| 260,70 


483) 


Werbe 


kosten 


an versch. 


376,— 


J von VertriebsGK 


376,— 


486) 


Transportkosten 




an versch. 


235,50 


| von MaterialGK 


235,50 


(52) Verr. Fertigungs-Gemeinkosten 


(53) Verr. Material-Gemeinkosten 


an versch. 


von (70) Halberz. 


an versch. 


von (80) Verkauf 


12 844,61 


12 844,61 


2 780.92 | 


| 2 780,92 


(54) Verr. Verwaltungs-Gemeinkosten 


(55) Verr. Vertriebs-Gemeinkosten 


an versch. 


von (70) Halberz. 


an versch. 


von (80) Verkauf 


2 887,25 


2 887,25 


3 872,81 


3 872,81 



Wer aus Gründen der Zeitersparnis die ausführlichen Übertragungsbuchungen 
an Hand des Betriebsabrechnungsbogens glaubt unterlassen zu sollen, kann sich 
in der Weise helfen, daß er die Kostenkonten durch die Habeneintragung „von 
Betriebsabrechnung“ abschließt und die Verrechnungskonten 52 — 55 durch die 
Sollbuchung „an Betriebsabrechnung“ mit der jeweils in Frage kommenden 
Summe der Hauptstelle des Betriebsabrechnungsbogens eröffnet. 

Eines besonderen Hinweises bedürfen noch die am Ende der Betriebsabrechnung 
vermerkten Prozentzahlen. Sie geben in I an, wieviel Prozent die Fertigungs- 
gemeinkosten von den Fertigungslöhnen, in II die Materialgemeinkosten vom 
Fertigungsmaterial und in III und IV die Verwaltungs- bzw. Vertriebsgemein- 
kosten von den Herstellkosten betragen. 
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Die Betriebsabrechnung 



Mit diesen Prozent- oder Zuschlagszahlen ist nun die Selbstkostenrechnung 
sofort in der Lage, aus dem in einem Erzeugnis steckenden Material und Ferti- 



gungslohn den Selbstkostenwert zu errechnen, z. 


B. 




1. Fertigungsmaterial 

Materialzuschlag (11,88 %) 


150,— DM 
17,82 DM 


167,82 DM 


2. Fertigungslöhne 

Lohnzuschlag (67,82%) 


120,— DM 
81,38 DM 


201,38 DM 


Herstellkosten 




369,20 DM 


3. Verwaltungszuschlag 
(4,98 % v. 369,20) 


18,38 DM 




4. Vertriebszuschlag 
(6,68 % v. 369,20) 


24,66 DM 


43,04 DM 


Selbstkosten 




412,24 DM 



4. Gegenseitig abrechnende Kostenstellen 

Der auf den voraufgegangenen Seiten behandelten Betriebsabrechnung lag die 
Auffassung zugrunde, daß sich die Kostenumlage immer nur in einer Richtung 
vollziehe, von den allgemeinen Kostenstellen auf Haupt- und Hilfsstellen, von 
den Hilfsstellen zu Hauptstellen und innerhalb der Hauptstellen vom Liefern- 
den zum zu Belastenden. Nun kommen in der Praxis aber Kostenüberschneidun- 
gen dadurch vor, daß sich die Kostenstellen gegenseitig in Anspruch nehmen und 
dadurch gleichzeitig zu abgebenden und empfangenden Stellen werden. So wird 
eine Reparaturwerkstatt neben Arbeiten für gewisse Hauptstellen auch Aus- 
besserungen an der Hilfsstelle Kraftanlage ausführen, andererseits aber durch 
die Kraftanlage mit Strom versorgt werden. Die Hilfsstellen Reparaturwerkstatt 
und Kraftanlage stehen dann im wechselseitigen Geben und Nehmen von Kosten. 
Handelt es sich dabei um verhältnismäßig kleine oder ganz selten anfallende 
Posten, die das Ergebnis einer Kostenstelle nicht wesentlich beeinflussen, so 
verzichtet man zuweilen auf die Umlage in der außergewöhnlichen Richtung. 

a) Umlage durch Vorabrechnung 

Ein anderes Verfahren besteht darin, durch eine Vorabrechnung die aus der 
einseitigen Umlage gewonnenen Kostenbeträge zu korrigieren. 



Beispiel: 



Kostenarten 


Beträge 


Allg. Kost 

Wasserver- 

sorgung 


enstellen 

Kraft- 

zentrale 


Fertigungs- 

Hilfsstelle 


Verschiedene Gemeinkosten 
V or abr echnung 


150 200 


1 080 
110 


10 050 
350 


3 150 
460 


1 190 
1 ► 


10 400 


2 690 


> 


> 
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Die erste Zahlenreihe gibt die Summe aus der einseitigen Kostenumlage an, die 
zweite enthält die Gegenforderung der Fertigungshilfsstelle gegenüber den 
allgemeinen Kostenstellen. Die Belastung der Fertigungshilfsstelle verringert 
sich um 460, während beim Wasserverbrauch und in der Kraftzentrale eine 
entsprechende Kostenerhöhung eintritt. 

b) Umlage durch Schlüsselung 

Etwas anders gestaltet sich die Abwicklung der wechselseitigen Inanspruch- 
nahme der Kostenstellen, wenn man die Kostenanteile durch Prozentwerte aus- 
drückt. Kosiol gibt dazu in seiner „Kalkulatorischen Buchhaltung“ 1 ) folgendes 

Beispiel: 



Reparaturwerkstatt 




Kraftanlage 




Fertigungsstelle A 


30%> 


Fertigungsstelle A 


10% 


Fertigungsstelle B 


40% 


Fertigungsstelle B 


30% 


Fertigungsstelle C 


20% 


Fertigungsstelle C 


20% 


Kraftanlage 


10% 


Fertigungsstelle D 


20% 






Reparaturwerkstatt 


20% 




100 % 




100 % 


Summe der 




Summe der 




Gemeinkosten 


25 600 


Gemeinkosten 


112 700 



Es kommt nun darauf an, den Kostenanteil „Reparaturwerkstatt“ in der Kosten- 
stelle Kraftanlage mit Hilfe der in der Reparaturwerkstatt tatsächlich anfallen- 
den Kosten so umzuformen, daß er in der Kraftanlage verschwindet. Ebenso 
könnte die Ausschaltung des Postens „Kraftanlage“ in der Kostenstelle Repa- 
raturwerkstatt durchgeführt werden. 

Empfinge die Reparaturwerkstatt die fraglichen 20 % von der Kraftanlage, so 
würden sie bei Aufteilung unter die mit der Reparaturwerkstatt verbundenen 
Kostenstellen für diese folgende Zusatzbelastung ergeben: 

an die Fertigungsstelle A 30 % von 20 = 6 °/o 

an die Fertigungsstelle B 40 % von 20 = 8 % 

an die Fertigungsstelle C 20 % von 20 = 4 °/o 

an die Kraftanlage 10 % von 20 = 2 % 



Fügt man diese Werte an Stelle der 20 °/o in das Umlageverhältnis der Kraft- 
anlage ein, so entsteht für die Kraftanlage folgender neue Kostenschlüssel: 



Kraftanlage 

Fertigungsstelle A 
Fertigungsstelle B 
Fertigungsstelle C 
Fertigungsstelle D 
Kraftanlage 



10% + 6% = 16% 
30% 4* 8% = 38% 
20% + 4% = 24% 
20 % — = 20 % 
— + 2 % = 2 % 



Kosiol, Erich: Kalkulatorische Buchhaltung, Wiesbaden 1953, S. 290 ff. 
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Die Betriebsabrechnung 



Die 2 °/o der Eigenbelastung sind natürlich auf A bis D nach Maßgabe der neuen 
Schlüsselzahlen aufzuteilen, also nach Kürzung durch 2 im Verhältnis 
8 : 19 : 12 : 10, was nun folgende Gesamtwerte ergibt: 

für A = 16,33 % 
für B = 38,77 °/o 
für C = 24,49 °/o 
für D = 20,41 °/o 



Danach entfallen von der Summe der Gemeinkosten 

auf A 18 403,91 

auf B 43 693,79 

auf C 27 600,23 

auf D 23 002,07 

112 700,— 



5. Leistungen für den eigenen Betrieb 



a) Arten 

Fertigungsunternehmungen arbeiten nicht nur für den Markt oder im Aufträge 
von Kunden, sondern sind auch oft für den eigenen Betrieb beschäftigt. Diese 
innerbetrieblichen Leistungen können solche von Hilfs- und allgemeinen Kosten- 
stellen sein, die fortlaufend im Interesse des Hauptziels der Unternehmung be- 
schäftigt sind, wie das z. B. bei der Strom- und Wasserversorgung, der Gebäude- 
unterhaltung und der Gaserzeugung der Fall ist. Bei anderen ist der Zusammen- 
hang zwischen Leistung und Betriebsziel nicht sofort erkennbar, und darum 
scheinen sie zunächst eine Art Selbstzweck mit eigenen, den Absatzgütern ähn- 
lichen Werten zu haben. Es sind die innerbetrieblichen Leistungen im engeren 
Sinne, zu denen z. B. die Herstellung eigener Anlagen, Maschinen, Werkzeuge, 
Modelle und Geräte, die Durchführung von Versuchs- und Entwicklungsarbeiten, 
die Schaffung von Prüfungseinrichtungen und die Vornahme größerer Instand- 
setzungen durch eigene Reparaturanlagen gehören. 

b) Erfassung 

Auch hier, wie in der Wirtschaft allgemein, gilt der Grundsatz, daß Aufwand 
und Erfolg einander entsprechen müssen. Darum wird man in kleineren Be- 
trieben, wo innerbetriebliche Arbeiten selten und höchstens als Reparaturen 
Vorkommen, ihrer Erfassung nicht die Bedeutung beimessen wie in Großbetrie- 
ben, in denen die Besonderheit des Betriebes und das Ausmaß der innerbetrieb- 
lichen Leistungen ihre Erfassung und Verrechnung zur unerläßlichen Pflicht 
eines geordneten Rechnungswesens machen. Richtige Preisgestaltung und Wirt- 
schaftlichkeit der Betriebsgebarung sind nur gewährleistet, wenn man auch 
diesen Leistungen die ihnen zukommende Aufmerksamkeit schenkt. Vor allem 
muß auch die Frage geprüft werden, ob nicht vielleicht ein Fremdbezug billiger 
als die Eigenleistung ist. 

Innerbetriebliche Leistungen haben Wertverzehr an Gütern und Kräften zur 
Folge und sind daher gleich den Kosten für Kundenaufträge zu buchen. Da keine 
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Buchung ohne Beleg durchgeführt werden darf, sind auch hier Material- und 
Lohnscheine, Materialbegleitkarten und Abrechnungskarten in dem üblichen 
Sinne auszufertigen. Damit der Verwechselung mit Formularen für Absatz- 
leistungen vorgebeugt wird, erhalten die für Innenleistungen eine andere Farbe 
und bekommen auch abweichende Auftragsnummern. 

Die Löhne werden vielfach als Auftragslöhne und die Materialien als Auftrags- 
materialien in Konten verbucht, die man durch Abzweigung von den entspre- 
chenden Konten der Klasse 4 gewonnen hat; z. B. 400 Rohstoffverbrauch und 
401 Auftragsmaterial; 4100 Fertigungslöhne und 4101 Auftragslöhne. 

c) Verrechnung 

Die innerbetrieblichen Leistungen werden unterschiedlich abgerechnet, je nach- 
dem, ob es sich um eine summarische Kostenverrechnung mit Hilfe von allge- 
meinen Kostenstellen und Hilfskostenstellen handelt oder ob die Einzelabrech- 
nung unter Berücksichtigung von Einzelmaterial und -lohn und den Kosten- 
zuschlägen der ausführenden Kostenstellen in Frage kommt. 

Laufende Leistungen 

Das einfachste Verfahren findet Anwendung, wenn die Leistungen fortlaufend 
und gleichartig anfallen, wie das etwa bei der eigenen Wasser- und Stromver- 
sorgung, bei Sozialeinrichtungen zugunsten der Arbeitnehmer und bei der Ge- 
bäudeunterhaltung der Fall ist. Die Aufwendungen, die aus Lohn und Material 
und den der leistenden Kostenstelle entsprechenden Gemeinkosten bestehen, 
bilden dann im Zeitraum des Anfalls in voller Höhe die Kosten der jeweils er- 
faßten innerbetrieblichen Leistungen, die bei der betreffenden Hilfsstelle wohl 
als direkte Lohn- und Stoffkosten, vom Gesamtbetrieb und den empfangenden 
Kostenstellen aus gesehen jedoch als Gemeinkosten zu verrechnen sind. 

Auf diese Weise gehen die Kosten über die Verrechnungskonten der Klasse 5 
in die Kosten der Halb- und Fertigerzeugnisse über. 

Will man den Herstellwert der Leistungen erfahren, so hat man nur die Summen 
der einzelnen Hilfskostenstellen mit Hilfe der Divisionskalkulation zu einem 
Preis für Strom je kWh oder Wasser je cbm oder Wohlfahrtseinrichtungen je 
Arbeiter umzurechnen. 

Der Gemeinkostenzuschlag kann auf Grund der tatsächlichen Kostenverhältnisse 
ermittelt werden oder ein Normalkostenzuschlag sein, der gegebenenfalls zur 
Kostenüber- oder Unterdeckung führt. Die Differenz ist über das Erfolgskonto 
abzubuchen. 





Zahlen 

der 

Buch- 

haltg. 


Allgem. Kostenst. 


I. 

Ferti- 

gung 


Hilfs- 

steil. 

Ferti- 

gung 


II. 

Mat.- 

Ver- 

waltg. 


III. 

Gesch.- 

Ver- 

waltg. 


IV. 

Ver- 

trieb 


Wohlf. 


Ge- 

bäude 


Kraft- 

zen- 

trale 


Summen der Abr. 


22385,59 


299,60 


624,— 


1327,— 


10656,62 


338,20 


2643,82 


2771,88 


3724,47 


I. Umlage Wohlfahrt 


299,60 




7,49 


14,98 


146,05 


26,22 


18,72 


56,18 


29,96 


I. Umlage Gebäude 


631,49 






15,78 


295,95 


23,81 


118,38 


59,19 


118,38 


I. Umlage Kraft 


1357,76 






L* 


1357,76 


388,23 


2780,92 


2887,25 


3872,81 


II. Umlage Hilfsstelle 


388,23 








388,23 
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Die Betriebsabrechnung 



Die mit den allgemeinen Kostenstellen zu verrechnenden Leistungen beziffern 
sich in dem der Abrechnung zugrunde liegenden Betriebsabschnitt auf 299,60 DM 
Wohlfahrtsleistung, auf 631,49 DM Gebäudenutzung und auf 1357,76 DM Kraft- 
leistung und die der Hilfsstelle auf 388,23 DM. 

Auftragsleistungen 

Um eine derartige Kostenträgerrechnung für andere innerbetriebliche Leistun- 
gen zu erreichen, bedarf es der Bildung so vieler Hilfskostenstellen, als Leistun- 
gen besonderer Art in Frage kommen, also beispielsweise für die Reparatur- 
werkstatt die Modellschreinerei, die Preßluftanlage und andere. 

Damit bei der Verrechnung keine Irrtümer unterlaufen, ist stets die leistende 
Kostenstelle von der empfangenden zu unterscheiden . Denkt man sich die ein- 
zelnen Kostenstellen als Inhaber von Konten, dann ist die eine Leistung 
empfangende Kostenstelle zu belasten, während die die Leistung ausführende 
zu erkennen ist. 

Im folgenden Beispiel soll gezeigt werden, wie die Hilfskostenstelle „Reparatur“ 
Auftragsleistungen für die Kostenstellen A, B und C ausführt, die in der Auf- 
stellung nach Lohn, Material und Gemeinkostenzuschlag getrennt erscheinen und 
damit unschwer den bei A, B und C geleisteten Reparaturwert erkennen lassen. 
Voraussetzung dafür sind natürlich sorgfältige Stundenlisten und ebensolche 
Stoffverbrauchsnachweise. 



Leistende Kostenstelle 


Empfangende Kostenstellen 


A 


B 


C 


Reparaturwerkstatt 

Auftragslohn 


500 


700 


400 


Auftragsmaterial 


300 


500 


700 


Gemeinkosten 


625 


875 


500 


Reparaturwert 5100, — 


1 425 


2 075 


1600 



Die Kostenstelle Reparatur ist für 5 100 DM zu erkennen, während A, B und C 
für die empfangenen Reparaturleistungen belastet werden. 

In einigen Wirtschaftszweigen, namentlich in der Maschinenindustrie, kommt es 
vor, daß Fertigungsstellen nicht nur für den Absatz arbeiten, sondern durch 
Reparaturen für sich und andere Fertigungsstellen auch an innerbetrieblichen 
Leistungen beteiligt sind (z. B. bei Drehereien, Schmieden und Schlossereien). Die 
Erfassung dieser Leistungen setzt dann die größte Sorgfalt sowohl in der Tren- 
nung der Leistungen für die eigene und die fremden Kostenstellen als auch in der 
Auseinanderhaltung von Absatz- und innerbetrieblichen Leistungen voraus. 
Insbesondere sind auch die Gemeinkosten weiterzuverrechnen, da sonst diese 
Kosten bei der leistenden Kostenstelle voll die Absatzgüter belasten würden. 

Die horizontalen Summen des folgenden Abrechnungsbogens geben die Beträge 
an, für die die ausführenden Kostenstellen zu erkennen sind, die vertikalen 
dagegen die, für die die empfangenden Kostenstellen belastet werden müssen. 
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Ausführende 

Kostenstelle 


Empfangende Kostenstelle 


Summen 


Dreherei 


Schmiede 


Schlosserei 


Lohn 


Mate- 

rial 


Gern.- 

Kost. 


Ins- 

gesamt 


Dreherei : 
















Aufwandslohn 


500 


1300 


250 


2050 








Aufwandsmaterial 


250 


450 


300 




1000 






Gemeinkosten 


200 950 


520 2270 


100 650 






820 


3870 


Schmiede : 
















Aufwandslohn 


700 


300 


400 


1400 








Aufwandsmaterial 


500 


800 


400 




1700 






Gemeinkosten 


1400 2600 


600 1700 


800 1600 






2800 


5900 


Schlosserei : 
















Aufwandslohn 


150 


200 


500 


850 








Aufwandsmaterial 


200 


300 


1000 




1500 






Gemeinkosten 


225 575 


300 800 


750 2250 






1275 


3625 




4125 


4770 


4500 








13395 



Was bei den leistenden Kostenstellen als Lohn, Material und Gemeinkosten 
gesondert in Erscheinung tritt, ist bei den empfangenden Kostenstellen nur 
Gemeinkostenteil. 



Leistungen, die zu aktivieren sind 

Es soll nun noch ein Beispiel dafür gebracht werden, daß die innerbetrieblichen 
Leistungen im Zeitraum ihrer Entstehung noch nicht als Kosten der Kunden- 
aufträge angesehen werden können, weil der Grad ihres Nutzens für den Betrieb 
noch nicht feststeht. Das kommt insbesondere in Frage bei der eigenen Herstel- 
lung von Anlagen, bei der Durchführung von Versuchs- und Entwicklungs- 
arbeiten u. ä. 

Diese Leistungen erscheinen daher vorerst als Selbstzweck und mit Werten, die 
denen der Absatzgüter ähneln. Das bedeutet, daß sie zu aktivieren sind und bei 
langfristiger Aktivierung in der Klasse 0, bei vorübergehender aber in einem 
Abgrenzungskonto der Klasse 2 Aufnahme finden. 

Diese Leistungen werden mit den Herstellkosten aktiviert, darum durchlaufen 
sie nur die Kontenklassen bis zur Klasse 6 oder 7. Werden die geschaffenen 
Anlagen oder sonstigen Werte zum Nutzen der Kundenproduktion eingesetzt, 
dann gelangen sie in der Form von Abschreibungen wieder in die Kosten- 
rechnung. 

Gelingt eine solche innerbetriebliche Leistung, also beispielsweise ein Entwick- 
lungsversuch, nicht, dann fallen die Kosten dafür unter die effektiven Wagnis- 
verluste des Betriebes, ohne daß also die Preise der Absatzgüter davon berührt 
werden. 
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Die Betriebsabrechnung 



Bei der Hauptkostenstelle „ Versuchs - und Entwicklungsfabrikation “ sind im 
Betriebsabschnitt zusammengelaufen: 

Auftragslöhne 530 

Auftragsmaterial 290 

Gemeinkosten nach tatsächlichen Kostenverhältnissen 1290 2110 DM 



Davon sind im Labor bei der Entwicklung von 3 Produkten entstanden: 



Auftragslöhne 


420 




Auftragsmaterial 


260 




Gemeinkosten zu Normalsätzen 


1050 


1730 DM 


In der Dreherei ergaben sich bei der Durchführung eines weiteren Entwicklungs- 
auftrages: 


Auftragslöhne 


110 




Auftragsmaterial 


30 




Gemeinkosten zu Normalsätzen 


275 


415 DM 





Versuchs- und 
Entwicklungs- 
fabrikate 


Labor 


Dreherei 


Auftragslöhne 


530 


420 


110 


Auftragsmaterial 


290 


260 


30 


Gemeinkosten 


1290 


1050 


275 




2110 


1730 


415 



Da nur der Laborversuch erfolgreich gewesen ist, werden die 1730 DM, die die 
Kontenklassen wie die Kundenleistungen durchlaufen und im Konto 730 ihr 
Ende gefunden haben, aktiviert: per 04 oder 2 an 730. 

Die 415 DM der Dreherei, die bei ihr wohl als Einzel- und Gemeinkosten gebucht 
worden sind, vom Gesamtbetrieb aus gesehen aber Gemeinkosten sind, fallen 
unter die Wagnis Verluste und werden als solche mit dem Erfolgskonto ver- 
rechnet. 

In dem Beispiel hat die Hauptkostenstelle „Versuchs- und Entwicklungsfabrika- 
tion“ Gemeinkosten nach tatsächlichen Kostenverhältnissen eingesetzt, während 
die beauftragten Kostenstellen solche zu Normalzuschlägen berechneten. In der 
Praxis dürfte ein derart unterschiedliches Verfahren kaum Anwendung finden, 
da das die Einheitlichkeit der Verrechnung stören müßte. Hier ist das Beispiel 
auch nur gewählt worden, um die Angleichung der beiden Verfahren zu zeigen. 
Die Verwendung der Normalzuschläge hat gegenüber den tatsächlichen Kosten 
zu einer Überdeckung geführt, die über ein Differenzenkonto auszubuchen ist. 
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Ausschuß - und Nacharbeitskosten 

Bei der Fertigung kann durch unzulängliche Arbeitsleistung, mangelhaftes 
Material oder aus anderen Gründen Ausschuß entstehen oder sonst die Nach- 
bearbeitung eines Fabrikates notwendig werden. Ist die Ursache der Ausschuß- 
bildung einwandfrei im Arbeiter oder Lieferanten zu suchen, so wird durch 
Lohn- oder Rechnungskürzung ein Ausgleich angestrebt. Nacharbeitskosten sind 
stets Zusatzkosten, die bei Entstehen in der Abrechnungsperiode entweder dem 
Fabrikationskonto oder, wenn sich die Sachen schon beim Kunden befinden, dem 
Verkaufskonto zu belasten sind. 

Ist die Abrechnungszeit bereits abgeschlossen, so sind die Aufwendungen über 
Wagnis Verluste der Kl. 2 zu verrechnen. 

Bei Ausschuß, den der Betrieb zu tragen hat, sind die in Frage stehenden Fabri- 
kationskonten, die vorher alle Kosten für Arbeit und Material aufnahmen, für 
die im Ausschuß steckenden Löhne und Materialien zu Lasten eines Ausschuß- 
kontos der Kl. 4 zu erkennen. Der Betrag ist gegebenenfalls um den Schrottwert 
des Ausschusses zu kürzen. 



Beispiel: 

(Kl. 7) Fabrikation (Kl. 4) Ausschuß 



Fert.-Löhne 1 750,— 
Fert. -Material 2 400, — 


von 4 


70,— 


an 7 


70,— 


| Verrech. BetriebsGK 


Verrechnete 
BetriebsGK 2 980,— 















VIII. Die Kalkulation 



Da die Betriebsabrechnung eine Anzahl von Buchungsposten zu Faktoren der 
Selbstkostenrechnung umformt, müssen wir uns hier auch mit einigen ihrer 
Probleme befassen. 

Die Aufgabe der Selbstkostenrechnung besteht bekanntlich darin, die auf eine 
Erzeugungseinheit, eine Maschine, einen Ballen Tuch, einen Hektoliter Bier und 
dgl., entfallenden Kosten zu erfassen, damit auf diese Weise ein Preis für das 
abgabefertige Produkt ermittelt werden kann. 

Solche Preisberechnungen werden allerdings in der Regel nur von Betrieben 
durchgeführt, die mit namhaften Einzelleistungen, z. B. mit dem Bau von Häu- 
sern, Maschinen, Brücken usw., beauftragt sind oder deren Erzeugung erheblichen 
Kostenschwankungen unterworfen sein kann. Sonst handelt es sich nämlich ge- 
wöhnlich um allgemein bekannte Marktpreise, die höchstens zum Vergleich und 
zur Anpassung der eigenen Kosten anregen. 



1. Arten der Kalkulation 

Nach dem Zeitpunkt der Berechnung unterscheidet man (1) die Vorkalkulation, 
(2) die laufende Kalkulation und (3) die Nachkalkulation. 

Die Vorkalkulation dient der Preisangabe für erwartete Lieferungs- oder Lei- 
stungsaufträge. Man stützt sich dabei auf Schätzungen mit Hilfe von Erfahrungs- 
sätzen, auf Tabellenkostensätze u. a. 

Die laufende Kalkulation verarbeitet die bei der Erzeugung tatsächlich anfallen- 
den Kosten. 

Die Nachkalkulation stellt das endgültige Ergebnis der Produktion fest und 
vergleicht die wirklich entstandenen Kosten mit denen der Vorkalkulation. 

Nach dem Sonderzweck der Kalkulation spricht man (1) von Bezugs - oder Ein - 
kaufskalkulation, die der Ermittlung des Einstands- oder Bezugspreises einer 
Ware dient, (2) von Produktions - oder Veredelungskalkulation , die in Fertigungs- 
betrieben üblich ist, und (3) von Absatz - oder Verkaufskalkulation, die alle mit 
einem Warenabsatz verbundenen Kosten erfaßt. 

Hinsichtlich des Kalkulationsverfahrens gibt es (1) die Zuschlagskalkulation und 
(2) die Divisionskalkulation. 

Die Zuschlagskalkulation ermittelt den Herstell- und Selbstkostenpreis eines 
Erzeugnisses, indem sie zu dessen direkten und im einzelnen erfaßbaren Kosten 
die indirekten oder Gemeinkosten als Prozentzuschlag addiert. 

Die Divisionskalkulation faßt alle Kosten eines Betriebsabschnitts zusammen 
und teilt sie durch die Gesamtzahl der gleichartigen Erzeugnisse. 

Während die Divisionskalkulation sich besonders in Betrieben eignet, die ein- 
heitliche oder wenig voneinander abweichende Erzeugnisse herstellen, wird die 
Zuschlagskalkulation dort angewandt, wo unterschiedliche Erzeugnisse, die wie 
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Möbel, Maschinen, Lederwaren, Textilien usw. einem individuellen Bedarf die- 
nen sollen, Gegenstand der Berechnung sind. Darunter fallen auch uneinheitliche 
Erzeugnisserien, allgemein gesagt, alle Güter mit verschiedenem Stoffgehalt und 
Arbeitsaufwand. Man kann bei ihnen daher den Erzeugungswert nur dadurch 
ermitteln, daß man für jedes Gut die besonderen Kosten auf dem Wege der Ein- 
zelrechnung feststellt. 



2. Die Zuschlagskalkulation 

Aus dem Streben, je nach der Betriebsart eine Grundlage zu finden, die dem 
Ziel einer gerechten Kostenzuteilung möglichst nahekommt, sind mm eine Reihe 
von Zuschlagsmethoden entstanden. 



a) Die kumulative Zuschlagsmethode 

Das einfachste Verfahren stellt die kumulative Zuschlagskalkulation dar, so 
genannt nach der Anhäufung, d. h. Zusammenfassung aller Gemeinkosten. Diese 
Summe der Gemeinkosten wird zu den direkten Lohnkosten oder den direkten 
Materialkosten oder zur Summe beider in Beziehung gebracht, d. h. es wird ihr 
prozentuales Verhältnis errechnet. Dadurch gewinnt man einen für alle Fälle 
geltenden Generalzuschlag . 



Beispiel : 

In einem Betriebsabschnitt mögen folgende Kosten angefallen sein: 

direkte Löhne 4 500, — DM 

Materialeinzelkosten 6 300, — DM 

Gemeinkosten 16 200, — DM 

Bei Verwendung der Lohn- und Materialeinzelkosten als Zuschlagsgrundlage 
entsteht als Zuschlagsprozentsatz: 16 200 : (4500 + 6300) X 100 = 150 °/o. 

Wäre nun eine Arbeit auszuführen, die nach einem Voranschlag (Vorkalkulation) 
folgende Einzelkosten beansprucht: 

Einzelmaterial für 500, — DM 

Einzellöhne für 750, — DM 

also an direkten Kosten 1250, — DM 

so müßten bei dem Gemeinkostenzuschlag von 150 °/o = 1875, — DM 

Fertigungskosten von 3125, — DM 

berücksichtigt werden. 

Zuweilen schließt man in den Gemeinkostenzuschlag noch Gewinnprozente ein 
und glaubt, damit den vom Auftraggeber zu erstattenden gerechten Preis 
gefunden zu haben. 
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Anwendbarkeit der kumulativen Methode 

Bei der Anwendung dieses recht einfachen Kalkulationsverfahrens, das infolge 
seiner Bequemlichkeit in der Praxis noch häufig angewandt wird, läßt man sich 
von dem Gedanken leiten, daß sich die Gemeinkosten stets in einem bestimmten 
Abhängigkeitsverhältnis zu den Einzelkosten befinden. Diese Auffassung ist 
jedoch irrig. Während die Aufwendungen für Material und Löhne, wie schon 
erwähnt, als proportionale Kosten dem Beschäftigungsgrad folgen, haben die 
Gemeinkosten zum Teil den Charakter von festen oder fixen Kosten , die in ihrer 
Entstehung vom Beschäftigungsgrad unabhängig sind. In ihrer Einflußnahme auf 
den Kostenwert des zu kalkulierenden Erzeugnisses sind sie sogar von einer dem 
Beschäftigungsgrad entgegengesetzten Wirkung; denn vermehrte Produktion 
gibt dem Einzelstück einen geringeren Anteil an den im ganzen gleichgebliebenen 
fixen Kosten, während bei Betriebseinschränkung das einzelne Fabrikat stärker 
belastet wird. Will man diesem Umstand bei der Kalkulation Rechnung tragen, 
so muß man die Zuschlagssätze ständig dem Beschäftigungsgrad anpassen, was 
bedeutet, daß man bei abnehmender Beschäftigung erhöhte Preise erhält. 

Die kumulative Methode ist ohne Gefahr anwendbar bei kleineren Unter- 
nehmungen mit einfach gelagerten Betriebsverhältnissen, in denen vielleicht 
sogar besondere Verwaltungs- und Vertriebsabteilungen fehlen, so daß die 
Gemeinkosten ausschließlich der Gruppe der Fertigungsgemeinkosten angehören, 
die dann keiner weiteren Aufgliederung bedürfen. Ebenso ist gegen ihre Be- 
nützung nichts einzu wenden, wenn es sich um die Verarbeitung sehr hoch- 
wertiger Stoffe (Seide, Edelmetalle) handelt, denen gegenüber eine Aufspaltung 
der Gemeinkosten unerheblich bleibt. Hier kann man z. B. rechnen: 

Gemeinkosten 212 000 DM 

Materialverbrauch 137 500 DM 

daher Materialzuschlag 212 000 : 1375 = rund 154 %>. 
b) Die elektive Zuschlagsmethode 

Die elektive Methode will die Ungenauigkeiten des kumulativen Verfahrens 
dadurch vermeiden oder auf ein Minimum beschränken, daß sie die Gemein- 
kosten in verschiedener Weise auf teilt und damit die Möglichkeit einer Anzahl 
von Zuschlagssätzen schafft. 

Material- und 1 o h n a b h ä n g i g e Gemeinkosten 

Eine einfache Kostengliederung ist schon gegeben, wenn man materialabhängige 
und lohnabhängige Gemeinkosten unterscheidet. In einem eisenverarbeitenden 
Werk sind z. B. die Transportabteilung und die Zuschneiderei materialabhängig, 
weil sich hier die Kosten nach dem Gewicht des transportierten oder verbrauchten 
Materials richten. Kommen dagegen Schmiede, Schlosserei und Montage in Frage, 
so sind deren Gemeinkosten lohnabhängig und bei der Kalkulation als Prozent- 
sätze der Fertigungslöhne in Anrechnung zu bringen. Die Gliederung der mate- 
rialbezogenen Kosten könnte fortgesetzt werden durch Hervorhebung mengen - 
und wertabhängiger Kosten. So werden die Kosten des Transportes und der 
Warenlagerung Mengenkosten sein, während die der Verwaltung und Versiche- 
rung des Warenlagers Wertkosten darstellen. 
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Beispiel : 

Die Gemeinkosten einer Unternehmung belaufen sich auf insgesamt 111 000 DM, 
die mit 28 000 DM materialabhängig und mit 83 000 DM lohnbezogen sind. Die 
Gemeinkosten setzen sich wie folgt zusammen: 



Abschreibungen 


11200 


lohnabhängig 

11200 


materialabhängig 


Steuern und Versicherung 


16 600 


6 800 


9 800 


Zinsen 


14 400 


9 400 


5 000 


Gehälter 


16 000 


9 400 


6 600 


Büromaterial 


1600 


800 


800 


Reisen 


6 800 


2 000 


4 800 


Reparaturen 


26 000 


26 000 


— 


Heizmaterial 


12 600 


12 600 


— 


Soziale Einrichtungen 


4 800 


4 800 


— 


Geschäftsausstattung 


1000 


— 


1 000 




111 000 


83 000 


28 000 



In dem Betriebsabschnitt entfielen auf verarbeitetes Material 280 000 DM und 
auf Löhne 83 000 DM, so daß der Materialzuschlag 10 °/o und der Lohnzuschlag 
100 °/o ausmacht. 



Eine Einzelanfertigung mit 7 800 DM Material und 2 600 DM Löhnen ergäbe 
damit folgende Kalkulation: 



Material 

10 °/o Gemeinkostenzuschlag 
Löhne 

100 °/o Gemeinkostenzuschlag 
Kosten 



7 800 DM 

780 DM = 8 580 DM 

2 600 DM 

2 600 DM = 5 200 DM 

= 13 780 DM 



Aufteilung nach K o s t e n s t el 1 en 

Die Kostengliederung kann weiter verfeinert werden, wenn man innerhalb 
einzelner Betriebsabteilungen zunächst die unmittelbaren Löhne und die Be- 
triebsgemeinkosten in den Kostenstellen ermittelt und dann die weiteren Ge- 
meinkosten dieser Abteilungen für Verwaltung und Vertrieb entweder nach 
den Prozentsätzen der Betriebsgemeinkosten von den Löhnen, im Verhältnis 
der Löhne, zusammen mit den Betriebsgemeinkosten auf die Löhne bezogen 
oder schließlich auch nach den Fertigungslöhnen in Verbindung mit den Be- 



triebsgemeinkosten aufteilt. 

Beispiel : 

In drei Betriebsabteilungen fielen an: 


A 


B 


C 


Fertigungslöhne 


50 000 


75 000 


35 000 DM 


Betriebsgemeinkosten 


90 000 


120 000 


80 000 DM 


Prozentsatz der Betriebsgemeinkosten 


180 °/o 


160 % 


229 o/o 



10 Knoll, Bilanzkunde 
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Kommen auf Verwaltungs- und Vertriebsgemeinkosten dieser Abteilungen 
250 000 DM, die nach dem Verhältnis der Löhne aufgeteilt werden, so ergibt 
sich nach Kürzung der Verhältniszahlen 50 000, 75 000 und 35 000 durch 5 000 
das Verhältnis 10 : 15 : 7 und damit für 



A = 



250 000 
32 



X 



15 = 117 187,5 DM 



B 



250 000 
32 



X 10 



78 125 DM 



C 



250 000 
32 



X 7 



54 687,5 DM 
250 000 DM 



Würden die gesamten Gemeinkosten auf die Fertigungslöhne bezogen, so ent- 
ständen folgende Zuschlagssätze: 

A 

Betriebsgemeinkosten 90 000 

Verwaltungs- und Vertriebsgemeinkosten 78 125 

168 125 

zu 50 000 = 336,25 % 

zu 75 000 = 316,25 % 

zu 35 000 = 384,82 % 

Platzkostenrechnung 



B C 

120 000 80 000 

117 187,5 54 687,5 

237 187,5 134 687,5 



Besonders entwickelt ist die Kostenrechnung, die die Gemeinkosten nicht nur 
auf Betriebsabteilungen, sondern innerhalb der einzelnen Kostenstellen sogar 
auf den Einzelarbeitsplatz , die einzelne Maschine, verteilt. Es genügt dabei, wenn 
die dem Arbeitsplatz (Maschine) eigentümlichen Kosten aus der Masse derer 
herausgehoben werden, die einer Mehrheit von Maschinen einer Kostenstelle 
zugehören. Durch Verteilung dieser speziellen Arbeitsplatzkosten auf die Zahl 
der geleisteten Arbeitsstunden gelangt man dann zu Stundenzuschlägen, die 
gleichzeitig einen Fingerzeig dafür geben, ob man zur Fertigung einer Sache eine 
hochwertige Spezialmaschine mit höheren Stundensätzen oder eine allgemeine 
mit niedrigerem Zuschlag verwenden soll. 



Maschinenzuschlagssätze 


Summen 


Masch. A 


Masch. 


Geleistete Maschinenstunden 


330 


160 


170 


Spezielle Maschinenkosten 


3 060 


1980 


1 080 


Raumkosten nach qm Bodenfläche 


630 


360 


270 


Übrige Gemeinkosten 


6 660 


3 240 


3 420 


Summe 


10 350 


5 580 


4 770 


Zuschlag pro Maschinenarbeitsstunde 




34,88 


28,06 
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Werden nur die speziellen Maschinengemeinkosten auf die Arbeitsstunden um- 
gelegt, die übrigen aber zum Fertigungslohn ins Verhältnis gesetzt, so ergibt 
sich folgende Rechnung: 





Summe 


A 


B 


Geleistete Maschinenstunden 


330 


160 


170 


Spezielle Maschinenkosten 


3 060 


1980 


1 080 


Restliche Gemeinkosten 


7 290 






Fertigungslohn 


4 250 






Lohnzuschlag 

Zuschlag pro Maschinenarbeitsstunde 


172 °/o 


12,38 


6,35 



3. Die Divisionskalkulation 



a) Die einfache Divisionskalkulation 

Das Verfahren wickelt sich in der Weise ab, daß die gesamten Betriebskosten 
eines Rechnungsabschnitts, gewöhnlich eines Monats, durch die Gesamtheit der 
im gleichen Abschnitt erstellten und in Stück, m, qm, kg, hl, kW usw. ausgedrück- 
ten Leistungseinheiten geteilt werden. Die betriebsfremden und außergewöhn- 
lichen Aufwendungen bleiben außer Ansatz. 



Beispiel: 

In einer Brauerei ergibt sich für eine Produktionsperiode die folgende Rechnung: 



Gersteverbrauch 

Hopfenverbrauch 

Löhne 

Sonstige Kosten 
Gesamtkosten 
Gesamterzeugung 
Kosten je hl = 122 000 : 2 000 



30 000 DM 
12 000 DM 
30 000 DM 
50 000 DM 
122 000 DM 
2 000 hl 
61 DM 



Die Divisionskalkulation ist in ihrer reinen Form, bei welcher eine Verschmelzung 
der Kostenarten- und Kostenträgerrechnung eintritt, nur in Betrieben mit ein- 
heitlicher und einstufiger Massenfertigung am Platze, also z. B. im Braunkohlen- 
bergbau ohne Sortierung und Verarbeitung der Kohle, in Ziegeleien und Braue- 
reien mit nur einer Produktart, in Elektrizitätswerken und ähnlichen Unter- 
nehmungen. Voraussetzung für ihre Anwendung ist ferner, daß der Erzeugungs- 
ablauf verhältnismäßig kurz ist und daß sich an den Rechnungsstichtagen nur 
geringe oder doch stets etwa gleiche Bestände an Halbfabrikaten vorfindem 
Weisen die Halbfabrikate gegenüber dem Anfangsbestand eine erhebliche 
Abnahme auf, so müßte der Minderbestand den Gesamtkosten zum Selbstkosten- 
wert zugeschlagen, im entgegengesetzten Falle von ihnen abgesetzt werden. 



Die Divisionsmethode ist auch anwendbar, wenn innerhalb eines Produktions- 
abschnitts eine Veredelung vorgenommen wird, deren Abrechnung an gleich - 



io* 
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wertige Mengen (Stück, kg, qm usw.) anknüpft. So verfährt man beim Härten, 
Vernickeln oder Lackieren von Erzeugnissen, aber auch beim Bearbeiten von 
Abfällen und bei der Gewinnung von Strom, Gas, Wasser in eigenen Vor- und 
Hilfsbetrieben. Die auf solche Weise für die Einheit ermittelten Veredelungs- 
oder Gewinnungskosten werden dann als Einheitskosten der fraglichen Kosten- 
stellen in die Gesamtkalkulation einbezogen, die sich natürlich anderer Ver- 
rechnungsformen bedienen kann. 

Durchläuft eine Fertigung mehrere hintereinandergeschaltete Produktions- 
stufen, dann ist die einfache Divisionskalkulation trotzdem zu benützen, wenn 
nur der Produktionsfluß gleichmäßig verläuft. Das Erzeugnis der ersten Stufe 
erscheint dann als Kosten wert der folgenden. Ähnlich ist der Vorgang, wenn die 
durch eine halb- oder vollautomatische Maschine verursachten Kosten für Ab- 
schreibungen und Zinsen, für Maschinenpflege, Betriebsmittel, Instandsetzung 
und Arbeitslohn in einem Betriebsabschnitt addiert und auf die in dem Abschnitt 
bearbeiteten Erzeugnisse oder Erzeugnisteile durch Division umgelegt werden. 
Diese Teildivisionsrechnung wird dann als Glied in die weitere Kalkulation ein- 
gefügt. 



Zuweilen erscheint es angezeigt, die Kosten anstatt auf das Endprodukt auf 
Zwischenprodukte oder sogar auf das Rohmaterial zu beziehen. So verfahren 
z. B. Zuckerfabriken, die die Kosten in ein Verhältnis zu den verarbeiteten 
Doppelzentnern Zuckerrüben bringen, weil sie von ihnen und nicht vom Roh- 
zucker abhängig sind. Da der Zuckergehalt der Rüben nach Boden und Witterung 
starken Schwankungen unterworfen sein kann, liefern nur die auf das Roh- 
material verteilten Kosten vergleichbare Ergebnisse. 

Vielfach wird die Divisionskalkulation auch dazu benützt, um einen Kostensatz 
für die Fertigungsstunde auszurechnen. 

Beispiel: 

Löhne 
Strom 

Abschreibungen 
Sonstige Kosten 
Fertigungskosten 
Fertigungsstunden 



2 550,— DM 

3 762,10 DM 
355,— DM 
931,— DM 

7 598,10 DM 
2 451 



Die Fertigungsstunde kostet demnach 7 598,10 : 2 451 = 3,10 DM. 



b) Die mehrstufige Divisionskalkulation 

Wenn sich in einem Erzeugungsvorgang mit nacheinandergeschalteten Erzeu- 
gungsstufen die zu bearbeitenden Mengen durch Verarbeitungs Verluste oder 
durch die Einrichtung von Halbfabrikatelagem oder durch den Verkauf von 
Einzel- oder Ersatzteilen in den einzelnen Arbeitsbereichen ändern, dann ist eine 
mehrstufige Divisionskalkulation vorzuziehen. Der Betrieb wird entsprechend 
den Fertigungsstufen in Kostenstellen zerlegt. 

Man trennt z. B. in der Berechnung die Fertigung vom Vertrieb, falls die produ- 
zierten Stücke eines Zeitraums nicht der abgesetzten Stückzahl entsprechen, also 
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Fertiglager mit wechselnden Beständen unterhalten werden. Dann ergeben die 
Herstellkosten, durch die Zahl der gefertigten Stücke geteilt, die Herstellkosten 
pro Stück und die Summe der Verwaltungs- und Vertriebskosten, geteilt durch 
die Menge der umgesetzten Stücke, die Verwaltungs- und Vertriebskosten für 
das Stüde. Die Zusammenfassung beider Größen ist der Selbstkostenpreis des 
Stücks. 

In der Zementindustrie unterscheidet man für die mehrstufige Divisions- 
kalkulation die Rohmaterialförderung, die Rohaufbereitung, die Klinker-Erzeu- 
gung, die Zementmahlung und Packen und Verladen. 



Beispiel: 



1. Herstellkosten 


5 106,30 DM 




Gefertigte Stücke 


360 




Herstellkosten pro Stück 


5 106,30 : 360 


= 14,18 DM 


2. Verwaltungs- und Vertriebskosten 


410,— DM 




Abgesetzte Stücke 


320 




Verwaltungs- und Vertriebskosten pro Stück 


410 : 320 


= 1,28 DM 


Selbstkosten pro Stück 




15,46 DM 



Durch Hinzunahme eines Gewinnaufschlags und Einrechnung der Umsatzsteuer, 
letztere im Hundert gerechnet, ist dann der Verkaufspreis feststellbar. 



4. Die Kalkulation mit Äquivalenzziffern 

Werden in einer Unternehmung mehrere verwandte Sorten hergestellt, z. B. in 
einem Walzwerk Bleche verschiedener Stärke, in einer Getreidemüllerei unter- 
schiedliche Mehlsorten und in einer Brauerei Biersorten abweichender Qualität, 
so ist dennoch die einfache Divisionskalkulation möglich, wenn sich jede Ferti- 
gung in einer gesonderten Abteilung vollzieht, in der die Kosten jeder Sorte für 
sich gesammelt und durch die Zahl der Erzeugnisse geteilt werden. Zu den so 
errechneten Herstellkosten müssen dann nur noch die Gemeinkosten der allge- 
meinen Verwaltung und die Kosten etwaiger Vorbetriebe, aufgeschlüsselt nach 
den Herstellkosten der Sorten, addiert werden. 

Einfacher ist die Rechnung, wenn man die verschiedenen Sorten durch Verhältnis- 
oder Äquivalenzzahlen, die mit Hilfe hervortretender technischer Eigenschaften 
der Leistungseinheit gewonnen werden (Größe, Dicke, Gewicht, Feinheit, Markt- 
preis usw.), zu leicht vergleichbaren um wandelt. 

Beispiel: 

Ein Walzwerk stellt folgende Mengen Schwarzblech mit den beigegebenen 
Millimeterstärken her: 

600 t 3 mm 400 t 1 mm 

500 t 2,5 mm 500 t 0,75 mm 

700 t 2 mm 300 t 0,50 mm 

400 t 1,5 mm 
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Dünne Bleche veranlassen höhere Kosten als dicke; Betriebsbeobachtungen 
haben folgendes Kostenverhältnis ergeben: 

0,7 : 0,75 : 0,8 : 0,9 : 1 : 1,2 : 1,4 

Aus der Erzeugungsmenge, mit dem Kostenfaktor der Sorte multipliziert, erhält 
man nun folgende Äquivalenzzahlen (die Aufstellung soll mit der Kostenkenn- 
ziffer 1 bei 1 mm Blechstärke beginnen): 

400 t 1 mm = 400 XI = Verhältniszahl 400 

400 t 1,5 mm = 400 X 0,9 = Verhältniszahl 360 

700 t 2 mm = 700 X 0,8 = Verhältniszahl 560 

500 t 2,5 mm = 500 X 0,75 = Verhältniszahl 375 

600 t 3 mm == 600 X 0,7 = Verhältniszahl 420 

500 t 0,75 mm = 500 X 1,2 = Verhältniszahl 600 

300 t 0,50 mm = 300 X 1,4 = Verhältniszah l 420 

3135 

Da der Gesamtkostenbetrag 1 326 105 DM ausmacht, ergibt die Division der 
Gesamtkosten durch die Summe der Äquivalenzziffem, in vorliegendem Fall 
1 326 105 durch 3135 = 423, — DM, den Kostenpreis für eine t mit der Millimeter- 
stärke 1 an. 

Dieser Kostenpreis, multipliziert mit der jeweiligen Äquivalenzziffer, macht den 
Tonnenwert der einzelnen Blechstärken aus, also 

1 t 1,5 mm = 423 X 0,9 = 380,70 DM 

1 t 2 mm = 423 X 0,8 = 338,40 DM 

1 t 2,5 mm = 423 X 0,75 = 317,25 DM 

1 t 3 mm = 423 X 0,7 = 296,10 DM 

1 t 0,75 mm = 423 X 1,2 = 507,60 DM 

1 t 0,5 mm = 423 X 1,4 = 592,20 DM 

5. Die Kalkulation auf Grund der Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise 
bei öffentlichen Aufträgen vom 21. 11. 1953 (LSP) 

Der Erlaß unterscheidet Selbstkosten/estpreise und Selbstkostenrichtpreise und 
betont, daß grundsätzlich durch Kalkulation gewonnene Festpreise bei Abschluß 
des Vertrages, spätestens aber unmittelbar nach Vertragsabschluß festzulegen 
sind. 

Selbstkostenrichtpreise dürfen vorläufig vereinbart werden, solange die Voraus- 
setzungen für einen Festpreis noch nicht vorliegen. Sobald jedoch die Kalku- 
lationsgrundlagen übersehen werden können, ist der Selbstkostenrichtpreis noch 
vor Beendigung der Fertigung in einen Festpreis umzuwandeln. In besonders 
gelagerten Fällen, in denen sich ein Selbstkostenpreis durch das Fehlen einzelner 
Preisbildungsfaktoren im vorhinein nicht errechnen läßt, kann ein Selbstkosten- 
erstattungspreis vereinbart werden. 
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Die Kalkulation nach den LSP kann Divisio ns- oder Zuschlagskalkulation oder 
eine Mischform beider Verfahren sein. Als Faktoren des Selbstkostenpreises 
kommen nach den Richtlinien in Frage: 

a) Stoffe (Fertigungsstoffe, Hilfs- und Betriebsstoffe, Sonderbetriebsmittel — 
Modelle, Schnitte, Schablonen und dgl.), bei Vorkalkulation nach Tages-, sonst 
nach Anschaffungswerten, 

b) Löhne, Gehälter und andere Personalkosten, 

c) Aufwendungen für Instandhaltung und Instandsetzung, 

d) Aufwendungen für Entwicklungs-, Entwurfs- und Versuchsaufträge, 

e) Aufwendungen für den Fertigungsablauf, 

f) Steuern, Gebühren und Beiträge, 

g) Aufwendungen für Lizenzen, Patente und gewerblichen Rechtsschutz, 

h) Mieten, Büro-, Werbe-, Transportkosten und dgl., 

i) Vertriebssonderkosten (Provisionen, Versandkosten), 

k) kalkulatorische Kosten (Abschreibungen nach Zeit oder Leistungseinheit, 
Zinsen zum Diskontsatz der Landeszentralbanken, Wagnisse, Gewinne). 

Kalkulatorischer Unternehmerlohn kann mit den Personalkosten oder auch unter 
den kalkulatorischen Kosten verrechnet werden. Daß Abschreibungen für voll 
abgeschriebene, aber noch in Gebrauch befindliche Anlagen zu kalkulatorischen 
Wagnissen werden, ist bereits an früherer Stelle betont worden. Im kalkulatori- 
schen Gewinn werden abgegolten das allgemeine Unternehmer wagnis und ein 
Leistungsgewinn beim Vorliegen einer besonderen unternehmerischen Leistung. 
Ein solcher Leistungsgewinn muß aber zwischen dem Auftraggeber und Auftrag- 
nehmer besonders vereinbart worden sein. Für die Beurteilung der Selbstkosten- 
preise sollen solche „guter“ Betriebe verwandt werden. 




IX. Die Plankostenrechnung 

Eine Kostenrechnung, die den Ansprüchen der heutigen Zeit gerecht werden will, 
hat sich durch zwei Eigenschaften auszuzeichnen: Sie muß (1) die Unter- 
suchung des Betriebes auf Wirtschaftlichkeit gewährleisten und (2) die Ge- 
schäftsleitung über die Lage des Betriebes so rechtzeitig informieren, daß 
diese ihre Maßnahmen und Entscheidungen auf das Kommende abstellen kann. 
Im engsten Zusammenhang damit stehen die rationelle Gestaltung des Arbeits- 
ablaufs und Fertigungsprozesses, die richtige Preisbemessung, die schnelle Auf- 
deckung von Fehlerquellen, die Abrundung eines Produktionsprogramms, 
etwaige Umstellungen in der Erzeugung, die Ausmerzung schlechter und nicht 
gangbarer Sorten, die Aufnahme neuer Mittel und viele andere Dinge der 
Betriebspolitik. Die moderne Kostenrechnung darf also nicht hinter dem 
Betriebsgeschehen herlaufen, sondern muß ihm vorauseilen. 

Solchen Anforderungen entspricht die Plankostenrechnung, die im voraus an 
Hand normaler Mengen und Zeiten mit Verrechnungspreisen und bei Voraus- 
setzung einer Normalbeschäftigung sowohl die Kosten der Verantwortungs- 
bereiche (Kostenstellen) als auch die der Erzeugnisse (Kostenträger) ermittelt. 

1. Istkosten- und Sollkostenrechnung 

Bisher stützte man sich, um die Leistungen einer Unternehmung zu beurteilen, 
auf den betrieblichen Zeitvergleich. Es wurden die Erfolgsrechnungen der 
einzelnen Wirtschaftsperioden miteinander verglichen, und an der Entwicklung 
der Aufwendungen und Erträge konnte man erkennen, ob die Unternehmung 
mit Erfolg gearbeitet hatte. Die Entwicklung der einzelnen Posten konnte auch 
zur Entdeckung gewisser Fehlerquellen führen. Dieses vergleichende Verfahren 
gewann durch die Einführung der kurzfristigen Erfolgsrechnung sehr an 
Erkenntniswert. 

Bei dieser Methode liegen jedoch der Erfolgsbeurteilung die wirklich angefal- 
lenen Kosten und die bereits erstellten Leistungen zugrunde, also Werte der 
Vergangenheit. Nun kann aber keinesfalls aus den in der Vergangenheit maß- 
gebenden Kostenzahlen ein Schluß auf eine ähnliche Kostengestaltung in der 
Zukunft gezogen werden. Um diesem Übelstand zu begegnen, ist man einen 
Schritt weitergegangen und hat versucht, durch exakte Erforschung aller mit 
der Fertigung verbundenen Arbeitsvorgänge die Kosten und Leistungen vorzu- 
planen. Nach den EEFA-Methoden hat man die Kosten- und Leistungssätze zu 
ermitteln versucht, die mit größtmöglicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sind, 
und hat sie der Abrechnung als Sollkosten und Solleistungen zugrunde gelegt. Bei 
der Planung dieser Sollzahlen hat man sich, um zu genauen Ergebnissen zu 
kommen, von den Zahlen der Vergangenheit ganz frei gemacht, man hat den 
Arbeitsablauf, die für die einzelnen Arbeiten notwendige Arbeitszeit und den 
Arbeitswert genau studiert und nach diesen Ergebnissen die Kosten und Leistun- 
gen bestimmt. Die Sollzahlen sind also keineswegs Durchschnittszahlen der Ver- 
gangenheit, sondern wünschenswerte Zukunftsgrößen. 

Am Ende jeder Abrechnungsperiode werden nun für die einzelnen Kostenstellen 
durch einen Vergleich der Sollkosten mit den Istkosten die Abweichungen 
zwischen Soll und Ist festgestellt. Diese Abweichungen sind entweder beschäfti- 
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gungs-, preis- oder verbrauchsbedingt, und danach werden die Abweichungen 
in Beschäftigungs-, Preis- oder Verbrauchsabweichungen aufgespalten. Daraus 
kann man genau die Ursache der Abweichungen feststellen. Dieser Soll-Ist-Ver- 
gleich ist das Kernstück der Plankostenrechnung. 

Die Plankostenrechnung ist aber nur ein Teil der viel umfassenderen Planungs- 
rechnung. Gegenstand der Planungsrechnung ist stets eine Unternehmung als 
Ganzes. Da sich jedoch das Leben einer Unternehmung in einzelnen Wirkungs- 
bereichen (Funktionen) abspielt, wird zunächst jeder Bereich durch die Planung 
erfaßt, und man unterscheidet daher die Finanz- und Investitionsplanung, die 
Erzeugungsplanung und die Gestaltung des Produktionsprogramms, die Be- 
schaffungs-, Produktions-, Kosten- und Absatzplanung. Diese Einzelpläne kön- 
nen nach ihrem Umfang und ihrer Bedeutung noch eine Unterteilung erfahren; 
sie müssen andererseits in Rücksicht auf das Ganze aufeinander abgestimmt 
werden. 

Erste Voraussetzung für die Plankostenrechnung ist ein sorgfältig auf ge- 
stellter Organisationsplan, der alle Verantwortungsbereiche, die Kostenstellen, 
heraushebt und abgrenzt. 

Eine zweite Grundforderung für die Verwirklichung einer Plankostenrechnung 
ist das Vorhandensein eines geordneten Rechnungswesens, mit dessen Hilfe 
möglichst kurzfristig die Unterlagen für die Planung der Aufwendungen, der 
Fertigung und des Absatzes geschaffen werden können. 

Stehen Organisation und Kontenplan fest, so werden den einzelnen Kosten- 
stellen die verschiedenen Kostenarten vorgegeben. Jede Kostenstelle erhält 
gleichsam ein Budget. Die Unternehmung wird dadurch in selbständige Arbeits- 
zellen auf geteilt, die jede ihre eigene kurzfristige Ergebnisrechnung hat. 

Die Budgets der einzelnen Kostenstellen werden dann zusammengefaßt und 
ergeben das Budget der Abteilungen und schließlich das Budget der ganzen 
Unternehmung. Die Budgetrechnung ist also eine Kostenstellenrechnung für 
einen bestimmten Zeitabschnitt. Monatlich werden dann die Abweichungen 
zwischen Soll und Ist für die einzelnen Kostenarten auf gestellt. Daraus kann 
man dann ersehen, wie die einzelne Kostenstelle gearbeitet hat. Geringfügige 
Kostenabweichungen bleiben natürlich unbeachtet, dagegen wird bei größeren 
Abweichungen nach der Ursache geforscht. 

2. Die Veranschlagung der Kosten 

Die Kostenplanung gehört zu den umfangreichsten und schwierigsten Auf- 
gaben der Plankostenrechnung und setzt ein hohes Maß technischer und kauf- 
männischer Kenntnisse und Erfahrungen voraus. 

Den größten Einfluß auf die Kosten übt der Beschäftigungsgrad aus, der angibt, 
wieweit das durch die Anlagen und den Personalbestand einer Unternehmung 
bedingte Leistungsvermögen oder ihre Kapazität ausgenützt wird. Er unter- 
liegt z. T. erheblichen Schwankungen. Der Beschäftigungsgrad ist somit eine 
bewegliche Größe innerhalb der mit 100% angenommenen Kapazität; er 
kann seinen Ausdruck in der voraussichtlich abzusetzenden Erzeugungsmenge 
finden. 

Bei technischer Voll- oder Bestbeschäftigung wird ein Betrieb als so ausgelastet 
angenommen, daß eine optimal mögliche Leistung erwartet werden kann. Diese 
Beschäftigung würde dann der Kapazität von 100 % entsprechen. 
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Ein derartiger Beschäftigungsgrad entspricht jedoch nicht der Wirklichkeit, weil 
unvermeidbare Zeitverluste durch Maschinenschäden und -Instandsetzungen, 
unzulängliche Rohstoffe, Einrichtungszeiten, Mangel an Arbeitskräften, Schicht- 
wechsel usw. die theoretischen Spitzenleistungen nicht erreichen lassen. Der 
unter Berücksichtigung der vorher aufgezeigten Engpässe wirklich erzielbare 
Beschäftigungsgrad ist die Normalbeschäftigung, die um einige oder mehrere 
Prozent unter der technischen Best- oder Maximalleistung liegen kann. 

Für die Kostenplanung zu einem Beschäftigungsgrad ist dann noch die an 
früherer Stelle gebrachte Gliederung der Kosten in feste oder fixe und in 
bewegliche oder variable bedeutsam. 

Feste Kosten, z. B. die Verzinsung des Anlagekapitals, die Abschreibungen, die 
Aufwendungen für Beheizung u. a., entstehen unabhängig vom Umfang der 
Leistung und sind daher verhältnismäßig leicht zu planen. Man errechnet sie in 
der Regel für ein Jahr im voraus und verteilt sie auf Grund äußerer Merkmale, 
wie beispielsweise Bodenfläche, Arbeitsraum oder Anlagewert, auf die einzel- 
nen Kostenstellen. Daß die fixen Kosten bei Leistungssteigerung zu einer 
abnehmenden Belastung der Leistungseinheit führen, ist auch schon an früherer 
Stelle hervorgehoben worden (siehe S. 91 und 144). 

Die beweglichen Kosten bestehen namentlich im Aufwand für das Fertigungs- 
material und die Arbeit; eine Änderung der Beschäftigung bewirkt eine dem 
Beschäftigungsgrad angemessene Zu- oder Abnahme der Arbeitsleistung und 
eine entsprechende Abweichung im Materialverbrauch. 

Um diese Kosten bei der Planung den einzelnen Kostenstellen zurechnen zu 
können, sind Leistungseinheiten festzulegen, die zu der Beschäftigung in Be- 
ziehung stehen. Das können sein 1. Erzeugungseinheiten (1 Kraftwagen, 1 m 
Gewebe, 1 t Zement), 2. Fertigungsstunden (Handarbeits- oder Maschinen- 
stunden), 3. Fertigungslohn. 

Die Erzeugungseinheit wird stets dann gewählt, wenn nur ein Erzeugnis her- 
gestellt wird (Zementfabrik, Brauerei). Werden aber mehrere Erzeugnisse her- 
gestellt, ist die Erzeugungseinheit als Bezugsgröße ungeeignet. 

Der Fertigungslohn ist als Bezugsgröße vielfach mit dem Mangel behaftet, daß 
es durch Verschiebungen innerhalb der verschiedenen Lohngruppen einer Lohn- 
stelle, insbesondere bei verschiedenen Auftragszusammensetzungen, zu Schwan- 
kungen der Lohnsumme kommen kann, die mit dem Beschäftigungsgrad nichts 
zu tun haben. 

Die Fertigungszeit hat diesen Nachteil nicht und ist daher bei zahlreichen 
Kostenstellen die allein richtige Bezugsgröße. 

Bei den beweglichen Kosten sind noch die besonders erwähnenswert, die sich 
wohl mit dem Beschäftigungsgrad ändern, aber doch nicht die gleiche Verhält- 
nismäßigkeit in der Bewegung aufweisen. Das gilt z. B. für Instandhaltungs- 
kosten, die Gehälter gewisser Angestellter u. ä. Man bezeichnet diese Kosten 
als teilbeweglich oder unterproportional. Bei ihrer Planung müßte versucht 
werden, sie mit Hilfe einer sorgfältigen Analyse in ihre festen und beweglichen 
Anteile aufzuspalten. 
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Beispiel 1 ): 

Um die festen und beweglichen Anteile der Instandhaltungskosten für die 
Maschinen einer Fertigungskostenstelle zu bestimmen, sind in der folgenden 
Tabelle die Ist-Kosten während zweier verschiedener Zeiträume aufgeführt. 
Die zwei Zeiträume werden deshalb ausgewählt, weil sie die Lage bei 
zwei verschiedenen Beschäftigungsgraden darstellen. Hierbei muß man darauf 
achten, daß das Kostenbild nicht durch abnorm hohe oder niedrige Kosten, die 
während des in Betracht gezogenen Zeitraumes aufgelaufen sind, verzerrt 
wird. 



Masdiinen-Instandhaltung 


Beschäftigungsgrad 


Fertigungsstunden 


Kosten 


Hoch 

Niedrig 

Unterschied 

Beweglicher Anteil = 508 DM 

Festkostenanteil = 1 108 DM 

= 1 108 DM 


684 

276 

408 

: 408 Stunden = 1,25 I 
(1,25 X 684) DM 
855 DM = 253 DM. 


1 108 DM 
600 DM 
508 DM 

IM je Fertigungsstunde 



Der Unterschied von 408 Stunden zwischen dem höchsten und niedrigsten Be- 
schäftigungsgrad entspricht einem Kostenunterschied von 508 DM. Durch 
Division von 508 DM : 408 Std. erhält man den beweglichen Kostenanteil je 
Fertigungsstunde. Den Festkostenanteil der Maschineninstandhaltung bei jedem 
Beschäftigungsgrad findet man durch Subtraktion des beweglichen Kostenanteils, 
hier 684 Std. X 1,25 DM, von den zugehörigen Gesamtkosten. Das Ergebnis 
dieser Subtraktion, im gewählten Beispiel 253 DM, gibt den Festkostenanteil an. 

Nachdem nun der bewegliche und der feste Kostenanteil festgestellt wurden, 
ist es verhältnismäßig einfach, die Höhe der Kosten für einen entsprechenden 
Beschäftigungsgrad zu ermitteln. 



3. Der Wertansatz der Plankosten 

Die Wertung der Plankosten muß die bei einem angenommenen Beschäfti- 
gungsgrad erzielbare Leistungsmenge und die voraussehbaren Preise einbe- 
ziehen. Beide sind Soll-Zahlen, die nur mit Hilfe eingehender Studien des 
Arbeitsablaufs, der Arbeitszeit und der Arbeitsbewertung, wie sie das REFA- 
System zur Vornahme von Arbeitsstudien allgemein vorschlägt, veranschlagt 
werden können. Einmalige Rekordwerte, die nur unter dem Einfluß günstiger 
Verhältnisse erreicht wurden, dürfen niemals Grundlage einer Kostenplanung 
sein. 



*) Matz, Adolph: Plankostenredinung, Wiesbaden 1954, S. 82. 
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Daß in die Vorarbeiten der Plankostenermittlung alle Personen eingeschaltet 
werden, die auf die Kostengestaltung Einfluß haben, also z. B. Abteilungs- 
leiter, Meister, Stellenleiter, Kalkulatoren und sogar Arbeiter, ergibt sich von 
selbst. 

Beispiel 1 ): 

Durchsatzmenge 

Kochraum 1162,5 cbm und eine Fülldichte von 0,526 rm/cbm ergeben rund 
612 rm Fichtengutholzschnitzel. Daraus entstehen bei dem Mengenverhältnis 
von 6 rm/t 102 t kochbereiter Zellstoff. 

Durchsatzzeit 

Hauptzeit (Kochzeit 11,5 Std. für Leistungsart A 

Hilfszeit (Füllen und Leeren) 9 Std. 

20.5 Std. 

Unvermeidbare Zeitverluste 5 % = rund 1,1 Std. 

21.6 Std. 



Bestleistungsmenge 

In 21,6 Std. werden 102 t kochbereiter Zellstoff bewältigt, das sind 4,72 t pro 
Std. Gesamtzeit. Unter Berücksichtigung des Ausbeuteverhältnisses von 0,914 
ergeben sich 4,31 1 absatzbereiter Zellstoff pro Std. 

Bei einem Durchschnittsmonat mit 30 Arbeitstagen zu 24 Std. = 720 Std. beträgt 
demnach die Bestleistungsmenge 3103 t. 



Plankosten (Gesamtverbrauch) für den Planungsmonat 
Bestarbeitskostensatz je t (100 000 : 3103) 



100 000,— DM 
32,23 DM 



Bei einer Ist-Leistung im Monat von 2792 t zu 32,23 ergibt das 

einen Leistungswert von 2792 X 32,23 = rund 90 000, — DM 

und einen Beschäftigungsgrad von 90 °/o. 



4. Beschäftigungsänderungen und Kostenplanung 

Es wird in einer Unternehmung nur wenige Kostenstellen geben, bei denen mit 
einer gleichbleibenden Beschäftigung zu rechnen ist. 

Gerade in der deutschen Industrie gehört der starke Wechsel in der Gesamt- 
beschäftigung entsprechend den hereinkommenden Aufträgen zu einer Normal- 
erscheinung, und das hat nun zur Folge, daß einmaligen Kostenplanungen, wie 
sie die starren Budgets aufweisen, nur geringe Bedeutung beizumessen ist. 



‘) In gekürzter Form entnommen aus Kreuzer, Philipp: Kapazität, Beschäftigungsgrad und Plan- 
kosten, in: ZfB 12/1951, S. 651 ff. 




Beschäftigungsänderungen und Kostenplanung 



157 



Diesem Übelstand kann man in doppelter Weise begegnen: 

1. Man stellt für die einzelnen Kostenstellen flexible (veränderliche) Kosten- 
budgets auf, in denen für Beschäftigungen unterschiedlicher Prozentwerte 
von der Normalkapazität die Kosten pro Kostenstelle oder für abweichende 
Erzeugnismengen oder Leistungszeiten pro Monat vorgegeben werden, z. B.: 



Beschäftigungsgrad 


60 °/o 


80 °/o 


100 °/o 


Fertigungsstunden 


600 


800 


1 000 


Kostenvorgabe 
a) feste Kosten 


1200 


1200 


1 200 


b) bewegliche Kosten 


600 


800 


1 000 




1800 


2 000 


2 200 


c) pro Fertigungsstunde 


3 — 


2,50 


2,20 



2. Man sucht den Soll-Kostenverlauf bei Beschäftigungsänderungen durch 
Kennziffern für jede Kostenart festzulegen, die in der Plankostenrechnung 
als „Variatoren“ bezeichnet werden. 

Die Berechnung solcher Variatoren stößt nicht selten auf Schwierigkeiten, 
namentlich wenn man seine Schlüsse aus dem Verlauf tatsächlicher Kosten ab- 
leiten wollte. Neben Kosten, die einen weitgehend proportionalen Verlauf auf- 
weisen, stehen solche mit erheblichen Sprüngen unter dem Einfluß zufälliger 
Einwirkungen. Weiterhin bleibt beachtlich, daß bei der Beobachtung von 
Einzelkosten nur selten eine Gesetzmäßigkeit zu erkennen ist. Es ist daher 
nicht von dem wirklichen, sondern von einem möglichen Kostenverlauf auszu- 
gehen, der zufällige Gestaltungen ausschließt. Außerdem kann es zweckmäßig 
sein, für mehrere Kosten gleichzeitig einen Variator festzulegen, damit nach 
dem Gesetz der großen Zahl eine Gesetzmäßigkeit eher gewährleistet ist, weil 
sich positive und negative Abweichungen ausgleichen. Diese Aufgabe der 
Kostenplanung stimmt mit der bei der Planung schlechthin überein, so daß 
sie auch im Zusammenhang mit ihr erledigt werden kann. 

Die Plankosten mögen bei 100 % Beschäftigung 2000 DM betragen, worin 
600 DM feste Kosten liegen. Dann machen die beweglichen Kosten von den 
Plankosten (1400 von 2000 DM) = 70 °/o aus. Da aber der Variator nur in 
Zehnteln der Prozentzahl angegeben wird, ist auch nur mit 10°/oiger Be- 
schäftigungsänderung zu rechnen. Der Variator heißt also im vorliegenden 
Fall 7. Oder ein anderes Beispiel: Die Plankosten betragen 800 DM und die 
festen darin 160 DM. Dann ist das Verhältnis der beweglichen zu den Plan- 
kosten 640 : 800 oder, in Prozenten ausgedrückt, betragen die beweglichen 
Kosten 80 °/o. Der Variator für eine 10°/oige Beschäftigungsänderung heißt also 
hier 8. 

Enthalten die Plankosten keine festen Kostenteile, so steigen die Kosten ent- 
sprechend der Beschäftigungsänderung. Das bedeutet aber, daß der Variator 
stets 10 ist. 

Der Variator ist somit die Zahl, die angibt, um wieviel Prozent sich eine 
Kostenvorgabe ändert, wenn eine Beschäftigungsänderung um 10 °/o eintritt. 
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5. Plankosten — Standardkosten 

In der Plankostenrechnung ist es bisher leider noch nicht zu einheitlicher 
Begriffsbildung gekommen; das gilt sowohl hinsichtlich der Kennzeichnung 
des Leistungsgrades einer Unternehmung als auch für die Benennung der 
Kosten. 

Ein Autor vertritt beispielsweise die Ansicht, daß die Maximal- oder Best- 
leistung unter Berücksichtigung der technischen und wirtschaftlichen Gegeben- 
heiten in einem Zeitpunkt nur 100 °/o betragen könne, während ein anderer 
Höchstleistungen bis zu 120% und mehr zuläßt. Demgemäß haben Voll- und 
Normalleistungen bei den verschiedenen Plankostlern auch einen unterschied- 
lichen Inhalt. 

Ähnlich ist es bei der Charakterisierung der Kosten. Einmütigkeit besteht bei 
der Verwendung der Begriffe „Ist- und Sollkosten“; aber Abweichungen sind im 
Gebrauch der „Plan- und Standardkosten“ wahrzunehmen. 

Matz 1 ) führt aus, welche wesentlichen Unterschiede zwischen Plan- und 
Standardkosten bestehen, wenn sie auch oft für dasselbe gehalten werden, weil 
beide auf das gleiche Ziel gerichtet sind: die Kosten, die in einer zukünftigen 
Periode entstehen, vorher zu bestimmen. Er unterscheidet drei Gattungen von 
Standardkosten: 

1. erwartete Ist-Standardkosten, die auf der wirklich erwarteten Höhe festge- 
setzt werden, um Schwankungen von Rohstoffpreisen, Löhnen und sonstiger 
Aufwendungen aufzufangen. 

2. normale Standardkosten , die für eine Normalbeschäftigung zu Durchschnitts- 
sätzen festgelegt werden, um Saisonschwankungen auszuschalten, und 

3. theoretische Standardkosten, denen Arbeitsbedingungen und Leistungen zu- 
grunde liegen, die „selten erreicht und niemals auf die Dauer gehalten werden 
können“. 

Er veranschaulicht das an folgendem Zahlenbeispiel: 



Standard-Kosten- 

Gattungen 


Stoffkosten 

DM 


Lohnkosten 

DM 


Gemeinkosten 

DM 


Herstellkosten 

DM 


Erwartetes Ist 


6,— 


3, — 


5» — 


14, — 


Normal 


6,— 


3, — 


4,50 


13,50 


Theoretisch 


6,— 


2,50 


3,75 


12,25 



In der deutschen Plankosten-Literatur sieht man als Plankosten die vorge- 
gebenen Soll-Mengen zu Soll-Preisen und als Standardkosten die Auf- 
wendungen für Ist-Mengen zu Soll-Preisen an. 

Die Standardkostenrechnung ist danach eine Kostenträgerrechnung, die durch 
die Division der geplanten (Soll-)Kosten einer Kostenstelle durch die wirkliche 
(Ist-)Leistungsmenge in Stück, Meter, Tonnen usw. den Standardleistungswert 
je Einheit ermittelt. 



*) Matz, Adolph: a. a. O., S. 95 ff. 
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6. Plankostenrechnung und Buchhaltung 

Die Verbuchung bei Einschaltung der Plankostenrechnung braucht nicht von 
dem Verfahren bei der Betriebsabrechnung schlechthin abzuweichen. Man be- 
lastet die Verrechnungskonten der Klasse 5 für die Ist-Kosten und gibt die 
Plan- oder Sollkosten im Haben der Verrechnungskonten weiter. Der Saldo 
als Unterschied zwischen Soll und Haben wird mit einem Differenzkonto ver- 
rechnet, wie das Beispiel auf S. 101 gezeigt hat. 

Ebenso ist natürlich eine Vier-Spalten-Buchführung möglich, bei der sowohl 
in der Belastung als auch in der Gutschrift Ist- und Soll-Beträge nebeneinander 
erscheinen. 

Zur Vermeidung umfangreicher Buchungsarbeiten kann man endlich das stati- 
stische Verfahren mit Hilfe eines Plankostenstellen- Abrechnungsbogens an- 
wenden. Nach Umlage der allgemeinen und Hilfskostenstellen auf die bean- 
spruchenden Kostenstellen werden die Summen ermittelt und nun die Ist-Kosten 
den Soll-Kosten gegenübergestellt. Positive Abweichungen bedeuten eine Mehr-, 
negative eine Minderbelastung. 





X. Der Wertansatz in der Bilanz 

In dem Abschnitt über Bilanz und Recht ist bereits zum Ausdruck gebracht 
worden, daß neben Gesetzesvorschriften, die die äußere Form der Bilanz be- 
treffen, auch solche für den Bilanzinhalt bestehen und daß eine Bilanz als 
richtig anerkannt wird, wenn sie diesen materiellen Bestimmungen gerecht wird. 

1. Die Abgrenzung der Bilanzposten 
a) Zeitliche Abgrenzung 

Die Jahresschlußbilanz hat das aus Anfangsbeständen hervorgegangene und 
durch Betriebsvorfälle fortgeschriebene Schlußvermögen auszuweisen. Darum 
verlangt die Richtigkeit der Bilanz, daß alle im laufenden Betrieb sah schnitt, aber 
für Rechnung eines späteren Abschnitts anfallenden Aufwendungen und Erträge 
aus der Bilanz des laufenden Abschnittes ausgesondert und in späteren Zeiten 
eintretende, aber für das laufende Jahr geltende Zu- und Abgänge der Schluß- 
bilanz des laufenden Jahres zugerechnet werden. Die einen Bilanzposten ge- 
staltenden Betriebs Vorgänge müssen also in ihrer zeitlichen Einflußnahme sorg- 
fältig abgegrenzt werden. Dafür einige Beispiele, die natürlich die Zahl der 
Abgrenzungsmöglichkeiten nicht erschöpfen wollen. Die sachliche Abgrenzung 
ist bereits auf den Seiten 117 bis 119 behandelt worden. 



Beispiele: 

Ein Unternehmer zahlt im Juli des laufenden Jahres für eine fünfjährige Periode 
im voraus 1000, — DM Feuerversicherungsprämie und bucht 
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Dadurch vermindern sich Bargeld und Reinvermögen um 1000, — DM, letzteres, 
weil der Ersatzanspruch aus der Versicherung ja erst im Falle eines Brandes 
Geltung bekommt und darum vorläufig buchhalterisch nicht erfaßbar ist. Würde 
nun am 31. Dezember die Jahresschlußbilanz auf gestellt, ohne eine Abgrenzung 
der Prämienzahlung vorzunehmen, so müßte darin das Reinvermögen als um 
900, — DM zu stark gekürzt erscheinen, da dieser Prämienteil Aufwendung für 
spätere Betriebsperioden darstellt. 

Die Beseitigung dieser ungerechtfertigten Kapitalkürzung erfolgt in der Weise, 
daß man das Versicherungskonto für die 900, — DM als Bestandskonto ansieht, 
aus dem der angegebene Wert als Forderung an spätere Rechnungsabschnitte 
herausgezogen werden kann: 
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Die Aufwendungen sind damit um 900, — DM gekürzt worden und wirken nur 
noch mit 100, — DM, dem Anteil für das laufende Jahr, auf das Endvermögen 
bzw. den Endertrag. 
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Für vermietete Räume des Geschäftshauses erhält der Unternehmer bei nach- 
träglicher Zahlung die letzte Monatsmiete am 3. Januar mit 250, — DM aus- 
gehändigt. Damit dieser Posten in der Schlußbilanz per 31. Dezember erscheint, 
in die er ja als Ertrag des alten Jahres gehört, gibt man dem Hausertragskonto 
eine Funktion ähnlich der des Versicherungskontos im vor auf gegangenen Beispiel 
und bucht 
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b) Gruppierung der zeitlichen Abgrenzungen 

Die zahlreichen Rechnungsabgrenzungsposten der vorgenannten Art lassen sich 
zu 4 Gruppen zusammenfassen: 

1. Zu der ersten rechnet man Aufwendungen des laufenden Jahres , also gleich 
dem ersten Buchungsbeispiel vor aus gezahlte Versicherungen, Mieten, Löhne, 
Steuern, Brennstoffe usw., die sich über den abzurechnenden Zeitraum hinaus 
erstrecken und für den über das alte Jahr hinausgehenden Teil Forderungen des 
alten Jahres an das neue darstellen. Die Abgrenzungsbuchung ist vorher durch- 
geführt worden und lautet: 

Bilanzkonto an Mieteaufwandskonto, 
an Versicherungskonto, 
an Brennstoffkonto usw. 

2. Das Gegenteil davon sind Einnahmen des laufenden Jahres , die dem folgenden 
Rechnungsabschnitt zugehören und daher als Schuld des alten Abschnitts an den 
neuen gekennzeichnet werden können. Hierher gehören im voraus erhaltene 
Mieten, Zinsen, Provisionen, die bei Eingang durch den Buchungssatz: 

Geldkonto (Kasse, Bank, Postscheck) an Hausertragskonto, 

an Zinsenkonto, 
an Provisionskonto 

zum Eintrag gelangten. Der dem folgenden Betriebsabschnitt zugehörige Ertrags- 
teil wird durch die Buchung 

Hausertragskonto, 

Zinsenkonto usw. an Bilanzkonto 
abgegrenzt. 

3. Anders wiederum sind die Verhältnisse gelagert, wenn es sich um Erträge 
des laufenden Rechnungsabschnitts (Jahres) handelt, die aber erst im kommen- 
den Jahre eingehen. (Siehe das im vor auf gegangenen Text durchgeführte 2. Bu- 
chungsbeispiel über nachträglich erhaltene Miete.) Die buchhalterische Behand- 
lung dieser noch zu erhaltenden Mieten, Zinsen, Provisionen usw. wurde bereits 
gezeigt. 

4. Die letzte Gruppe umfaßt endlich im laufenden Abschnitt fällig gewordene, 
aber im folgenden erst erfüllte (gezahlte) Aufwendungen, die uns als noch zu 
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zahlende Löhne, Steuern usw. begegnen. Wir nehmen sie anläßlich des Ab- 
schlusses des alten Abschnittes noch in diesen hinein durch die Buchung 

Lohnkonto, 

Steuerkonto usw. an Bilanzkonto. 

Während es sich bei den Abgrenzungen zu 1 und 2 um Leistungen (Ausgaben 
und Einnahmen) im alten Jahre handelt, die zur richtigen Aufwands- und Er- 
tragsermittlung auf das neue Jahr zu übertragen (transitieren) sind, betreffen 
die Buchungen der Gruppe 3 und 4 Einnahmen und Ausgaben des neuen Jahres, 
die als Ertrag und Aufwand für das alte Jahr vorweggenommen werden müssen 
oder in der Buchhaltersprache zu antizipieren sind. (Antizipieren = vorweg- 
nehmen.) Unter Verwendung der lateinischen Ausdrücke bezeichnet man die 
Rechnungsabgrenzungsposten der Gruppe 1 und 2 als transitorische und die von 
3 und 4 als antizipative. 



c) Das Abgrenzungssammelkonto 

Da Rechnungsabgrenzungen in dem erläuterten Sinne beim Jahresabschluß 
gewöhnlich in größerer Zahl Vorkommen, empfiehlt es sich nicht, sie unmittelbar 
zwischen dem fraglichen Erfolgskonto und dem Bilanzkonto zu buchen, sondern 
erst auf einem Konto für Abgrenzungsposten zu sammeln. Das Konto kann 
heißen Abgrenzungssammelkonto oder auch Konto für transitorische Aktiva und 
Passiva. Die letztere Bezeichnung deswegen, weil, wie die gebuchten Beispiele 
bewiesen, die Abgrenzungsposten für die Bilanz aktive oder passive Beträge 
ergeben. Aus diesem Anlaß werden häufig getrennte Abgrenzungssammelkonten 
für aktive und passive Posten eingerichtet. § 131 AktG schreibt dies sogar 
zwingend vor. 



Beispiel: 

1. Wir kauften am 2. Dezember für 150, — DM Heizmaterial für das Geschäft und 
stellen anläßlich der Inventur am 31. Dezember fest, daß noch für 120, — DM 
Kohle vorhanden ist. 



2. Das Geschäft hat am 31. Dezember Lohnschulden in Höhe von 354, — DM, weil 
der letzte Lohntag im Dezember der 24. Dezember war und die nächste Lohn- 
zahlung erst am 4. Januar stattfindet. 



Buchungen am 31. Dezember: 

1. Akt. Rechn.-Abgr. 

2. Lohnkonto 

3. Bilanzkonto (Aktiva) 

4. Pass. Rechn.-Abgr. 
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d) Auflösung des Abgrenzungskontos 

Eine Grundregel für jeden Bilanzbuchhalter muß es sein, im neuen Jahr die 
Abgrenzungsposten durch Gegenbuchungen aufzuheben. Die Eröffnungs- und 
Auflösungsbuchungen zu obigem Beispiel lauten also: 



1. Bilanzkonto an Abgrenzungskonto 354, — DM 

2. Abgrenzungskonto an Bilanzkonto 120, — DM 

3. Abgrenzungskonto an Kasse 354, — DM 



Bei der Lohnzahlung am 4. Januar wird nur der Teil des Lohnes, der auf die 
Zeit vom 1. bis 4. Januar entfällt, auf dem Lohnkonto verbucht. Die 354, — DM, 
die das alte Jahr betreffen, berühren im neuen Jahr nicht mehr das Auf- 
wandskonto, sondern werden sofort zu Lasten des Abgrenzungskontos ge- 
bucht, das damit ausgeglichen ist (vgl. auch Seite 118). 

4. Heizmaterialkonto an Abgrenzungskonto 120, — DM 

Als Heizaufwand stehen im neuen Jahr nun Kohlen für 120, — DM zur Ver- 
fügung. Das Lohnkonto weist im neuen Jahr von Anfang an nur die Aufwen- 
dungen aus, die ausschließlich das neue Jahr betreffen. 

e) Abgrenzungsposten, sonstige Forderungen und sonstige Verbindlichkeiten 

Gegen die Verbuchung der Abgrenzungsposten in der auf den vorangegangenen 
Seiten beschriebenen Weise läßt sich im allgemeinen nichts einwenden, da die 
Eintragungen die Gewähr dafür bieten, daß die fraglichen Aufwendungen und 
Erträge fristgerecht auf die Betriebsabschnitte aufgeteilt werden. Trotzdem sind 
aber seit langem Stimmen laut geworden, die eine andere Verbuchung der Anti- 
zipationen empfehlen. Solche Verlangen kamen insbesondere aus Wirtschafts- 
prüferkreisen, die ihre Ansicht auf prüfungstechnische Gründe stützten. Durch 
die Vereinigung der transitorischen und antizipativen Posten in einem Abgren- 
zungssammelkonto enthalte dieses Konto eine Vielzahl von Beträgen und dar- 
unter eventuell auch solche, die einer besonderen prüfungstechnischen Kritik 
unterzogen werden müßten; je umfangreicher ein Konto, desto schwieriger die 
Prüfung. Sie empfahlen daher, die antizipativen Aktivposten als „sonstige For- 
derungen“ und die antizipativen Passiva als „sonstige Verbindlichkeiten“ zu 
buchen. 

Die Empfehlung verdient Beachtung, da beispielsweise ein Mietanspruch auf 
abgegebene Räume für das letzte Vierteljahr und Zahlung in den ersten Tagen 
des neuen Jahres am 31. 12. des alten Jahres eine echte Forderung darstellt. 
Ebenso einleuchtend ist es, im laufenden Abschnitt fällig gewordene, aber erst 
im folgenden zu zahlende Löhne, Steuern, Provisionen usw. als echte Schulden 
auf dem Konto „sonstige Verbindlichkeiten“ einzutragen. Also machen auch wir 
uns fortan diese Buchungsweise zu eigen. Die Ertragskonten schließen nach wie 
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vor mit dem Gewinn- und Verlustkonto, die Konten „sonstige Forderungen“ und 
„sonstige Verbindlichkeiten“ mit dem Bilanzkonto ab. 

Der Entwurf zum neuen Aktiengesetz hat in § 145 (Abs. 9) die Empfehlung der 
Wirtschaftsprüfer zur Pflicht erhoben: 

„Als Rechnungsabgrenzungsposten dürfen nur ausgewiesen werden 

1. auf der Aktivseite Ausgaben vor dem Abschlußtag, soweit sie Aufwand für 
eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen, 

2. auf der Passivseite Einnahmen vor dem Abschlußtag, soweit sie Ertrag für 
eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.“ 

f) Betriebliche Abgrenzung 

Man verwendet den Ausdruck „Abgrenzung“ in der Bilanzlehre auch noch, 
wenn man den Unterschied zwischen betrieblichem und außerbetrieblichem 
Aufwand und Ertrag deutlich machen will oder wenn die Verschiedenheit zwi- 
schen betrieblichem und nichtbetrieblichem Vermögen herausgestellt werden 
soll. Bei Einzelkaufleuten heißt das die Absonderung des Geschäftsvermögens 
vom Privatvermögen. Die Art und Weise, wie das zu geschehen habe, ist um- 
stritten. Die kaufmännische Praxis vertritt die Ansicht, daß § 38 HGB eine 
Aufnahme des Privatvermögens nicht einschließe; Kommentatoren zum HGB 
fordern dagegen seine wenigstens summarische Angabe in der Bilanz und seine 
Kennzeichnung als betriebsfremdes Vermögen. Sie legen dabei den Hauptton 
auf die Wendung „die Lage seines Vermögens“ und meinen, daß diese allge- 
meine Formulierung das Privatvermögen nicht ausnehme. 

Es dürfte keinem Zweifel unterliegen, daß Güter, die dauernd einem Geschäfts- 
betrieb zu dienen bestimmt sind, auch zu dessen Betriebsvermögen gehören; 
denn die Zurechnung zum Betriebsvermögen ist nicht so sehr eine Frage eines 
rechtlichen Eigentumsüberganges, als vielmehr oder sogar ausschließlich die der 
wirtschaftlichen Zugehörigkeit. Da aber der Begriff der wirtschaftlichen Zu- 
gehörigkeit im Handelsrecht nicht geklärt wird, bleibt dem Einzelkaufmann 
für die Gestaltung seiner Handelsbilanz ein weiter Spielraum. Nicht so groß- 
zügig kann die Stellungnahme der Finanzverwaltung hinsichtlich der Zurechen- 
barkeit von Wirtschaftsgütern sein, weil durch ihre Aufnahme in die Bilanz und 
etwaige Wertänderungen der Geschäftsertrag beeinflußt wird, der Grundlage der 
Besteuerung ist. 

Auf Grund von Urteilen des Reichs- und Bundesfinanzhofs, die in die EStR 
übernommen wurden, unterscheidet man für Steuerzwecke drei Gütergruppen: 
das notwendige Betriebsvermögen, das gewillkürte Betriebsvermögen und das 
notwendige Privatvermögen. 

Das notwendige Betriebsvermögen umfaßt alle Gegenstände, die ihrer Natur 
nach mit dem Betrieb des Steuerpflichtigen eng Zusammenhängen und für die 
Betriebsführung wesentlich oder sogar unentbehrlich sind. Der objektive Zu- 
sammenhang mit dem Betrieb tritt bei ihnen im allgemeinen so deutlich zu- 
tage, daß ein entgegenstehender Wille des Steuerpflichtigen durch Nichtaus- 
weisung in der Buchführung bei der Finanzverwaltung keine Anerkennung 
fände. Fabrikgebäude, Maschinen, Waren, Warenforderungen und Schulden 
usw. fallen darunter. Bei Zweifeln ist der Einzelfall unter Berücksichtigung 
der betrieblichen Gegebenheiten nachzuprüfen. 
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Bei dem gewillkürten Betriebsvermögen weist die Art der Wirtschaftsgüter nicht 
eindeutig in den betrieblichen oder privaten Bereich, ihre Einweisung in die eine 
oder andere Gruppe widerspricht aber auch nicht ihrer Natur. Darum steht dem 
Unternehmer ein Gestaltungsrecht zu, das er im Bedarfsfall durch vernünftige 
wirtschaftliche Überlegungen zu untermauern hat. Aus der einmal getroffenen 
Wahl hat der Steuerpflichtige die steuerlichen Folgen zu ziehen und darf darum 
nicht willkürlich die Entscheidung ändern. Durch Buchführung muß eine Kon- 
trolle möglich sein. Zu dieser Gruppe können Bankguthaben, Wertpapiere^ Dar- 
lehen, Kraftwagen, Grundstücke usw. gehören. 

Da Grundstücke im ganzen oder in Teilen sowohl notwendiges als auch gewill- 
kürtes Betriebsvermögen sein können, erläutern die EStR die Materie an Bei- 
spielen. Im allgemeinen ist die Zugehörigkeit von Grundstücken und Grund- 
stücksteilen zum Betriebsvermögen von der Art der Gewinnermittlung — ob 
nach § 4 Abs. 1 oder § 5 oder § 4 Abs. 3 EStG — und bei eigenbetrieblich genutzten 
Grundstücksteilen von deren Wertverhältnis zum ganzen Grundstück abhängig. 
Liegt der Wert unter einem bestimmten Bruchteil oder Betrag, so ist der Teil 
von untergeordneter Bedeutung und kann für sich weder notwendiges noch 
gewillkürtes Betriebsvermögen sein. 

Bei einer Personengesellschaft sind Grundstücke, die ihr rechtlich und wirtschaft- 
lich gehören, Betriebsvermögen, selbst wenn sie einem Gesellschafter zur pri- 
vaten Nutzung überlassen wurden. In gleicher Weise sind ihr Grundstücke oder 
Grundstücksteile zuzurechnen, die wohl einem oder einigen Gesellschaftern ge- 
hören, aber der Gesellschaft für den Betrieb überlassen wurden und bei ihr 
eine wesentliche Grundlage des Betriebes darstellen. 

Bei Kapitalgesellschaften gibt es keine private Sphäre, darum rechnen auch 
sämtliche Grundstücke zum Betriebsvermögen. 

Gegenstände, die ihrem Wesen nach nicht geeignet sind, einem Betrieb zu die- 
nen, stellen notwendiges Privatvermögen dar, und zwar ohne Rücksicht auf 
ihre bilanzmäßige Behandlung, z. B. ein privates Wohnhaus, ein vorwiegend 
aus verwandtschaftlichen Gründen gegebenes Darlehen usw. 



2. Der Wertansatz nach dem HGB und dem Aktiengesetz 
a) Die Veränderlichkeit von Bilanzwerten 

Neben der Rechnungsabgrenzung ist für die Richtigkeit der Bilanz der Wert- 
ansatz der Bilanzposten von ausschlaggebender Bedeutung. Denn alle Bilanz- 
beträge sind Wertänderungen unterworfen: Die meisten Anlagewerte nutzen 
sich ab und werden dadurch wertloser; die zum Umsatz bestimmten Waren 
steigen oder fallen im Preise, selbst wenn Preisbildungsverordnungen den 
Einfluß von Angebot und Nachfrage ausschalten, weil eben andere Erzeugungs- 
und Ertragsverhältnisse eine Preisänderung gebieten, und sogar das Bargeld 
kann seine Kaufkraft geändert und damit seine Funktion als Wertmesser ein- 
gebüßt haben. In geordneten Volkswirtschaften, in denen die Geldschöpfung 
der Warenschöpfung angepaßt ist, sind solche Geldwertänderungen allerdings 
selten oder wenigstens so unbedeutend, daß sie bei einer Bilanzaufstellung 
außer Betracht bleiben können. 
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b) Handels- und Steuerbilanz 

Für den Wertansatz der übrigen Bilanzposten dagegen gelten handeis- und 
steuerrechtliche Vorschriften. Im allgemeinen soll ja eine im Anschluß an das 
Handelsgesetzbuch durchgeführte ordnungsmäßige Buchführung auch den Be- 
langen der Steuerpraxis genügen, zumal die Steuerbilanz eine abgeleitete Bi- 
lanz ist, die nach höchstrichterlichen Entscheidungen die in der entsprechenden 
Handelsbilanz erscheinenden Ansätze übernehmen muß, soweit dem nicht 
steuerrechtliche Vorschriften entgegenstehen. 

Die Notwendigkeit von Abweichungen beider Bilanzen hat ihren Grund in den 
verschiedenen Zwecken , denen die handelsrechtlichen Bilanzvorschriften und 
die steuerrechtlichen Gewinnermittlungsbestimmungen dienen. 

Nach Handelsrecht soll die Vermögenslage in der Bilanz nicht zu günstig 
erscheinen. Daher sind für die Bewertung der einzelnen Wirtschaftsgüter in der 
Hegel Höchstgrenzen festgelegt worden, während ‘in der Bewertung nach un- 
ten Spielraum gelassen wird. Das Steuerrecht will dagegen den wirklich er- 
zielten Gewinn erfassen und muß deshalb Wert darauf legen, daß das Ver- 
mögen nicht zu ungünstig dargestellt wird. Diese Gegensätzlichkeit bringt es 
mit sich, daß die nach Handelsrecht mögliche Bilanzierungsfreiheit für Zwecke 
der Steuerveranlagung stark eingeschränkt ist. Trotzdem bleibt die Maßgeb- 
lichkeit der Handelsbilanz bestehen. Hat sich z. B. ein Steuerpflichtiger nach 
Handelsrecht für den Ansatz eines Wirtschaftsgutes zu den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten entschieden, für das er nach Steuerrecht auch den niedrige- 
ren und ihm günstigeren Teilwert benützen dürfte, so muß er sich nun auch in 
der Steuerbilanz der Anschaffungs- oder Herstellungskosten bedienen. Oder 
wird in der Handelsbilanz eines Unternehmens zur Hebung des Unterneh- 
mungsvermögens ein geringwertiges Wirtschaftsgut aktiviert, so darf es für 
die Ermittlung des steuerpflichtigen Gewinns nicht über Kosten abgesetzt wer- 
den. Die Wahlfreiheit nach Steuerrecht entfällt somit und der Wertansatz der 
Handelsbilanz herrscht vor. 

Anders liegt folgender Fall: Nach Handelsrecht ist es dem Betriebsinhaber un- 
benommen, ein Anlagegut unter Außerachtlassung der betriebsgewöhnlichen 
Gebrauchsdauer auf den Erinnerungswert von 1 DM abzuschreiben. Fuhrparks 
von Industrieunternehmungen, die Geschäftseinrichtung einer Großbank und 
ähnliche Werte stehen in der Regel mit dem genannten Erinnerungswert zu 
Buch. Solchen Bilanzierungen steht § 7 EStG entgegen, wonach sich die Ab- 
setzung für Abnutzung auf die Gesamtdauer der Verwendung zu verteilen hat. 
Hier entfällt die Bindung der Steuerbilanz an die Handelsbilanz. Das gilt um 
so mehr, wenn die Handelsbilanz bereits gegen die Vorschriften des Handels- 
rechts verstößt, also vielleicht Wirtschaftsgüter ganz außer Ansatz läßt. 

c) Der Tageswert nach dem HGB 

Die handelsrechtlichen Be wer tungs Vorschriften sind in der Hauptsache in den 
§§ 40 HGB und 133 AktG enthalten: in § 40 HGB die mehr allgemein 
gehaltenen und für Kaufleute schlechthin geltenden und in § 133 AktG 
die für Aktiengesellschaften. Die Bilanzierungsvorschriften der Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung stützen sich grundsätzlich auf § 40 HGB, sie werden 
aber ergänzt durch § 42 GmbH-Gesetz. § 40 kennt nur den Wert am Tage der 




Der Wertansatz nach dem HGB und dem Aktiengesetz 167 

Bilanzaufstellung, den sogenannten Tages- oder Zeitwert. Da nun Vermögens- 
teile am Bilanztage im Wert höher und niedriger als am Tage der Anschaffung 
stehen können, ergeben sich bei höherem Ansatz namentlich von zum Umsatz 
bestimmten Aktiven Gewinne, die am Verkaufstage nicht nur aufgehoben sein 
können, sondern sich sogar in das Gegenteil verkehrt haben. Waren, die z. B. 
einschließlich der Bezugsspesen für 250, — DM erworben wurden, stehen am 
Bilanztage auf 270, — DM, werden aber später zu 240, — DM verkauft. Der An- 
satz zu 270, — DM brächte 20, — DM Gewinn, obgleich die Ware mit 10, — DM 
Verlust abgesetzt wird. Derartige durch zu hohen Wertansatz in der Bilanz 
errechnete Gewinne werden, weil sie am Bilanztage noch nicht verwirklicht sind, 
nicht realisierte Gewinne genannt und müssen vermieden werden, damit nicht 
der Geschäftsertrag falsch beurteilt wird. Nicht realisierte Verluste haben die- 
sen Nachteil nicht und sind betriebswirtschaftlich als Zeichen vorsichtiger Be- 
wertung vertretbar. 

d) Die Bewertung nach dem Aktiengesetz 

Um die Möglichkeit einer durch § 40 HGB gestützten zu günstigen Bewertung 
eines Aktivums auszuschalten, ist es üblich geworden, den handelsrechtlichen 
Wertansatz allgemein nach den vorsichtigeren Bestimmungen des Aktien- 
gesetzes vorzunehmen. Das fordern sogar die Buchführungsrichtlinien des 
Min.-Erlasses vom 11. 11. 1937, die vorschreiben, daß die §§ 131/132 AktG 
über Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sinngemäß auf Nichtaktien- 
gesellschaften anzuwenden sind. § 131 AktG unterscheidet die Vermögens- 
gegenstände nach ihrer Zweckbestimmung und gliedert sie gleich der Betriebs- 
wirtschaftslehre in Anlage- und Umlaufvermögen. Zum Anlagevermögen ge- 
hören Grundstücke, Maschinen, Werkzeuge, Rechte, Beteiligungen und Wert- 
papiere, zum Umlaufvermögen Erzeugnisse verschiedener Fertigungsstufen, 
Wertpapiere, eigene Aktien und andere Vermögensgegenstände. Welche Ein- 
zelposten unter den soeben erwähnten Hauptgruppen in Frage kommen kön- 
nen, läßt die an früherer Stelle im Anschluß an § 131 AktG dargestellte Min- 
destgliederung der Bilanzposten erkennen (S. 65). 

Anlagevermögen 

Die Anlagewerte dürfen ohne Rücksicht auf einen geringeren Wert zu den 
Anschafjungs - oder Herstellungskosten in die Bilanz übernommen werden, 
wenn für etwaigen Wertverlust direkt ein Abzug gemacht oder ein ent- 
sprechender Wertberichtigungsposten unter die Passiven gestellt wird, z. B. 

Gebäude 

Anschaffungswert 
— 2 °/o Abschreibung 

Bilanzwert 

Aktiva Passiva 

Gebäude Wertberichtigung 

Anschaffungs- Abschreibung 

wert 150 000, — DM auf Gebäude 3 000, — DM 



150 000,— DM 
3 000,— DM 

147 000, — DM oder 
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Anschaffungskosten entstehen beim Kauf eines Vermögensteils, Herstellungs- 
kosten bei Anfertigung im eigenen Unternehmen. 

§ 133 AktG gibt auch Anhaltspunkte dafür, was unter Herstellungskosten zu 
verstehen ist, nämlich zweifellos Ausgaben für Material und Löhne mit Mate- 
rial- und Fertigungsgemeinkosten, aber ebenso angemessene Anteile an den 
allgemeinen Betriebs- und Verwaltungskosten und in angemessenem Umfange 
auch eine Beteiligung an den Abschreibungen. Unter Anlehnung daran gehö- 
ren zu den Anschaffungskosten nicht bloß der Kaufpreis einer Sache, sondern 
ebenso die beim Erwerb entstehenden Spesen, Fracht, Provision, Auflassungs- 
kosten und dergleichen, bei Gebäuden z. B. auch die Kosten für Kanal-, Was- 
ser-, Gas- und Stromanschluß, die Straßenanlieger-Beiträge, die Geh- und 
Fahrwege von der Grundstücksgrenze bis zum Hauseingang und die Kosten 
der Umzäunung, wenn die gesamte Grundfläche nicht größer als das Zwanzig- 
fache der bebauten Grundfläche ist. Daß Vertriebskosten nicht zu den Her- 
stellungs- oder Anschaffungskosten gehören, ist selbstverständlich, wird aber 
dennoch vom Gesetzgeber besonders hervorgehoben. 

Ist ein Unternehmer mit 20 000, — DM an einem anderen Unternehmen betei- 
ligt und zu beweisen in der Lage, daß infolge einer rückläufigen Geschäftslage 
seine Beteiligung für absehbare Zeit nur noch 16 000, — DM wert ist, so darf er 
4000, — DM als Wertverlust absetzen. Die Technik der Absetzung entspricht 
der der Abschreibung auf Gebäude. 

Wertpapiere gelten dann als dauernde Beteiligung, wenn sie mindestens 25 °/o 
vom Kapital der Unternehmung ausmachen, an der sie die Beteiligung dar- 
stellen (§ 131 Abs. 1 A II 6 AktG). 

Besonderer Erwähnung bedürfen die in § 131 Abs. 1 A II 5 AktG aufgeführten 
Konzessionen, Patente, Lizenzen, Marken- und ähnlichen Rechte, die in der Re- 
gel als immaterielle Werte zusammengefaßt werden. Auch für ihren Wert- 
ansatz sind die aufgewandten Anschaffungs- oder Herstellungskosten maß- 
gebend. Erlangte sie jedoch der Unternehmer ohne Aufwand, dann ist eine 
Aktivierung unstatthaft. 

Umlaufvermögen 

Bei dem Umlaufvermögen erwähnt das AktG in § 133 Ziff. 3 neben dem An- 
schaffungs- oder Herstellungswert den Börsen - oder Marktpreis und den Ta- 
pes- oder Zeitwert und fordert, daß der jeweils geringste Wert in Ansatz zu 
bringen sei. Bestehen also für ein Gut des Umlaufvermögens derartige Absatz- 
gelegenheiten, daß von ihm fortlaufend Markt- oder Börsenpreise notiert und 
veröffentlicht werden, und ist dieser Börsen- oder Marktpreis des Bilanztages 
niedriger als der Anschaffungs- oder Herstellungswert, so kommt der niedri- 
gere Börsen- oder Marktpreis zur Anwendung. Der niedrigere Tageswert wird 
für Umlaufvermögen benützt, das keinen Börsen- oder Marktwert hat und des- 
sen Anschaffungs- oder Herstellungswert über dem Tageswert liegt. 

Besitzt jemand verzinsliche Wertpapiere mit einem Nennwert von 3000, — DM, 
die er zum Börsenkurse 1 ) von 98, also für 2940, — DM erwarb und die am 



*) Der Kurs ist der Preis in DM für 100 DM des Nennwertes. 
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Bilanztage einen Kurs von 97 haben, so sind sie zu 97 mit 2910, — DM einzu- 
stellen. 

Diese Berücksichtigung des jeweils geringsten Wertes ist in der Bilanzkunde 
als der Grundsatz des Niedrig stwertes bekannt. 

Sonderpo sten 

Im weiteren widmet sich § 133 AktG den Sonderposten. Als Sonderwerte führt 
er in Ziff. 4 Kosten der Geschäjtsgründung und Kapitalerhöhung und in Ziff. 5 
den Geschäfts - oder Firmenwert an. Die Kosten dürfen in keinem Falle in der 
Bilanz erscheinen, der Firmenwert nur, wenn dafür beim Kauf eines Unter- 
nehmens Aufwendungen tatsächlich gemacht wurden. Es entspricht aber ord- 
nungsmäßiger Buchführung, daß ein derartiger immaterieller Wert durch an- 
gemessene Abschreibungen in nicht zu langer Zeit zum Verschwinden gebracht 
wird. Das Steuerrecht gestattet derartige Abschreibungen nicht, es sei denn, 
daß bestimmte nachweisbare Tatsachen für ein Absinken des Firmenwertes auf 
den Teilwert gegeben sind (so auch die ständige Rechtsprechung des RFH und 
BFH). 

Für den Firmenwert wurden Aufwendungen gemacht, wenn der Kaufvertrag 
einen solchen Wert besonders nennt oder wenn der Kaufpreis höher ist, als ihn 
eine sorgfältige Bewertung der Aktiven und Passiven zuläßt, z. B. 



Aktiven 90 000, — DM 

Schulden 30 000, — DM 

Geschäftswert 60 000, — DM 

Kaufpreis . 70 000, — DM 

Firmenwert (Geschäftsmehrwert) 10 000, — DM 

Schulden 



Für die Passiven der Bilanz gilt allgemein der Grundsatz des höchsten Wert- 
ansatzes . Darum müssen auch Darlehen gegen Ausgabe von Schuldverschrei- 
bungen (Obligationen), die der Unternehmer mit einem über den Nennwert 
hinausgehenden Satz zurückzuzahlen sich verpflichtet, mit eben diesem Rück- 
zahlungsbetrag unter den Verbindlichkeiten erscheinen. Da sich eine solche 
Rückzahlung aber über eine längere Zeit ausdehnt, ist es nach § 133 Ziff. 6 
AktG gestattet, die Differenz zwischen Darlehensaufnahme- und Rückzahlungs- 
betrag, das Disagio, unter die Aktiven zu stellen und in der Rückzahlungszeit 
durch Abschreibungen zu tilgen. Angenommen, eine Aktiengesellschaft habe 
gegen Ausgabe 4 °/oiger Schuldverschreibungen mit dem Nennwert von insge- 
samt 600 000, — DM durch eine Bank ein Darlehen erhalten. Die Bank 
übernimmt die Schuldverschreibungen zum Kurse von 98,50, verlangt die Rück- 
zahlung aber, die nach Ablauf des ersten Jahres in 15 Jahresraten zu je 
40 000 DM erfolgen muß, mit einem Aufgeld von 2 %, also zum Kurse von 
102. Der Einfachheit halber ist von den bei der Ausgabe der Schuldverschrei- 
bungen entstehenden Kosten für Druck, Provision, Stempel usw. abgesehen 
worden. Das Darlehen besteht für die Aktiengesellschaft zunächst in der Form 
eines Bankguthabens von 600 000, — DM zu 98,50 = 591 000, — DM, ihre Schuld 
den Obligationeninhabern gegenüber beläuft sich dagegen auf 600 000, — DM 
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zu 102, — = 612 000, — DM. Die Differenz von 21 000, — DM ist das Disagio. 
Infolgedessen bucht die AG 

Bankkonto 591 000, — DM 

Disagiokonto 21 000, — DM an Anleihekonto 612 000, — DM 



S Bankkonto H S Disagiokonto H 



+ 

an Anleihe- 
konto 591 000 




- 


an Anleihe- 
konto 


21 000 


+ 




S 




Anleihekonto 


H 





von Bank- 
konto 591 000 

von Disagio- 
konto 21 000 

und übernimmt in die Schlußbilanz unter die Aktiven als Bankguthaben 
591 000, — DM und als Disagio 21 000, — DM, dagegen unter die Verbindlich- 
keiten 612 000,— DM. 

Das Disagio ist ein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten, da die Anleiheschuld 
ihre volle Höhe von 612 000, — DM erst mit vollendeter Tilgung erreicht und 
am Tage der Aufnahme nur dem hereinbekommenen Barwert entspricht. Zu- 
weilen wird es auch als Bewertung des Rechts angesehen, das Anleihekapital 
verhältnismäßig gering zu verzinsen und in längerer Zeit zurückzuzahlen. 

Welcher Auffassung man auch zuneigt, mit dem Hineinwachsen der Schuld in 
ihren Endbetrag sinkt die Rechnungsabgrenzung oder verringert sich das akti- 
vierte Recht, und darum ist das Disagio nach Maßgabe der Darlehensrück- 
erstattung abzuschreiben (§ 133 Ziff. 6 AktG). 

Die jährliche Disagiominderung kann mit gleichen Raten vorgenommen wer- 
den, die der Laufzeit der Anleihe entsprechen, also nach unserem Beispiel mit 
jährlich 1400, — DM oder richtiger in der Weise, daß man die 21 000, — DM 
Disagio in zusätzlichen Zins umwandelt und einen Zinsfuß ermittelt, der 
neben der normalen Verzinsung den Jahresanteil des Disagios mit umfaßt. Im 
vorliegenden Falle betragen die ordentlichen Zinsen der 15 Jahre bei jährlich 
40 000, — DM Tilgung zusammen 192 000, — DM. Durch die Dreisatzaufgabe 

192 000, — DM = Zinsen zu 4 % 

21 000, — DM = Zinsen zu ? %? 

4 X 21 

ergibt sich der jährliche Zinsfuß von — - ■ = 0,4375 °/o. 

192 

Durch diesen zusätzlichen Zinsfuß kann nun in 15 Jahren das Disagio von 
21 000, — DM abgeschrieben werden. Im ersten Jahr wären das 2625, — DM, im 
zweiten 2450, — DM und im letzten 175, — DM. 

Die jeweilige Disagiominderung würde durch die Buchung 
Anleihezinsenkonto an Disagiokonto 



erreicht. 
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S Anleihezinsenkonto H S Disagiokonto H 







4- — 


+ 


an Disagio- 




(aus voriger 


von Anleihe- 


konto 


2625 — 


Buchung) 21 000, — 


zinsen- 

konto 2625,- 



Der Leser wundert sich vielleicht, daß das Disagiokonto die Zeichen eines 
Ertragskontos (Vertreter des Kapitalkontos) trägt, also im Soll — und im 
Haben +, und dennoch nach den vorauf gegangenen Ausführungen den Aus- 
weis eines Aktivums von im ersten Jahre 21 000, — DM gestattet. Die 
21 000, — DM Disagio sind in der Tat Verlust, erhalten diesen Charakter aber 
erst vollkommen, wenn das Disagio ganz bezahlt wurde. Wieweit das Disagio 
Verlust geworden ist, geht aus den Buchungen Anleihezinsenkonto an Disagio- 
konto hervor. 

Das noch nicht Verlust gewordene Disagio ist, wie gezeigt, ein Rechnungs- 
abgrenzungsposten. 

Da das Anleihezinsenkonto im Soll auch die wirklich gezahlten Zinsen enthält 
und dann seinen gesamten Inhalt mit dem Gewinn- und Verlustkonto verrech- 
net, hat es beim Abschluß folgendes Aussehen: 



S Anleihezinsenkonto H 



an Kasse-(Bank-)Konto 

für gezahlte Anleihezinsen 
an Disagiokonto 

f. Abschreibung, d. Disagios 


+ 

von Gew.- u. Verl.-Konto 

für Übertrag d. Sollsaldos 







e) Neuordnung der Bewertung nach dem Entwurf zum neuen Aktiengesetz 

Der Entwurf verzichtet bei der Einteilung der Bilanzaktiven auf den Begriff 
„Umlaufvermögen“, weil nach dem geltenden Recht darunter auch Hypothe- 
ken, Grund- und Rentenschulden und Kredite an Vorstands- und Aufsichtsrats- 
mitglieder fallen, die keine Umlaufmittel sind. Er faßt diese Werte mit Betei- 
ligungen und allen Ausleihungen, soweit sie eine Laufzeit von vier Jahren 
überschreiten, zu einer Gruppe „Finanzanlagen“ zusammen. Die Gliederung der 
Aktivseite unterscheidet daher im wesentlichen Sachanlagen, Finanzanlagen, 
Vorräte und andere Vermögensgegenstände. 

Das geltende Recht fordert im § 133 im Interesse der Gesellschaftsgläubiger 
eine vorsichtige Bewertung des Aktienvermögens und nennt für die einzelnen 
Posten Höchstwerte, die aber ohne Grenzenangabe beliebig unterschritten 
werden können. Damit hat die Verwaltung die Möglichkeit, durch Unterbewer- 
tung stille Rücklagen zu bilden, die bei künftigen Rückschlägen als Verlust- 
ausgleich in Anspruch genommen werden können. So wertvoll solche Vermö- 
genspolster sein mögen, sie bedeuten eine Benachteiligung der Aktionäre durch 
Gewinnverkürzung und geben ein falsches Bild von der Lage der Gesellschaft. 
Durch heimliche Auflösung stiller Rücklagen und ihre Verwendung zu Investi- 
tionen auf dem Wege der Selbstfinanzierung kann es zu Kapitalfehlleitungen 
kommen, die sich für den Betrieb und die gesamte Wirtschaft schädlich aus- 
wirken. 

Da sich das Ziel einer Unternehmenssicherung bei Rückschlägen auch durch 
offene Rücklagen erreichen läßt, die die vorher auf gezeigten Nachteile nicht in 
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sich bergen, ist der Entwurf bemüht, die Bildung stiller Rücklagen einzu- 
schränken. Sie sollen nach § 146 Abs. 2 bis 4 nur soweit statthaft sein, als sie 
bei Gegenständen des Anlagevermögens unter der Voraussetzung vernünf- 
tiger Beurteilung die Lebens- und Widerstandsfähigkeit der Gesellschaft für 
die nächste Zukunft sichern und bei Vorräten und den anderen Vermögens- 
gegenständen verhindern, daß ihre Wertansätze auf Grund von Wertschwan- 
kungen geändert werden müssen. Die Bildung stiller Rücklagen durch unbe- 
rechtigte oder zu hohe Rückstellungen ist untersagt. 

Nicht unter diese Einschränkungen fallen die sogenannten Schätzungsreserven 
bei Ermittlung der Lebensdauer eines Wirtschaftsgutes, da auch alle Sorgfalt 
bei der Schätzung ein vollkommenes Ergebnis nicht verbürgt, und außerdem 
Rücklagen, die dadurch entstehen, daß sich der wirkliche Wert eines Gutes über 
den gesetzlich zulässigen Höchstwert entwickelt hat. 

Einer Kontrolle der Bildung und Auflösung stiller Rücklagen dienen die posten- 
weise Darlegung der Veränderungen im Anlagevermögen nach § 145 Abs. 1, 
der Nachweis der Erträge aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagever- 
mögens bzw. aus Zuschreibungen zu ihm nach § 147 Abs. 1 Ziff. 11, der Nach- 
weis der Abschreibungen und Wertberichtigungen zu den Sach- und Finanz- 
anlagen nach § 147 Abs. 1 Ziff. 19 und 20 und endlich die Forderung, die 
Änderung der Bewertungs- und Abschreibungsmethoden im Geschäftsbericht 
zu erläutern (§ 148 Abs. 2 Satz 2). 

Schwer erfaßbar und kontrollierbar sind stille Rücklagen an den Vorräten, weil 
die Vorräte durch ihren Umschlag einem steten Wechsel unterworfen sind. 
Darum hat hier die Forderung besondere Bedeutung, daß stille Rücklagen nur 
zulässig sind, soweit sie in der nächsten Zukunft überschaubare Wertschwan- 
kungen im Interesse der Substanzerhaltung auszugleichen in der Lage sind. 

Der Einschränkung stiller Rücklagen stellen sich schon jetzt die Großbanken 
entgegen, weil sie der Ansicht sind, daß sie auf tretende Verluste ohne Kennt- 
nisnahme der Außenwelt auszugleichen in der Lage sein müssen. Die Inan- 
spruchnahme offener Rücklagen müßte die Öffentlichkeit aufmerksam machen 
und bei den Einlegern große Unruhe auslösen. Das sei aber im Interesse der 
Gesamtwirtschaft unbedingt zu vermeiden. 

Die Höhe und Legung der stillen Rücklagen wurde von den Kreditinstituten 
immer schon sehr geheimgehalten, aber bei Aufgliederung der alten Groß- 
banken nach 1945 zeigte es sich doch, daß die stillen Rücklagen IV 2 — 2mal so 
hoch wie das ausgewiesene Eigenkapital waren. Auch heute schätzt man sie 
ebenso hoch wie das bilanzierte Aktienkapital zuzüglich der offenen Rück- 
lagen. 

Die bedeutsamsten Quellen für die Bildung der stillen Rücklagen bei Ban- 
ken sind die Betriebs- und Geschäftsausstattung, die Effektenbestände, die Be- 
teiligungen und die Grundstücke und Gebäude. 

Der Entwurf lehnt sich im übrigen in seinen Bewertungsvorschriften an § 6 
Abs. 1 und 2 EStG an und unterscheidet beim Anlagevermögen Gegenstände, 
deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, und andere Gegenstände. Von den bei Wert- 
ansatz zu berechnenden Anschaffungs- oder Herstellungskosten als Höchstwert 
dürfen bei Gruppe 1 außer den Absetzungen entsprechend der Nutzungsdauer 
noch außerordentliche Wertminderungen in Ansatz gebracht werden, soweit 
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solche nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung gerechtfertigt er- 
scheinen, bei Gruppe 2, zu denen Beteiligungen, Wertpapiere u. a. rechnen, 
nur Abschreibungen und Wertberichtigungen wegen voraussichtlich dauernder 
Wertminderung und diese ebenfalls unter Beachtung ordnungsmäßiger Buch- 
führung. 

Für immaterielle Anlagewerte (Konzessionen, Lizenzen, Firmenwert usw.) 
dürfen dem bisherigen Recht entsprechend Posten nur eingestellt werden, 
wenn dafür beim Erwerb Aufwendungen gemacht wurden. Damit ist auch die 
Verbuchung von Entwicklungskosten als Herstellungskosten eines Patents 
untersagt. Das kann wohl nur bedeuten, daß es sich um Kosten handelt, die 
sich nicht in einem absatzfähigen Erzeugnis verdichten. Handelt es sich aber 
um Entwicklungskosten, die zu einem verkaufsfähigen Gut führen, so sind sie 
Herstellungskosten dieses Gutes und aktivierungspflichtig. § 133 Abs. 5 des gel- 
tenden Rechts verbietet nur die Aktivierung eines originären Firmenwertes. 

Die Vorschrift über den Ansatz von Aufwendungen für die Gründung und 
Kapitalbeschaffung und die Einrichtung des Geschäftsbetriebes decken sich un- 
gefähr mit denen des geltenden Rechts, nur ist für die Tilgung der Kosten der 
Einrichtung des Geschäftsbetriebs eine Frist von nicht mehr als fünf Jahren 
gesetzt, eine Frist, die auch für die Abschreibung eines gegen Entgelt erwor- 
benen Firmenwertes zu beachten ist. 

Einem verbesserten Liquiditätsnachweis dienen insbesondere folgende Neue- 
rungen: 

Nach § 144 Abs. 1 I ist neben den ausstehenden Einlagen auf das Grundkapital 
in der Zukunft auch der eingeforderte Betrag anzugeben, weil es nicht selbst- 
verständlich ist, daß der ausstehende Betrag auch eingefordert wird. 

Abs. 1 II B 3 verlangt, daß Ausleihungen mit einer Laufzeit von mehr als vier 
Jahren unter Kenntlichmachung etwaiger Sicherungen durch Grundpfandrechte 
besonders ausgewiesen werden. Durch Hervorhebung der Laufzeit „mehr als 
vier Jahre“ folgt der Entwurf der Bankpraxis, die schon immer derart befri- 
stete Ausleihungen als langfristig ansieht. 

Bei den nach Abs. 1 IV 2 anzugebenden Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen sind solche mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr beson- 
ders kenntlich zu machen; die nach Abs. 1 IV 3 darzustellenden Wechsel müssen 
in bundesbankfähige und andere Wechsel auf geteilt werden. 

Andere Neuerungen wollen den Aktienbilanzen eine größere Klarheit geben: 

Um die dem Betrieb unmittelbar dienenden Liegenschaften überblicken zu 
können, sind Geschäfts- und Fabrikgebäude von Wohngebäuden zu trennen. 
Neu in diese Vermögensgruppe müssen Bauten auf fremdem Grund und Boden 
aufgenommen werden. Sie sind mit einem gewissen Risiko behaftet, da solche 
Gebäude grundsätzlich im Eigentum des Grundstückseigentümers verbleiben. 

Auf die gesonderte Aufführung der Werkzeuge wird verzichtet, weil sie unter 
die Betriebsausstattung fallen. 

Eine in der Bilanzpraxis schon häufiger zu beobachtende Übung, Anlagen im 
Bau und Anzahlungen auf Anlagen gesondert auszuweisen, macht der Entwurf 
in § 144 Abs. 1 II A 7 jetzt zur allgemeinen Pflicht. 
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Der Begriff „halbfertige“ Erzeugnisse des Aktiengesetzes wird im Entwurf 
durch „unfertige“ ersetzt. In der Begründung des Entwurfs wird es als be- 
denklich hingestellt, wenn man unter dieser Kategorie auch unfertige Leistun- 
gen auf führen wollte, da es sich bei ihnen in Wahrheit um Forderungen han- 
delt. Soweit von Baufirmen oder Dienstleistungsbetrieben in Arbeit befind- 
liche Aufträge zu aktivieren sind, sollte man sie in Sonderposten geltend 
machen. 

Die Reihenfolge der in § 144 Abs. 1 IV aufgezählten Vermögensgegenstände 
weicht von der in § 131 Abs. 1 A III 4 bis 16 AktG (bisheriges Umlaufvermögen) 
etwas ab, weil der Zusammenhang mit dem gewöhnlichen Geschäftsverkehr 
deutlich gemacht werden soll. Die Posten 1 bis 7 stehen in solchem Zusammen- 
hang, während die unter 8 bis 11 aktienrechtliche Sonderposten sind. 

Da Aktiengesellschaften auch mit Sparkassen in Geschäftsverbindung stehen 
können, hat der Entwurf den zu engen Begriff des Aktiengesetzes „Bankgut- 
haben“ durch „Guthaben bei Kreditinstituten“ ersetzt. 

Ausführlicher muß die Ausweispflicht der Anteile an einer herrschenden Ge- 
sellschaft sein. Während das Aktiengesetz nur den Nachweis von Aktien einer 
solchen Gesellschaft fordert, schließt der Entwurf auch Anteile an einer GmbH 
und einer bergrechtlichen Gewerkschaft mit ein, zumal solche Anteile recht 
unsicher sein können. 

Der zu enge Begriff „sonstige Forderungen“ wird durch den weiteren „son- 
stige Vermögensgegenstände“ ersetzt. Soweit solche Vermögensgegenstände 
größere Bedeutung haben, sind sie auch gesondert auszuweisen. 

Der Entwurf verlangt eine Aufgliederung der Rückstellungen in Pensions-, 
langfristige und sonstige Rückstellungen. Pensionsrückstellungen sind zwar 
Fremdkapital, haben aber Eigenkapitalcharakter und erscheinen in den Bi- 
lanzen im allgemeinen in wenig veränderlicher Höhe, da den steten Entnah- 
men aus ihnen laufende Zuführungen gegenüberstehen. Schon die wirtschaft- 
liche Bedeutung dieser Rückstellungen spricht für ihren gesonderten Ausweis. 

Die Herausstellung der langfristigen Rückstellungen liegt wiederum ebenso im 
Interesse einer verbesserten Darstellung der Liquidität der Gesellschaft wie die 
eingehende Gliederung der Verbindlichkeiten. 

Die Bestimmung von § 133 Ziff. 6 AktG über den Wertansatz von Anleihen zum 
Rückzahlungsbetrag hat § 146 Abs. 1 Ziff. 6 des Entwurfs auf Verbindlichkeiten 
schlechthin ausgedehnt; für Rentenverpflichtungen bleibt der Ansatz zum Bar- 
wert auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung bestehen. 

Wenn der Rückzahlungsbetrag über dem Ausgabebetrag liegt, darf nach Ziff. 7 
auch bei Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit von mindestens zehn Jahren die 
Differenz, das Disagio, in die Aktiven gestellt und durch Abschreibungen wäh- 
rend der Laufzeit der Verbindlichkeiten getilgt werden. Darunter fällt auch 
das Damnum bei Hypotheken. 

Während nach dem geltenden Recht Abschreibungen, Wertberichtigungen, 
Rücklagen und Rückstellungen bereits in der Jahresbilanz vorzunehmen sind, 
verlangt das der Entwurf in § 144 Abs. 4 bei Rücklagen nur für die durch 
Gesetz oder Satzung vorgesehenen bzw. für solche, die der Vorstand auf Grund 
einer Ermächtigung nach § 55 bilden darf. Die Bildung weiterer Rücklagen fällt 
unter die Hoheit der Hauptversammlung. 
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3. Die steuerrechtliche Bewertung 

Die steuerrechtlichen Bewertungsvorschriften sind im wesentlichen im Ein- 
kommensteuergesetz und im Bewertungsgesetz enthalten. Beide Gesetze be- 
zeichnen die in einem Unternehmen vorhandenen Vermögensgegenstände als 
Wirtschaftsgüter, und das Einkommensteuergesetz nimmt dann noch eine ein- 
gehende Aufteilung der Wirtschaftsgüter vor. 

a) Die Aufteilung der Wirtschaftsgüter 

Neben der bereits bekannten Gruppierung in Anlage- und Umlaufvermögen 
werden die Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens auch eingeteilt in nicht - 
abnutzbare und abnutzbare. 

Bei den abnutzbaren Wirtschaftsgütern unterscheidet man wieder, ohne daß 
diese Eigenschaften im Gesetzestext begrifflich herausgestellt werden, lang - 
lebige und kurzlebige. 

Kurzlebig sind alle Wirtschaftsgüter mit einer Lebensdauer bis zu einem Jahr 
und langlebig solche, deren Verwendung oder Nutzung sich auf einen Zeitraum 
von mehr als einem Jahr erstreckt. 

Eine besondere Stellung nehmen die geringwertigen Wirtschafts güt er ein, deren 
Wertgrenze im Laufe der Zeit verschiedentlich geändert wurde. Seit dem 26. Juni 
1953 beträgt sie 600 DM. 

b) Wertarten 

Bezüglich der Wertbegriffe stützt sich § 6 EStG zunächst auf die im Handels- 
recht erläuterten Anschaff ungs- oder Herstellungskosten, führt als neue Wert- 
art aber den Teilwert ein. 

Die Herstellungskosten 

Die Herstellungskosten werden im Steuerrecht wesentlich genauer Umrissen 
als im Handelsrecht. Abschn. 33 EStR definiert sie zunächst zwar auch mehr 
allgemein als Aufwendungen, die „durch den Verbrauch von Gütern und die In- 
anspruchnahme von Diensten für die Herstellung eines Erzeugnisses entstehen. 
Sie setzen sich zusammen aus den Materialkosten einschließlich der notwendi- 
gen Materialgemeinkosten und den Fertigungskosten (insbesondere den Ferti- 
gungslöhnen) einschließlich der notwendigen Fertigungsgemeinkosten“. 

Aber dann findet eine sehr spezifizierte Aufzählung der Kosten statt, die der 
Steuerpflichtige 

1. unbedingt den Herstellungskosten zuzurechnen hat, 

2. deren Einrechnung seiner freien Wahl überlassen bleibt und 

3. deren Einrechnung ihm untersagt ist. 

Zu 1: Den Material- und Fertigungsgemeinkosten sind zuzurechnen die Auf- 
wendungen folgender Kostenstellen: 

a) Lagerhaltung, Transport und Prüfung des Fertigungsmaterials, 

Vorbereitung und Kontrolle der Fertigung, 

Werkzeuglager, 
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Betriebsleitung, Raumkosten, Sachversicherungen, Unfallstationen und Un- 
fallverhütungseinrichtungen der Fertigungsstätten, 

Lohnbüro, soweit in ihm die Löhne und Gehälter der in der Fertigung tätigen 
Arbeitnehmer abgerechnet werden. 

b) Die Sonderkosten der Fertigung (Entwurfs- und Modellkosten, Lizenz- 
gebühren usw.). 

c) Der Wertverzehr (die Absetzung für Abnutzung) des Anlagevermögens, 
einerlei, ob die Absetzungen degressiv oder linear durchgeführt werden. 

d) Grundsätzlich auch die Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung 
(Zuwendungen zu Pensions- und Unterstützungskassen, für Pensionsrück- 
stellungen) und die freiwilligen Sozialleistungen (Jubiläumsgeschenke, 
Weihnachtszuwendungen usw.). Da dieser Kostenteil aber im Verhältnis 
zu den übrigen Aufwendungen von geringer Bedeutung ist und seine Ab- 
grenzung auf die zu bilanzierenden Erzeugnisse Schwierigkeiten bereitet, 
kann von seiner Einbeziehung abgesehen werden. 

e) Die Gewerbesteuer, soweit sie auf das der Fertigung dienende Kapital oder 

auf die für die Fertigung aufgewendete Lohnsumme entfällt. 

Zu 2: Dem Steuerpflichtigen überlassen ist die Einbeziehung 

a) von Kosten für die allgemeine Verwaltung (Aufwand für die Geschäftslei- 
tung, den Einkauf und Wareneingang, den Betriebsrat, das Personalbüro, 
das Ausbildungs- und Rechnungswesen usw.), 

b) der Gewerbesteuer nach dem Ertrag, 

c) der Fremdkapitalzinsen, auch soweit sie auf das der Fertigung dienende An- 
lagevermögen entfallen. 

Zu 3: Nicht zuzurechnen sind 

a) Vertriebskosten, 

b) Steuern vom Einkommen und Vermögen als nichtabsetzbare Betriebsaus- 
gaben, 

c) die Umsatzsteuer als Vertriebskostenteil, 

d) Zinsen vom Eigenkapital und 

e) Teilwertabschreibungen. 

Der Teilwert 

Der Teilwert wird in § 6 EStG als der Betrag erklärt, den ein Erwerber eines 
ganzen Betriebes im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das einzelne Wirt- 
schaftsgut ansetzen würde, wobei davon auszugehen ist, daß der Erwerber den 
Betrieb fortführt (siehe auch § 12 BewG). 

Der Gesamtpreis eines Betriebes setzt sich nach Auffassung der Finanzverwal- 
tung aus dem Wert des Betriebsvermögens abzüglich der Schulden zuzüglich 
dem Firmenwert zusammen, wobei als Firmenwert der Wert angesehen wird, 
der die Entwicklungsmöglichkeiten oder die Rentabilität bemißt. Bei der Preis- 
zubilligung werde sich der Erwerber an Hand einer Bilanz des Verkäufers von 
der Zahl und dem Werte der Wirtschaftsgüter überzeugen und dann die Frage 
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entscheiden, ob die Wirtschaftsgüter zur unbehinderten Fortführung des Be- 
triebes in dem bisherigen Umfange und mit den bisherigen Möglichkeiten er- 
forderlich sind oder nicht. 

Werde die Frage für ein Wirtschaftsgut verneint, so erhalte es einen Einzel- 
veräußerungspreis, der gewöhnlich unter dem Teilwert liege; werde sie bejaht, 
was die Regel sein dürfte, so komme der Teilwert in Frage, der bei täglich 
ersetzbaren Wirtschaftsgütern mit dem Wiederbeschaffungspreis übereinstimme. 
Der Wiederbeschaffungswert wird hier in einem anderen Sinne gebraucht als 
durch die kaufmännische Praxis. Während der Kaufmann unter Wieder- 
beschaffungskosten die Kosten für den Erwerb neuer Gegenstände versteht, so 
daß Wiederbeschaffungspreis gleich Neuanschaffungspreis zu setzen ist, sieht 
das Steuer recht unter Wiederbeschaffungswert gewöhnlich die Aufwendungen 
an, „die den Zustand eines Wirtschaftsgutes berücksichtigen, in dem es sich 
gerade befindet“. Dieser Wiederbeschaffungswert ist somit das Ergebnis aus 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich Abschreibung. Die Wieder- 
beschaffungskosten im vorgenannten Sinne stellen die obere Grenze für den 
Teilwert dar; unterste Grenze ist der Einzelver äußerungspreis (der gemeine 
Wert), der im ungünstigsten Falle bis auf den Material-(Schrott-)Wert herab- 
sinken kann. Da der Anschaffungs- oder Herstellungswert abzüglich Abschrei- 
bung auch dem Zeit- oder Tageswert entspricht, so haben Teilwert, Wieder- 
beschaffungswert und Zeitwert im allgemeinen die gleiche Bedeutung. 

Ein RFH-Urteil vom 16. 12. 1936 — VI A 289/35 — nimmt zum Teilwert in 
folgender Weise Stellung: „Der Teilwert ist im wesentlichen von zwei beson- 
deren Merkmalen abhängig, nämlich von der Lage (Rentabilität) des Unter- 
nehmens selbst und von der Nützlichkeit des zu bewertenden Gegenstandes für 
den Betrieb.“ 

Kauft also jemand mit einem Fabrikunternehmen eine zur Fortführung des 
Betriebes notwendige Maschine, die zu 10 000, — DM angeschafft und infolge 
dreijähriger Benützung bei angenommener Lebensdauer von zehn Jahren auf 
7000, — DM abgeschrieben wurde, so stellen 7000, — DM den Teilwert dar. Er 
entspricht dem Tageswert und dürfte auch als Wiederbeschaffungswert ange- 
sehen werden. Der Wiederbeschaffungswert nach kaufmännischer Auffassung, 
also einer neuen Maschine, betrüge vielleicht 10 500, — DM. Käme die Ma- 
schine zur Fortführung des Betriebes nicht in Betracht, so würde sich der Ein- 
zelveräußerungspreis vielleicht auf 3000, — DM stellen, da ja jeder Kauflustige 
wüßte, daß der Werksbesitzer sie nicht benötigt. 

Der Wiederbeschaffungspreis nach kaufmännischer oder betriebswirtschaftlicher 
Auffassung hat größere Bedeutung durch das D-Markbilanzgesetz vom 21. Au- 
gust 1949 erlangt. Dort heißt es im § 18: 

„(1) Bewegliche Gegenstände des Anlagevermögens (insbesondere Maschinen, Schiffe, 
maschinelle Anlagen und sonstige Betriebsvorrichtungen, auch wenn sie wesentliche 
Bestandteile eines Grundstückes sind, Werkzeuge und Einrichtungsgegenstände) sind 
höchstens mit dem Wert anzusetzen, der sich auf der Grundlage der am 31. August 1948 
m der amerikanischen und britischen Zone geltenden gewöhnlichen Wiederbeschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten (Neuwert) unter Berücksichtigung der tatsächlichen 
Gesamtnutzungsdauer im Verhältnis zur bisherigen tatsächlichen Nutzung ergibt. 

(2) Ist der Neuwert am letzten Tag des Monats, in dem dieses Gesetz in Kraft tritt, 
niedriger, so ist höchstens dieser an Stelle des nach Abs. 1 für den 31. August 1948 
errechneten Neuwerts dem Wertansatz zugrunde zu legen. 
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(3) Für die anteilmäßige Berücksichtigung der Gesamtnutzungsdauer gemäß Abs. 1 

sind im einzelnen folgende Grundsätze anzuwenden: 

a) Entspricht die bisherige tatsächliche Nutzung dem Zeitraum, für den steuerliche 
Absetzungen für Abnutzung bei Gegenständen dieser Art bisher üblich waren 
(betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer), so sind die Gegenstände höchstens mit einem 
Drittel des Neuwerts (Abs. 1 oder 2) anzusetzen. 

b) Erreicht die bisherige tatsächliche Nutzung noch nicht das Ende der betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer, so kann der Betrag von einem Drittel des Neuwerts für jedes 
Jahr, für das solche Absetzungen noch möglich gewesen wären, um den Betrag 
erhöht werden, der sich aus einer Teilung von zwei Dritteln des Neuwerts durch 
die Gesamtzahl der Jahre der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer ergibt. Sind 
Gegenstände dieser Art in einem kürzeren Zeitraum als dem der betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer voll abgeschrieben, so sind sie höchstens mit einem Drittel des 
Neuwerts anzusetzen. 

c) Übersteigt die bisherige tatsächliche Nutzung die betriebsgewöhnliche Nutzungs- 
dauer, so ist der Betrag von einem Drittel des Neuwerts um einen den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden angemessenen Abschlag zu kürzen.“ 



Beispiel: 

Eine Maschine mit einem Neuwert am 31. 8. 48 von 12 000 DM, die völlig abgeschrieben 
ist, kann mit V 3 = 4000 DM in der DM-Bilanz erscheinen; 



waren von der Gesamtlebensdauer von 10 Jahren am Tage der DM-Bilanzierung aber 
nur 8 J ahre verstrichen, dann bildet sich der Bilanzwert 



aus V 3 vom Neuwert 12 000 

^ 8 000 (= 2 / 3 des Neuwerts) X 2 (= Rest j ahre) 
10 (= Gesamtlebensdauer) 



= 800 X 2 



also Bilanzwert 



= 4 000 DM 
= 1 600 DM 
= 5 600 DM 



Nach § 20 DMBG mußte der Wiederbeschaffungswert auch als Grundlage der 
Bewertung des Vorrats Vermögens dienen: 

„(1) Gegenstände des Vorrats Vermögens (insbesondere Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
halbfertige und fertige Erzeugnisse sowie Waren) sind höchstens mit dem Wert anzu- 
setzen, der sich auf der Grundlage der am 31. August 1948 in der amerikanischen und 
britischen Zone geltenden gewöhnlichen Wiederbeschaffungs- oder Herstellungskosten 
ergibt (Neuwert). Ist der Neuwert am letzten Tag des Monats, in dem dieses Gesetz 
in Kraft tritt, niedriger, so ist höchstens dieser zugrunde zu legen. 

(2) Sind Gegenstände des Vorratsvermögens vor dem 1. September 1948 veräußert 
worden, so sind sie höchstens mit dem Wert anzusetzen, der sich aus dem Verkaufs- 
erlös unter Abzug der handelsüblichen Gewinnspanne ergibt, falls dieser niedriger ist 
als die nach Abs. 1 zulässigen Höchstwerte.“ 

Steuerrechtlich sind die Wiederbeschaffungskosten als Neuanschaffungs werte 
trotz ihrer Empfehlung durch die Betriebswirtschaftslehre (besonders F. 
Schmidt) bisher nicht anerkannt worden. Nur die VStR geben die Möglichkeit 
ihrer Berücksichtigung. Abschn. 52 Abs. 1 VStR führt aus, daß für die Wirt- 
schaftsgüter des beweglichen Anlagevermögens (Büroeinrichtungen, Kraftfahr- 
zeuge, Betriebseinrichtungen allgemeiner Art, wie Werkzeuge usw.) die Wie- 
derbeschaffungskosten in der Regel aus den Tagespreisen vom Bewertungs- 
stichtag abzuleiten sind. 
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Besonders deutlich wird der Hinweis durch Abschn. 51 VStR für das Vorratsver- 
mögen, zu dem Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, halbfertige und fertige Erzeug- 
nisse sowie Waren gehören. „Der Teilwert dieser Wirtschaftsgüter findet seine 
obere Grenze in den Wiederbeschaffungskosten für ein Wirtschaftsgut gleicher 
Art und Güte vom Feststellungszeitpunkt. Die Wiederbeschaffungskosten um- 
fassen alle Kosten, die unter Berücksichtigung des tatsächlichen Zustandes des 
Wirtschaftsgutes am Bewertungsstichtag bei einer Wiederbeschaffung aufzu- 
wenden wären. Ausgangspunkt für die Ermittlung sind die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten (Neuwert) für ein gleichartiges Wirtschaftsgut. Unter An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten sind alle bei der Anschaffung oder Her- 
stellung anfallenden Kosten zu verstehen. Beim Vorratsvermögen sind die 
Wiederbeschaffungskosten in der Regel aus den Tagespreisen vom Bewer- 
tungsstichtag abzuleiten.“ 

Da die Wiederbeschaffungskosten für Waren verschieden sind, je nachdem, ob 
sie sich in der Hand des Herstellers, des Großhändlers oder des Einzelhändlers 
befinden, so darf auch heute noch unter Bezugnahme auf ein RFH-Urteil vom 
4. 6. 1940 gefolgert werden, daß die Wiederbeschaffungskosten bei einem 
Fabrikunternehmen aus den Herstellungskosten unter Einrechnung der Fer- 
tigungsgemeinkosten, aber unter Ausschaltung der Zinsen für Fremdkapital 
und des Unternehmergewinnes, andererseits unter Berücksichtigung der Kapa- 
zität des Unternehmens zu ermitteln sind. 

Sind am Stichtag größere Warenmengen vorhanden, die noch zu niedrigeren 
Preisen eingekauft waren, so können unter Umständen sogar die höheren 
Wiederbeschaffungskosten des Stichtages als Richtschnur dienen. 

Besondere Beachtung verdient in diesem Zusammenhang § 51 Abs. 1 Ziffer 2 b 
EStG: „Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundes- 
rats Vorschriften durch Rechtsverordnung zu erlassen, nach denen für jeweils 
zu bestimmende Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens eine den steuerlichen 
Gewinn mindernde Rücklage für Preissteigerungen in Höhe eines Vom- 
hundertsatzes des sich nach § 6 Abs. 1 Ziffer 2 Satz 1 ergebenden Werts dieser 
Wirtschaftsgüter zugelassen werden kann, wenn ihre Börsen- oder Marktpreise 
(Wiederbeschaffungspreise) am Bilanzstichtag gegenüber den Börsen- oder 
Marktpreisen (Wiederbeschaffungspreisen) am vorangegangenen Bilanzstichtag 
wesentlich gestiegen sind. Der Vomhundertsatz ist nach dem Umfang dieser 
Preissteigerung zu bestimmen; dabei ist ein angemessener Teil der Preissteige- 
rung unberücksichtigt zu lassen. Die Rücklage für Preissteigerungen ist späte- 
stens bis zum Ende des auf die Bildung folgenden 6. Wirtschaftsjahrs gewinn- 
erhöhend aufzulösen. Bei wesentlichen Preissenkungen, die auf die Preissteige- 
rungen im Sinne des Satzes 1 folgen, kann die volle oder teilweise Auflösung 
der Rücklage zu einem früheren Zeitpunkt bestimmt werden.“ 

Die dieser Ermächtigung entsprechende Rechtsverordnung wurde in § 74 EStDV 
erlassen. Er bringt eine Erläuterung hinsichtlich der Berechnung. Darin heißt es: 
„Zur Errechnung der Rücklage für Preissteigerung ist der Vomhundertsatz zu 
ermitteln, um den der Börsen- oder Marktpreis (Wiederbeschaffungspreis) der 
Wirtschaftsgüter am Schluß des vorangegangenen Wirtschaftsjahres zuzüglich 
10 % dieses Preises niedriger ist als der Börsen- oder Marktpreis (Wieder- 
beschaffungspreis) am Schluß des Wirtschaftsjahres.“ 
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Die Rücklage darf den steuerlichen Gewinn aber nur bis zur Höhe des Be- 
trages mindern, der sich bei Anwendung des errechneten Prozentsatzes auf die 
am Schluß des Wirtschaftsjahres in der Steuerbilanz ausgewiesenen und mit 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten bewerteten Güter ergibt. In Frage 
kommen können nur Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Halbfertig- und Fertig- 
erzeugnisse und Waren, soweit sie sämtlich vertretbare Güter sind. 



Beispiel: 

Wiederbeschaffungspreis am Schluß des Wirtschaftsjahres 5 000 DM 

Wiederbeschaffungspreis am 31. 12. des Vorjahres 3 800 DM 

+ 10% 380 DM 4 180 DM 

Preisdifferenz 820 DM 

820 • 100 

Prozentsatz der Preissteigerung (820 bei 5 000) = — — = 16,4% 

5 000 

Die in Betracht kommenden Wirtschaftsgüter hatten am Ende des Wirtschaftsjahres 

einen Anschaffungs wert von 5 500 DM 

so daß eine steuerfreie Rücklage von 16,4 X 55 = ! 902 DM 



gebildet werden kann: Gewinn- und Verlustkonto an Rücklage .... 902 DM 

c) Die Bewertung nach dem EStG 

Nach diesen allgemeinen Darlegungen ist nun der steuerrechtliche Wertansatz 
für die in den §§ 6 und 7 des EStG aufgeführten Wirtschaftsgüter folgender: 

Nichtabnutzbare Anlagewerte (Grund und Boden, Beteiligungen, Geschäfts- 
oder Firmenwert, Umlaufvermögen) sind mit den Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten oder aber zum niedrigeren Teilwert anzusetzen. Dieser Teil- 
wert kann bei Wirtschaftsgütern, die bereits zum Schluß des vergangenen Wirt- 
schaftsjahres dem Betriebsvermögen angehört haben, auch dann zur Anwen- 
dung kommen, wenn er höher als der letzte Bilanzansatz ist; nur dürfen die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht überschritten werden. 

Ein bezeichnendes Beispiel dafür dürfte der Wertansatz von Wertpapieren sein. 
Hätte ein Unternehmer aus betriebseigenen Mitteln Aktien für 20 000, — DM 
gekauft, die infolge Änderung der Wirtschaftslage der Aktiengesellschaft auf 
15 000, — DM sanken und daher mit diesem Wert in der letzten Bilanz erschie- 
nen, so könnte der Wertansatz der nächsten Bilanz auf vielleicht 17 000, — DM 
lauten, sobald diese Wertsteigerung als Ausdruck einer anhaltenden (nicht nur 
vorübergehenden) Besserung der Wirtschaftslage anzusehen ist. In keinem Falle 
darf der Anschaffungswert von 20 000, — DM überschritten werden. Der jewei- 
lige Tages- oder Börsenpreis der Aktien ist ihr Teilwert. 

Langlebige abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, d. h. bewegliche 
mit einer Nutzungsdauer von mehr als 1 Jahr, sind zu den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten, vermindert um die Absetzungen für Abnutzung, einzuset- 
zen. Ist auch hier der Teilwert geringer, so kann er berücksichtigt werden. Der 
Wertansatz darf aber keinesfalls über den vom Schluß des vergangenen Ge- 
schäftsjahres stammenden Bilanzwert hinausgehen. Die Absetzungen für Ab- 
nutzung haben gemäß § 7 die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Wirt- 
schaftsgutes zu berücksichtigen; sie können in gleichen oder fallenden Jahres- 
beträgen vorgenommen werden. Soweit es wirtschaftlich begründet ist, kann 
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der Steuerpflichtige bei entsprechendem Nachweis statt der Absetzung für Ab- 
nutzung in gleichen Jahresbeträgen auch die nach Maßgabe der Leistung des 
Wirtschaftsgutes anwenden. Die Vorschriften über die Absetzungen für Ab- 
nutzung gelten auch für Substanzbetriebe (Bergwerke, Kiesgruben usw.) hin- 
sichtlich der abzubauenden Bodenschätze. Statt der Absetzungen für Abnutzung 
sind für die Bodenschätze (Substanz) auch Absetzungen für Substanzverringe- 
rung statthaft. 

Absetzungen wegen außergewöhnlicher technischer oder wirtschaftlicher Ab- 
nutzung sind gerechtfertigt, wenn z. B. eine Maschine mit erwarteter zehn- 
jähriger Lebensdauer bereits nach sechs Jahren infolge neuer Erfindungen als 
veraltet anzusehen und darum ganz abzuschreiben ist. 

Kurzlebige Wirtschaftsgüter. Wirtschaftsgüter des betrieblichen Anlagevermö- 
gens, deren Nutzungsdauer erfahrungsgemäß 1 Jahr nicht übersteigt, dürfen 
ohne Rücksicht auf ihren Wert im Jahr der Anschaffung voll abgesetzt werden. 

Geringwertige Anlagegüter sind bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage- 
vermögens, die einer selbständigen Bewertung und Nutzung fähig sind, mit 
einem Anschaffungs- oder Herstellungswert für das einzelne Wirtschaftsgut bis 
zu 600 DM. Solche Anlagewerte können von Steuerpflichtigen, die den Gewinn 
auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung ermitteln, im Jahr der Anschaffung 
in voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt werden (§ 6 Abs. 2 EStG). 

Zum Nachweis des Betriebsvermögens bestimmen die EStR in Abschnitt 31, daß 
alle beweglichen Gegenstände des Anlagevermögens mit Hilfe einer körper- 
lichen Bestandsaufnahme in ein Bestandsverzeichnis aufzunehmen sind, und 
zwar auch die geringwertigen Anlagegüter, sobald ihr Anschaffungs- oder Her- 
stellungswert 100 DM übersteigt und soweit sie nicht in einem besonderen Konto 
verbucht worden sind. Die jährliche körperliche Bestandsaufnahme kann unter- 
bleiben, wenn der Steuerpflichtige das Bestandsverzeichnis fortlaufend durch 
Einträgen der Zu- und Abgänge so in Ordnung hält, daß der Tag der Anschaf- 
fung oder Herstellung des Gegenstandes, die Höhe der Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten und der Tag des Abgangs ersichtlich sind. Das Fehlen oder die 
Unvollständigkeit eines Bestandsverzeichnisses bzw. die Außerachtlassung einer 
körperlichen Bestandsaufnahme können als sachlicher Mangel der Buchführung 
angesehen werden. 

Verbindlichkeiten. Von weiteren Bilanzwerten erwähnt § 6 Abs. 1 Ziff. 3 EStG 
dann die Verbindlichkeiten, die gleich nichtabnutzbaren Wirtschaftsgütern zu 
bewerten sind. In der Mehrzahl der Fälle handelt es sich bei Verbindlichkei- 
ten um Schulden in der Landeswährung, bei denen der auf genommene Nenn- 
betrag die Verpflichtung darstellt. Die Ausnahme, daß eine Schuld mit einem 
höheren als dem empfangenen Geldwert zu tilgen ist, erfährt in der Steuer- 
bilanz die gleiche Behandlung wie in der Handelsbilanz, nämlich Einstellung 
zum vollen Rückzahlungsbetrag. Lauten die Schulden auf fremde Währung, so 
ändern sie sich mit dem Wechsel des Kurses. Sinkt der Kurs, so verlangt eine 
vorsichtige Bilanzierung trotzdem die Einstellung zum Aufnahmekurs, weil sich 
der Kurs bis zur Schuldentilgung zuungunsten des Schuldners gewandelt ha- 
ben kann; steigt er, so ist selbstverständlich die Bewertung zum höheren Teil- 
wert Pflicht. 

Entnahmen. In Abs. 1 Ziff. 4 hebt § 6 EStG hervor, daß Entnahmen des Steuer- 
pflichtigen für sich, seinen Haushalt oder für andere betriebsfremde Zwecke 
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mit dem Teil wert anzusetzen sind, d. i. bei Geld der Nennwert, bei Waren der 
Anschaffungs- oder Tageswert, und zwar der kleinere von beiden. 

Einlagen . Auch für Einlagen ist nach § 6 Abs. 1 Ziff. 5 EStG die Bewertung zum 
Teilwert die Norm; in zwei Fällen darf jedoch nicht über die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten hinausgegangen werden, und zwar 

a) wenn die Anschaffung oder Herstellung innerhalb der letzten drei Jahre 
vor der Zuführung erfolgte oder 

b) wenn es sich um einen Anteil an einer Kapitalgesellschaft handelt, an der 
der Steuerpflichtige allein oder mit seinen Angehörigen innerhalb der letz- 
ten fünf Jahre mit mehr als 25 °/o beteiligt war. 

Ziff. 5 findet auch Anwendung bei Eröffnung eines Betriebes. 

Wird ein Betrieb gegen Entgelt erworben, so sind seine Wirtschaftsgüter mit 
dem Teilwert, höchstens jedoch mit den Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten anzusetzen. 

d) Steuervergünstigungen nach dem EStG 

Berücksichtigt werden hier nur die Steuervergünstigungen, die Fragen der 
Bewertung regeln und heute noch auf die Bilanzierung von Betrieben Einfluß 
haben können. 

Die nach 1949 erlassenen Einkommensteuergesetze bzw. die dazu ergangenen 
Durchführungsverordnungen brachten für einzelne Personenkreise oder zur 
Förderung des Wohnungs- und Schiffsbaues, der Erstellung von Fabrik- 
gebäuden, Lagerhäusern und landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden namhafte 
Steuererleichterungen, die im Einkommensteuergesetz den Inhalt der Para- 
graphen der 7er-Gruppe darstellen. § 7 a (Bewertungsfreiheit für bewegliche 
Anlagegüter von Flüchtlingen, Verfolgten und Vertriebenen) und 7 d (Be- 
wertungsfreiheit für Schiffe) sind bereits ausgelaufen. Sie werden daher hier 
nicht mehr besprochen. Von Bedeutung für die Bilanzierung sind heute nur 
noch §§ 7 b, 7 c und 7 e. 

§ 7 b gewährt für Gebäude, die im Geltungsbereich des Gesetzes errichtet wer- 
den und zu mehr als 66 2 /s°/o Wohnzwecken dienen, abweichend von § 7 im 
Jahr der Fertigstellung und in dem darauffolgenden Jahr auf Antrag eine Ab- 
setzung von jeweils bis zu 7 V 2 V 0 der Herstellungskosten. Ferner können in den 
darauffolgenden acht Jahren an Stelle der nach § 7 möglichen Absetzung 
jeweils bis zu 4°/o abgesetzt werden. Für den nach den zehn Jahren noch ab- 
zuschreibenden Gebäuderestwert richtet sich die Absetzung für Abnutzung nach 
der Restnutzungsdauer und dem Restwert. Garagen, die nicht mehr als einen 
Personenwagen für jede im Gebäude befindliche Wohnung auf nehmen können, 
zählen zur Wohnfläche. Herstellungskosten über 120 000 DM bei Ein- und Zwei- 
familienhäusern fallen nicht unter die Begünstigungsvorschrift. 

Die erhöhten Absetzungen finden auch Anwendung auf Zu-, Aus- und Umbau- 
ten, auf den Ersterwerb von Kleinsiedlungen, soweit der Bauherr nicht schon 
die erhöhten Abschreibungen vorgenommen hat, und auf den Ersterwerb von 
Kaufeigentumswohnungen. 
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Innerhalb der ersten vier Jahre kann der Bauherr nicht ausgenutzte erhöhte 
Absetzungen nachholen. 

Bei Gebäuden, für die der Antrag auf Baugenehmigung in der Zeit vom 10. 10. 
1962 bis 30. 6. 1964 gestellt wird, sind nur noch Eigenheime, Eigensiedlungen, 
eigengenutzte Eigentumswohnungen sowie der Ersterwerb von Kaufeigentums- 
wohnungen, Kaufeigenheimen und Trägerkleinsiedlungen begünstigt, also nicht 
mehr der Mietwohnungsbau und Zu-, Aus- oder Umbauten. Die Einschränkung 
gilt nicht in Berlin (West) 1 ). 

§ 7 c dient der Förderung des Wohnungsbaues. Die Hingabe der im folgenden 
geschilderten Darlehen ist heute zwar nicht mehr begünstigt. Im Zusammenhang 
mit der Darlehenstilgung und -bewertung hat § 7 c jedoch weiterhin Bedeutung, 
weshalb seine bilanziellen Auswirkungen hier eingehend besprochen werden 
sollen. 

Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung er- 
mitteln, konnten bei unverzinslichen und in gleichen Jahresbeträgen zu tilgen- 
den Darlehen zur Förderung des Baues von Wohnungen, gleichgültig, ob die 
Mittel durch den Betrieb gegeben oder nicht durch den Betrieb veranlaßt wur- 
den, 25 °/o des Gesamtbetrages der im Wirtschaftsjahr gegebenen Darlehen 
außerhalb der Bilanz vom Gewinn abziehen, soweit die Darlehen 30 °/o des Ge- 
winns des Betriebes, aus dessen Mitteln sie gegeben wurden, nicht überstiegen. 
Für Arbeitnehmerwohnungen des Darlehens-Betriebes galt diese 30-°/o-Grenze 
nicht. 

Die Bilanzierung der Darlehen erfolgt mit dem Wert, der sich nach Abzug von 
Zwischenzinsen unter Berücksichtigung von Zinseszinsen zu höchstens 5,5 °/o 
vom Nennbetrag ergibt. 

Der Höchstsatz der zu berücksichtigenden Darlehen betrug pro Wohnung 
7000 DM, bei Eigenheimen, Kaufeigenheimen, Kleinsiedlungen oder Eigentums- 
wohnungen 10 000 DM. Enthalten die Eigenheime, Kaufeigenheime und Klein- 
siedlungen zwei Wohnungen, so kam die Erhöhung nur für das Darlehen zu einer 
der beiden Wohnungen in Frage. 

Voraussetzungen für die Anwendung von § 7 c sind: 

1. eine Darlehenslaufzeit von mindestens zehn Jahren, 

2. Gewährung nach dem 31. 12. 1954 und vor dem 1. 1. 1962 an einen Bauherrn 
(bis zum 31. 12. 1954 hatte die Begünstigungsvorschrift des § 7 c einen ande- 
ren, wenn auch ähnlichen Inhalt), 

3. unverzügliche und unmittelbare Verwendung zur Finanzierung oder Rest- 
finanzierung des Baues von Wohnungen (auch des Wiederaufbaues von 
durch Kriegseinwirkungen ganz oder teilweise zerstörten Gebäuden), 

4. weder unmittelbarer noch mittelbarer wirtschaftlicher Zusammenhang der 
Darlehen mit aufgenommenen Krediten, 

5. Beleg des Einsatzes der Mittel und ihrer berechtigten Höhe. 

Vorzeitige Tilgung der Darlehen oder ihre Abtretung innerhalb der Frist von 
zehn Jahren hat Nachversteuerung zur Folge. 

*) Zur Zeit der Drucklegung des Buches lag dem Bundestag ein Gesetz zur Neuregelung der 
Gebäude-Af A vor. 
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Zur Darstellung der Buchungen aus einem 7c-Darlehen sei von dem einfachen 
Beispiel ausgegangen, daß ein Steuerpflichtiger 10 000 DM als Darlehen hin- 
gegeben habe, das vom zweiten Jahr an in 10 Raten zu je 1000 DM zurückgezahlt 
werde. Die 30-°/o-Grenze wird durch dieses Darlehen nicht überschritten. Die 
10 000 DM stellen nach Ansicht des Gesetzgebers einen in der Zukunft liegenden 
Anspruch dar, der zur Bilanzierung für den Tag der Hingabe nach Abzug von 
Zwischenzinsen unter Berücksichtigung von Zinseszinsen vom Nennbetrag des 
Darlehens zu errechnen ist. 

Abschn. 67 EStR 1962 enthält eine Abzinsungstab eile und gibt auch die Formel 
an, die zur Ermittlung der einzelnen Barwerte benötigt wird: 

B = r (q n — 1) 

q n (q — i) 

B = Barwert; r = jährlicher Tilgungsbetrag; q = Zinsfaktor = 1 + ; p = Zins- 

satz; n = Laufzeit. 

Bei 5,5 % sind die Gegenwartswerte für 100 DM Darlehen nach der Tabelle 
folgende: 



Laufzeit 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

10 



Barwert 

94,78 

92,30 

89,93 

87,62 

85,40 

83,26 

81,18 

79,18 

77,24 

75,38 



Werden nun nach unserem Beispiel nach Ablauf eines Jahres 1 000 DM Darlehen 
zurückgezahlt, so leitet sich der erste Bilanzwert aus 10 000 DM Darlehen mit 
einer Laufzeit von 10 Jahren ab. Der dieser Laufzeit entsprechende Barwert- 
faktor 75,38 ergibt einen Bilanzwert von 7538 DM. 

Im zweiten Darlehens jahr haben 9 000 DM noch eine Laufzeit von 9 Jahren mit 
dem Barwertfaktor 77,24, 

im dritten Darlehensjahr haben 8 000 DM noch eine Laufzeit von 8 Jahren mit 
dem Barwertfaktor 79,18 usw. 

Die jeweiligen Bilanzwerte ergeben sich also immer aus dem Darlehensrest und 
dem Abzinsungsbetrag, der der Restlaufzeit entspricht, wobei naturgemäß die 
Bewertungssätze der Tabelle in umgekehrter Reihenfolge zur Anwendung kom- 
men. Bei regelmäßiger Tilgung hat daher das Anfangsdarlehen von 10 000 DM 
folgende Bilanzwerte: 
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Jahr 



Restlaufzeit 



Bilanzwert 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

10 



10 

9 

8 

7 

6 

5 

4 

3 

2 

1 



7 538 
6 952 
6 334 
5 683 
4 996 
4 270 
3 505 
2 698 
1846 
948 



Der Steuerpflichtige buchte nun bei Darlehenshingabe 
Konto 7c-Darlehen 7 538 

Abzinsungskonto 2 462 10 000 

an Kasse (Bank) 

25 °/o von 10 000 DM wurden außerhalb der Bilanz vom Gewinn abgesetzt und 
sind eine endgültige Steuervergünstigung. Anders der über das Ergebniskonto 
abzubuchende Abzinsungsbetrag, der anläßlich der Darlehenstilgung durch ent- 
sprechende Gewinngutschriften ausgeglichen wird. 

Nach Darlehenstilgung um 1 000 DM ist das 7c-Darlehen im zweiten Jahr nur 
noch mit 6 952 DM zu bilanzieren: 

Bilanzkonto an Konto 7c-Darlehen 6 952 

Der Abzinsungsbetrag, die Differenz zwischen dem jeweiligen Nenn- und Bar- 
wert, also im zweiten Jahr zwischen 9 000 DM und 6 952 DM = 2 048 DM, hat 
gegenüber dem des ersten Jahres von 2 462 DM um 414 DM abgenommen, und 
dieser Betrag ist nun der Abzinsungsgewinn, der mit den Abzinsungsgewinnen 
wert, als im zweiten Jahr zwischen 9 000 DM und 6 952 DM = 2 048 DM, hat 
Verschwinden bringt. 

Buchung im 2. Jahr: 

Kasse (Bank) 

an Konto 7c-Darlehen 586 

an Abzinsungskonto 414 1 000 

Buchung im 3. Jahr: Bilanzwert 6 334, Abzinsungsbetrag 8 000 — 6 334 = 1 666, 
Abzinsungsgewinn 2 048 — 1 666 = 382 

Kasse (Bank) 

an Konto 7c-Darlehen 618 

an Abzinsungskonto 382 1 000 

Bilanzkonto 

an Konto 7c-Darlehen 6 334 
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Wer indirekte Bewertung vorzieht, bucht auf dem Konto 7e-Darlehen den vollen 
Darlehensbetrag, also hier 10 000 DM und bildet dazu, dem Gegenwartswert ent- 



sprechend, Wertberichtigungsposten. 

1. Jahr: Konto 7c-Darlehen an Kasse (Bank) 10 000 

Gewinn- und Verlustkonto an Wertberichtigung 7c-Darlehen 2 462 

2. Jahr: Kasse (Bank) an Konto 7c-Darlehen 1 000 

Wertberichtigung 7c-Darlehen an Gewinn- und Verlustkonto 414 



Danach stehen im ersten Jahr in der Bilanz gegenüber 10 000 DM Darlehen und 
2 462 DM Wertberichtigung, im zweiten Jahr 9 000 DM Darlehen und 2 048 DM 
Wertberichtigung usw. 

Zu wiederholen ist, daß grundsätzlich ein 7c-Darlehen in gleichen Jahresbeträgen 
zu tilgen ist. Nach Abschn. 63 EStR 1962 schließt aber „eine vorübergehende, 
durch die wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners bedingte Unterbrechung 
der jährlichen Tilgung die Anwendung des § 7 c EStG nicht aus, wenn die unter- 
bliebene Tilgung innerhalb der im Darlehens vertrag vereinbarten Laufzeit nach- 
geholt wird“. Ebenso ist es Bauherren gestattet, durch ihre zu erfüllenden Zins- 
und Tilgungsverpflichtungen nach Fertigstellung des Gebäudes mit der Tilgung 
des 7c-Darlehens erst im 4. Jahr nach Darlehenserhalt zu beginnen, wenn die 
unterbliebene Tilgung wiederum in der Darlehenszeit nachgeholt wird. In diesen 
Fällen behält das Darlehen seinen Bilanzwert so lange und so weit, bis die 
Tilgung einsetzt. An der Art der Berechnung und Buchung ändert sich nichts. 

§ 7 e: Flüchtlingen, Vertriebenen und Verfolgten gewährt § 7 e Bewertungs- 
freiheit für Fabrikgebäude, Lagerhäuser und landwirtschaftliche Betriebs- 
gebäude, wenn die Gebäude nach dem 31. 12. 1951, aber vor dem 1. 1. 1964 
hergestellt worden sind. 

Es dürfen neben der nach § 7 bemessenen Absetzung für Abnutzung zusätzliche 
Absetzungen vorgenommen werden, die im Jahr der Herstellung und in dem 
darauffolgenden Jahr bis zu 10 °/o der Herstellungskosten betragen dürfen. Die 
weitere Absetzung richtet sich nach dem Restwert und der Restnutzungsdauer. 

Der Wiederaufbau der durch Kriegseinwirkung ganz oder teilweise zerstörten 
Gebäude gleicher Art fällt unter die gleiche Vergünstigung, wenn das betreffende 
Gebäude ohne den Wiederaufbau seinem früheren Zweck nicht mehr dienen kann. 

§ 10a: Um solchen Steuerpflichtigen, die ihre frühere Erwerbsgrundlage verloren 
haben, für einen neuen Betrieb in Land- und Forstwirtschaft oder Gewerbe die 
Kapitalbildung durch Selbstfinanzierung zu erleichtern, dürfen sie für die Ver- 
anlagungszeiträume 1952 bis 1963 auf Antrag bis zu 50 °/o der Summe der nicht- 
entnommenen Gewinne, höchstens aber 20 000 DM, als Sonderausgaben vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abziehen. Für die Veranlagungszeiträume 1956 bis 
1958 erhöhte sich der Satz von 50 % auf 75 %. 

Als nicht entnommen gilt auch der Betrag, der nach dem Lastenausgleichsgesetz 
als Abgabe vom Betriebsvermögen gezahlt wird. Der steuerbegünstigte Gewinn- 
anteil ist bei der Veranlagung besonders festzustellen. 

Übersteigen in einem der folgenden 3 Jahre nach Beginn der Steuerbegünstigung 
die Entnahmen aus dem Betrieb die bei der Veranlagung zu berücksichtigende 
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Gewinnsumme, so ist vom steuerbegünstigten Betrag eine Nachversteuerung in 
Höhe des Mehrbetrages vorzunehmen. 

Beispiel : 

Der Gewinn soll einschließlich 2000 DM Entnahmen 12 000 DM 

betragen haben. 

Steuerbegünstigt sind 50 °/o des nichtentnommenen Gewinns 5 000 DM 

Diese 5000 DM sind daher als steuerbegünstigt bei den Sonderausgaben 
abzusetzen. 

Im folgenden Jahr sei der Gewinn des Steuerpflichtigen mit 15 000 DM 

angenommen, während sich seine Entnahmen auf 18 000 DM 

beziffern. 

Dann betragen die Mehrentnahmen 3 000 DM 

In dieser Höhe findet eine Nachversteuerung der begünstigten vorjährigen 
5000 DM statt. Der Überschuß von 2000 DM wird steuerlich in Anspruch genom- 
men, wenn spätere Jahre wiederum Mehrentnahmen aufweisen. 



4. Vergleich zwischen handeis- und steuerrechtlicher Bewertung 

Grund und Boden und grundstücksgleiche Rechte 

Handelsrecht: 

Mit dem Grund und Boden verbindet hinsichtlich der Bewertung der Entwurf 
eines neuen Aktienrechts grundstücksgleiche Rechte, z. B. das Erbbaurecht, das 
Bergrecht u. ä., da sie in wirtschaftlicher Hinsicht mit den Grundstücken über- 
einstimmen und in rechtlicher ihnen in vieler Beziehung gleichstehen. 

Die Belastung eines Grundstücks mit dem Erbbaurecht stellt kein bewertbares 
Wirtschaftsgut dar und bildet daher weder bei dem Erbbau verpflichteten noch 
bei dem Erbbauberechtigten einen Buchungs- oder Bilanzierungsvorgang. Nur 
die beim Abschluß des Erbbauvertrages entstehenden Notariats- und Gerichts- 
kosten sind neben anderen Aufwendungen Herstellungskosten des im Erbbau- 
recht zu errichtenden Bauwerks. 

Das Recht auf Erbbauzins bzw. die Verpflichtung zur Zahlung ist nach den Grund- 
sätzen der §§ 15 — 17 BewG zu kapitalisieren und mit diesem Wert beim Erbbau- 
verpflichteten bei der Ermittlung des sonstigen Vermögens oder des Betriebs- 
vermögens anzusetzen und beim Erbbauberechtigten bei der Ermittlung des 
Gesamt- oder Betriebsvermögens als Schuld abzusetzen. 

Höchstwert des Bergrechts sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, zu 
denen gegebenenfalls Nebenkosten für Notariats- und Auflassungskosten und 
Grunderwerbsteuer kommen, vermindert um die planmäßigen Abschreibungen 
oder Wertberichtigungen entsprechend der Nutzungsdauer oder nach ordnungs- 
mäßiger Buchführung. Bei Bergwerken wird sich die Absetzung nach dem Ver- 
hältnis der Fördermengen zur vorhandenen abbaufähigen Substanz richten. 
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Steuerrecht: 

Anschaffungs- oder Herstellungswert oder niedrigerer Teilwert. Handelt es sich 
um bergmännisch genützten Grund und Boden (Sand- und Kiesgruben, Stein- 
brüche usw.), so darf auch nach Steuerrecht die Substanzverringerung durch 
entsprechende Absetzungen zum Ausdruck gebracht werden. Bodenverbesse- 
rungen durch Entwässerung, Straßenbau usw. sind zu aktivieren. 

Grund und Boden zählt mit Ausnahme desjenigen von Grundstückshandelsunter- 
nehmungen stets zum Anlagevermögen. 

Gebäude 

Handelsrecht: 

Gebäude gleich welcher Art (Fabrik-, Verwaltungs-, Wohngebäude usw.) sind mit 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich der Abschreibung zu akti- 
vieren. Da sich der Abnutzungsfaktor nach dem Verwendungszweck des Gebäudes 
richtet, empfiehlt es sich, die Gebäude bilanzmäßig zu trennen. Das wird durch 
den Entwurf zu einem neuen Aktiengesetz sogar zur Pflicht gemacht, um Gebäude, 
die unmittelbar dem Betrieb dienen, von denen zu unterscheiden, für die dieser 
Zusammenhang nicht gegeben ist. 

Steuerrecht: 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich Absetzung für Abnutzung oder 
der geringere Teilwert. 

Abbruch- und Trümmerbeseitigungskosten sind zu aktivieren und bei einem 
Neubau den Herstellungskosten zuzurechnen. Um aus der Aktivierung der 
Trümmerbeseitigungskosten nicht zu unmöglichen Bilanzwerten zu gelangen, 
wird man ein Trümmergrundstück mit dem niedrigeren Teilwert ansetzen. 

Gebäude auf fremdem Grund und Boden 

Diese gelten entgegen § 93 BGB als wirtschaftliches Eigentum des bauberechtig- 
ten Pächters und sind daher nach Handels- und Steuerrecht von diesem zu bilan- 
zieren (§ 131 AktG und § 50 Abs. 3 BewG). Der Grund und Boden bleibt Eigen- 
tum des Verpächters und erscheint daher in dessen Bilanz. 

Handelsrecht: 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich Abschreibung. 

Steuerrecht: 

Auch Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich Absetzung für Abnut- 
zung oder niedrigerer Teilwert. 

Die Abschreibungen richten sich nach der Gesamtdauer der Nutzung und dem 
Übemahmewert des Gebäudes bei Beendigung des Pachtverhältnisses. Wurde 
z. B. der Grund und Boden zur Errichtung eines Betriebsgebäudes für 30 Jahre 
unter der Bedingung verpachtet, daß das Gebäude nach Ablauf der Frist dem 
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Verpächter entschädigungslos zufällt, dann kann es der Pächter in 30 Jahren, 
also mit SVsVo jährlich, abschreiben. 

Der Übemahmewert für den Verpächter ist nicht der auf 0 DM abgeschriebene, 
sondern der gemeine Wert zur Zeit des Übergangs. 

Beteiligungen 

Darunter fällt die auf Dauer berechnete Mitgliedschaft an einem anderen Unter- 
nehmen, die durch den Besitz eines Wertpapieres verkörpert wird oder aus Ein- 
lagen bei einer Personengesellschaft, einer stillen Gesellschaft oder dem Erwerb 
von Anteilen einer GmbH hervorgeht. Wertpapiere gelten nach § 131 Abs. 1 
A II 6 AktG (§ 145 Abs. 2 Entw.) im Zweifel als Beteiligung, wenn ihr Nenn- 
betrag insgesamt 25 °/o des Nennkapitals der Gesellschaft erreicht. 

Der Entwurf zu einem neuen Aktiengesetz rechnet aus Liquiditätsgründen zu 
Beteiligungen und Wertpapieren des Anlagevermögens auch Ausleihungen mit 
einer Laufzeit von mehr als 4 Jahren und vereinigt sie zu der Vermögensgruppe 
Finanzanlagen. 

Handelsrecht: 

Höchstwert sind die Anschaffungskosten, zu denen bei Wertpapieren die üblichen 
Bankspesen (Provision und Maklergebühr) und die Börsenumsatzsteuer gehören, 
soweit nicht wegen einer voraussichtlich dauernden Wertminderung Abschrei- 
bungen oder Wertberichtigungen gerechtfertigt erscheinen. 

Steuerrecht: 

Nach § 6 Abs. 1 Ziff. 2 EStG kann statt der Anschaffungskosten der niedrigere 
Teilwert genommen werden. Es bleibt aber dem Steuerpflichtigen überlassen, 
ob er für Wirtschaftsgüter, die bereits am Schluß des vorangegangenen Wirt- 
schaftsjahres zu seinem Betriebsvermögen gehörten, den damals geltenden oder 
den bei späterer Bilanzierung maßgeblichen höheren Teilwert verwenden will. 
Nur darf er mit seinem Wertansatz, wie das in dem Zahlenbeispiel auf S. 180 
ausgeführt wurde, nicht über die Anschaffungskosten hinauskommen. 

Die Abweichung zwischen handeis- und steuerrechtlicher Bewertung darf nicht 
zu große Ausmaße annehmen. Liegt die Bewertung einer Beteiligung in der 
Steuerbilanz bereits unter der der Handelsbilanz, so darf nach einem RFH-Urteil 
eine weitere Herabsetzung in der Steuerbilanz so lange nicht vorgenommen 
werden, als man an dem höheren Wertansatz in der Handelsbilanz festhält. 

Maschinen und maschinelle Anlagen 

Dazu können die verschiedensten Maschinen (Kraftmaschinen, Fertigungs- 
maschinen, Werkzeugmaschinen u. a.) gehören, die allgemein einen Teil des 
abnutzbaren Anlagevermögens repräsentieren. 

Handelsrecht: 

Bilanziert werden die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, zu denen bei Kauf 
die Aufwendungen für Transport und sonst regelmäßig etwaige Montagekosten 
hinzuzurechnen sind, abzüglich der Abschreibungen. 
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Steuerrecht: 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich Absetzung für Abnutzung 
oder niedrigerer Teilwert. 

Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsausstattung 
Handelsrecht: 

Werkzeuge, die bisher in Bilanzen in einem besonderen Posten ausgewiesen 
werden konnten, sind nach dem Bilanzschema für Aktiengesellschaften nach dem 
Entwurf zum neuen AktG mit Betriebs- und Geschäftsausstattung zu vereinigen. 
Der Grund dafür ist die Vielzahl der benötigten Werkzeuge, der oft geringe Wert 
des einzelnen Stückes und die starke Wandelbarkeit des Bestandes. Daraus ergibt 
sich auch die Gewohnheit, an Werkzeugen entgegen der üblichen Einzelabschrei- 
bung bei anderen Anlagegütern eine summarische Abschreibung vorzunehmen, 
ja die Abschreibung vielfach bis auf den Erinnerungswert von 1 DM durch- 
zuführen. 

Zuweilen finden sich Werkzeuge in aufeinanderfolgenden Bilanzen mit einem 
Fest- oder Standardwert, weil die Zugänge durch Neuanschaffungen sofort voll 
abgeschrieben werden. 

Steuerrecht: 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich Absetzung für Abnutzung 
oder niedrigerer Teilwert. 

Bei einem großen Teil der Betriebs- und Geschäftsausstattung werden die An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten nicht über 600 DM liegen, so daß die 
sofortige Absetzung als geringwertiges Wirtschaftsgut statthaft ist. Nur wenn 
eine Sachgesamtheit vorliegt, z. B. ein zu einer besonderen Arbeit benötigter 
Werkzeugkasten, dann müßte bei Überschreiten der 600-DM-Grenze Aktivie- 
rung erfolgen. Es ist hier wie bei der Beschaffung von Ersatzteilen: Die Reifen 
eines neuen Autos bilden mit dem Kraftwagen eine Sachgesamtheit und sind in 
dem Anschaffungspreis zu aktivieren; Ersatzreifen des Autos dagegen können 
als geringwertiges Wirtschaftsgut beim Einkauf voll abgesetzt werden. Ähnlich 
liegt folgender Fall: Die Bestuhlung eines Kinos stellt eine Sachgesamtheit dar, 
die Auswechslung eines schadhaften Stuhles ist bilanzmäßig Abbuchung eines 
geringwertigen Wirtschaftsgutes. 

Anlagen im Bau und Anzahlungen auf Anlagen 

Handelsrecht: 

Der Entwurf zum neuen Aktiengesetz verlangt in § 144 Abs. 1 Aktiva II 7 die 
besondere Herausstellung von Anlagen im Bau und Anzahlungen auf Anlagen 
und entspricht damit einem übereinstimmenden Verlangen der betriebswirt- 
schaftlichen Theorie und Praxis. 

Im Bau befindliche Anlagen sind, betriebswirtschaftlich gesehen, schwebende 
Geschäfte, die gegenüber dem Aufwand und Ertrag und auch hinsichtlich der 
Vermögenswerte einer sachlichen Abgrenzung bedürfen. Das läßt sich erreichen, 
wenn man in Kontenklasse 2 ein Konto „Im Bau befindliche Anlagen“ einrichtet 
und auf diesem alle während eines Betriebsabschnitts zur Errichtung eines 
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Gebäudes oder zur Herstellung einer anderen Anlage erforderlichen Aufwen- 
dungen laufend sammelt: 

Anlage: 1. Baurate 

2. Baurate usw. 

Ist vor der Fertigstellung der Anlage ein Bücherabschluß durchzuführen, so 
empfiehlt es sich, die bis dahin aufgelaufenen Kosten einem gleichnamigen Konto 
der Klasse 0 zu überweisen und von hier aus in die Bilanz zu überführen. 

0 (im Bau befindliche Anlagen) 
an 2 (im Bau befindliche Anlagen) 

Bilanzkonto 

an 0 (im Bau befindliche Anlagen) 

Im kommenden Betriebsabschnitt geht der Betrag auf das Konto der Klasse 2 
zurück, so daß hier die Kostensammlung bis zur Fertigstellung vor sich gehen 
kann. Nach Vollendung und etwaiger Abnahme wird der Endbetrag auf das ent- 
sprechende Anlagekonto (Gebäude, Maschinen usw.) überführt. 

Der Bilanzwert sind die Herstellungskosten; Abschreibungen können erst mit 
der Fertigstellung und Ingebrauchnahme einsetzen, weil erst damit die Nutzung 
beginnt. 

Steuerrecht: 

Herstellungskosten oder der geringere Teilwert. 

Auch der ausführende Bauunternehmer hat vor der Fertigstellung nur seine 
jeweiligen Aufwendungen zu aktivieren und nicht schon „noch nicht realisierte 
Gewinne“. Eine teilweise Gewinnverwirklichung ist erst gerechtfertigt, wenn 
endgültige Rechnungen über abgrenzbare Teilbauten vorliegen, die auch abge- 
nommen worden sind. 

Bei Bauten, die sich über mehrere Jahre erstrecken, gewährt das Steuerrecht dem 
Bauunternehmer ein Wahlrecht, entweder seinen Gewinn im Jahr der Fertig- 
stellung und endgültigen Abrechnung zu aktivieren oder aber ihn auch ohne 
Teilabnahmen auf die einzelnen Wirtschaftsjahre angemessen zu verteilen, damit 
er sich nicht auf einen Verrechnungszeitraum zusammendrängt. 

Geschäftswert 

Handelsrecht: 

Der Geschäftswert erscheint in Bilanzen unter verschiedenen Namen als Good- 
will, Firmenwert u. a. Es ist der Wert, der den Ruf der Firma kennzeichnet und 
bei Verkauf eine Entschädigung für die Kundschaft, die Geschäftsverbindungen, 
die Geschäftsorganisation u. ä. in sich schließt. Der Wert einer Firma kann sich 
nach und nach aus den betrieblichen Leistungen ergeben, also erarbeitet werden 
(ursprünglicher oder originärer Firmenwert). Dann ist es schwer, ihn in einen 
Bilanzbetrag zu kleiden, und darum verbieten auch § 133 Ziff. 5 AktG und § 146 
Abs. 1 Ziff. 4 Entw. seine Aktivierung. 

Ergibt sich der Geschäftswert aber anläßlich der entgeltlichen Übernahme eines 
Geschäfts in der Weise, daß der Kaufpreis das Ergebnis aus Aktiven abzüglich 
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Passiven übersteigt, so ist der Mehrbetrag (abgeleiteter oder derivativer Firmen- 
wert) gesondert unter die Aktiven zu schreiben. Er soll durch angemessene jähr- 
liche Abschreibungen oder Wertberichtigungen nach und nach zum Schwinden 
gebracht werden, nach dem Entwurf in nicht mehr als 5 Jahren. 

Besonders hervorgehoben werden in § 133 Ziff. 4 AktG und § 146 Abs. 1 Ziff. 3 
Entw. Aufwendungen für die Betriebseinrichtung (Organisation). Sie dürfen 
als Sonderposten unter den Anlage- Aktiven erscheinen und sind dann gleich dem 
Geschäftswert durch jährliche Abschreibungen oder Wertberichtigungen zu 
tilgen; Aufwendungen für die Unternehmensgründung und die Kapitalbeschaf- 
fung fallen nach dem Wortlaut des Gesetzes nicht darunter. 

Steuerrecht: 

Nach Steuerrecht gehört der Firmenwert als immaterielles Wirtschaftsgut zum 
nichtabnutzbaren Anlagevermögen. Er ist entsprechend dem Handelsrecht nur 
bei entgeltlichem Erwerb und dann mit den Anschaffungskosten anzusetzen, darf 
aber im Gegensatz zum Handelsrecht nicht getilgt werden. Im Bedarfsfälle kann 
der niedrigere Teilwert an die Stelle des Anschaffungswertes treten. Dann hat 
der Unternehmer jedoch den Nachweis zu führen, daß tatsächlich eine Minderung 
des Geschäftswertes eingetreten ist. 

Patente, Markenrechte, Lizenzen, Konzessionen usw. 

Handelsrecht: 

Das Aktienrecht gestattet die Ausweisung dieser immateriellen Wirtschaftsgüter 
in einem Posten; die Aufwendungen zur Erlangung der Rechte sind als Anschaf- 
fungskosten zu aktivieren. Da sie jedoch durch die zeitliche Begrenzung regel- 
mäßig einer Wertminderung unterliegen (der gesetzliche Schutz für Patente 
beträgt 18 Jahre, der für Gebrauchsmuster 3 Jahre), kommen regelmäßig Ab- 
schreibungen in Betracht, die sich aber nicht nach der gesetzlichen Schutzdauer, 
sondern nach der mutmaßlichen Nutzenstiftung richten. Ein Patent kann ja aus 
den verschiedensten Gründen bald als überholt anzusehen sein, so daß Abschrei- 
bungen in 5 Jahren oder sogar in einem Jahr auf den Erinnerungswert von 1 DM 
keine Seltenheit sind. 

Bei Konzessionen ist noch in Betracht zu ziehen, daß man solche auf Teilanlagen 
(die Aufstellung eines Dampfkessels) oft der Anlage selber zuschreibt, während 
man die für einen ganzen Betrieb (Apothekenkonzession) als Sonderposten 
aktiviert. 

Steuerrecht: 

Patente, Markenrechte, Lizenzen und ähnliche Rechte zählen zu den abnutzbaren 
Anlagegütern und sind daher zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
abzüglich Absetzung für Abnutzung oder zum geringeren Teilwert zu bilanzie- 
ren. 

Konzessionen können steuerlich nur dann in einer Bilanz Aufnahme finden, 
wenn sie allein oder in Verbindung mit einem Unternehmen umsetzbar sind und 
wenn beim Erwerb Aufwendungen entstanden. Dann bilden diese Aufwendungen 
den Bilanzwert. Statt dieser Anschaffungskosten darf der niedrigere Teilwert 
Anwendung finden. Absetzungen für Abnutzung gibt es nicht. 
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Abgaben für eine persönliche Konzession (Schank- oder Apothekenkonzession) 
sind wohl Aufwendungen zur Konzessionserlangung, sie werden jedoch nicht 
aktiviert, da solche persönlichen Hechte kein selbständig zu bewertendes Wirt- 
schaftsgut darstellen. 



Bar werte 



Dazu rechnen wir die leicht greifbaren (liquiden) Aktiven erster Ordnung: den 
Bargeldbestand und Zinsscheine in DM-Währung und die Guthaben bei Post- 
scheckamt und Banken. 



Handelsrecht 

Steuerrecht 



Der Nennwert ist der Bilanzwert. 



Geld in fremder Währung 

Darunter fallen die auf fremde Währung lautenden Noten und Geldsorten, aber 
auch die an ausländischen Plätzen zahlbaren Zahlungsanweisungen in fremder 
Währung, insbesondere Wechsel und Schecks und telegrafische Auszahlungen, 
die unter dem Namen Devisen zusammengefaßt werden. 

Bei freiem zwischenstaatlichem Verkehr werden die Devisen an der Börse ge- 
handelt und geben dadurch zur Notierung von Börsenkursen Anlaß. 

Handelsrecht: 

Anschaf fungs- oder Herstellungskosten, höchstens jedoch der Börsen- oder 
Marktpreis bzw., wenn ein solcher nicht besteht, der Tageswert am Bilanz- 
stichtag. 

Steuerrecht : 

Wahl zwischen den Anschaf fungs- oder Herstellungskosten und dem niedrigeren 
Teilwert, wobei der Teilwert als durch den Börsen- oder Marktpreis ersetzt 
gedacht ist. 

Wertpapiere 

Unter diesen Begriff im engeren Sinne fallen die verschiedenen Arten öffent- 
licher Anleihen des Bundes, der Länder, Städte und öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften (Eisenbahn, Post usw.), ferner Pfandbriefe, Industrieobligationen, 
Aktien und dgl., soweit sie nicht Anlagezwecken dienen , im weiteren Sinne auch 
Wechsel und Schecks, die jedoch an besonderer Stelle behandelt werden sollen. 

Die genannten Papiere können ohne Inanspruchnahme der Börse, d. h. im soge- 
nannten Freiverkehr, gehandelt werden oder mit amtlicher Notierung an der 
Börse. 



Ohne Börsen- oder Marktpreis: 

Handelsrecht: 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten, höchstens aber der Zeitwert des Bilanz- 
stichtages. Dem Anschaffungswert sind Nebenkosten für Bankgebühren und 
Stempel hinzuzurechnen. 

Steuerrecht: 

Wahl zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und dem niedrigeren 
Teilwert des Bilanzstichtages. 



13 Knoll, Bilanzkunde 
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Mit Börsen-oder Marktpreis: 

Handelsrecht: 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten, höchstens aber der Börsen- oder Markt- 
preis des Bilanzstichtages. 

Steuerrecht: 

Wahl zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und dem niedrigeren 
Teilwert, wobei der Teilwert als durch den Börsen- oder Marktpreis ersetzt 
gedacht ist. 

Eigene Aktien und GmbH-Anteile 

Dem Erwerb eigener Aktien können erhebliche Bedenken entgegenstehen. Eigene 
Aktien reagieren sehr schnell auf eine angespannte Geschäftslage und bilden 
dadurch einen unsicheren und das Risiko steigernden Vermögens wert. Würden 
nicht voll eingezahlte Eigenaktien angekauft, so begäbe sich die Gesellschaft des 
Anspruchs auf die noch ausstehende Einlage und würde damit die Sicherheit der 
Gesellschaftsgläubiger schmälern. Diese Umstände haben dafür gesorgt, daß 
eigene Aktien und auch GmbH-Anteile nur unter bestimmten Voraussetzungen 
erworben werden dürfen. 

§ 65 AktG gestattet den Erwerb, 

1. wenn er zur Abwendung eines schweren Schadens von der Gesellschaft not- 
wendig ist, 

2. wenn die Aktien den Arbeitnehmern zum Erwerb angeboten werden, 

3. wenn auf die Aktien der Nennbetrag oder der höhere Ausgabebetrag voll 
geleistet ist und der Erwerb unentgeltlich geschieht oder die Gesellschaft mit 
dem Erwerb eine Einkaufskommission ausführt. 

Was unter einem schweren Schaden zu verstehen ist, wird im Gesetz nicht er- 
läutert. Die Praxis rechnet dazu die Abwendung einer Überfremdung, die Reak- 
tion auf einen Kurssturz, der sich nicht allmählich im Laufe einer allgemein 
rückläufigen Bewegung der Börsenkurse, sondern durch andere Umstände be- 
dingt vollzieht, und anderes. 

Soweit eigene Aktien erworben werden, um sie Arbeitnehmern der Gesellschaft 
oder ausscheidenden bzw. außenstehenden Aktionären zuteil werden zu lassen, 
handelt es sich nur um Durchgangserwerb, weil die Papiere ja wieder abgegeben 
werden. Eine namhafte Erweiterung der Bestände an eigenen Aktien tritt also 
nicht ein. 

Der Gesamtbetrag der zu den Zwecken nach 1 und 2 erworbenen Aktien darf 
jedoch zusammen mit dem Betrag anderer Aktien der Gesellschaft, die die 
Gesellschaft oder ein abhängiges Unternehmen bereits zu diesen Zwecken 
erworben hat und noch besitzt, 10 °/o des Grundkapitals nicht übersteigen. 

Die genannten Einschränkungen gelten nicht, wenn der Erwerb auf Grund eines 
Beschlusses der Hauptversammlung zur Einziehung nach den Vorschriften über 
die Herabsetzung des Grundkapitals geschieht. 
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Der Entwurf zum neuen Aktiengesetz folgt in § 68 in den Grundzügen dem 
geltenden Recht, erweitert aber die Fälle des erlaubten Aktienerwerbs, um 
außenstehende Aktionäre bei Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträgen 
durch eigene Aktien abzufinden (§§ 294 Abs. 2 und 309 Abs. 5 Entw.) und für den 
Zweck der Gesamtrechtsnachfolge. 

Der Ankauf eigener Aktien als Vollzug einer Einkaufskommission wird bei 
Gesellschaften, die einen Warenhandels-, Fertigungs- oder Verkehrsbetrieb be- 
sitzen, nicht Vorkommen, da sie mit Kommissionsgeschäften in Wertpapieren 
nichts zu tim haben. Dem Gesetzgeber haben dabei die Aktienbanken vor- 
geschwebt, die Aufträge ihrer Kunden auch zum Ankauf eigener Aktien aus- 
führen. Das für die Kommissionäre sonst übliche Selbsteintrittsrecht für den 
Fall der Ausführung einer Verkaufskommission ist hier nicht gestattet. Auch gilt 
bei kommissions weisem Einkauf die Einschränkung, daß es sich um vollbezahlte 
Aktien handeln muß. Diese Einschränkung ist hier nicht ganz verständlich, weil 
in der Haftung für den noch nicht gezahlten Betrag durch die Veräußerung keine 
Verschlechterung eintritt. 

Handelt es sich um den Erwerb eigener Aktien auf Grund eines Beschlusses der 
Hauptversammlung , so haben die vorher genannten Einschränkungen über Anlaß 
des Einzugs, über Entgeltlichkeit und Höhe des Betrages keine Geltung; es muß 
nur ein im Handelsregister eingetragener Beschluß vorauf gehen. 

§ 33 GmbHG schreibt für den Kauf eigener Geschäftsanteile vor, daß nicht 
voll eingezahlte überhaupt nicht und voll eingezahlte nur aus dem über das 
Stammkapital hinaus vorhandenen Vermögen erworben werden dürfen. 



Handelsrecht: 

Bei unentgeltlichem Aktienerwerb entsteht für die AG in Höhe des Nennwertes 
ein Buchgewinn, der nach § 192 AktG (§ 227 Abs. 5 Entw.) der gesetzlichen Rück- 
lage zuzu weisen ist: 

Konto Eigene Aktien an Gesetzliche Rücklage 
Grundkapitalkonto an Konto Eigene Aktien 

Eine Bilanzierung der eigenen Aktien findet auf diese Weise nicht statt. 

Bei entgeltlichem Erwerb und anschließender Schadensbehebung werden die 
eigenen Aktien zu den Anschaffungskosten eingestellt. 

Beispiel: 50 000 DM Aktien werden durch die Bank zum Kurse von 80 °/o gekauft; 
Einkaufsspesen 1000 DM. 



Konto Eigene Aktien an Bankkonto 
(50 000 ä 80 + 1000) 

Grundkapital an Konto Eigene Aktien 
(Senkung des Grundkapital-Nennwertes) 

Konto Eigene Aktien an Sanierungskonto 
Sanierungskonto an Gewinn- und Verlustkonto 



41 000 DM 

50 000 DM 

9 000 DM 
9 000 DM 



Auch hier erscheinen die eigenen Aktien nicht in der Bilanz. Liegt aber zwischen 
dem Ankauf und der Sanierung ein Abschluß, so werden die eigenen Aktien 
entsprechend dem Niederstwertprinzip zu den Anschaffungskosten oder dem 
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Wert des Bilanzstichtages, der bei börsengängigen Aktien der Börsen- oder 
Marktpreis ist, bilanziert. 

Steuerrecht: 

Der Anschaffungspreis oder der geringere Teilwert. Werden die Aktien unter 
dem Nennwert erworben, so ist der Unterschied zwischen dem Anschaffungspreis 
und dem Betrage der Grundkapitalsenkung kein körperschaftsteuerpflichtiger 
Gewinn. 

Müssen im Interesse der Schadensbehebung durch Kapitalherabsetzung eigene 
Aktien über dem Nennwert angeschafft werden, so darf der über den Nennwert 
hinausgehende Mehrbetrag den steuerpflichtigen Gewinn nicht kürzen. 

Eigene Anteile einer GmbH sind nach einem Urteil des RFH in der Liquidations- 
bilanz mit 0 DM zu bewerten; andererseits darf durch den Wegfall eigener Anteile 
bei Auflösung einer Kapitalgesellschaft der steuerpflichtige Auflösungsgewinn 
nicht gemindert werden. Dem trägt man Rechnung, indem der Wert der eigenen 
Anteile auch am Stammkapital gekürzt wird. 

V orrats vermögen 

Hierunter fallen je nach Art des Betriebes Rohstoffe, Hilfsstoffe, Betriebsstoffe, 
halbfertige Erzeugnisse, Fertigerzeugnisse und Waren. 

Handelsrecht: 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten, höchstens aber der Wert des Bilanz- 
stichtages, an dessen Stelle bei Vorräten mit Börsen- oder Marktpreisen der 
Börsen- oder Marktpreis des Bilanzstichtages tritt. 

Für die Bemessung der Herstellungskosten ist im Anschluß an § 133 Ziff. 1 Satz 3 
AktG schon an früherer Stelle darauf verwiesen worden, daß in angemessenem 
Umfange Abnutzungen und sonstige Wertminderungen sowie angemessene Teile 
der Betriebs- und Verwaltungskosten eingerechnet werden dürfen. Daß bei 
gekauften Vorräten die Bezugskosten dem Anschaffungspreis zuzuzählen sind, 
ist natürlich. 

Steuerrecht: 

Wahl zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und dem niedrigeren 
Teilwert, der der Börsen- oder Marktpreis sein kann. Da sich unter den Vorräten 
Anschaffungen oder Herstellungen zu unterschiedlichen Preisen befinden können 
und bei Verbrauch oder Verkauf sich nicht immer oder nicht immer leicht die 
Zugehörigkeit des fraglichen Vorratsteils zu einer Preisgruppe feststellen läßt, 
kommen in der Praxis Zweifel darüber auf, welche Preise nun für die Bewertung 
der Bestände am Bilanztage maßgebend sind. Das First-in-first-out-, kurz Fifo- 
Verf ähren, vertritt die Ansicht, daß die zuerst gekauften Waren auch zuerst 
verbraucht oder veräußert werden und daß demgemäß der Bestand am Bilanz- 
tage die Preise der letzten Einkäufe zu beachten habe. Andere wiederum meinen, 
das Last-in-first-out- oder Lifo- Verfahren sei richtig, denn die zuletzt bezogenen 
Waren werden zuerst abgesetzt, und darum können für die Bestandsbewertung 
nur die Anschaffungskosten der zuerst bezogenen Waren Platz greifen. 
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Nach Abschn. 36 EStR kann keines der Verfahren Anwendung finden. In den 
Fällen, in denen bei Bestandsermittlung eine Trennung der zu verschiedenen 
Preisen erworbenen Vorratsgüter nicht durchführbar ist, muß die Bewertung 
nach dem gewogenen Mittel der im Laufe des Wirtschaftsjahres erworbenen 
und gegebenenfalls zu Beginn des Wirtschaftsjahres vorhandenen Gegenstände 
dieser Art erfolgen. Macht der Steuerpflichtige glaubhaft, daß in seinem Betrieb 
in der Regel die zuletzt beschafften Waren zuerst verbraucht worden sind, so 
kann dieser Tatsache bei der Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten für das Ende des Wirtschaftsjahres Rechnung getragen werden. 

Zuweilen taucht bei der Bewertung von Material die Frage auf, ob Verluste, die 
durch Verderb oder anläßlich der Verarbeitung bzw. des Abmessen s entstehen, 
bereits bei der Bilanzierung ihren Ausdruck finden können. Dazu ist zu bemer- 
ken, daß es den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entspricht, den 
niedrigeren Teilwert dann einzusetzen, wenn der Kaufmann mit einem inzwi- 
schen eingetretenen Verderb rechnet oder rechnen muß. Handelt es sich aber 
um Materialeinbußen, die erst bei der Verarbeitung, dem Abwiegen oder Zu- 
messen eintreten, dann berechtigen sie bei den auf Lager genommenen Stoffen 
noch nicht zur Wertherabsetzung, falls nicht die Qualität dieser Stoffe aus 
anderen Gründen gelitten hat. 

Beispiel: Ein Tuchgeschäft hat einen Ballen Tuch von 50 Meter Länge zu 24 DM 
je Meter gekauft. Es verkauft den Stoff zur Anfertigung von einzelnen Anzügen 
und büßt beim Abmessen etwa 80 cm ein. Dann ist trotzdem der Ballen mit 
1200 DM zu inventarisieren, weil sein Wert durch die Meßdifferenz nicht ge- 
sunken ist; die 49,20 Meter kosten eben 1200 DM. Ein beim Einzelverkauf ent- 
stehender und nicht mehr voll ausnutzbarer Stoffrest könnte natürlich unter 
dem Anschaffungspreis bewertet werden. 

Ein RFH-Urteil vom 10. 8. 1938 VI 374/38 sieht es als bedenkenfrei an, wenn die 
Bewertung von Waren nach Verkaufspreisen abzüglich der Rohgewinnabschläge 
ermittelt wird, sofern die Rohgewinnabschläge zuverlässig sind. Gegen eine 
solche Bewertung wird namentlich dann nichts einzuwenden sein, soweit es sich 
um Waren handelt, die „durch ihre Gruppenzuteilung und den Kaufpreis je 
Einheit charakterisiert“ sind. 

In diesem Zusammenhang interessiert die Frage, ob Warenvorräte steuerlich als 
„eiserner Bestand“ bewertet werden dürfen. Als „eisernen Bestand“ kennzeich- 
net man den Vorrat, den ein Betrieb stets auf Lager halten muß, damit er nicht 
durch die Lieferfristen in Schwierigkeiten gerät. Man pflegt ihn zu ermitteln, 
indem man den durchschnittlichen Monatsumsatz mit der Lieferzeit unter Be- 
rücksichtigung eines Verzögerungszuschlages multipliziert, z. B. 

Monatsumsatz 5000 kg, Lieferfrist 1 Monat, Verzögerung V 2 Monat, also 5000 
X 3 / 2 = 7500 kg. 

Durch Saison- und Konjunkturschwankungen können sich andere Überlegungen 
als nötig erweisen. 

Da der „eiserne Bestand“ ein unveräußerliches Aktivum darstellt, wird seine 
Bewertung zu einem möglichst niedrigen Festpreis gefordert. Steuerlich konnten 
früher Güter des Vorratsvermögens, die im Betrieb in größerer Menge vor- 
handen und im wesentlichen gleichartig und gleichwertig sind, als eiserner 
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Bestand zusammengefaßt und mit einem Festwert in die Bilanz auf genommen 
werden, soweit sie anlageähnliche Eigenschaft hatten. 

Nach Abschn. 36 EStR ist es jedoch vom 1. 1. 1955 ab nicht mehr zulässig, zum 
Ausgleich von Preisschwankungen Wirtschaftsgüter des Vorrats Vermögens als 
anlageähnliches Vorrats vermögen zu einem Sammelposten „eiserner Bestand“ 
zusammenzufassen und mit einem Festwert anzusetzen. Es sind daher in den 
Bilanzen für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. 12. 1954 enden, alle Wirtschafts- 
güter des Vorrats Vermögens entsprechend § 6 Abs. 1 Ziff. 2 EStG mit den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten oder dem niedrigeren Teilwert einzustellen. 
Bei Wirtschaftsgütern, die bereits dem vorangegangenen Wirtschaftsjahr ange- 
hört haben, kann deren früherer Teilwert beibehalten bleiben, auch wenn er 
höher als der letzte Bilanzansatz ist. Höchstwert sind jedoch auch hier die An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten. 

Aus Vereinfachungsgründen einen Festwert anzusetzen ist grundsätzlich un- 
zulässig, weil bei einer Bewertung von Teilen des Vorrats Vermögens mit einem 
Festwert der Periodengewinn nicht einwandfrei ermittelt werden kann. Es ist 
aber nicht zu beanstanden, wenn der Steuerpflichtige Hilfs- und Betriebsstoffe 
zur Vereinfachung der Inventur mit einem Festwert ansetzt, falls ihre Menge 
und ihr Börsen- oder Marktpreis erfahrungsgemäß keinen erheblichen Schwan- 
kungen unterliegen. 

Soweit ein Festwert anerkannt wird, erscheint er in der Bilanz zu einem gleich- 
bleibenden Preise, der unter dem Börsen- und Marktwert bzw. dem gemeinen 
Wert liegen kann. Damit hängt zusammen, daß die Ergänzung der betreffenden 
Bestände über Kosten abzubuchen ist. 



Hypotheken 

Hypotheken und die ihnen verwandten Grund- und Rentenschulden können 
auf der Aktiv- und Passivseite einer Bilanz erscheinen, je nachdem, ob dem 
Bilanzierenden aus der dinglichen Belastung eines Grundstücks ein Forde- 
rungsrecht zusteht oder eine Verpflichtung obliegt. 

Für die Buchhaltung ist die Unterscheidung von Verkehrs- und Sicherungs- 
hypotheken bedeutsam, weil die Eintragung einer Sicherungshypothek allein 
noch keine Rechte oder Pflichten schafft und damit an sich auch noch nicht 
bilanzierungsfähig ist; sie erhält ihren Wert erst durch eine persönliche Forde- 
rung des Gläubigers, und dies dann auch nur im Umfang der persönlichen 
Forderung. 

Handelsrecht: 

Aktiv- und Passivhypotheken sind mit dem Nennwert (Rückzahlungsbetrag) 
zu bilanzieren. 

Häufig bedingt sich der Geldgeber bei der Gewährung eines Hypothekendar- 
lehens ein Damnum aus, das ist ein Prozentabschlag des nachgesuchten 
Betrages, so daß beispielsweise statt 200 000 DM nur 180 000 DM gezahlt zu 
werden brauchen. Der Hypothekenschuldner hat dann zu buchen: 
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Kassekonto 180 000 DM 

Damnum 20 000 DM 200 000 DM 

an Hypothekenkonto 

Das Damnum ist also bei ihm zu aktivieren und als zusätzlicher Hypotheken- 
zins während der Laufzeit des Darlehens zu tilgen (siehe Disagio, S. 170). 

Beim Hypothekengläubiger, der aus der Hypothek ein Forderungsrecht von 
200 000 DM erhält, ist das Damnum zu passivieren: 

Hypothekenkonto 

an Kassekonto 180 000 DM 

an Damnum 20 000 DM 200 000 DM 

Auch hier ist das Damnum entsprechend der Laufzeit der Hypothek abzu- 
schreiben. 

Bei der Beanspruchung von Hypothekendarlehen zur Durchführung von Neu- 
bauten wird zuweilen die Bedingung vereinbart, daß die die Mittel bereit- 
stellende Bank oder Versicherungsgesellschaft dem Hypothekenschuldner neben 
dem um ein Damnum gekürzten Hypothekendarlehen noch einen Sonder- 
kredit zur Abdeckung des Damnums gewährt, der mit einem Satz etwa 
V 2 0/0 über dem Hypothekenzinssatz zu verzinsen und bald zurückzuzahlen ist. 
Die Hypothekentilgung setzt gewöhnlich erst nach der Tilgung des Sonder- 
darlehens ein, so daß die Gesamttilgungsfrist auf diese Weise gestreckt wird. 
Der Zweck dieser Manipulation liegt darin, dem Bauwilligen im Hinblick auf 
seine Kosten zu Beginn der Bauperiode genügend Mittel an die Hand zu 
geben. 

Betrüge das Hypothekendarlehen 20 000 DM und das Damnum 6 °/o, das aber 
als Sonderdarlehen für drei Jahre zu V 2 %> über Hypothekenzinsen gewährt 
wird, dann erhält der Hypothekenschuldner in der Tat 20 000 DM und schuldet 
21 200 DM. Aus der Hypothek fließen ihm 18 800 DM zu und die Differenz zu 
20 000 DM (1200 DM) als zusätzliches Darlehen. 

Der Hypothekenschuldner bucht demgemäß: 

Geldkonto 20 000 

Damnum 1 200 21 200 

an Hypothekenkonto 20 000 

an Darlehen 1 200 21 200 



Steuerrecht: 

Bilanzierung mit den Anschaffungskosten oder bei abnehmender Sicherheit mit 
dem niedrigeren Teilwert. 

Als Anschaffungskosten ist nach den EStR der Betrag anzusetzen, der dem 
Schuldner zugeflossen ist (Verfügungsbetrag). Darlehensschulden, deren Ver- 
fügungsbetrag unter dem Nennwert liegt und die mit dem Nennwert zurück- 
gezahlt werden müssen, sind mit dem Verfügungsbetrag anzusetzen. Der Unter- 
schiedsbetrag zwischen dem Nennwert und dem Verfügungsbetrag ist auf die 
Laufzeit des Darlehens zu verteilen. 
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Handelt es sich um Schulden in ausländischer Währung (Valuta- Verbindlich- 
keiten), so sind sie auch dann mit dem Verfügungsbetrag anzusetzen, wenn der 
Kurs der ausländischen Währung gesunken ist. Der höhere Teilwert der Schuld 
kann bei gestiegenem Kurs angesetzt werden. 

Steuerpflichtige, die den Gewinn nach § 5 EStG ermitteln, müssen in diesem 
Fall den höheren Teilwert der Schuld ansetzen. 

Gleich dem Damnum sind etwaige Hypothekenbeschaffungskosten, die in Tax- 
und Vermittlungsgebühren, Kosten der Grundbucheintragung und ähnlichem 
bestehen können, zu behandeln. Sie dürfen nicht vom Schuldner im Jahr der 
Entstehung als Verlust gebucht werden, sondern sind auf die Laufzeit der 
Hypothek zu verteilen (BFH-Urteil vom 1. 7. 1960). 

Nach Handelsrecht ist die sofortige Absetzung solcher einmaligen Kosten einer 
Hypothekenaufnahme unter Berufung auf § 133 Ziff. 4 AktG statthaft; die Ver- 
buchung erfolgt dann in der Regel mit dem Buchungssatz 

Hypothekenbeschaffungskosten an Kasse (Bank). 

Die auf diese Weise zwischen der Handels- und Steuerbilanz auftretende 
Differenz kann über ein Steuerausgleichskonto (s. S. 206) beseitigt werden. 

Gleich den Hypotheken sind auch andere Darlehen aktiver und passiver Natur 
zu behandeln. 

Steuerlich wichtig ist, daß Darlehen von Gesellschaftern an ihre Gesellschaft 
hinsichtlich der Fälligkeit, Sicherheit und Verzinsung die Kennzeichen echter 
Darlehen tragen müssen, wenn sie nicht als Kapitalanteile angesehen werden 
sollen. Persönlich haftende Gesellschafter können weder Darlehensgeber noch 
Darlehensnehmer ihrer Gesellschaft sein; das hingegebene Geld ist Kapital- 
einlage, das entnommene Privatentnahme. Ebenso bedeuten nach einem RFH- 
Urteil vom 12. 5. 1937 VI A 287/37 Kreditierungen zwischen zwei offenen 
Handelsgesellschaften, die aus denselben Gesellschaftern bestehen, Einlagen 
und Entnahmen. 

Anzahlungen 

Anzahlungen bei Lieferern begründen Forderungsrechte und damit Aktiv- 
posten, Kundenanzahlungen dagegen Passivposten. Häufig gehen solche Be- 
träge als Last- oder Gutschriften in den Personen-(Kontokorrent-)Konten unter 
und treten dadurch in der Bilanz nicht gesondert in Erscheinung. Nach dem 
Bilanzschema für Aktiengesellschaften in § 131 Abs. 1 III 7 und V 5 bedürfen 
Anzahlungen jedoch eines besonderen Ausweises. 

Handelsrecht: 1 Aktivierung oder Passivierung mit dem Nominalbeträge der 

Steuerrecht: J Anzahlung als Lieferungsanspruch oder -pflicht. 

Forderungen 

Nach dem Aktienrecht ist zum Sonderausweis folgende Gliederung zu beachten: 
Forderungen auf Grund von Warenlieferungen und Leistungen, 

Forderungen an Konzernunternehmungen, 
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Forderungen aus Krediten, die nach § 80 AktG nur mit ausdrücklicher Zu- 
stimmung des Aufsichtsrats an Vorstandsmitglieder oder leitende Angestellte 
der Gesellschaft gewährt werden dürfen, 

Forderungen an Aufsichtsratsmitglieder, soweit sie nicht aus betriebsgewöhn- 
lichen Geschäften herrühren, und 

sonstige Forderungen. 

Diese Gliederung hat auch der Entwurf zum neuen Aktiengesetz übernommen, 
nur wünscht er aus Liquiditätsgründen bei Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen die Heraushebung solcher mit einer Restlaufzeit von mehr als 
einem Jahr. 

Die Forderungen aus Krediten an Vorstandsmitglieder und leitende Ange- 
stellte regelt § 86, an Aufsichtsratsmitglieder § 111 Entw. 

Die wichtigsten Forderungen sind alle aus Lieferungen oder Leistungen her- 
rührenden Geldansprüche, auch Buchforderungen, Debitoren, Außenstände ge- 
nannt, die unter die Bilanzaktiven zu stellen sind. Von entgegengesetzter 
Bedeutung sind die aus empfangenen Lieferungen und Leistungen stammenden 
Verbindlichkeiten (Buchschulden, Kreditoren) unter den Passiven. 

Für die Bewertung der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen in der 
Bilanz unterteilt man sie 

in solvente oder sichere bzw. zahlungsfähige, 
in zweifelhafte oder dubiose und 
in uneinbringliche. 

Handelsrecht: 

Forderungen werden trotz ihrer Befristung mit dem Nennbeträge als An- 
schaffungswert eingestellt; Diskontierungen für den Bilanzstichtag sind im all- 
gemeinen nicht üblich. Da aber der Wert einer Forderung von der Zahlungs- 
fähigkeit und dem Zahlungswillen des betreffenden Schuldners abhängt, so ist 
seine Festlegung weitgehend Ermessenssache. Wie groß der Forderungsausfall 
ist, kann mit einiger Zuverlässigkeit auf Grund bisheriger Erfahrungen nur 
geschätzt werden. Man sondert dazu die zweifelhaften Forderungen von den 
als sicher angenommenen ab: 

Konto zweifelhafte Debitoren (Konto Dubiose) an Debitorenkonto 

und schreibt von den zweifelhaften den vermeintlichen Ausfall im direkten 
oder indirekten Verfahren ab. Die indirekte Abschreibung über ein Delkredere- 
konto ist vorzuziehen, weil dadurch eine bessere Klarheit erreicht wird. 

Uneinbringliche Forderungen sind als Geschäftsverlust zu buchen. 

Die Verrechnung von Forderungen mit Verbindlichkeiten ist nach § 131 Abs. 5 
AktG (§ 145 Ziff. 8 Entw.) unstatthaft, davon dürften gleichartige Forderungen 
und Schulden gegenüber der gleichen Person auszunehmen sein. 




202 



Der Wertansatz in der Bilanz 



Steuerrecht : 

Der Nennwert als Anschaffungskosten oder der geringere Teilwert. 

Die Absetzungen für zweifelhafte Kunden finden steuerlich Anerkennung, 
wenn sie sich auf sorgfältige Prüfungen bei Einzelposten oder auf Erfahrungs- 
pauschalen stützen, die dem Durchschnitt der Kundeneinbußen während der 
letzten Jahre entsprechen. 

Pauschalabschreibungen werden zugelassen, wenn es sich um Unternehmungen 
mit einer erheblichen Zahl von Einzelforderungen handelt, die im Durch- 
schnitt aber nur eine mäßige Höhe aufweisen, so daß Einzelbewertung eine 
nicht zumutbare Arbeitslast verursachen müßte (Versandgeschäfte). 

Wechsel 

Bei den Wechseln unterscheidet man Besitz- und Schuldwechsel oder Rimes- 
sen und Tratten bzw. Akzepte. 

Den Besitzwechseln sind die Papiere zuzurechnen, die Dritten als Sicherheit 
oder zum Einzuge (Inkasso) übergeben wurden, nicht dagegen Kautions- 
wechsel, die der Bilanzierende von anderen als Sicherheit oder Haftsumme 
erhalten hat. 

Schuldwechsel entstehen aus der Annahme gezogener Wechsel, daher der 
Name Akzepte, oder durch die Ausstellung von Eigenwechseln. Eine wechsel- 
rechtliche Verpflichtung übernimmt auch der Indossant eines gezogenen 
Wechsels, der allerdings ein Rückgriffsrecht gegenüber den Vormännern und 
dem Aussteller geltend machen kann. 

Handelsrecht: 

Rimessen und Tratten werden mit dem Nennwert oder nach Berechnung von 
Diskont vom Bilanz- bis zum Fälligkeitstage zum Zeitwert aktiviert und 
passiviert. 

Nach § 144 Abs. 1 Aktiva IV 3 Entw. sind die bundesbankfähigen Wechsel be- 
sonders kenntlich zu machen, da ihnen ein höherer Grad von Liquidität inne- 
wohnt. Eine Aufrechnung von Aktiv- und Passivwechseln ist nicht gestattet. 

Steuerrecht: 

Der Nennwert der Wechsel oder der geringere Teilwert. 

Schecks 

Schecks können nur auf Geldinstitute, Banken, Sparkassen usw. gezogen wer- 
den, sind bei Sicht zahlbar und daher — im Gegensatz zu den Wechseln — 
keine Kredit-, sondern Barmittel. 

Handelsrecht: 

Nennwert als Anschaff ungs wert. 

Steuerrecht: 

Anschaff ungs-, Nenn- und Teilwert werden sich in der Regel decken. 
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Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und aus Gewährleistungsverträgen 

Handelsrecht: 

§ 131 Abs. 7 AktG (§ 144 Abs. 5 Entw.) verlangt, daß Verbindlichkeiten aus 
Bürgschaften, Wechsel- und Scheckbürgschaften sowie aus Gewährleistungs- 
verträgen in voller Höhe in der Jahresbilanz zu vermerken sind, auch wenn 
ihnen gleichwertige Bückgriffsforderungen gegenüberstehen. Es handelt sich 
im allgemeinen um Beträge, die unter gewissen Bedingungen Wert erhalten 
und dann auf beiden Seiten der Bilanz erscheinen. Dafür folgendes Beispiel: 
Der bilanzierende Unternehmer hat einem Geschäftsfreund durch Übernahme 
einer Bürgschaft ein Bankdarlehen ermöglicht und die Bürgschaft durch einen 
auf den Geschäftsfreund gezogenen und zugunsten der Bank ausgefertigten 
Wechsel geleistet. 

Die Bürgschaftsverpflichtung bekommt nur dann Bedeutung, wenn der das 
Darlehen erhaltende Geschäftsfreund seinen Rückzahlungsverpflichtungen nicht 
nachkommt, also sein Wechselakzept nicht einlöst. Käme es dahin, so gehörte 
die Bürgschaft unter die Passiven. Da sich der Bürge jedoch zu gleicher Zeit 
an dem Geschäftsfreund schadlos halten kann, entsteht ihm ein Aktivum, das 
dem Bilanzpassivum die Waage hält. Aus diesem Grunde sind Bürgschaftsver- 
pflichtungen und Bürgschaftsforderungen, mit dem fremden Namen Avale und 
Avaldebitoren, oft überhaupt nicht in die Bilanz eingestellt worden. Vor- 
sichtige Bilanzierung und das Aktiengesetz verlangen jedoch ihre Berücksichti- 
gung, wenn auch nur in der Betragsvorspalte (s. Bilanzbeispiel S. 298/299). 

Wegen der Tatsache, daß bei einer Bürgschaft die Verpflichtung gegenüber einem 
Dritten durch ein Forderungsrecht gegenüber dem Hauptschuldner aufgewogen 
wird, ist es vielfach zu leichtfertigen Bürgschaftsübernahmen gekommen. Der 
Bürge rechnet nicht mit seiner Inanspruchnahme und unterschreibt seine 
Bindung. Kommt es nun zum Zusammenbruch und Konkurs des Hauptschuld- 
ners, dann hat der Bürge voll an den Dritten zu leisten, während sich sein 
Regreßanspruch auf eine quotenmäßige Beteiligung an der Konkursmasse be- 
schränkt. Das Bürgschafts- oder Avalkonto ist durch die Zahlung ausgeglichen: 

Bürgschaftskonto an Kasse. 

Das Bürgschaftsdebitorenkonto weist dagegen nach Maßgabe der Quote eine 
mehr oder minder große Differenz auf, die über Gewinn- und Verlustkonto ab- 
zubuchen ist: 

Kassekonto 

Gewinn- und Verlustkonto 

an Bürgschaftsdebitorenkonto 



Steuerrecht: 

Nach § 172 Abs. 4 AO dürfen als Schuldposten Verpflichtungen aus Bürg- 
schaften usw. in der Bilanz nur aufgeführt werden, wenn die Rückgriffsrechte 
berücksichtigt sind. Geschieht dies nicht, so wird unter Umständen angenommen, 
daß es sich um eine außerbetriebliche Bürgschaft handelt. 
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Regreßforderungen und -Verpflichtungen 

Eine der Bürgschaft ähnliche Bedeutung haben Regreßansprüche und Regreß- 
verpflichtungen aus weiterbegebenen Wechseln und Schecks sowie Sicherheits- 
leistungen verschiedener Art. 

Wer einen gezogenen Wechsel als Zahlungsmittel erhält, hat im Falle der Nicht- 
einlösung ein Rückgriffsrecht gegenüber seinen Vormännern; wird der Wechsel 
vor dem Fälligkeitstermin weitergegeben, so haftet der Indossant seinen Nach- 
männern dafür, daß der Wechsel bei Verfall eingelöst wird. Dem tragen die 
Bilanzen in folgender Weise Rechnung: 

Unter die Aktiven stellt man: 

Regreßrechte an Vormänner aus weiterbegebenen Wechseln 
und unter die Passiven: 

Regreßpflichten an Nachmänner aus weiterbegebenen Wechseln. 

Ein anderes Beispiel: Kaufmann X tritt an seine Bank für einen erhaltenen 
Kredit Forderungen oder Wertpapiere als Sicherheit ab. Dann sind rechtlich 
die abgetretenen Werte aus dem Vermögen des Abtretenden (Zedenten) ausge- 
schieden und in das Eigentum der Bank als des Gläubigers oder Zessionärs 
übergegangen. Wirtschaftlich verbleibt jedoch das Abgetretene beim Zedenten, 
da die Abtretung ja nur für den Fall gedacht ist, daß der Kredit nicht zurück- 
gezahlt wird. Diesen Verhältnissen trägt die Buchung Rechnung: 

Bank N Sonderkonto an Konto Abgetretene Forderungen 
oder an Konto Abgetretene Wertpapiere. 



Wertberichtigungen 

Für alle Anlagegüter besteht nach § 131 Abs. 4 AktG (§ 145 Abs. 1 Entw.) die 
Pflicht, Zu- und Abgänge mit Abschreibungen und Wertberichtigungen auf die 
Zugänge und auf den Anfangsbestand gesondert aufzuführen. 

§ 145 Abs. 6 Entw. bestimmt, daß Wertberichtigungen nur zu Sachanlagen, 
Beteiligungen und zu Wertpapieren des Anlagevermögens sowie als Pauschal- 
wertberichtigung zu Forderungen wegen des allgemeinen Kreditrisikos vor- 
genommen werden dürfen. Die auf die einzelnen Posten entfallenden Wert- 
berichtigungen sind gesondert auszuweisen. 

Verkauf mit Eigentumsvorbehalt 

Bei dem Verkauf gegen Teilzahlung behält sich der Verkäufer gewöhnlich das 
Eigentumsrecht am verkauften Gegenstand bis zur vollkommenen Bezahlung 
vor, so daß z. B. ein für 8000 DM erworbener, aber nur mit 100 DM 
Bankscheck angezahlter Lieferwagen erst nach vollem Rechnungsausgleich in 
das Eigentum des Käufers übergeht. Vorläufig gehört der Wagen noch mit 
7900 DM dem Verkäufer. Aber auch in solchen Fällen bucht der Käufer in der 
Regel schon bei Übernahme den Wagen als ihm gehörig und trägt ein 

Autokonto an Bankkonto 100, — 

an Sonstige Verpflichtungen 7 900, — 8 000, — 

Dem Eigentumsvorbehalt ist dann Rechnung zu 
tragen durch die Buchung 

Sonderkonto Verbindlichkeiten an Autopfand 7 900 
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Zusammenfassung 

Die Zusammenstellung der Bewertung läßt nach den voraufgegangenen Aus- 
führungen erkennen, daß zwischen der Handels- und Steuerbilanz weitreichende 
Annäherung stattgefunden hat. Wo sich Abweichungen zeigen, indem z. B. das 
Handelsrecht für das Umlaufvermögen strikte Befolgung des Niederstwert- 
prinzips fordert, während das Steuerrecht die Wahl zwischen dem Anschaffungs- 
oder Herstellungswert und dem geringeren Teilwert zuläßt, da handelt es sich 
mehr um formelle Unterschiede, die, wie bereits an anderer Stelle betont, durch 
die verschiedene Interessenlage des Kaufmannes und Steuerfiskus bei der Auf- 
stellung der Bilanz diktiert sind. Der Kaufmann hat aus wirtschaftlichen und 
kreditpolitischen Erwägungen stille Rücklagen zu bilden, während der Staat 
Wert darauf legen muß, aus Steuergerechtigkeit den tatsächlichen Gewinn 
eines Unternehmens möglichst wirklichkeitsnah zu erfassen. 

Bei einer Gegenüberstellung von Handels- und Steuerbilanz wird sich die 
Untersuchung insbesondere folgenden Punkten zuzuwenden haben: 

1. Sind die in der Handelsbilanz ausgewiesenen Aktiven und Passiven auch 
nach Steuerrecht einstellungsfähig, bzw. fehlen in der Handelsbilanz Wirt- 
schaftsgüter aktiver oder passiver Natur, die nach Steuerrecht berücksichtigt 
werden müssen? 

2. Sind die für die Handelsbilanz maßgeblichen Wertansätze auch für die 
Steuerbilanz vertretbar? 

Die Ableitung der Steuerbilanz aus der Handelsbilanz soll an folgendem Bei- 
spiel veranschaulicht werden: 



Bilanzposten 


Handelsbilanz 


Steuerbilanz 


Differenz 


Aktiva 


Passiva 


Aktiva 


Passiva 


+ 


— 


Bebaute Grundstücke 


58 000 




64 000 




6 000 




Unbebaute Grundstücke 


17 000 




17 000 








Maschinen u. Werkzeuge 


106 000 




132 000 




26 000 




Fuhrpark 


20 000 




15 000 






5 000 


Forderungen 


58 000 




60 000 




2 000 




Waren 


196 000 




230 000 




34 000 




Barwerte 


26 000 




26 000 








Kapital 




210 000 




210 000 






Rücklagen 




4 800 




4 800 






Rückstellungen 




16 000 




10 000 


6 000 




Hypotheken 




14 000 




12 000 


2 000 




Verbindlichkeiten 




136 000 




136 000 






Wertberichtigungen 




640 




410 


230 




Gewinnvortrag 




48 210 




48 210 






Gewinn 




51 350 




122 580 








481 000 


481 000 


544 000 


544 000 


76 230 


5 000 
71 230 



Bei den behauten Grundstücken blieb in der Handelsbilanz ein Zugang von 
6000 DM unberücksichtigt. 
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Im Posten Maschinen und Werkzeuge war eine Abschreibung von 26 000 DM 
nicht anzuerkennen. 

Unter Fuhrpark stand ein Privatkraftwagen mit 5000 DM, der nicht aktiviert 
werden durfte. 

Die Abschreibung auf Forderungen war nach den Erfahrungssätzen der 
letzten Jahre mit 2000 DM zu hoch. 

Bei Waren hatte man einen um 34 000 DM zu kleinen Teilwert angenommen. 

Im Bilanzwert Hypotheken war eine Sicherungshypothek von 2000 DM enthalten, 
die aber nicht in Anspruch genommen war und daher außer Ansatz bleiben mußte. 

Bei Rückstellungen mußten zwei Beträge für geplante Versicherung und eine 
Instandsetzung gestrichen werden, da solche Posten nur bei Vorkommen absetz- 
bar sind.. 

Der Betrag für Wertberichtigungen war um 230 DM zu kürzen. 

Die Angleichung der Steuerbilanz an die Handelsbilanz geschieht durch Ein- 
schaltung eines Steuerausgleichskontos , das nach Art eines Neubewertungs- 
kontos die Abweichungen zwischen den beiden Bilanzen aufnimmt und in 
einem Betrage mit der Steuerbilanz verrechnet. In unserem Beispiel wäre also 
zu buchen 

Aktivkonten 

an Steuerausgleichskonto 76 230, — 

Steuerausgleichskonto 

an Fuhrparkkonto 5 000, — 

an Steuerbilanz 71 230, — 76 230, — 

Dadurch erhöht sich der steuerpflichtige Gewinn von 51 350 DM der Handels- 
bilanz auf 122 580 DM der Steuerbilanz. 

Die gezeigten genauen Buchungen mit dem Steuerausgleichskonto lassen sich 
umgehen, wenn die Abweichungen zwischen den beiden Bilanzen nach Art der 
Mehr- und Wenigerrechnung statistisch erfaßt werden, so daß die Angleichung 
der Steuerbilanz durch die Buchung 

Steuerausgleichskonto an Steuerbilanz 71 230 DM 

erfolgt. 



5. Die Bilanzierung nach dem Lastenausgleichsgesetz 

Das LAG vom 14. 8. 1952 verfolgt das Ziel, die Schäden und Verluste abzugelten, 
die sich aus den Vertreibungen und Zerstörungen der Kriegs- und Nachkriegs- 
zeit ergeben haben, sowie die Härten durch die Neuordnung des Geldwesens 
zu mildern. 

a) Die Mittel des Lastenausgleichs 

Zur Durchführung der genannten Ziele sind folgende Mittel vorgesehen: 

1. Eine einmalige Vermögensabgabe in Höhe von 50 °/o des aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieben und Grundstücken bestehenden Realver- 
mögens mit dem Wert vom 21. 6. 1948 bzw. dem Einheitswert vom 1. 1. 1949, 
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vermindert um Schulden, unter Anrechnung dessen, was an Soforthilfe von 
1949 bis 1952 gezahlt worden ist. 

Außerdem gibt es nach § 29 LAG einen Freibetrag, der bei einem abgabe- 
pflichtigen Vermögen bis zu 25 000 DM 5000 DM beträgt. Übersteigt das Ver- 
mögen 25 000 DM, so vermindert sich der Freibetrag für je volle 200 DM des 
Mehrwertes um je 100 DM. 

2. Eine Hypothekeng ewinnab gäbe aus den Schuldnergewinnen, die bei der 
Währungsumstellung aus dinglich gesicherten Verbindlichkeiten erzielt wurden. 
Diese Abgabe ist die Weiterentwicklung der unmittelbar nach der Währungs- 
reform durch das Hypothekensicherungsgesetz beanspruchten Währungsge- 
winne aus der Umstellung der Hypotheken mit Hilfe der 9 /io-Umstellungsgrund- 
schulden. 

3. Eine Kreditgewinnabgabe ; darunter fallen Währungsgewinne gewerblicher 
Betriebe, die sich aus der Gegenüberstellung der Umstellungsverluste aus Buch- 
forderungen zu den Gewinnen aus der Umstellung der Buchschulden ergeben. 
Gewisse Betriebsverluste von 1945 bis zum 21. 6. 1948 (§ 166 LAG) und Ver- 
mögensverluste (§ 167 LAG) sind absetzbar. Auch ist nach § 172 LAG ein 
kleiner Freibetrag von 1000 DM vorgesehen. 

Gehören zu einem gewerblichen Betrieb mit DM-Eröffnungsbilanz auch 
Hypotheken, Grundschulden usw., so werden die bei der Umstellung ent- 
standenen Schuldnergewinne mit der Kreditgewinnabgabe erfaßt, so daß in 
diesen Fällen eine gesonderte Hypothekengewinnabgabe nicht zu entrichten ist. 

b) Die Vermögensabgabe (VA) 

Die Vermögensabgabe ist nach Art einer Rente mit gleichbleibenden Viertel- 
jahresbeträgen, die eine Tilgung und Verzinsung der verbleibenden Schuld 
darstellen, in 30 Jahren — vom 1. 4. 1949 bis zum 31. 3. 1979 — zu entrichten. 

Für die Berechnung der Vierteljahresbeträge kommen nach § 35 LAG folgende 
Sätze zur Anwendung: 

1,5 °/o bei Betriebsvermögen einschließlich der Geschäftsgrundstücke und 
sonstigem Vermögen, 

1,25 % bei gemischtgenutzten Grundstücken, 

1 % bei land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, Mietwohngrundstücken 
und Einfamilienhäusern. 

Die Sätze erhöhen sich auf 1,7 %, 1,4 % und 1,1 °/o, sofern die für die Zeit 
vom 1. 4. 1949 bis 31. 3. 1952 fällig gewesenen Soforthilfebeträge nicht ge- 
zahlt wurden und daher nachzuerheben sind. Für die Zahlungen zu diesen 
Sätzen stehen nur noch 27 Jahre, nämlich die Zeit vom 1. 4. 1952 bis zum 
31. 3. 1979, zur Verfügung. 

Bilanzierung 

Die Bilanzierungsvorschriften des LAG beziehen sich nur auf Kapitalgesell- 
schaften, bergrechtliche Gewerkschaften, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften und Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. Für die übrigen 
Abgabepflichtigen ergibt sich die buchmäßige Behandlung der Vermögens- 
abgabe aus § 211 LAG. Zum Verständnis der darin enthaltenen Vorschriften 
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sei vorausgeschickt, daß die zu leistenden Vierteljahresbeträge sich aus einem 
Tilgungsbetrage und aus Zinsen zusammensetzen. Da Zinsen stets einkommens- 
mindernd wirken, sieht § 211 LAG vor, daß die in den Vierteljahresbeträgen 
steckenden Zinsen bei der Einkommensteuer als Sonderausgaben oder Wer- 
bungskosten und anläßlich der Ermittlung der Körperschaftsteuer als Betriebs- 
ausgaben abzusetzen sind. 

Die Höhe der Zinsen ist nun aber aus den Vierteljahresleistungen nicht 
ersichtlich. Darum schreibt § 211 LAG weiter vor, daß bei land- und forst- 
wirtschaftlichem Vermögen, bei Mietwohngrundstücken und Einfamilien- 
häusern und bei Grundstücken, die zum Betriebsvermögen von Wohn- und 
Siedlungsunternehmen gehören, ein Viertel, bei allen übrigen Vermögensarten 
ein Drittel der Vierteljahreszahlung als Zinsen zu verrechnen ist. 

Unter Bezugnahme auf die im voraufgegangenen Abschnitt aufgeführten 
Prozentsätze zur Berechnung der Vierteljahresleistungen bedeutet das, daß bei 
Verwendung der 1,5 bzw. 1,7% und der 1,25 bzw. 1,4 % der Zinsanteil ein 
Drittel, bei 1 und 1,1 % aber ein Viertel ausmacht. 

Der nicht unter Zinsen fallende Anteil am Vierteljahresbetrag darf das Ein- 
kommen für die Ermittlung der Einkommensteuer nicht kürzen und stellt 
daher bei Einzelunternehmungen und Personengesellschaften eine private Ab- 
gabeschuld dar, die nach Art einer Personensteuer nicht passiviert werden 
kann. 

Bei Kapitalgesellschaften und den ihnen gleichgestellten Unternehmungen, bei 
denen es einen privaten Bereich nicht gibt, bestehen für die buchmäßige 
Behandlung der Vermögensabgabe folgende Möglichkeiten: 

a) Nichtausweisung in der Bilanz, 

b) Bilanzausweis, 

c) Rücklagenbildung. 

Zu a): Wird die Vermögensabgabe nicht passiviert, so ist sie nach § 218 Abs. 1 
LAG gleichzeitig mit dem auf sie zu entrichtenden Vierteljahresbetrag in der 
Bilanz zu vermerken. Als Betrag für die Vermögensabgabe kommt der Gegen- 
wartswert in Frage, der auf der Grundlage eines 4,5%igen Zinsfußes zu ermitteln 
ist. Für die Errechnung stehen Tabellen zur Verfügung. 

Unter dem Bilanzstrich oder in der Bilanzvorspalte wird folgende Eintragung 
angebracht: 

Vermögensabgabe zum Gegenwartswert gemäß § 218 LAG 

Vierteljahresbetrag zur Vermögensabgabe 

Zu b): Der Ausweis kann durch Auflösung von Rücklagen oder durch Kapital- 
herabsetzung vor sich gehen. Dabei ist zu beachten, daß die gesetzlichen 
Rücklagen zunächst nur in Anspruch genommen werden dürfen, sofern sie 
10% oder den im Gesellschaftsvertrag bestimmten höheren Teil des Grund- 
kapitals übersteigen. Eine weitere Inanspruchnahme ist erst nach vollständiger 
Auflösung der freien Rücklagen gestattet. 

Man richtet ein Konto „Verbindlichkeiten aus Lastenausgleich“ ein, das unter 
langfristige Verbindlichkeiten gruppiert wird, und bucht: 
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Freie (gesetzliche) Rücklagen 

an Konto Verbindlichkeiten (Lastenausgleich). 

Soll das Nennkapital unter gleichzeitiger teilweiser Inanspruchnahme der 
freien Rücklagen herabgesetzt werden, so darf das beim Nennkapital nach 
§ 220 LAG nur in dem Umfange geschehen, daß das ursprüngliche Verhält- 
nis zwischen Nennkapital und freien Rücklagen sich nicht zuungunsten des Kapi- 
tals verändert. 

Beispiele: 

1. Das Nennkapital soll 360 000 DM, die freie Rücklage 60 000 DM betragen; 
das Verhältnis ist 6 : 1. 

Betrüge die Vermögensabgabe 35 000 DM, so dürften höchstens 6 /7 der Summe = 
30 000 DM zu Lasten des Kapitals gehen; 1 h = 5000 DM gehen dann zu Lasten 
der freien Rücklage. Die gekürzten Beträge von Kapital und freier Rücklage 
330 000 DM und 55 000 DM stehen wiederum im Verhältnis 6:1. Zu buchen 
wäre 

Grundkapitalkonto 30 000, — 

Freie Rücklage 5 000, — 35 000, — 

an Konto Verbindlichkeiten Lastenausgleich. 



2. Bilanzierung durch Auflösung von Rücklagen. 



Die Vermögensabgabe von 138 200 DM soll durch die freie und die gesetzliche 
Rücklage gedeckt werden. 


Aktiva 


Bilanz vor Passivierung 


Passiva 


Anlagewerte 

Umlaufswerte 


550 000 DM 
450 000 DM 


Grundkapital 
gesetzliche Rücklage 
freie Rücklage 
Verbindlichkeiten 


600 000 DM 
90 000 DM 
130 000 DM 
180 000 DM 




1 000 000 DM 




1 000 000 DM 


Aktiva 


Bilanz nach Passivierung 


Passiva 


Anlagewerte 

Umlaufswerte 


550 000 DM 
450 000 DM 


Grundkapital 
gesetzliche Rücklage 
Lastenausgleich 
V erbindlichkeiten 


600 000 DM 
81 800 DM 
138 200 DM 
180 000 DM 




1 000 000 DM 




1 000 000 DM 



3. Bilanzierung durch Rücklagenauflösung und Kapitalverkürzung. Ausgehend 
von der Bilanz vor Passivierung des 2. Beispiels, soll eine Vermögensabgabe 
von 260 000 DM dargestellt werden: 



Aktiva Bilanz nach Passivierung Passiva 



Anlagewerte 


550 000 DM 


Grundkapital 


560 000 DM 


Umlauf swerte 


450 000 DM 


Lastenausgleich 


260 000 DM 






V erbindlichkeiten 


180 000 DM 




1 000 000 DM 




1 000 000 DM 



Die Rücklagen sind verschwunden und vom Grundkapital noch 40 000 DM 
abgesetzt worden. 



14 Knoll, Bilanzkunde 
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Zu c): Nach § 218 Abs. 2 LAG darf für die Vermögensabgabe zum Lastenausgleich 
eine Rücklage gebildet werden, deren Speisung analog dem zu 2. Gesagten erfolgt: 

Freie (und evtl, gesetzliche) Rücklage 

an Rücklage für Vermögensabgabe 

c) Die Hypothekengewinnabgabe (HGA) 

Die HGA ist nach § 219 LAG in der Jahresbilanz des bilanzierenden Unter- 
nehmers in einem besonderen Posten auf der Passivseite auszuweisen. Maß- 
gebend ist der Nennbetrag, der sich zum Bilanzstichtag nach Abbuchung der 
gezahlten Tilgungsraten ergibt. Da sich Tilgung und Verzinsung nach den 
Vereinbarungen richten, die einst der RM- Verbindlichkeit zugrunde lagen, so 
sind die fraglichen Posten leicht zu trennen. Die Zinsen sind natürlich als 
Betriebsausgaben absetzbar. 

Es wurde bereits auf die Tatsache verwiesen, daß bei gewerblichen Betrieben, 
die eine DM-Eröffnungsbilanz aufstellen mußten oder aufgestellt haben, Hypo- 
theken und sonstige Grundpfandverpflichtungen zu den Betriebsschulden zählen 
und daß daher die aus solchen Posten stammenden Schuldnergewinne unter die 
Kreditgewinnabgabe fallen. 

Der Kreis der HGA zahlenden Personen oder Betriebe ist deshalb klein. In 
Frage kommen nur Privatleute, Kleingewerbetreibende und Handwerker sowie 
Wohnungs- und Siedlungsunternehmen und Grundstücksgesellschaften, die 
praktisch als Hausbesitzer behandelt werden. Die HGA ist auch dann selb- 
ständig zu bilanzieren, wenn Grundbesitz für betriebliche Zwecke erworben 
wird, der mit Umstellungsgrundschulden oder einer HGA belastet ist, und 
wenn diese Belastungen von einem Erwerber übernommen werden, der seinen 
Gewinn nach § 4 Abs. 1 oder § 5 EStG ermittelt, oder bei einer betrieblichen 
Neugründung vom 21. 6. 1948 oder später, wenn dazu ein mit einer Hypothek 
belastetes Grundstück aus der Zeit vor dem 21. 6. 1948 gehört. Da es in diesem 
Fall für den Betrieb keine Kreditgewinnabgabe gibt, behält die HGA ihre Selb- 
ständigkeit. 

Die Bilanzierung der HGA gleicht der der Kreditgewinnabgabe und wird 
daher dort gezeigt. 



d) Die Kreditgewinnabgabe (KGA) 

Abgabeschuldner für die KGA ist der gewerbliche Betrieb am 21. 6. 1948, also 
die Einzelunternehmung, die oHG, die AG, die GmbH usw. und nicht etwa 
der einer Personengesellschaft angehörende Gesellschafter. 

Die Schuld ist ab 1. Juli 1948 mit 4% zu verzinsen und ab 1. Juli 1952 mit 
3% zuzüglich der für die Zeit von 1948 bis 1952 aufgelaufenen Zinsen von 
zusammen 16% zu tilgen. Der erste Zahlungstag war nach § 176 LAG der 
10. Juli 1952. Die Tilgung läuft vom 1. Juli 1952 bis 31. Dezember 1973 und 
erstreckt sich somit über 2 IV 2 Jahre. Ohne die rückständigen Zinsen von 16 % 
betrüge die Jahresleistung aus der KGA 7 °/o. Da die 16 % aber in der Zeit vom 
1. Juli 1952 bis 30. Juni 1960, also in 8 Jahren, nachzuentrichten sind, erhöht sich 
die Jahresleistung für die genannten 8 Jahre von 7 auf 9 %. 
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Auch für die KGA gilt die Regelung, daß die Zinsen als Betriebsausgaben abzugs- 
fähig sind, nicht aber die Tilgungsbeträge. Beachtlich ist noch, daß sich infolge 
der gleichbleibenden vierteljährlichen Raten die Anteile von Zins und Tilgungs- 
quote in der einzelnen Zahlung so ändern, daß der Zinsanteil infolge der Schuld- 
abnahme kleiner wird und der Tilgungsbetrag wächst. Das Verhältnis beider 
Anteile ist aus einer Tabelle zum abzugsfähigen Zinsanteil der KGA ersichtlich, 
die in einem Anhang zu den EStR enthalten ist. 

Bilanzierung 

Für die Bilanzierung der HGA und KGA bestehen zwei Möglichkeiten. 

1. Rücklagen werden aufgelöst: 

Freie Rücklage an Kreditgewinnabgabe. 

2. Sind keine oder nicht entsprechende Rücklagen vorhanden, so darf der 
passivierten HGA oder KGA ein Lastenausgleichsgegenposten unter den Akti- 
ven gegenübergestellt werden. Voraussetzung für die Bildung dieses Gegen- 
postens bei Kapitalgesellschaften ist, daß die freie und gesetzliche Rücklage je 
bis zu 10 °/o des Nennkapitals und die gesetzliche gegebenenfalls bis auf den 
im Gesellschaf tsver trag bestimmten höheren Satz vom Nennkapital aufgelöst 
sind und daß der Gegenposten nicht über die HGA und KGA hinausreicht. 

Für Einzelunternehmer und Personengesellschaften bestimmt § 221 LAG, daß 
ein Ausgleichsposten erst gebildet werden darf, wenn das Kapitalkonto oder 
die Kapitalkonten um wenigstens 50 °/o gesenkt wurden. 

Beispiel: 

Die Kreditgewinnabgabe einer GmbH betrage 40 000 DM, eine von ihr ge- 
bildete freie Rücklage 17 000 DM. Dann bilanziert die GmbH im Anschluß an 
die Buchung 

Freie Rücklage 17 000 DM 

LA-Gegenposten 23 000 DM 40 000 DM 

an Konto Kreditgewinnabgabe 

Der Ausgleichsgegenposten ist jährlich mindestens in Höhe der auf die HGA 
und KGA geleisteten Tilgungsbeträge abzuschreiben: 

Abschreibungen KGA an LA-Gegenposten 

Die auf die Zeit vom 1. 7. 1948 bis 30. 6. 1952 entfallenden Zinsen zu 4%>, also 
insgesamt 6400 DM, waren zu buchen 

KGA-Zinsaufwandskonto 
an Rechnungsabgrenzung KGA-Zinsaufwand 



6. Die Abschreibungen 
a) Das Wesen der Abschreibungen 

Bei Erörterung der Bewertungsgrundsätze, insbesondere aber im Abschnitt 
über Kostenbuchung und Kostenverteilung mußten wir uns wiederholt mit 
Abschreibungen befassen, über die nun noch einiges nachzutragen ist. Das 
Aktienrecht spricht von Abschreibungen , während im Steuerrecht das Wort 



14 * 
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Absetzungen gebraucht wird. Beide Begriffe decken sich heute und bedeuten, 
wie bereits bekannt ist, einen Buchungsvorgang, durch den die durch Gebrauch, 
Ausbeute, Änderung eines Rechtsverhältnisses oder Änderung der Wirtschafts- 
lage verursachten Wertminderungen einzelner Wirtschaftsgüter deutlich ge- 
macht werden sollen. Häuser und Maschinen verlieren durch ihre Ingebrauch- 
nahme an Wert; bergmännisch genutzter Grund und Boden hat nach seiner 
Ausbeute an Wert eingebüßt; mit Widerruf genehmigte Baulichkeiten müssen 
nach Ablauf der Genehmigung abgerissen werden und besitzen dann nur noch 
einen Wert als Abbruchmaterial; Wertpapiere, die die Beteiligung an einem 
Unternehmen darstellen, können durch Änderung der Absatzverhältnisse, die 
vielleicht mit der Mode zusammenhängt, Wertverluste erleiden. Die wirtschaft- 
liche Entwertung zeigt sich immer dann, wenn die Verwendung eines Wirt- 
schaftsgutes infolge Neuerfindung, durch Änderung der Verbrauchsgewohn- 
heiten, Geschmacksänderung usw. als nicht mehr nutzbringend erkannt wird, 
selbst wenn das Gut, z. B. eine alte Maschine, technisch noch arbeitsfähig ist. 

Allen diesen Werteinbußen soll durch Abschreibungen Rechnung getragen 
werden. (Absetzungen nannte man früher nur die Wertverluste durch Gebrauch; 
durch Anerkennung wirtschaftlicher Abnutzungen in § 7 EStG hat sich aber 
die Steuergesetzgebung dem weiteren Begriff der Abschreibungen angepaßt.) 

Die einfachste Aufteilung der Abschreibungen in technische und wirtschaftliche 
ist bereits an früherer Stelle erwähnt worden. In jeder dieser Gruppen lassen 
sich eine normale und eine außergewöhnliche Entwertung und Abschreibung 
unterscheiden. Normal ist die technische Abnützung durch den natürlichen Ver- 
schleiß des Wirtschaftsgutes, der mit und ohne seine Ingebrauchnahme eintritt, 
außergewöhnlich, wenn sie durch außerordentliche Begebenheiten (Brand, Un- 
wetter, Explosionen, Kriegsschäden, Mehrschichtenarbeiten und dgl.) hervor- 
gerufen wird. 

Als wirtschaftlich normal kann man die Entwertung bezeichnen, die mit einer 
voraussehbaren wirtschaftlichen Entwicklung, z. B. dem Ablauf einer Bauge- 
nehmigung auf fremdem Grund und Boden, dem Ablauf eines Patent- oder 
Urheberrechts, einer Konzession, einem sich allmählich geltend machenden 
Modewechsel usw., zusammenhängt. 

Wird die Wertabnahme dagegen durch einen unerwarteten Verlust von Absatz- 
gebieten, durch neue Erfindungen und wissenschaftliche Errungenschaften, 
durch eine plötzliche Änderung handeis- oder verkehrspolitischer Maßnahmen 
u. a. veranlaßt, so handelt es sich um außergewöhnliche wirtschaftliche Wert- 
verringerungen, denen durch außergewöhnliche Abschreibungen Rechnung zu 
tragen ist. 

b) Die Abschreibungen als Aufwand 

Vielfach wird die Wertabnahme eines der Entwertung unterliegenden Wirt- 
schaftsgutes als Verlust angesehen und darum im Gewinn- und Verlustkonto 
im Soll ( — ) und in dem in Frage kommenden Bestandskonto im Haben ( — ) 
gebucht (s. S. 167). Trotz dieser Auffassung wird der Unternehmer bemüht sein, 
die Werteinbuße des Gebrauchsgutes durch Einkalkulierung in den Verkaufs- 
preis der aus der Unternehmung hervorgehenden Waren wieder hereinzu- 
bekommen, so daß bei Gelingen dieses Bemühens der vom Gebrauchswert abge- 
schriebene Wert sich in der Form des Umlaufgutes Geld oder Forderung oder 
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Bankguthaben im Unternehmen wiederfindet. Abschreibungen haben danach 
die Bedeutung von geschäftlichen Aufwendungen und würden sich besser als 
Kostenfaktoren im Wareneinkaufskonto Soll (+) auswirken. Da man sich in 
der Warenbuchhaltung aber daran gewöhnt hat, im Wareneinkaufskonto Soll 
nur die anläßlich des Warenbezugs entstehenden Kosten zu vermerken, also 
neben dem Rechnungswert die Fracht, das Rollgeld, evtl. Versicherungsgebüh- 
ren u. dgl., so läßt man Abschreibungsbeträge im Gewinn- und Verlustkonto 
erscheinen. An dem Wesen der Abschreibungen als Kostenelement wird da- 
durch nichts geändert; die Buchung im Gewinn- und Verlustkonto läßt nur die 
Abschreibungen Einfluß auf den Gesamtertrag nehmen, während ihre Einstel- 
lung im Wareneinkaufskonto den Warengewinn beeinträchtigt. 

Der Warengewinn ohne Beeinträchtigung durch Abschreibung auf Einrichtung 
mag 1500, — DM sein, die Abschreibung 300, — DM ausmachen. Dann hat das 
Gewinn- und Verlustkonto bei getrennter Sammlung dieser Erträge folgendes 
Aussehen: 



S Gewinn- und Verlustkonto H 






+ 


an Einrich- 


von Waren- 


tungskonto 300, — 


verkaufskonto 




1500 — 



Übernimmt dagegen das Wareneinkaufskonto die Abschreibung als Selbst- 
kostenteil durch die Buchung Wareneinkaufskonto an Einrichtungskonto, so 
erhöht sich der zwischen dem Warenverkaufskonto und Wareneinkaufskonto 
zu buchende Einkaufswert der verkauften Waren um die 300 DM, und der 
Warengewinn hat sich unter der Annahme eines gleichgebliebenen Verkaufs- 
preises um die 300 DM gesenkt. Das Gewinn- und Verlustkonto erhält als einzi- 
gen Posten 



S Gewinn- und Verlustkonto H 





+ 




von Waren- 




verkaufskonto 




1200,— 



Wo aus irgendwelchen Gründen die Abschreibung nicht in den Verkauf swert 
des Erzeugnisses hineingenommen werden kann, da ist sie natürlich reiner 
Verlust. Das gilt insbesondere von außerordentlichen Abschreibungen, die durch 
unvorhergesehene Begebenheiten ausgelöst werden und darum nicht kalkulier- 
bar sind. Die Einrechnung würde zu einer nicht vertretbaren Sonderbelastung 
einiger weniger Erzeugnisse führen. 

Überhöhte und mit dem Gewinn- und Verlustkonto verrechnete Abschreibun- 
gen verhüten eine der Überhöhung entsprechende Gewinnausschüttung und 
können dadurch als Mittel der Selbstfinanzierung angesehen werden, das zu- 
weilen von Kapitalgesellschaften benützt wird. 

Würde eine durch Abschreibung vor sich gehende Umwandlung von Anlage- 
in Umlaufvermögen nicht wertmäßig dargestellt, so müßte eine ungerecht- 
fertigte Erhöhung der Aktiva um eben diesen Abschreibungsbetrag eintreten, 
wie folgendes Beispiel ohne weiteres erkennen läßt: 
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Eine Maschine habe durch Abnützung 100 DM verloren, die als Kostenteil in 
dem Verkaufserlös eines Fabrikates von 2000 DM wiederkehren. Also enthält 
der Barbetrag von 2000 DM die Absetzung von 100 DM, die zur Vermeidung 
einer Doppelzählung im Bargeld und Anlagevermögen bei dem Anlagewert 
Maschine in Abgang gestellt werden muß. 

Den Charakter als Nutzungsleistung und damit als Kostenteil beweisen die 
Abschreibungen am deutlichsten in der Fabrikbuchführung, wie in der Betriebs- 
abrechnung eingehend gezeigt wurde. 

c) Abschreibung ist Pflicht 

Die Vornahme von Abschreibungen ist nicht dem Ermessen des Bilanzierenden 
überlassen worden, sondern eine Pflichtanordnung sowohl des Handels- als 
auch des Steuerrechts. 

§ 38 HGB verpflichtet den Kaufmann zur Darstellung seiner Vermögenslage 
nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und § 40 HGB zur 
Bewertung der Vermögensgegenstände nach dem Werte des Bilanztages. Da 
nun bei der Beschaffung des Betriebsvermögens von dessen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten auszugehen ist, kann der Bilanzstichtagswert nur durch 
Vornahme von Absetzungen für die technische oder wirtschaftliche Wertver- 
ringerung gewonnen werden. 

Noch deutlicher drückt sich § 131 Abs. 2 AktG (§ 144 Abs. 4 Entw.) aus: 
„Abschreibungen . . . sind bereits in der Jahresbilanz vorzunehmen.“ 

Ebenso unzweideutig formuliert § 7 EStG die Pflicht zur Vornahme von 
Abschreibungen: 

„Bei Gebäuden und sonstigen Wirtschaftsgütem, deren Verwendung oder 
Nutzung durch den Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkommen sich erfah- 
rungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt, ist jeweils 
für ein Jahr der Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzusetzen, 
der bei Verteilung dieser Kosten auf die Gesamtdauer der Verwendung oder 
Nutzung auf ein Jahr entfällt (Absetzung für Abnutzung) . . . Absetzungen für 
außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung sind zulässig.“ 

d) Die Abschreibungen in der Handels- und der Steuerbilanz 

Aus der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz könnte man 
folgern, daß die Abschreibungsbeträge in beiden Bilanzen übereinstimmen 
müssen. Das ist nicht der Fall; nur die Abschreibungsdauer eines Wirtschafts- 
gutes in der Steuerbilanz muß der in der Handelsbilanz entsprechen. Ist also 
für ein Gebrauchsgut in der Handelsbilanz eine zehnjährige Abschreibung vor- 
gesehen, während man in der Steuerbilanz mit einer fünfjährigen Nutzungs- 
dauer rechnen möchte, so wird eine Betriebsprüfung auch für die Steuerbilanz 
nur eine zehnjährige Abschreibung anerkennen und verlangen, daß das Zuviel 
der ersten 5 Jahre auf weitere 5 Jahre verteilt wird. 

Die Abschreibungsbeträge brauchen trotzdem nicht übereinzustimmen, weil in 
der Handelsbilanz vom Buchwert, in der Steuerbilanz aber vom Anschaffungs- 
oder Herstellungswert abgesetzt werden kann. 
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Der Beginn der Abschreibung liegt regelmäßig im Zeitpunkt der Ingebrauch- 
nahme des Wirtschaftsgutes. Darum ist es für Wirtschaftsgüter, die einem 
Betrieb erst im Laufe des Jahres zugeführt werden, nur zulässig, für Jahres- 
bruchteile abzuschreiben; es ist dann ein Abschreibungssatz anzuwenden, der 
sich aus dem Verhältnis der genutzten Monate zum Jahr ergibt, z. B. Anschaf- 
fung Anfang Juli, Abschreibungssatz V 2 des Jahressatzes; Anschaffung Ende 
Oktober, Abschreibungssatz Ve des Jahressatzes. Aus Vereinfachungsgründen 
gestatten die EStR bei beweglichen Anlagegütem, bei Anschaffung im ersten 
Halbjahr die Absetzung für ein ganzes Jahr und bei Anschaffung in der zweiten 
Jahreshälfte die Absetzung für ein halbes Jahr vorzunehmen. 



e) Einzel- und Gesamtabschreibung 

Nach dem Grundsatz der Einzelbewertung dürfen Abschreibungen wegen Wert- 
minderung grundsätzlich nur für das einzelne Wirtschaftsgut in Ansatz ge- 
bracht werden. Da der Grundsatz aber nicht ausschließt, daß Gruppen gleich- 
artiger oder nach Art, Größe und Preis ähnlicher Gegenstände für die Bewer- 
tung zusammengefaßt werden, so muß für derartige Gruppen von Wirtschafts- 
gütern die Wertabnahme auch durch Gesamt- oder Sammelabschreibung mög- 
lich sein, und das gestattet das Steuerrecht in der Tat. Das bedeutet natürlich 
nicht, daß die durch bloße räumliche Vereinigung zusammengekommenen, aber 
sonst wesensverschiedenen Wirtschaftsgüter, z. B. ein Fabrikgebäude mit einer 
eingebauten Maschine, eine Sammelabschreibung zuließen. 

Soweit die zusammen bewerteten Wirtschaftsgüter nicht die gleiche betriebs- 
gewöhnliche Nutzungsdauer haben, kann sogar von einer durchschnittlichen 
Nutzungsdauer ausgegangen werden. 



f) Die periodische Ermittlung von Abschreibungen 

Die durch den Gebrauch eines Wirtschaftsgutes eintretende Wertminderung 
läßt sich nicht in jedem Augenblick buchhalterisch genau erfassen, so daß daher 
auch nicht genau errechnet werden kann, welchen Abschreibungsanteil das 
einzelne Erzeugnis zu tragen hat. Man nimmt daher seine Zuflucht zu peri- 
odischen Berechnungen und stellt am Schluß eines Betriebsabschnittes mit Hilfe 
der vermuteten Gesamtlebensdauer des Gebrauchsgutes die auf den Abschnitt 
entfallende Wertminderung fest. Darum Berücksichtigung in der Schlußbilanz 
und bei den Schlußbuchungen. Die Ermittlung des Kalkulationszuschlages für 
das Einzelfabrikat braucht trotzdem nicht bis zu diesem Termin zu warten, da 
man die Lebensdauer eines Gebrauchsgutes selbstverständlich auch schon am 
Anfänge des Abschnittes schätzen und je nach der Zahl der erfahrungsgemäß 
zu fertigenden Fabrikate einen Prozentzuschlag für Abschreibungen während 
der Betriebsperiode ausrechnen kann. Fertigt eine Maschine mit einer Jahres- 
abschreibung von 500 DM im Jahr 400 Erzeugnisse mit einem Material- und 
Lohnwert von 100 DM je Stück, so ist der Belastungsprozentsatz für die Ab- 
schreibung = 1,25 %>, d. h. die Kalkulation würde außer Material- und 

Lohnwert von 100 DM und anderen Kosten auch Abschreibungen von 1,25 DM 
umfassen. 
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g) Die Berechnung der Abschreibungen — Abschreibungsarten 

Gleichbleibende Abschreibung 

Nach dem Wortlaut des Aktien- und Steuerrechts soll unter Berücksichtigung 
der voraussichtlichen Gesamtdauer der Verwendung eines Wirtschaftsgutes 
seine Abschreibung für das einzelne Jahr festgestellt werden. Daraus folgert 
man, daß aus der Lebensdauer eines Wirtschaftsgutes ein Prozentsatz zu errech- 
nen sei, der das Gut nach seinem Lebensablauf auch aus den Büchern zum 
Verschwinden bringe. Hat somit ein Gut zehnjährige Verwendungsdauer, so 
lassen es 10% Abschreibung je Jahr aus der Bilanz ausscheiden. Zu berück- 
sichtigen bleibt allerdings, daß jedes Gebrauchsgut selbst bei völliger Wert- 
losigkeit für den Betrieb noch einen Altmaterialwert besitzt, der bei der Ab- 
schreibung außer acht bleiben muß. Kostet demnach eine Maschine bei der 
Anschaffung 

1000, — DM, die zum Schluß unter Berücksichtigung von Demontage- und 
Abtransportkosten einen Schrottwert von 
100, — DM hat, so sind insgesamt 

900, — DM zu tilgen und, zehnjährige Verwendungsdauer vorausgesetzt, 
je Jahr 10 % = 90, — DM abzusetzen. 

Der Berechnung der Jahresabschreibungsquote lag der um den Altmaterialwert 
verminderte Anschaffungswert der Maschine zugrunde. Da die Berechnung mit 
einem gleichbleibenden Hundertsatz von der ursprünglichen Abschreibungs- 
summe gleiche Abschreibungsbeträge ergeben muß, nennt man die Abschrei- 
bung auch gleichbleibende, konstante oder auch lineare. 

Der Abschreibungssatz wird entweder allein aus der Zahl der Abschreibungs- 
perioden (Jahre) oder mit Hilfe der Division der Abschreibungssumme durch die 
Nutzungsdauer gewonnen. In diesem Fall lautet die Formel 

Eingangs-(Anschaffungs-)Wert / End-(Rest-)Wert 
Nutzungsdauer 

Geht man entsprechend dem Beispiel von der Nutzungsdauer 10 Jahre aus, so 
ergibt sich ein Satz von 10 %. Teilt man aber die Differenz aus Anschaffungs- 
wert und Endwert durch die Zahl der Jahre (900 : 10 = 90), so entsteht ein 
Abschreibungssatz von 9% vom Anschaffungswert. 10% von der Abschrei- 
bungssumme 900 entsprechen also 9 % vom aktivierten Anschaffungswert 1000. 

Eine gleichbleibende Entwertung eines Wirtschaftsgutes wird in der Wirt- 
schaftspraxis nur selten zu beobachten sein, so daß eine unveränderliche Ab- 
schreibung der tatsächlichen Wertminderung nur in Ausnahmefällen Rechnung 
trägt. Die Hauptbedeutung konstanter Abschreibungen liegt daher weniger auf 
dem Gebiet der Feststellung von Bilanz- oder Veräußerungs werten als viel- 
mehr auf dem der Kostenbemessung. Darum werden die kalkulatorischen Ab- 
schreibungen stets linear berechnet. 

Jeder Inhaber eines Unternehmens weiß, daß z. B. ein für 20 000 DM neu er- 
worbener Lastkraftwagen selbst ohne Ingebrauchnahme nicht mehr zu diesem 
Anschaffungspreis weiterzuverkaufen ist. Er gilt bereits durch den ersten 
Bezug als gebrauchte Sache, und sein Veräußerungs wert hat abgenommen. Die 
Wertverringerung wird wesentlich höher als Vs sein, wenn der Wagen unter 
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der Annahme einer fünfjährigen Gesamtnutzungsdauer bereits nach einem Jahr 
abgestoßen werden sollte. Aber für die Kostengestaltung kommt es dem Unter- 
nehmer nicht auf die Ermittlung des Veräußerungs wertes an; er sagt sich viel- 
mehr: Der Wagen leistet dem Werk 5 Jahre hindurch den gleichen Nutzen 
für die Heranschaffung von Fertigungsmaterial, den Abtransport von Waren 
und dergleichen, und er verfährt daher nur folgerichtig, wenn er dieser Arbeits- 
oder Nutzungsleistung für die Einkalkulierung einen Wertinhalt in DM von 
Vs der Anschaffungskosten pro Jahr, von der Berücksichtigung eines Schrott- 
wertes abgesehen, gibt. 

Die gleichbleibende Abschreibung wird auch Anwendung finden müssen, wenn 
über die Absetzung allein der Fristablauf entscheidet, weil etwaige Anlagen 
keinem oder nur einem unbedeutenden Verschleiß unterliegen, wie das bei 
befristeten Nutzungsrechten, bei Bauten auf fremdem Grund und Boden, 
Wasserkräften und anderem der Fall ist. Eisenbahngesellschaften, Gas-, Was- 
ser- und Elektrizitätswerke schreiben regelmäßig konstant ab. 

Besondere Beachtung verdienen die Abschreibungen wegen Substanzverringe- 
rung, wie sie bei Bergwerken und Steinbrüchen usw. üblich sind. Hier sind die 
Abschreibungen nicht zeitlich gleichmäßig, sondern nach dem Verhältnis der 
Fördermenge zur vorhandenen abbaufähigen Substanz zu bestimmen. 

Schätzt man die Abbaufähigkeit eines Steinbruches, der für 50 000 DM erwor- 
ben wurde, auf 100 000 cbm und beträgt die Fördermenge des abgelaufenen 
Jahres 2500 cbm, so errechnet sich die jährliche Abschreibung aus dem An- 
schaffungspreis, multipliziert mit der Jahresförderung und dividiert durch die 
abbaufähige Substanz: 



50 000 X 2500 
100 000 



1250 DM 



Die Abraum- und Brucherschließungskosten sind zu aktivieren und auf die 
Zeit der Ausbeute des Steinbruchs zu verteilen. 



Zu bemerken bleibt noch, daß Erlöse aus Abfallsteinen bei gegebenen Absatz- 
verhältnissen von den Gesamtkosten, in denen die Löhne vorherrschen, abzu- 
setzen sind. 



Fallende oder degressive Abschreibungen 

In den Ausführungen über die gleichbleibende Abschreibung wurde bereits 
darauf hingewiesen, daß gleichbleibende Abschreibungen nur in besonders ge- 
lagerten Fällen zur Ermittlung des Bilanzwertes eines Wirtschaftsgutes zur 
Anwendung kommen können. Bei den meisten Anlagegütern pflegt die Lei- 
stung zur Zeit der Neuanschaffung am intensivsten, der Verschleiß aber auch 
am größten zu sein. Auf diese Erfahrungstatsache hat dann noch der starke 
Wandel in der technischen Entwicklung Einfluß. Maschinen mit einer Lebens- 
dauer von 10 und mehr Jahren werden durch neu erfundene in ihrer Leistungs- 
fähigkeit und ihrem Kraftverbrauch vorzeitig überholt, so daß die alten 
schneller als vorgesehen abzusetzen sind. Allgemein läßt sich sagen, daß ein 
ganzer Komplex der verschiedensten Entwertungsursachen, die geringe Voraus- 
sehbarkeit der Verwendungsdauer eines Gebrauchsgutes und damit verbunden 
die Schwierigkeit der Schätzung seiner Lebensdauer für zuerst erhebliche und 
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dann nach und nach fallende Abschreibungen sprechen. Diesen Umständen 
trägt die degressive Abschreibungsmethode Rechnung. 

Der Grad des Fallens der Absetzung richtet sich nach den zur Anwendung 
kommenden besonderen Rechenverfahren. 



Die arithmetisch-degressive Abschreibung 

Bei der arithmetisch-degressiven Abschreibung sinkt die Jahresquote ent- 
sprechend der arithmetischen Reihe um eine gleichbleibende Differenz. 

Eines der bekanntesten Verfahren der arithmetisch-degressiven Abschreibung 
ist die Digitalabschreibung. Der Name soll vermutlich die Mitwirkung des 
„Fingerspitzengefühls“ bei der Festlegung der Abschreibungssätze erkennen 
lassen. 



Die digitale Abschreibung bildet Abschreibungssätze in der Weise, daß die 
Summe der Abschreibungsjahre den Nenner und das Abschreibungsjahr den 
Zähler des jeweiligen Abschreibungsbruches ergibt. Es soll z. B. in 4 Jahren 
abgeschrieben werden. Die Summe der Jahre 1, 2, 3, 4 ist 10; der Abschrei- 
bungsbruch ist ein Zehntelbruch. Im ersten Jahr werden 4 /io, im 2. 3 /io, im 3. 2 /io 
und im letzten Vio des Anschaffungswertes getilgt. 

Sind 1000 DM in vier Jahren nach der digitalen Methode zu tilgen, so lauten 
die Abschreibungsbeträge: 4 /io = 400, 3 /io = 300, 2 /io = 200, Vio = 100. Würde 
linear abgeschrieben, so wären pro Jahr 250 DM abzusetzen; bei der digitalen 
Abschreibung erreicht man diesen Satz in der Mitte des Abschreibungszeit- 
raumes. 

Bei 10 Jahren hat man es mit dem Nenner 55 zu tun. Abgeschrieben werden im 
ersten Jahr 10 /s5, im 2. 9 /ö 5, im 3. 8 /ö 5 und im letzten V 55 . 

Wer arithmetisch-degressiv einen Anschaf fungswert von 100 000 DM in 10 Jahren 
auf einen Restwert von 5000 DM abschreiben will, erhält folgenden Abschrei- 
bungsverlauf: 



95 000 : 55 = rd. 1 727 

10 • 1 727 
9 • 1 727 
8 • 1 727 
7 • 1 727 
6 • 1 727 
5 • 1 727 
4 • 1 727 
3 • 1 727 
2 • 1 727 
1 • 1 727 



17 270 
15 543 
13 816 
12 089 
10 362 
8 635 
6 908 
5181 
3 454 
1727 



Abschreibung des 
Abschreibung des 
Abschreibung des 
Abschreibung des 
Abschreibung des 
Abschreibung des 
Abschreibung des 
Abschreibung des 
Abschreibung des 
Abschreibung des 



1. Jahres 

2. Jahres 

3. Jahres 

4. Jahres 

5. Jahres 

6. Jahres 

7. Jahres 

8. Jahres 

9. Jahres 
10. Jahres 



94 985 



Die geringe Differenz von 15 DM ist auf die Außerachtlassung des Dezimal- 
bruchs bei der Division zurückzuführen. 



Die arithmetische Degression läßt Abwandlungen zu, auf die hier der ge- 
ringen praktischen Bedeutung wegen nicht eingegangen werden soll; praktisch 
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wird von der Methode der arithmetischen Degression überhaupt nur wenig 
Gebrauch gemacht. 

Die geometrisch-degressive Abschreibung 

Das Wesen der geometrisch-degressiven Abschreibung besteht darin, daß die 
Jahresabsetzungen nach Art einer geometrischen Reihe in gleichbleibenden 
Bruchteilen abnehmen. Der jeweilige Abschreibungsbetrag wird mit Hilfe eines 
gleichbleibenden Hundertsatzes vom restlichen Buchwert errechnet. Die geome- 
trische Degression wird deshalb häufig kurz als Buchwertabschreibung bezeich- 
net. Da sie in den Anfangsjahren der Nutzung zu sehr hohen Abschreibungs- 
sätzen führt, wird ihr zuweilen der Name radikale Buchwertabschreibung bei- 
gelegt. Auch von der geometrisch-degressiven Abschreibung sind Abwand- 
lungen möglich. 

Wer an der mathematischen Ermittlung des gleichbleibenden Prozentsatzes 
zur Vornahme der Abschreibung interessiert ist, sei auf die folgende Formel 
verwiesen: 



100 X (l - Y ^““ungswert) >' n = Zahl der Abschreibungsperioden 

Soll eine Anlage mit dem Anschaffungswert von 120 000 DM in 10 Jahren auf 
einen Restwert von 6000 DM abgeschrieben werden, so würde das mit einem 
Abschreibungssatz von 25,89 °/o durchführbar sein. Die Abschreibung vollzöge 
sich dann nach folgender Staffel: 

120 000 ,— 



1. Jahr 


31 068,— 


2. Jahr 


88 932,— 
23 024,49 


3. Jahr 


65 907,51 
17 063,58 


4. Jahr 


48 843,93 
12 645,71 


5. Jahr 


36 198,22 
9 371,66 


6. Jahr 


26 826,56 
6 945,51 


7. Jahr 


19 881,05 
5 147,19 


8. Jahr 


14 733,86 
3 814,63 


9. Jahr 


10 919,23 
2 826,93 


10. Jahr 


8 092,30 
2 095,02 




5 997,28 



Die einfachste Degression ist die mit einem der linearen Abschreibung ent- 
sprechenden Hundertsatz vom jeweiligen Buchwert. 
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1000 DM mit 10 % auf diese Weise getilgt, ergeben als Abschreibung 

im 1. Jahr 10 % von 1000 = 100 DM 

im 2. Jahr 10% von 900 = 90 DM 

im 3. Jahr 10% von 810 = 81 DM usw. 

o 

• 

im 10. Jahr 10% von 387,42 = 38,74 DM 

Da hierdurch bei annähernd richtig geschätzter Lebensdauer das Wirtschaftsgut 
nur auf Vs seines Wertes abgeschrieben würde, muß man zur vollkommenen 
Tilgung des Buchwertes mit einem erhöhten Abschreibungssatz operieren. 

Steuerlich ist die Anwendung der degressiven Methode insofern eingeschränkt, 
als bestimmte Sätze nicht überschritten werden dürfen. Bei nach dem 8. 3. 1960 
angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgütern darf der anzuwendende 
Hundertsatz höchstens das Zweifache des bei Absetzung in gleichen Jahres- 
beträgen, aber nicht mehr als 20 °/o betragen. Durch Rechtsverordnung kann die 
Anwendung anderer Verfahren der Absetzung in fallenden Jahresbeträgen zuge- 
lassen werden, wenn sich danach für das 1. Jahr der Nutzung und für die ersten 
drei Jahre insgesamt nicht höhere Absetzungen als vorher angeführt ergeben. 
Die Richtlinien nennen als Beispiel die Absetzung in fallenden Staffelsätzen. 

Abschn. 43 Abs. 4 EStR enthält eine Tabelle, die besagt, welche Hundertsätze vom 
jeweiligen Buchwert bei der Absetzung in fallenden Jahresbeträgen nicht über- 
schritten werden dürfen. 



Betriebsgewöhnliche 

Nutzungsdauer 

(Jahre) 


| Degressive Absetzung (v. H. des Buchwertes) 


nach § 7 Abs. 2 Satz 2 
EStG 1958 


nach § 52 Abs. 6 EStG 


nach § 7 Abs. 2 Satz 2 
EStG 


1 


2 


3 


4 


4—10 


25,00 




20,00 


11 


22,73 


— 


18,18 


12 


20,83 


— 


16,66 


13 


19,23 


— 


15,38 


14 


17,86 


— 


14,28 


15 


16,67 


— 


13,32 


16 


15,63 


16,00 


12,50 


17 


14,71 


16,00 


11,76 


18 


13,89 


16,00 


11,10 


19 


13,16 


15,79 


10,52 


20 


12,50 


15,00 


10,00 


21 


11,91 


14,29 


9,52 


22 


11,37 


13,64 


9,08 


23 


10,87 


13,05 


8,68 


24 


10,42 


| 12,50 


8,32 


25 


10,00 


| 12,00 


8,00 


30 


8,33 


11,67 


6,66 


40 


6,25 


1 8,75 


5,00 



Spalte 2 gilt für nach dem 31. 12. 1957 angeschaffte oder hergestellte bewegliche 
Anlagegüter, soweit nicht die Sätze der Spalten 3 und 4 maßgebend sind. 

Die Prozentsätze der Spalte 3 gelten für bewegliche Anlagegüter mit einer 
Nutzungsdauer von mehr als 15 Jahren, die in der Zeit vom 1. 1. 58 bis zum 
31. 12. 1960 angeschafft oder hergestellt worden sind. Beträgt die Nutzungs- 
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dauer 16 bis 25 Jahre, so darf der Abschreibungssatz das 3fache und bei Gütern 
mit einer Nutzungsdauer von mehr als 25 Jahren das 3,5fache des linearen 
Satzes ausmachen, jedoch bei der ersten Gruppe 16 °/o und bei der zweiten 12 °/o 
nicht übersteigen. 

Spalte 4 soll zur Anwendung kommen für bewegliche Anlagegüter mit einer 
Nutzungsdauer von weniger als 16 Jahren, die nach dem 8. 3. 60 und für be- 
wegliche Anlagegüter mit einer Nutzungsdauer von mehr als 15 Jahren, die 
nach dem 31. 12. 60 angeschafft oder hergestellt worden sind. Sind die Wirt- 
schaftsgüter jedoch vor dem 9. 3. 60 bestellt und bis 31. 12. 61 geliefert worden 
und ist vor dem 13. 3. 60 auf sie eine Anzahlung geleistet oder vom Lieferanten 
eine schriftliche Auftragsbestätigung erteilt worden, so kommen die Sätze der 
Spalte 2 zur Anwendung. Das gleiche gilt für selbst hergestellte Wirtschafts- 
güter, wenn mit der Herstellung vor dem 9. 3. 60 begonnen worden ist und die 
Herstellung bis zum 31. 12. 61 beendet wurde. 

Voraussetzung für die Anwendung der Abschreibung in fallenden Jahresbe- 
trägen ist die Führung eines Verzeichnisses, aus dem der Tag der Anschaffung 
oder Herstellung, die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, die voraussicht- 
liche Nutzungsdauer und die Höhe der jährlichen Absetzung hervorgehen 
(§ 11 b EStDV). 

Außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Absetzungen sind bei fallen- 
den Jahresbeträgen nicht zulässig. Verboten ist auch ein Übergang von der 
linearen zur degressiven Abschreibung und ein Wechsel zwischen mehreren 
Arten in fallenden Jahresbeträgen, gestattet dagegen der Übergang von der 
fallenden zur linearen Methode. In diesem Fall bemißt sich die lineare Ab- 
setzung nach dem Restwert und der restlichen Nutzungsdauer. 

Der Wechsel von der degressiven zur linearen Abschreibung wird sich bei 
Gütern mit verhältnismäßig kurzer Lebensdauer als zweckmäßig erweisen, weil 
beispielsweise eine degressive Abschreibung von 25 °/o hohe Restwerte ergibt. 

Bei 1 200 DM Anschaffungswert und 8 jähriger Tilgung zeigen die Abschrei- 
bungen nach dem 5. Jahr folgende Entwicklung: 

linear degressiv linear ab 6. Jahr 



Restwert 


450 


284,77 


284,77 


6. Jahr — Absetzung 


150 


71,19 


94,92 




300 


213,58 


189,85 


7. Jahr — Absetzung 


150 


53,40 


94,92 




150 


160,18 


94,93 


8. Jahr — Absetzung 


150 


40,05 


94,93 




— 


120,13 


— 



Progressive und gemischte Abschreibung 

Handelsrechtlich zulässig ist auch eine Abschreibung mit steigenden Quoten, 
wenn Gebrauchsgegenstände im Anfang wenig, dann aber zunehmende Ab- 
nützung erkennen lassen. In solchen Fällen ist die arithmetische oder geometrische 
Reihe in ihrer Umkehrung, also mit dem kleinsten Gliede beginnend, zu ver- 
wenden. 
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Man stößt in der Praxis sogar auf eine Kombination verschiedener Abschrei- 
bungsverfahren. Dafür folgendes Beispiel: 

Ging man z. B. bei einer Maschine mit dem Anschaffungswert von 12 000 DM 
zuerst von einer 5jährigen Lebensdauer aus und schrieb daher in den ersten 
3 Jahren linear je Vs des Anschaff ungswertes = 2400 DM ab, stellte dann aber 
fest, daß die Lebensdauer unterschätzt wurde, so kann nun die weitere Wert- 
abnahme durch Absetzungen vom Buchwert fortgesetzt werden. 



Nutzungsdauer 


Wert am Jahresanfang 


Abscb 


1. Jahr 


12 000 


2 400,— 


2. Jahr 


9 600 


2 400,— 


3. Jahr 


7 200 


2 400,— 


4. Jahr 


4 800 


960,— 


5. Jahr 


3 840 


768,— 


6. Jahr 


3 072 


614,40 



je Vs vom 
Ansch.-Wert 



i je 

/ Bi 



Vs vom 
Buchwert 
usw. 



Ebenso ist bei Überschätzung der Lebensdauer die Nachholung von Abschrei- 
bungen durch Zurückgehen auf den Teilwert möglich. 



Abschreibung nach Maßgabe der Leistung 

Zu erwähnen ist noch, daß an Stelle der linearen Absetzung bei beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens in wirtschaftlich begründeten Fällen 
auch die nach Maßgabe der Leistung zulässig ist. Bei ihrer Anwendung ist 
die auf das einzelne Jahr entfallende Leistung nachzuweisen. (Spezialma- 
schinen mit Zählwerken für Arbeitsvorgänge, Kilometerzähler bei Fahrzeugen 
usw.) Auch diese Methode erlaubt außergewöhnliche Absetzungen. 

Sollen die durch eine Maschine geleisteten Arbeitsstunden als Grundlage der 
Absetzungen dienen, so errechnet man aus der Gesamtzahl der von der 
Maschine erwarteten Arbeitsstunden und dem Wert der Maschine abzüglich 
ihres Altmaterialwertes einen Abschreibungswert je Stunde und damit die Be- 
lastung für ein Jahr oder ein Erzeugnis. Bei der Abschreibung nach Fertigwaren 
ist der Divisor für den Anschaffungspreis abzüglich Schrottwert die Zahl der 
erwarteten Erzeugnisse. 

Beispiel: 

Eine Maschine mit einem Anschaff ungs wert von 1000 DM und einem Schrottwert von 
100 DM fertigt in jährlich 1800 Stunden Laufzeit 1000 Erzeugnisse. 

Abschreibung je Arbeitsstunde = Anschaffungswert 1000 - Schrottwert 100 = 050 DM 

Arbeitsstunden 1800 

Abschreibung je Erzeugnis = Anschaffungswert 1000 - Schrottwert 100 _ 0>90 DM 

Zahl der Erzeugnisse 1000 



Die Abschreibung nach dem Gewinn 

Steuerlich vollkommen unstatthaft ist es, die Abschreibungen nach dem Jahres- 
ertrag zu bemessen und in guten Jahren viel, in schlechten wenig oder gar 
nichts abzusetzen. Das würde schon in Widerspruch zu § 7 EStG stehen; außer- 
dem dürfen aber nach einer auch heute noch geltenden Entscheidung des BFH 
vom 8. 8. 1934 (EFH VI A 2034/32) zu Unrecht unterlassene Abschreibungen 
nicht nachgeholt werden. 
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h) Der Wiederbeschaffungswert als Abschreibungsgrundlage 

Bisher erörterten wir nur Abschreibungen, die vom Anschaffungs- oder Buch- 
wert vorgenommen wurden. Nun gibt es aber in Zeiten starker Preisbewe- 
gungen der Anlagegüter auch Praktiken, den Tages - oder Wiederbeschaffungs- 
wert des Bilanztages zu verwenden, damit im Interesse der Erhaltung des An- 
lagevermögens durch Hereinnahme der so gewonnenen Abschreibungsquoten 
in die Selbstkosten auf dem Umwege über die Verkaufspreise die Mittel zur 
Erneuerung der Anlage hereinkommen. 

Angenommen, eine Maschine hatte zur Zeit der Anschaffung 10 000 DM ge- 
kostet und war bei Voraussetzung einer zehnjährigen Lebensdauer und 500 DM 
Restwert vier Jahre hindurch direkt mit je 950 DM abgeschrieben worden. Dann 
aber ließen die stark gestiegenen Preise erkennen, daß eine gleichwertige 
Maschine nur zu 15 000 DM zu erwerben sei. Die zusätzlichen 5000 DM schreibt 
man zweckmäßig indirekt unter Verwendung eines Erneuerungskontos ab, so 
daß zwei Abschreibungen nebeneinander laufen: 

direkt: 

Abschreibung an Maschinenkonto 950 DM, 

indirekt (5000 in 6 Jahren): 

Abschreibung an Erneuerungskonto 833,35 DM. 

Am Ende des zehnten Jahres enthält das Maschinenkonto noch den Schrottwert 
von 500 DM, der bei Verkauf der alten Maschine durch die Buchung: 

(100) Kassekonto an (02) Maschinenkonto 500 DM 
verschwindet. 

Kostet die neue Maschine nun wirklich 15 000 DM, so bucht man: 

(02) Maschinenkonto an (115) Bankkonto 15 000 DM 
und löst gleichzeitig das Erneuerungskonto durch die Buchung auf: 

(2910) Erneuerungskonto an (02) Maschinenkonto 5000 DM, 
so daß die Maschine, wie ursprünglich, mit 10 000 DM zu Buch steht. 

460 Abschreibungskonto 



an 02 




950,— 


an 02 




950,— 


an 






an 






an 09/02 


833,35 


950,— 


an 






an 09/02 


833,25 


950,— 



5 000,— 9 500,— 



(02) Maschinenkonto (2910) Erneuerungskonto 



an Bilkto. 


10 000,— 


von 460 


950,— 


von 460 


833,35 






von 460 


950,— 


von 460 


833,35 






von 460 




von 460 








von 460 




von 460 








von 460 


950,— 


von 460 


833,25 








9 500,— ! 




5 000,— 



(Das Abschreibungskonto ist zur Verdeutlichung der nebeneinanderlaufenden 
Abschreibungen doppelspaltig geführt worden.) 





224 



Der Wertansatz in der Bilanz 



Bis zur Auflösung schließt das Erneuerungskonto am jeweiligen Jahresende 
mit der Buchung ab: 

Erneuerungskonto an Bilanzkonto. 

Die Abschreibungen vom Wiederbeschaffungspreis haben rein kalkulatorischen 
Charakter und beeinflussen daher den Geschäftserfolg nicht. Zu Bilanzab- 
schreibungen oder gar solchen für die Steuerbilanz darf der Wiederbeschaf- 
fungspreis nicht benützt werden. 

i) Der Zeitwert als Abschreibungsgrundlage 

Das Handels- und Steuerrecht fordert als Wertgrundlage für die Vornahme 
von Abschreibungen den Anschaffungswert, d. h. den tatsächlichen Ausgaben- 
betrag im Zeitpunkt der ursprünglichen Anschaffung. Im Gegensatz dazu wird 
namentlich zu Vergleichszwecken der Ausgang vom Zeitwert vorgeschlagen. 
Der Zeitwert kann entsprechend der Wahl des Zeitpunktes eine sehr unter- 
schiedliche Größe darstellen und ein Herstellungswert, Umsatzwert, Kosten- 
wert, Wiederbeschaffungswert usw. sein. Ist er als Basis für Abschreibungen 
gedacht, so sieht man in ihm den Gegenwartswert am Markte, d. h. den 
Wiederbeschaffungswert am Bilanzstichtag ohne Rücksicht darauf, zu welchem 
Preise der fragliche Gegenstand angeschafft wurde. Aber auch unter diesen 
Voraussetzungen ist der Zeitwert nur selten eine fest bestimmbare Größe, da 
Anlagegüter einer steten Entwicklung unterliegen. Wäre also beispielsweise 
eine verbrauchte Maschine durch eine neue zu ersetzen, so könnte trotz des 
Wunsches nach einem gleichen Maschinentyp kaum mit einer gleichen Preis- 
lage gerechnet werden. Der Ersatz würde einem neuen Baujahr angehören, 
moderner ausgestattet sein und demgemäß auch einen geänderten Preis ver- 
langen. Der Zeitwert ist somit im Regelfall ein fiktiver Ausgabenwert und die 
Abschreibung davon eine mit den Mängeln einer Schätzung behaftete Größe. 
Zeitwertabschreibungen sind kalkulatorische Abschreibungen, die buchmäßig 
nach den Absetzungen vom Wiederbeschaffungspreis durchgeführt werden. 

j) Reparaturen und Abschreibungen 

Zuletzt ist noch die Frage zu behandeln, wie Reparaturen an Anlagewerten die 
Abschreibungen beeinflussen. Dabei ist zu unterscheiden, ob die Instand- 
setzungen nur den Wert und die Leistung der Anlage erhalten sollen und bei 
aller Unregelmäßigkeit die einzelnen Jahre doch einigermaßen gleich hoch be- 
lasten oder ob es Ziel des Reparaturaufwandes ist, die Anlage dauernd mit 
erhöhter Leistungsfähigkeit zu verbessern und zu vervollkommnen. 

Im ersten Falle handelt es sich um wiederkehrende Arbeiten und Kosten , die 
gewöhnlich in kleineren Posten anfallen und bei Zusammentreffen mit dem 
abzurechnenden Geschäftsjahr sofort über Gewinn- und Verlustkonto gebucht 
oder bei Fertigungsbetrieben über das Konto Reparaturen (zuweilen getrennt 
in 444 Reparaturmaterial und 416 Reparaturlöhne) in die Selbstkostenrechnung 
übernommen werden. Diese Instandsetzungen beeinflussen die Abschreibungen 
überhaupt nicht. Fallen Reparaturzahlung und Buchungsabschnitt nicht zusam- 
men, so nimmt man mit Hilfe der uns bereits bekannten Abgrenzungs- 
buchungen eine Verteilung auf die beteiligten Abschnitte vor. 

Der zweite Fall betrifft Großreparaturen oder periodisch auftretende Groß- 
überholungen, die den Anlagewert erhöhen oder doch die Gebrauchsdauer der 
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Anlage verlängern. Die Großüberholungen sind voraussehbar, so daß in ihrer 
Erwartung jahreweise Rückstellungen gemacht werden können: 

Abschreibungen an Anlageüberholung (Rückstellung) 

Das Abschreibungskonto wird über Gewinn- und Verlustkonto abgeschlossen. 
Wird die Überholung durchgeführt, so bucht man 
Anlagekonto an Kasse (Bank) 

und löst das Rückstellungskonto auf durch 
Anlageüberholung an Anlagekonto. 

Da sich im Anlagekonto die Werterhöhung und Rückstellung auf heben, hätte 
das Anlageüberholungskonto zur Zeit der Überholung unmittelbar mit dem 
Geldkonto aufgehoben werden können. Dadurch wird besonders deutlich, daß 
die Rückstellung das Anlagekonto nicht berührt, der Wert der Anlage vielmehr 
erhalten bleibt und für längere Zeit Abschreibungen gestattet. 



Beispiel: 

Eine Maschine mit dem Buchwert 12 000 DM bedarf alle 4 Jahre einer gründ- 
lichen Überholung; die Kosten werden mit 4000 DM veranschlagt, und zur 
gleichen Belastung der Erfolgsrechnung stellt man jährlich ein Viertel der 
Kosten zurück. Dann zeigen die Konten bei Ausführung der Arbeiten folgendes 
Bild: 





Abschreibung 






Anlageüberholung (Rückstellung) 




1. an Rücksf. 

2. an Rückst. 

3. an Rückst. 

4. an Rückst. 


1000 

1000 

1000 

1000 


v. G. u. 
v. G. u. 
v. G. u. 
v. G. u. 


V.-Kto. 

V.-Kto. 

V.-Kto. 

V.-Kto. 


1000 

1000 

1000 

1000 


an Bil. 
an Bil. 


1000 

2000 

2000 


1. von Abschr. 
von Bil. 

2. von Abschr. 


1000 

1000 

1000 

2000 




Anlagekonto 






an Bil. 


3000 


von Bil. 

3. von Abschr. 


2000 

1000 


an Bil. 


12 000 


1 






an Bil. 


3000 

4000 


von Bil. 

4. von Abschr. 


3000 

3000 

1000 




Kassekonto (Bank) 








4000 




4000 






von Rückst. 


4000 


5. an Kasse 
(Bank) 


4000 


von Bil. 


4000 



Bei werterhöhenden Großreparaturen wird der Reparaturaufwand auf dem 
Anlagekonto aktiviert: 

Anlagekonto an Kasse, Bankkonto usw., 
und die Aktivierung dann zusätzlich abgeschrieben. 

Diese unmittelbare Verbuchung der Reparaturkosten zwischen Geld- und An- 
lagekonto hat allerdings den Nachteil, daß die Werterhöhung der Anlage in 
mehreren Posten in Erscheinung tritt, je nachdem nämlich, wie die Arbeiten fort- 
schreiten und die Kosten anfallen. Um das zu verhindern, läßt man die 
Reparatur sich wertmäßig auf dem Abgrenzungskonto 26 — Verr. Großrepara- 
tur — vollziehen und bucht: 

(26) Verr. Großreparatur an Kassekonto, Materialkonto usw. 



15 Knoll, Bilanzkunde 
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Nach Fertigstellung kann dann der Inhalt des Kontos 26 in einem Posten auf 
das Anlagekonto übertragen werden, z. B. 

(02) Maschinenkonto an (26) Verrechnete Großreparatur. 

Ein anderer Weg ist der, die durch die Großreparatur bewirkte Werterhöhung 
der Anlage auf dem Konto 26 stehenzulassen und dort jahreweise abzuschreiben: 
466 Großreparatur an (26) Verrechnete Großreparatur. 

Solange das Konto 26 nicht ausgeglichen ist, wird es am jeweiligen Jahres- 
ende durch die Buchung abgeschlossen: 

Bilanzkonto an (26) Verrechnete Großreparatur 
oder 

Abgrenzungskonto an Verrechnete Großreparatur, 
k) Direkte und indirekte Abschreibung 

Auf S. 167 ist gelegentlich der Bewertung der Gebäude bereits gezeigt worden, 
daß die Abschreibung von dem Aktivwert selber oder aber durch Unterbringung 
eines Betrages auf der Passivseite erfolgen kann. Die unmittelbare Verminde- 
rung des Aktivums stellt die direkte Methode, die Einsetzung eines Berichti- 
gungspostens unter den Passiven die indirekte Abschreibungsmethode dar. Die 
indirekte Methode hat den Vorteil, daß sie regelmäßig den Anschaff ungs- oder 
Herstellungswert des Wirtschaftsgutes erkennen läßt und zeigt, in welchem 
Ausmaße und mit welchen Jahresquoten abgeschrieben wurde. 



1) Abschreibungen und Fonds 

Die Anlageabschreibungen verfolgen das Ziel, auf dem Umwege über die 
Selbstkostenrechnung die Mittel für die Ersatzanschaffung der abgeschriebenen 
Anlagewerte herbeizuschaffen. Wer von einem Anlagegut mit dem Anschaf- 
fungspreis 1000 DM und einem Restwert von 100 DM nach öjähriger Lebens- 
dauer pro Jahr 900 : 5 = 180 DM abschreibt und in die Erzeugungskosten ein- 
rechnet, erhält mit dem Verkaufserlös der Jahreserzeugung unter der Voraus- 
setzung des Absatzes zu den richtig kalkulierten Preisen auch die 180 DM zu- 
rück. Aber einen Fonds bilden diese Abschreibungsbeträge dennoch nicht; sie 
gehen vielmehr mit den anderen Erlösteilen durch Vermittlung eines Geld- 
kontos in ein gerade der Auffüllung bedürfendes Aktivkonto (Anlagen, Roh- 
stoffe usw.) über oder werden zur Begleichung von Verbindlichkeiten benützt. 

Wollte man aus den Abschreibungen Fonds bilden, dann müßte nach Maßgabe 
der Abschreibungen eine buchmäßige und materielle Ansammlung von Bar- 
mitteln erfolgen, was bei der Mehrzahl der Unternehmungen mit den fortge- 
setzten Erneuerungen, Modernisierungen usw. des Anlagenparks zu den größten 
Schwierigkeiten führen würde. 

Nur reine Anlageunternehmungen, z. B. durch Wasserkraft betriebene Elek- 
trizitätswerke, deren Anlagen während langer Betriebsperioden kaum Anlaß 
zu namhaften Änderungen geben, aber trotzdem während dieser Zeit abzu- 
schreiben sind, könnten die mit den Strompreisen zurückfließenden Abschrei- 
bungen mangels anderer Gelegenheit auf einem Bankkonto einzahlen oder 
in anderer Weise Verwendung suchen. Da solche Werke regelmäßig über ein 
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Anlagekapital von 100 und mehr Millionen DM verfügen, liefern selbst nied- 
rige Abschreibungssätze Summen, die — mit Zinsen angelegt — wertvolle 
Posten der Selbstfinanzierung darstellen. 

m) Abschreibungskontrolle 

Eine sorgfältige Abschreibung setzt voraus, daß über alle abnützbaren Wirt- 
schaftsgüter genaue Listen geführt werden, mit deren Hilfe jederzeit der An- 
schaffungswert, die Dauer der Nutzung und daraus der notwendige Abschrei- 
bungsprozentsatz kontrolliert werden können. Summarische Abschreibungen 
treffen nie den wirklichen Verschleiß oder Wertverlust. Daß das Aktienrecht 
eine sorgfältige Durchführung der Abschreibungen wünscht, geht aus § 131 
Abs. 4 AktG hervor: 

„Die auf die einzelnen Posten des Anlagevermögens entfallenden Zugänge 
sind gesondert aufzuführen. Gleiches gilt für Abschreibungen und Wertbe- 
richtigungen/' 

Noch deutlicher sind die Forderungen aus § 145 Abs. 1 Entw., weil danach 
die Abschreibungen sogar gesondert nach Bestand und Zugängen innerhalb 
des Anlagevermögens aufgeführt werden müssen. 



7. Rücklagen 

a) Stellen Eigenkapitalien Schulden dar? 

Auf der rechten Seite der Bilanz stehen außer den Schulden auch die eigenen 
Mittel, und aus dieser Tatsache ist zuweilen der Schluß gezogen worden, daß 
die eigenen Mittel selber Schulden seien. Eine solche Auffassung ist irrig, und 
wenn hin und wieder sogar in der Literatur das Eigenkapital als Verbindlich- 
keit der Unternehmung gegenüber dem Unternehmer hingestellt wird, so ge- 
schieht das sicherlich nur in der Absicht, durch die Personifizierung der Unter- 
nehmung und ihre Loslösung vom Unternehmer das Vorhandensein des Eigen- 
kapitals unter den Schulden unterrichtlich verständlich zu machen. Wäre das 
Eigenkapital eine Schuld, so müßte es bei der Zurückzahlung mit den übrigen 
Verbindlichkeiten auf gleicher Rangstufe stehen. Daß das nicht der Fall ist, 
dürfte allgemein bekannt sein; der oder die Unternehmer erhalten bei Verkauf 
oder freiwilliger oder zwangsweiser Auflösung ihrer Unernehmung nur inso- 
weit Vermögen zurück, als sich nach Deckung der Verbindlichkeiten Über- 
schüsse ergeben. 

Das Eigenkapital ist somit keine Verbindlichkeit, sondern steht auf der Bi- 
lanzpassivseite nur als rechnerischer Ausgleichsposten bzw. als eine der Kapi- 
talquellen. 

b) Eigenkapital und Ertrag in der Bilanz 

Bei Einzelunternehmungen sind die eigenen Mittel gewöhnlich in einem Posten 
vorhanden, der als Eigenkapital ausgewiesen wird. Dieses Kapital wächst um 
den Reingewinn, nimmt aber um die Entnahmen und den Reinverlust ab und ist 
somit eine veränderliche Größe. Ähnlich ist die Gestaltung des eigenen Ver- 
mögens in den Personengesellschaften: Offene Handelsgesellschaft und Kom- 
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manditgesellschaft; nur setzt sich das Eigenkapital dort aus so viel Teilen zu- 
sammen, als Gesellschafter vorhanden sind. 



Bilanz der Offenen Handelsgesellschaft Vetter & Herz 



Verschiedene Aktiva 


90 000 DM 


Verschiedene Passiva 


20 000 DM 




— 


Kapital V. 


40 000 DM 







Kapital H. 


30 000 DM 




90 000 DM 




90 000 DM 



Auch bei ihnen verändern sich die Kapitalien durch Gewinne und Verluste bzw. 
Entnahmen, für Kommanditgesellschaften allerdings mit der Einschränkung, 
daß die Gewinne der Kommanditisten (Teilhafter) bei vollkommener Einzah- 
lung des Beteiligungsbetrages abzuheben sind und daß Verringerungen der 
Beteiligung durch Verluste nur bis zum Verzehr der Beteiligung vor sich 
gehen können. 

Es bleibt Einzelunternehmungen oder Personengesellschaften natürlich un- 
benommen, die Kapital Veränderung durch Gewinn oder Verlust in Sonder- 
posten der Bilanz auszuweisen, also beispielsweise einzusetzen: 



Verschiedene Aktiva 


90 000 DM 


Eigenkapital 


60 000 DM 







Verschiedene Passiva 


20 000 DM 


■ ' 




Gewinn 


10 000 DM 




90 000 DM 




90 000 DM 



Was man den genannten Unternehmungen gestattet, ist den Aktiengesellschaf- 
ten zur Pflicht gemacht worden. 

§ 131 AktG führt auf der Passivseite unter I das Grundkapital an und be- 
stimmt, daß darunter die Gesamtnennbeträge der Aktien jeder Gattung ge- 
sondert anzugeben sind. Ähnlich lautet die Bestimmung in § 145 Abs. 3 Entw. 
In § 131 Abs. 3 AktG wird sodann angeordnet, den Überschuß der Aktivposten 
über die Passivposten (Reingewinn) oder den Überschuß der Passivposten über 
die Aktivposten (Reinverlust) am Schlüsse der Jahresbilanz ungeteilt und ge- 
sondert auszuweisen. Ein vorjähriger Gewinn- oder Verlustvortrag ist zu ver- 
merken. Der Entwurf verlangt den Gewinnausweis in § 144 mit Ziffer VIII der 
Passiven und den des Verlustes durch Ziffer VI der Aktiven. 

c) Der Begriff der Rücklagen 

Rücklagen sind Teile des ermittelten, aber nicht ausgeschütteten Reingewinnes 
oder aus besonderen Anlässen eingehende Kapitalbeträge, die für Sonder- 
zwecke der Unternehmung zusammengefaßt werden und eine Vermehrung des 
Eigenkapitals darstellen. Sie werden vielfach als Zuwachskapital bezeichnet. 

d) Der Zweck der Rücklagen 

Der Sonderzweck der Rücklagen besteht in der Deckung bilanzmäßiger oder 
außerordentlicher Verluste (Verlustreserven) oder aber in der Kapitalansamm- 
lung für voraussichtliche oder unerwartete Ausgaben (Ausgabenreserven), z. B. 
für den Ausbau von Anlagen, zur Ablösung von Verbindlichkeiten, zur Durch- 
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führung freiwilliger Sozialleistungen, zur Abschwächung von Geschäftsrisi- 
ken, zur Stabilisierung der Gewinnverteilung usw. 

e) Rücklagen und Fonds 

Es herrscht vielfach die Ansicht vor, die als Rücklagen kenntlich gemachten 
Eigenkapitalien seien auch auf der Aktivseite als Sonderwerte vorhanden und 
harrten etwa in der Form von Bargeld oder Bankguthaben oder Wertpapieren 
der Verwendung. Diese Auffassung ist in den meisten Fällen falsch und zum 
Teil vielleicht darauf zurückzuführen, daß das alte Aktienrecht den Namen 
Reservefonds gebrauchte. 

Die Rücklagen sind gewöhnlich gleich dem ursprünglichen Eigenkapital in den 
verschiedensten Aktivwerten enthalten und besitzen somit keinen Fonds als 
Gegenwert. Es kann natürlich auch einmal Vorkommen, daß man für Rück- 
lagen Ausscheidungen aus dem Aktivvermögen vornimmt und z. B. Wertpa- 
piere kauft, die nun für den Zweck bereitgehalten werden, dem die Rücklage 
zu dienen hat. In diesem Falle wäre für die Rücklage der Name Reservefonds 
berechtigt. Eine Rücklage für Pensionszahlungen könnte z. B. in Wertpapieren 
angelegt sein. 

Es soll an dieser Stelle noch betont werden, daß die Begriffe Rücklagen und 
Reserven gewöhnlich im gleichen Sinne gebraucht werden, daß sich ihre In- 
halte aber nicht immer decken müssen. So spricht man von Reser vevermögen, 
wenn man zum Ausdruck bringen will, daß Maschinen oder andere Produk- 
tionsmittel für besondere Aufgaben zurückgehalten werden, von Reserve- 
kapital, wenn man an für Finanzierungszwecke bereitstehendes Fremdkapital 
denkt. 

f) Arten der Rücklagen 

Die im Anschluß an § 130 AktG und § 143 Entw. zu bildende Rücklage wird 
auch gesetzliche oder ordentliche Reserve genannt. Sie ist in ihrer Verwendung 
an die gesetzlichen Bestimmungen gebunden und trägt darum auch den Namen 
„gebundene Reserve“. Daneben können aus freier Wahl von Einzelunterneh- 
mern sowie von Personen- und Kapitalgesellschaften für die verschiedensten 
Zwecke freiwillige oder außerordentliche Rücklagen geschaffen werden. Aktien- 
gesellschaften bilden gewöhnlich freiwillige Rücklagen zur Sicherung gleich- 
mäßiger Dividendenausschüttungen (Dividendenreserven) oder zur Zahlung von 
Pensionen an verdiente und in Ruhestand getretene Beamte (Pensionsreserve). 
Bei allen Unternehmungsformen können dann Rücklagen Vorkommen für die 
Deckung möglicher Ausfälle an Außenständen (Delkrederereserven), für die 
Erneuerung oder Erweiterung von Anlagen (Erneuerungsreserve oder Erneue- 
rungsrücklage), für Kursverluste an Wertpapieren (Kursverlustrücklage) usw. 
Stammen die Rücklagen aus Einzahlungen der Gesellschafter, so nennt man 
sie Kapitalrücklagen; werden sie aus nicht verteilten Gewinnen gebildet, so 
heißen sie Gewinnrücklagen. 

g) Das Wesen der gesetzlichen Rücklage 

Während nun der über die Entnahmen hinausreichende Gewinn von Einzel- 
unternehmungen und Personengesellschaften im Geschäft verbleibt und das 
Eigenkapital erhöht, wird ein bedeutsamer Teil des Gewinnes bei einer AG 
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an außerhalb des Betriebes stehende Personen ausgeschüttet. Der Gesetzgeber 
ist aber auch an einer Kräftigung der AG interessiert und ordnet daher 
in § 130 AktG an, zum Ausgleich von Wertminderungen und zur Deckung von 
sonstigen Verlusten aus Gewinnteilen eine gesetzliche Rücklage zu bilden. 
Diese Gewinnrücklage ist sogar die vordringlichste Aufgabe der Gewinnver- 
wendung, die jeder anderen voranzugehen hat, und umfaßt so lange wenigstens 
5 °/o des jährlichen Reingewinns, bis die Rücklage den zehnten oder den in der 
Satzung vorgesehenen höheren Teil des Grundkapitals erreicht. 

Die vorgeschriebene Rücklage ist nun nicht allein aus zurückbehaltenen Gewinn- 
teilen zu speisen, in sie sind vielmehr nach dem gleichen § 130 AktG auch die 
Beträge einzustellen, die eine AG bei Ausgabe von Aktien über den Nennwert 
hinaus erhält, und außerdem Zuzahlungen der Aktionäre, die ihnen Vorzugs- 
rechte gewähren sollen. Ob der Bezug der Aktien unmittelbar oder im Um- 
tausch gegen Schuldverschreibungen (Wandelschuldverschreibungen) erfolgt, 
ist für die Auffüllung der Rücklage unerheblich. Die bei der Aktien- und 
Schuldverschreibungsausgabe entstehenden Kosten sind natürlich vor Ermitt- 
lung des in die Rücklage fließenden Betrages abzuziehen. Nach den Vorschrif- 
ten über die Durchführung von Sanierungsmaßnahmen gehören auch Sanie- 
rungsgewinne in die Rücklagen. 

Die Reservenbildung durch Zuzahlungen der Aktionäre dürfte ohne weiteres 
verständlich sein; für die Ermittlung des aus dem Aufgeld (Agio) bei Aktien- 
ausgabe sich ergebenden Reservepostens folgendes 



Beispiel: 

Eine AG erhöht ihr Kapital um 500 000 DM und gibt deshalb 500 neue Aktien 
zum Nennwert von je 1000 DM aus, die von den Aktionären zum Kurs von 
135 %>, d. h. zu 135 DM für je 100 DM Nennwert, übernommen werden. Die 
Ausgabekosten belaufen sich auf 24 150 DM. Der Bruttoerlös der Aktien beträgt 
500 000 DM zu 135 °/o = 675 000 DM. 500 000 DM davon gehören als Nennwert 
ins Grundkapital. Von dem Aufgeld 

von 175 000 DM werden nach Abzug 

von 24 150 DM Kosten für die Aktienausgabe 

150 850 DM als Rücklage verwandt. 

Die Vorschriften des Entwurfs zum neuen Aktiengesetz über die gesetzliche 
Rücklage weichen von denen des geltenden Rechts etwas ab. Während hier die 
Zuweisungen 5 % des jährlichen Reingewinns betragen müssen, sollen es nach 
dem Entwurf 5 °/o des um einen etwaigen Vorjahres Verlust geminderten 
Jahresüberschusses sein. Das ist in der Hauptsache nur eine begriffliche Ände- 
rung, dazu bestimmt, die Berechnung der jährlichen Zuweisung zu vereinfachen. 
Nach dem Bilanzschema des Entwurfs muß die Bilanz die offenen Rücklagen 
und den Bilanzgewinn oder -Verlust ausweisen. Da nun die offenen Rücklagen 
ein Teil des Reingewinns sind, hat man zur Ermittlung der 5%igen Zuweisung 
vom Bilanz- oder Reingewinn zuzüglich der Rücklagen auszugehen. Das aber 
ist der Jahresüberschuß, der vorliegt, ehe seine Aufteilung in Rücklagen und 
Bilanzgewinn erfolgt. 
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Nun gibt es aber sachliche Abweichungen. 

(1) Nach § 131 Abs. 2 AktG wird der Reingewinn und damit die Berechnungs- 
grundlage für die gesetzliche Rücklage durch die Bildung und Auflösung von 
Rücklagen beeinflußt; § 147 Abs. 1 Nr. 30 und 31 Entw. macht eine solche Ver- 
änderung des Jahresüberschusses unmöglich, weil die Bildung und Auflösung 
von Rücklagen erst nach seiner Feststellung denkbar ist. 

(2) In der Gewinnung der Berechnungsgrundlage für die gesetzliche Rücklage 
aus dem Jahresüberschuß abzüglich eines Vorjahrverlustes stimmen geltendes 
Recht und Entwurf überein; in bezug auf die Einflußnahme eines Gewinnvor- 
trages aus dem Vorjahre schafft der Entwurf aber im Gegensatz zu § 130 
Abs. 2 Nr. 1 AktG Klarheit dahingehend, daß ein Gewinnvortrag nicht in die 
Berechnungsgrundlage einbezogen werden kann, da er schon im Vorjahre mit 
als Grundlage gedient hat. 

(3) Der Entwurf räumt zum Vorteil der Aktionäre der Satzung nicht das Recht 
ein, einen 5 °/o übersteigenden Betrag des Jahresüberschusses der gesetzlichen 
Rücklage zuzuweisen. 

(4) Nach § 130 Abs. 2 Nr. 3 AktG konnte es zweifelhaft sein, ob das Aufgeld 
bei der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen auch dann der gesetzlichen 
Rücklage zuzuführen sei, wenn die Wandelschuldverschreibungen gar nicht um- 
getauscht werden. Der Entwurf beseitigt diesen Zweifel, indem er die Ausgabe 
von Wandelschuldverschreibungen über ihren Rückzahlungsbetrag und die Aus- 
gabekosten hinaus als selbständigen Grund für die Einstellung des Aufgeldes 
in die gesetzliche Rücklage ansieht, weil dieses Aufgeld gleich dem bei der Aus- 
gabe von Aktien nicht echter Betriebsgewinn, sondern Kapitalzuführung sei. 

(5) Erhebliche Abweichungen bringt der Entwurf hinsichtlich der Verwendung 
der gesetzlichen Rücklage. 

§ 130 Abs. 3 AktG gestattet ihre Inanspruchnahme zum Ausgleich von Wert- 
minderungen und Verlusten jedweder Art und ohne Rücksichtnahme auf vor- 
handene freie Rücklagen. Nach § 143 Abs. 3 und 4 Entw. hängt ihre Ver- 
wendung davon ab, ob sie nur 10% oder den durch die Satzung bestimmten 
höheren Teil des Grundkapitals ausmacht oder ob ihr Inhalt über jene Grenzen 
hinausgeht und ob daneben freie Rücklagen bestehen. 

Bewegt sie sich in den durch Gesetz oder Satzung gezogenen Grenzen und be- 
stehen freie Rücklagen, so darf sie zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages 
oder Verlustvortrages erst nach der Auflösung freier Rücklagen benützt werden. 
Hat sie jedoch die durch Gesetz oder Satzung festgelegte Mindesthöhe über- 
schritten, so kommt der Mehrbetrag einer freien Rücklage gleich und ist 
nun beim Ausgleich eines durch einen Gewinnvortrag nicht gedeckten Jahres- 
fehlbetrages oder eines Verlustvortrages gleich den freien Rücklagen in An- 
spruch zu nehmen. 

Die gesetzliche Rücklage in Mindesthöhe soll also so lange geschont werden, als 
andere Deckungsmittel in der Form freier Rücklagen, selbst wenn sie zweck- 
gebunden sein sollten, vorhanden sind. 

Dieser Stellungnahme des Entwurfs hinsichtlich der Verwendung der gesetz- 
lichen Rücklage kommt das Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln v. 23. 12. 1959 sehr nahe. Es gestattet beim Vorliegen der entsprechen- 




232 



Der Wertansatz in der Bilanz 



den Beschlüsse nach dem AktG und GmbHG die Erhöhung des Nennkapitals 
durch Rücklagen und unterstreicht dabei für Aktiengesellschaften und KGaA 
in § 2 Abs. 1, daß die freien Rücklagen in vollem Umfange umgewandelt 
werden können, die gesetzliche aber nur, soweit sie 10 € /o oder den in der 
Satzung festgelegten höheren Teil des bisherigen Grundkapitals übersteigt; für 
die GmbH erweitert § 2 Abs. 2 die freien Rücklagen um die Sonderrücklage 
nach § 35 Abs. 3 Satz 1, § 47 Abs. 1 des DMBG. 

Daß diese umzuwandelnden Rücklagen in einer für den Kapitalerhöhungsbe- 
schluß maßgeblichen Jahresbilanz ausgewiesen werden müssen, ist ebenso 
folgerichtig wie die Vorschrift, die Rücklageumwandlungen in Bilanzen mit 
Verlust oder einem Verlust vortrag verbietet. 

Von einer Umwandlung zu Nennkapital sind nur ausgenommen: 

a) eine ausdrücklich als Rücklage für die Lastenausgleichs- Vermögensabgabe be- 
zeichnete Rücklage, 

b) Beträge, die aus der Auflösung von Rückstellungen für laufende Pensionen 
freigeworden sind, und 

c) Rücklagen, die auf Grund steuerlicher Vorschriften erst bei ihrer Auflösung 
zu versteuern sind. 

h) Rücklagen und Buchführung 

Abgesehen von den in die Rücklagen fließenden Zuzahlungen der Aktionäre 
ist die Rücklagenbildung ein Akt der Gewinnverteilung; die Ermittlung des 
steuerpflichtigen Gewinns muß somit vorausgegangen sein. Die Rücklage ist 
dann ein bilanzieller Passivposten, dem die Buchung 

Gewinn- und Verlustkonto an Rücklagekonto 

zugrunde liegt. 

Nun können aber auch Rücklagen gebildet werden, die den steuerpflichtigen 
Gewinn herabsetzen. Dazu gehört z. B. die Rücklage nach § 51 Abs. 1 Ziff. 2 
Buchst, b EStG und § 74 EStDV zur steuerlichen Milderung von Warenpreis- 
steigerungen. Sie darf bei der Rücklagebildung den Gewinn kürzen; ihre ge- 
winnerhöhende Auflösung muß in den folgenden sechs Wirtschaftsjahren durch- 
geführt werden. Ähnliches gilt bei der Bildung einer Rücklage für Entwicklungs- 
hilfe. 

i) Rücklagen und Rückstellungen 

Sehr wichtig ist es, die Rücklagen von den Rückstellungen zu unterscheiden. 
Während die Rücklagen, wie bereits gezeigt, in besonderen Konten unterge- 
brachte Eigenkapitalteile darstellen, sind Rückstellungen Bindungen 1 ) von 
Aktivvermögen für Verbindlichkeiten oder Aufwendungen, die zwar nach dem 
Grunde, nicht aber nach Fälligkeit und Höhe bekannt sind. 

Beispiele: 

1. Eine Firma hat aus einem Grundstückskauf einen Prozeß führen müssen, 
der zu ihren Ungunsten ausgegangen ist und ihr daher erhebliche Kosten auf- 



*)■ Die Tatsache, daß Bilanzschulden durch Bilanzaktiven gedeckt sein müssen, kann man auch 
dahin formulieren, daß Bilanzverbindlichkeiten Bilanzaktiva binden. Frei von Bindungen bleiben 
also nur die über die Schulden hinausragenden Aktiva. 
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bürdet. Da die Kostenrechnung beim Jahresabschluß noch nicht vorliegt, die 
Kosten aber das abgelaufene Jahr belasten, so müssen sie geschätzt werden, 
und in dieser Höhe ist zu Lasten eines Prozeßkostenkontos oder auch unmittel- 
bar des Gewinn- und Verlustkontos eine Rückstellung zu bilden, die, wie im 
Eingang dieses Abschnitts zum Ausdruck gebracht wurde, Aktivvermögen in 
Höhe der Schätzung bindet bzw. den Gewinn um den Betrag senkt. 

Der Unterschied zur Rücklage tritt deutlich hervor: Die Rückstellung wird nicht 
wie die Rücklage aus Gewinn gebildet, sondern sie bewirkt, daß in der ge- 
schätzten Höhe Gewinn nicht erst entsteht. 

Hätte man die Kosten des Prozesses auf 1800 DM geschätzt, so wäre zu buchen 
Prozeßkosten an Rückstellung 1800 

Das Prozeßkostenkonto schließt über das Gewinn- und 
Verlustkonto ab: Gewinn und Verlust an Prozeßkosten 1800 

und das Rückstellungskonto über das Bilanzkonto 

Rückstellung an Bilanz 1800 



Prozeßkostenkonto Rückstellungskonto 




Nach vollzogenem Abschluß ist das Rückstellungskonto neu zu eröffnen. 
Buchung: 

Bilanzkonto an Rückstellungskonto 1800 

Geht nun die Kostenrechnung mit 1950 DM ein, die in bar beglichen wird, so 
wird nur der die Rückstellung übersteigende Betrag von 150 DM über Prozeß- 
kosten gebucht; denn in Höhe von 1800 DM wirkten sich die Kosten schon bei 
der Bildung der Rückstellung gewinnmindernd aus: 

Prozeßkosten 150 

Rückstellung 1800 

an Kasse 1950 

Das Kostenmehr von 150 DM im neuen Jahre wirkt sich gewinnmindernd aus, 
daher Abschluß des Prozeßkostenkontos mit dem Gewinn- und Verlustkonto 
mit 150 DM. 

Hätten die wirklichen Kosten nur 1680 DM betragen, so wäre der Gewinn des 
abgelaufenen Jahres um 120 DM zu stark gesenkt worden und das Rückstel- 
lungskonto wiese in dieser Höhe einen Gewinn auf; es hätte das Wesen eines 
Rücklagekontos angenommen. In diesem Falle lautet die Buchung bei Be- 
zahlung der Kostenrechnung: 

Rückstellung 1800 

an Kasse 1680 

an Gewinn und Verlust 120 

2. Gewinnreservierungen für mögliche, aber noch nicht eingetretene Verluste 
an Debitoren bilden eine Rücklage, die in der Regel als Delkredererücklage 
oder Delkrederereserve bezeichnet wird. 
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Buchung: Gewinn- und Verlustkonto an Delkredere-Rücklagekonto. 

Die Einstellung in die Bilanz geschieht als Eigenkapital auf die Passiv- 
seite. 

Ist aber aus Zahlungsschwierigkeiten eines unserer Kunden anderen Firmen 
gegenüber damit zu rechnen, daß auch wir aus einer später fällig werdenden 
Forderung nur einen Teil erhalten, dann haben wir den mutmaßlichen Ver- 
lust an der Forderung unmittelbar abzusetzen oder aber bei Einstellung der 
Gesamtforderung unter den Aktiven aus dem erwarteten Verlust ein Passivum 
zu bilden. Würde der Gesamtwert der zweifelhaften Forderung 3000, — DM und 
der angenommene Verlust 1500, — DM betragen, so bekäme die Bilanz dafür 
folgende Gestalt: 

Aktiva: Passiva: 

Zweifelhafte Forderung 3000 DM Angenommener Verlust 

an Debitoren 1500 DM 

Der gedachte Verlust erscheint gewöhnlich auf einem Delkrederekonto durch 
die Buchung 

Gewinn- und Verlustkonto an Delkrederekonto 1500 DM 

Das Delkrederekonto hat den Charakter eines Rückstellungskontos. Hätte man 
die Wertminderung um 500 DM zu groß angenommen, was durch Zahlung in- 
folge Vergleichs oder aus der Konkursmasse festzustellen ist, dann ist das 
Delkrederekonto für diese unerwartete Minderung unserer Einbuße zu einem 
Rücklagekonto geworden. 

Um dem Leser den Zusammenhang der durch das letzte Beispiel nötigen 
Buchungen deutlich zu machen, sind sie im folgenden wiederholt bzw. ergänzt 
(kontenmäßige Darstellung S. 235): 

Überschreibung der zweifelhaften Forderung auf Konto Dubiose 
Konto Dubiose an Debitorenkonto 3000 DM, 

Abschluß des Kontos Dubiose: 

Bilanzkonto an Konto Dubiose 3000 DM 
Bildung der Rückstellung: 

Gewinn- u. Verlustkonto an Delkrederekonto 1500 DM 
Das Delkrederekonto wird über Bilanzkonto abgeschlossen: 

Delkrederekonto an Bilanzkonto 1500 DM 

so daß sich nunmehr die Rückstellung zugleich als Schmälerung des Gesamter- 
trages auswirkt. 

Da der Verlust jedoch in Wirklichkeit noch nicht eingetreten ist, erscheinen bei 
der Neueröffnung das Konto Dubiose und das Delkrederekonto mit ihrem 
Bilanzwert wieder: 

Konto Dubiose an Bilanzkonto 3000 DM 

Bilanzkonto an Delkrederekonto 1500 DM 

Durch Vergleich gehen vom Kunden 2000 DM tatsächlich ein: 

Kassekonto an Konto Dubiose 2000 DM 
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*) Auf Einrichtung des Kassekontos wurde verzichtet. 




236 



Der Wertansatz in der Bilanz 



Infolgedessen ist die früher vorgenommene Rückstellung und Ertragsminderung 
nur bis zu 1000 DM berechtigt gewesen, was durch die Buchung 

Delkrederekonto an Konto Dubiose 1000 DM 

sichtbar gemacht wird. 

Die zuviel zurückgestellten 500 DM, um die zugleich der Ertrag zu stark ge- 
kürzt wurde, fließen dem Gewinn- und Verlustkonto als Gewinn zu: 

Delkrederekonto an Gewinn- und Verlustkonto 500 DM 
oder verbleiben dem Delkrederekonto als Rücklage. 

Rückstellungen werden in der Regel gebildet für bestimmt zu erwartende, 
aber noch nicht veranlagte Steuern, für entstandene, aber noch nicht einge- 
forderte Prozeßkosten, für Ansprüche aus Provisionen, aus Bürgschafts- und 
Garantieverpflichtungen, zur gleichmäßigen Belastung der Wirtschaftsabschnitte 
aus periodisch auftretenden Reparaturen u. dgl. Ein Beispiel zum letzten Fall 
enthält der Abschnitt „Reparaturen und Abschreibungen* 4 . Ihre strenge Ab- 
sonderung von Rücklagen ist namentlich eine Forderung der Steuerverwaltung, 
weil Rückstellungen, die tatsächlich Schulden oder Wertminderungen ent- 
sprechen, steuerfrei bleiben, während Rücklagen als Gewinnteile der Be- 
steuerung anheimfallen. Die Finanzverwaltung hat stets betont, daß man unter 
keinen Umständen eine Frisierung der Rücklagen zu Rückstellungen zulassen 
werde, darum in jedem Falle die Begründung einer Rückstellung fordere und 
in Zweifelsfällen Passivposten als Rücklagen ansehe. 

Das Aktienrecht spricht in § 131 Abs. 1 B IV AktG von Rückstellungen für unge- 
wisse Schulden und will dadurch anscheinend zum Ausdruck bringen, daß die 
in der Praxis üblichen „Delkredereposten“ keine echten Rückstellungen sind. 
Darum wurde in dem vorangegangenen Beispiel auf S. 234 auch betont, daß 
das Delkrederekonto nur den „Charakter“ eines Rückstellungskontos habe. Es 
enthält, strenggenommen, einen Wertberichtigungs- oder Wertkorrekturposten, 
der sich aber buch- und bilanzmäßig einer Rückstellung vollkommen angleicht. 

Daß aber nicht nur ungewisse Schulden, sondern auch ungewisse Verluste An- 
laß zu Rückstellungen sein können, beweisen immer wieder die Bankbilanzen, 
in denen erwartete und der Höhe nach nicht bekannte Verluste aus schweben- 
den Börsengeschäften als Rückstellungen erscheinen. 

Darum hat der Entwurf zum neuen Aktiengesetz in Abschnitt IV der Passiv- 
seite auch den Zusatz „für ungewisse Schulden“ gestrichen und bemerkt im 
§ 145 Abs. 7: „Rückstellungen dürfen nur für ungewisse Verbindlichkeiten und 
für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften gebildet werden. “ 

Nur eines steht fest, daß Rückstellungen nicht mehr möglich sind, sobald sie 
das nach Höhe und Fälligkeit Ungewisse verloren haben und zu echten Ver- 
bindlichkeiten geworden sind. Darum kann z. B. für die feststehende, aber 
noch nicht abgehobene Dividende der Aktionäre nur eine echte Schuld, aber 
keine Rückstellung gebildet werden. 

j) Stille Rücklagen 

Nicht in allen Fällen treten Rücklagen offen in der Bilanz zutage, sondern 
liegen in den Vermögenswerten der Unternehmung verborgen. Man bezeichnet 
sie als stille Reserven oder Rücklagen. 
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Die Entstehungsursachen für stille Rücklagen sind mannigfach. Die Befolgung 
des Niedrigstwertprinzips bringt es mit sich, daß sich hinter einem Aktivposten 
eine größere Summe versteckt, als der in der Bilanz stehende Betrag erkennen 
läßt. Der Mehrwert ist eine stille Reserve. Stille Rücklagen sind auch stets in 
den Promemoria- oder Erinnerungsposten von 1, — DM enthalten; hier ist die 
Reservebildung sogar so deutlich, daß man von einem Offenbarwerden der 
stillen Rücklagen sprechen kann. (Gleisanlagen, Fuhrparks u. a. stehen oft mit 
1, — DM zu Buch, können diesen Wert aber unmöglich haben.) 

In der gleichen Richtung wie die Unterbewertung der Aktiva wirkt die Über- 
bewertung der Verbindlichkeiten, das Einstellen von Abschreibungen oder 
Wertberichtigungsposten über das erforderliche Maß hinaus, das Buchen von 
Anschaffungen über Unkosten u. dgl. Stille Rücklagen verkleinern den wirk- 
lich erzielten Geschäftsgewinn und entheben dadurch die Geschäftsführung von 
Gesellschaftsunternehmungen der Pflicht, den ganzen Verdienst an die Teil- 
haber auszuschütten. Eine derartige Kräftigung der Finanzen einer Unter- 
nehmung oder aber die Erhöhung ihrer Zahlungsbereitschaft ist durchaus er- 
wünscht und darum sowohl vom Handels- als auch Steuerrecht erlaubt; im 
Steuerrecht allerdings in der Hauptsache durch die Zulassung der Bewertungs- 
freiheit, z. B. bei geringwertigen Anlagegütern, und von Sonderabschreibungen. 
Entziehen sich durch stille Rücklagen jedoch Millionenwerte der Beobachtung, 
so kann man die Bilanz nicht mehr als die Veranschaulichung der Vermögenslage 
einer Unternehmung ansprechen, sondern höchstens als das Zerrbild einer 
solchen. Dieser Nachteil der falschen Vermögensdarlegung kann aber mit der 
Gefahr verbunden sein, Vermögensteile in unverbuchten Spekulationsgeschäften 
zu gefährden und die aus diesen Wagnissen herrührenden Verluste still zum 
Verschwinden zu bringen. Daß derartige Verdunkelungen natürlich kein Gesetz- 
geber wünscht und daß sie daher unter allen Umständen unzulässig sind, bedarf 
keiner Erörterung. Das Aktienrecht und noch mehr der Entwurf zum neuen 
AktG mit seinen eingehenden Vorschriften über die Bilanzgliederung, den Ver- 
boten der Verrechnung von Bilanzwerten, der Anordnung sorgfältiger Regi- 
strierung der das Anlagevermögen beeinflussenden Zu- und Abgänge und Ab- 
schreibungen usw. bieten eine Gewähr dafür, daß anomale stille Rücklagen 
unterbleiben. 

Bei der Unmöglichkeit der Verrechnung zufolge § 131 Abs. 5 AktG und 
§ 145 Ziff. 8 Entw. müssen stille Rücklagen in Erscheinung treten, sobald ein 
Unternehmen verkauft oder aufgelöst wird. Eine buchmäßige Auflösung kann 
in der Weise erfolgen, daß man die entsprechenden Aktivwerte mit ihrer 
richtigen Höhe einsetzt und den dadurch entstehenden Gewinn auf Gewinn- 
und Verlustkonto bringt. Eventuell können so errechnete Gewinne zur Bildung 
offener Rücklagen Verwendung finden. 

Steht ein Fuhrpark mit 1, — DM zu Buch, hat er aber einen wirklichen Wert von 
5000 DM, so erfolgt die Auflösung der stillen Rücklagen von 4999 DM durch die 
Buchung Fuhrparkkonto an Gewinn- und Verlustkonto. 



S Fuhrparkkonto H S Gewinn- u. Verlustkonto H 



+ 

Buchwert 1, — 

an Gewinn- u. 
Verlustkonto 4999, — 


" 


_ 


+ 

v. Fuhrpark- 
konto 4999,- 


5000,— 
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Stille Rücklagen führen bei Auflösung nur dann nicht zu einem steuerpflich- 
tigen Gewinn, wenn das in Betracht kommende Wirtschaf tsgut im Laufe eines 
Wirtschaftsjahres infolge höherer Gewalt (Brand, Diebstahl) oder zur Vermei- 
dung eines behördlichen Eingriffs gegen Entschädigung aus dem Betriebsver- 
mögen ausscheidet und im Laufe desselben Wirtschaftsjahres ein Ersatzgut an- 
geschafft oder hergestellt wird. Die dabei zutage tretende stille Rücklage darf 
in solchem Falle auf das Ersatzgut übertragen werden (Abschn. 35 Abs. 2 und 5 
EStR). 

Wird also ein Wirtschaftsgut, das mit 20 000 DM zu Buch steht, durch Feuer ver- 
nichtet und von der Versicherungsgesellschaft mit 35 000 DM ersetzt, so ergibt 
sich eine stille Rücklage von 15 000 DM. Diese wird auf ein Rücklagekonto für 
Ersatzbeschaffung gebucht: 

Kasse an Rücklage für Ersatzbeschaffung 

und bei Ersatzanschaffung oder -herstellung mit dem Ersatzgut verrechnet. 
Kostet das Ersatzgut 60 000 DM: 

Anlage an Kasse (Bank) 60 000, 

so findet die Verrechnung der Rücklage durch die Buchung statt: 

Rücklage für Ersatzbeschaffung an Anlage 15 000 DM. 

Das Ersatzgut steht dadurch nur mit 45 000 DM zu Buch. 



8. Aktivierung, Passivierung 

a) Allgemeines 

Bei der Beurteilung von Betriebsvorfällen hinsichtlich ihres Einflusses auf das 
Untemehmungsvermögen ergeben sich oft Zweifel darüber, ob Aufwendungen 
im Zeitpunkt des Vorkommens zu Lasten des Geschäftserfolges abzusetzen 
sind oder ob sie die Vermögenssubstanz mehren oder mindern. 

Wenn z. B. ein Geschäftsinhaber zur Erweiterung seines Betriebes in seinem 
Geschäftshaus größere Umbauten vornehmen läßt, die ihn etwa 25 000 DM 
kosten, dann darf angenommen werden, daß das Haus in seinem Wert um 
diesen Aufwand gestiegen ist, und nun ist der Eigentümer nach Meinung der 
Finanzverwaltung verpflichtet, die 25 000 DM dem Gebäudewert zuzuschlagen 
oder, in der Buchhaltersprache, sie zu aktivieren. Ob die Wertsteigerung durch 
einen mit dem Umbau verbundenen größeren Umsatz oder im Falle des Ge- 
schäftsverkaufs durch einen günstigeren Preis tatsächlich eintritt, ist für die 
Aktivierung unerheblich. 

Handelte es sich dagegen nur um Instandsetzungskosten, hervorgerufen viel- 
leicht durch einen Neuverputz der Hausfront oder durch Schönheitsreparaturen 
im Hause, die gleichfalls größere Mittel auslösen können, dann ist daraus auf 
einen Wertzuwachs nicht zu schließen, sondern der augenblickliche Hauswert 
blieb nur in seiner Höhe erhalten. Darum darf dieser Erhaltungsaufwand im 
laufenden Betriebsabschnitt als Betriebsausgabe abgesetzt werden. Solche und 
ähnliche Überlegungen drängen sich jedem Bilanzierenden auf, der Entschei- 
dungen über Aktivierung, Passivierung, Absetzung u. a. zu treffen hat. 

Die Aktivierung einer Ausgabe vergrößert die Besitzteile, damit den Überschuß 
des Aktivvermögens über die Passiven und beim Vermögens vergleich nach § 4 
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EStG den Gewinn; eine zusätzliche Verbindlichkeit übt durch ihre Passivierung 
eine gegenteilige Wirkung aus. 

Vollständigkeit der Aktivierung liegt besonders im steuerlichen Interesse, da die 
Finanzverwaltung zur Erfassung des wirklich erzielten Ertrages Wert darauf 
legen muß, alle der Aktivierung fähigen Werte auch aktiviert zu sehen. Das 
Steuerrecht verwendet deshalb bei Erörterung der Aktivierung auch mehr den 
Ausdruck „Aktivierungspflicht“ anstatt „Aktivierungsrecht“. 

Umgekehrt sind oft die Auffassungen bezüglich der Passivierung. Hier kommt 
es häufiger vor, daß ein Steuerpflichtiger darum ringen muß, einen nach seiner 
Meinung vorhandenen Passivierungsanspruch bei der Finanzverwaltung auch 
anerkannt zu erhalten. 

b) Aktivierung 

Das Handelsrecht ist insbesondere durch das Aktiengesetz bemüht, Klarheit 
über die Aktivierung zu verschaffen. Es erübrigt sich, hier erneut darauf einzu- 
gehen, daß alle einem Geschäftsbetrieb dauernd dienenden und bewertungs- 
fähigen Sachen oder Rechte aktiviert werden müssen, wobei es nach Steuer- 
recht unerheblich ist, ob sie der Unternehmer durch Kauf erworben hat oder 
ob sie ihm unentgeltlich zugeflossen sind (§ 7 EStDV). Aber darüber hinaus 
lassen § 133 AktG und § 146 Entw. erkennen, woran der Unternehmer ein 
Aktivierungsrecht hat und welche Größen zu aktivieren ihm untersagt sind: 

§ 133 Ziff. 4 AktG und § 146 Ziff. 3 Entw. gestatten die Aktivierung der 
Posten der Betriebseinrichtung oder, anders formuliert, die der Betriebs- 
organisation. Der Wert ist in angemessener Zeit, nach dem Entwurf in 5 Jahren, 
abzuschreiben. 

Nach § 133 Ziff. 5 AktG und § 146 Ziff. 4 Entw. kann ein Geschäfts- oder 
Firmenwert unter den Aktiven erscheinen, wenn dafür beim Erwerb des Ge- 
schäftes besondere Aufwendungen gemacht werden mußten. Ein Geschäftswert 
darf auch aktiviert werden, wenn einem ausscheidenden Gesellschafter eine Ab- 
findung zugebilligt wird, die über dem Buchwert seines Kapitalkontos liegt, 
und wenn der Mehrbetrag durch Offenlegung stiller Rücklagen nicht gedeckt 
werden kann. Dann ist die Differenz als Firmenwert zu aktivieren. Für die 
Tilgung gilt eine Frist von 5 Jahren als angemessen. 

Die Ziffern 6 und 7 der §§ 133 bzw. 145 lassen die Aktivierung des Unter- 
schiedsbetrages zwischen dem Rückzahlungsbetrag einer Anleihe und ihrem 
Ausgabebetrag, das sogenannte Damnum, zu und fordern seine Tilgung in der 
Laufzeit der Anleihe. 

Rechnerisch ähnlich dem Damnum hat die Verteilung der Abraum- oder Bruch- 
erschließungskosten eines Steinbruchs oder Bergwerks zu erfolgen. Die Kosten 
dürfen nicht dem Jahr der Erschließung zur Last fallen, sondern sind zu 
aktivieren und auf die Zeit der Ausbeute des Steinbruchs zu verteilen. 

Eine Aktivierung der Umsatzsteuer aus Kundenvorauszahlungen verlangt der 
BFH durch Urteil vom 13. 5. 1958 für den Schluß des Jahres, in dem die Vor- 
auszahlung geleistet wurde. Dann steht nämlich unter den Passiven der volle 
Anzahlungsbetrag, von dem dem Empfänger nur der Betrag abzüglich Umsatz- 
steuer zukommt. Das ist nach Auffassung des BFH der Betrag, der als Aktiv- 
posten dem vollen Anzahlungsbetrag gegenübergestellt werden muß. 
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Ein Aktivierungsverbot sprechen § 133 Ziff. 4 und 5 und § 146 Ziff. 3 und 
4 Entw. für die Kosten der Gründung und Kapitalbeschaffung und für den un- 
entgeltlich erworbenen Firmenwert aus. 

c) Passivierung 

Die bedeutsamste Voraussetzung des Passivierungsrechtes ist das Vorhanden- 
sein einer wirklichen und echten Verbindlichkeit zur Zeit des Bilanztages. Be- 
lastet beispielsweise eine Verbindlichkeit nur einen bedingten Gewinn, nicht 
aber das Vermögen, was der Fall wäre, wenn sie allein aus dem künftig zu 
erzielenden Reingewinn beglichen werden müßte, dann gestattet das Steuer- 
recht die Passivierung nicht. Anders ist es mit Schulden, die aus bestimmten 
Einnahmen oder aus einem Bruttogewinn ohne Rücksicht auf einen evtl. Rein- 
gewinn oder auch nach Erreichen einer bestimmten Vermögenslage abzutragen 
sind. Hier ist der Zusammenhang zwischen Schuld und Geschäftsvermögen 
offensichtlich und ihre Passivierung gerechtfertigt. 

Verbindlichkeiten aus Haftungsschäden können erst berücksichtigt werden, falls 
die Inanspruchnahme „ernsthaft“ droht. Die für einen solchen Fall etwa ge- 
gebenen Ansprüche an Versicherungsunternehmen sind natürlich zu aktivieren. 

Der Zeitpunkt der Passivierung wird durch die Einflußnahme der Verbindlich- 
keit auf den Betrieb bestimmt. Hängt z. B. die Schuld mit einer für einen Be- 
trieb geleisteten Tätigkeit zusammen, so fällt ihre Registrierung regelmäßig in 
das Wirtschaftsjahr, in dem sich die Tätigkeit für den Betrieb vollzog. 
Würde daher für einen zurückliegenden Betriebs abschnitt noch eine Lohn- 
forderung geltend gemacht und diese anerkannt, so müßte die Nachzahlung für 
das zurückliegende Wirtschaftsjahr passiviert werden. 

§ 131 Abs. 6 AktG und § 144 Abs. 5 Entw. nennen nun eine Reihe von besonderen 
Posten, für die zwar keine Passivierungspflicht besteht, die aber durch einen 
Bilanzvermerk kenntlich gemacht werden müssen: Verbindlichkeiten aus der 
Begebung und Übertragung von Wechseln, aus Bürgschaften, Wechsel- und 
Scheckbürgschaften, aus Gewährleistungsverträgen, Haftung aus der Bestellung 
von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten. Sie sind regelmäßig zu ver- 
merken, auch wenn ihnen Rückgriffsforderungen gegenüberstehen. 

Einen besonderen Raum nehmen die Rückstellungen für ungewisse Schulden und 
unter ihnen die Zuwendungen an betriebliche Pensions- und Unterstützungs- 
kassen ein. 

In zahlreichen Betrieben gibt es Einrichtungen, die als Hilfs-, Unterstützungs- 
und Pensionskassen bezeichnet werden, aber nach freiem Ermessen der Unter- 
nehmer den Arbeitern und Angestellten Zuschüsse in Notfällen und auch zu 
einer vorhandenen Altersversorgung gewähren. 

Da ein Rechtsanspruch auf solche Zuschüsse nicht besteht, werden steuerbegün- 
stigte Rückstellungen an solche Kassen auch nicht anerkannt. Steuerbegün- 
stigte Zuwendungen sind nach Abschn. 41 EStR vielmehr nur zulässig für Pen- 
sionskassen, die eine rechtsverbindliche Pensionspflicht übernommen haben, 
die auf Vertrag, auf Betriebsvereinbarung, auf Tarifvertrag oder auf einer 
Besoldungsordnung beruht. In Zweifelsfällen wird nach arbeitsrechtlichen 
Grundsätzen entschieden. 
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Die Höhe der Zuwendungen an steuerlich anerkannte Pensionskassen richtet sich 
nach § 2 des Gesetzes über die Behandlung von Zuwendungen an betriebliche 
Pensions- und Unterstützungskassen bei den Steuern vom Einkommen und 
Ertrag vom 26. 3. 1952 (BGBl. I S. 206). 

Ein Passivierungsrecht hat der Unternehmer auch hinsichtlich der Umsatzsteuer 
in Kundenforderungen bei Ist-Versteuerung. Wird ein solcher Passivposten 
nicht gebildet, dann enthält der steuerpflichtige Gewinn als Unterschied zwi- 
schen Aktiven und Passiven auch die Umsatzsteuer, obgleich dieser Betrag bei 
Eingang der Kundenzahlung dem Finanzamt zusteht. 

Passiviert werden darf ferner der Zinsverlust, der einem Unternehmer mit 
einem großen Kundenkreis durch Überschreiten der gewährten Zahlungsfristen 
entsteht (siehe dazu S. 271). 

In jedem größeren Unternehmen gibt es am Bilanzstichtag eine Reihe von 
Geschäften, die ganz oder teilweise noch der Erfüllung harren. Man bezeichnet 
sie als schwebende Geschäfte. Ist beispielsweise eine Ware bereits geliefert 
und durch eine Buchung eine Verringerung des Aktivvermögens dargetan 
worden, so darf auch bei noch fehlendem Ausgleich die Aktivierung eines ent- 
sprechenden Gegenwertes in Form einer Forderung nicht unterbleiben. Das ge- 
bietet der Grundsatz der Parität nach ordnungsmäßiger Buchführung. Ähnlich 
liegen die Dinge, wenn ein Kaufmann Rechnung über eine ihm verkaufte, 
aber noch nicht eingegangene Ware erhält und nun die Rechnung als Verbind- 
lichkeit passivieren möchte. Entweder hat er bis zum Eingang der Ware von 
jeglicher Registrierung abzusehen oder aber er muß dem Passivposten die 
„schwimmende Ware“ als Aktivum gegenüberstellen. Das Verfahren, das für 
die Gestaltung der Handelsbilanz maßgebend ist, wird auch von der Steuer- 
bilanz anerkannt. 

Unter die schwebenden Geschäfte fallen auch die Kundenvorauszahlungen und 
die geleisteten Anzahlungen. 

Wieweit man bei solchen Geschäften schon von Gewinn oder Verlust reden 
kann, das hängt vom Grade der Realisierung des Ertrages ab. Einwandfreie 
Forderungen kommen einer Realisierung gleich, zweifelhafte geben Anspruch 
auf die Bildung einer Delkredererückstellung, und mangelhafte Leistungen 
können zu Garantieverpflichtungen führen (s. auch im Bau befindliche An- 
lagen). 
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XI. Die Bilanz und die Ertragsermittlung 



1. Die Vermögens- und Gewinnbilanz 

Die Bilanzen sollen nicht nur Auskunft über die Herkunft und Verwendung 
des Geschäftsvermögens geben, sondern auch den Gewinn nachweisen. Erfüllen 
sie diese beiden Aufgaben gleichzeitig, so nennt man sie Vermögens - und 
Gewinnbilanzen . Im vorigen Abschnitt wurde bereits gezeigt, daß die Bilanzen 
von Einzelunternehmungen und Personengesellschaften gewöhnlich reine Ver- 
mögensbilanzen sind, weil sie lediglich das Endkapital ausweisen, an dem sich 
der Erfolg bereits ausgewirkt hat. Will man hier zu Gewinnbilanzen kommen, 
so muß das Endkapital in seine Faktoren Anfangskapital zuzüglich Gewinn 
oder Anfangskapital abzüglich Verlust zerlegt werden. 

Auch bei Deutlichmachung des Erfolges in der Bilanz ist der Erfolgsnachweis 
äußerst mangelhaft und unter Umständen sogar fehlerhaft; fehlerhaft, wenn 
man Zu- und Abnahmen des Eigenkapitals durch Neueinlagen und Privatent- 
nahmen unbeachtet läßt, und mangelhaft, weil der Erfolgsnachweis durch die 
Bilanz niemals über die Herkunft und Zusammensetzung der Erträge Auf- 
schluß gibt. 

Nach § 4 EStG ist der Gewinn der Unterschiedsbetrag zwischen dem Betriebs- 
vermögen am Schluß des Wirtschaftsjahres und dem Betriebsvermögen am 
Schluß des vorangegangenen Wirtschaftsjahres, vermehrt um den Wert der Ent- 
nahmen und vermindert um den Wert der Einlagen. 

Zum Betriebsvermögen aber zählen alle Wirtschaftsgüter, die zur Ingang- 
haltung des in Frage stehenden Gewerbes erforderlich sind. Der Wert eines 
etwa vorhandenen Grund und Bodens, der zum Anlagevermögen gehört, bleibt 
außer Ansatz. 

Infolge der Betonung des Betriebsvermögens ist der betriebliche Gewinn auch 
nur abhängig von Aufwendungen und Erträgen, die dem Betrieb zuzurechnen 
sind; Aufwendungen und Erträge, die mit dem Privatvermögen Zusammen- 
hängen, scheiden aus. 

Die Sache klingt an sich einfach, und trotzdem können sich Schwierigkeiten 
ergeben, namentlich durch Gegenstände, die sowohl Betriebs- als auch Privat- 
vermögen sein können, also z. B. bei Wertpapieren, Kraftwagen, Häusern u. a. 
Für die Zurechnung zu der einen oder anderen Kategorie werden der Wille des 
Betriebsinhabers, der vorwiegende Gebrauch des Wirtschaftsgutes und seine 
Behandlung durch die Buchführung maßgebend sein. Würde allerdings ein 
Unternehmer betrieblich notwendige Maschinen nicht in seine Buchführung 
aufnehmen, so gehörten sie dennoch zum Betriebsvermögen. 

Bis 1954 konnte der buchführende Gewerbetreibende von einem gemischt ge- 
nutzten Grundstück nur den gewerblich genutzten Teil in das Betriebsvermögen 
embringen, wenn dieser mehr als Vs des gesamten Grundstückswerts oder mehr 
als 10 000 DM ausmachte. Seit 1955 kann auch der zu Eigenwohnzwecken 
dienende Grundstücksteil zum Betriebsvermögen gezählt werden, wenn er 
weniger als die Hälfte des Wertes des gesamten Grundstücks ausmacht. 
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Entnahmen sind nach Steuerrecht alle Wirtschaftsgüter, die der Unternehmer 
in Form von Bargeld, Waren, anderen Erzeugnissen, Nutzungen und Leistun- 
gen dem Betrieb für sich, seinen Haushalt oder für andere betriebsfremde 
Zwecke im Laufe des Wirtschaftsjahres entnommen hat. Einlagen sind Neu- 
zuführungen von Barmitteln und anderen Wirtschaftsgütern zum Betrieb. 



2 . Arten der Ertragsberechming 



a) Ertragsberechnung ohne Buchführung 



Nach § 4 Abs. 3 EStG darf der Gewerbetreibende, der nicht zur Buchführung 
verpflichtet ist, den Gewinn durch Subtraktion der Ausgaben von den Ein- 
nahmen feststellen. Ergeben die Einnahmen einen Überschuß, so ist Gewinn 
vorhanden, im anderen Falle Verlust. Auch hierbei sind Privatentnahmen 
gewinnerhöhend zu berücksichtigen. 



Einnahmen aus Gewerbebetrieb 
Ausgaben 



zuzüglich Eigenverbrauch an Waren 
Einkommen 



1 125,75 DM 
737,50 DM 

388.25 DM 
115,— DM 

503.25 DM 



Hierher würde auch folgende Einkommensberechnung eines Handwerkers ge- 
hören: 



Einnahmen aus Gewerbebetrieb 
Ausgaben für Material 
Ausgaben für Lohn 
Ausgaben für Licht, Heizung, Miete 
Ausgaben für Maschinenabnutzung 

Einkommen 

oder 

Betriebseinnahmen des abgelaufenen Jahres 
X Betriebsausgaben: 

a) Wareneinkäufe 

b) geringwertige Anlagegüter 

c) Gehälter, Löhne, Sozialabgaben, 
andere Unkosten 

d) abzugsfähige Steuern 
Gewinn 



1 270.37 DM 

460,35 DM 
180,— DM 
125,— DM 

15,— DM 780,35 DM 
490,02 DM 



16 000 DM 



2 500 DM 
1 500 DM 



1 800 DM 

5 800 DM 
1 200 DM 



7 000 DM 
9 000 DM 



Ausgaben für Anlagegüter wird man nicht voll den Betriebsausgaben des 
laufenden Jahres zuschreiben, sondern nach der Nutzungsdauer der Wirtschafts- 
güter auf mehrere Jahre verteilen. Darum ist der Anschaffungspreis, gekürzt 
um die anteilige Absetzung für Abnutzung, dem Einnahmeüberschuß zuzu- 
fügen. In den folgenden Jahren muß die weitere anteilige Abschreibung berück- 
sichtigt werden. 



16 * 
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b) Ertragsberechnung bei einfacher Buchführung 

Der Vermögens vergleich nach § 4 Abs. 1 Satz 1 setzt Buchführung voraus, 
die auf Grund einer Bestandsaufnahme (Inventur) eröffnet und abgeschlossen 
wird. Hierbei ist im Gegensatz zu § 4 Abs. 3 EStG das Anlagevermögen mit 
Ausnahme des Grund und Bodens mit zu berücksichtigen. 

Die einfache Buchführung, die weder ein Kapitalkonto noch ein Gewinn- und 
Verlustkonto benützt, verfährt dabei in folgender Weise: 

Eigenvermögen vom 31. 12. 19 . . 7 250, — • DM 

Eigenvermögen vom 31. 12. des Vorjahres 5 041, — DM 

Gewinn 2 209, — DM 



Wäre in dem Betriebsjahr aber eine Einlage von 500, — DM gemacht worden, 
die natürlich zur Feststellung des Eigenkapitals von 7250, — DM beigetragen 
hat, so müßte sie zur Ermittlung des Verdienstes von den 2209, — DM Gewinn 
abgezogen werden,. so daß nur noch 1709, — DM verbleiben. Dieser Betrag ist 
jedoch zu erhöhen um im Betriebs jahr getätigte Entnahmeny da ohne sie das 
Endkapital und damit der Gewinn größer wären. Nehmen wir eine Entnahme 
von 700, — DM an, so beziffert sich der Reingewinn auf 2409, — DM. 

i 

Zusammengefaßt wäre bei einfacher Buchführung der Reingewinn also wie 
folgt zu ermitteln: 

Eigenkapital vom 31. 12. 19 . . 7 250, — DM 

Eigenkapital vom 31. 12. des Vorjahres 5 041, — DM 



Rohgewinn 
X (Kapital-) Einlage 



+ (Privat-) Entnahme 



2 209,— DM 
500,— DM 

1 709,— DM 
700,— DM 



Reingewinn 



2 409,— DM 



Gewinnberechnung eines Handwerksbetriebes bei einfacher Buchführung: 



Eigenvermögen am Ende der Geschäftsperiode 6 152,30 DM 

Eigenvermögen am Anfang der Geschäftsperiode 5 907,70 DM 

Zunahme des Reinvermögens 244,60 DM 

Zuzüglich Privatentnahme in bar 420, — DM 

in Waren — , — DM 420, — DM 



Einkommen 664,60 DM 

darin enthaltener Meisterlohn 300, — DM 



Betriebsgewinn 



364,60 DM 



664,60 DM bilden den Gesamtertrag und 364,60 DM den Betriebsertrag. 

Besitzt der Handwerker ein eigenes Haus, so muß der Mietwert der eigenen 
Wohnung im Ertrage berücksichtigt werden, falls nicht für das Haus eine 
eigene Rechnung aufgestellt wird. 
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c) Ertragsberechnung bei doppelter Buchführung 

Bei Anwendung der doppelten Buchführung sind derartige Gewinnkorrekturen 
überflüssig, soweit man Neueinlagen als Kapitalzunahme: 

Kassekonto an Kapitalkonto 

und Privatentnahmen direkt oder indirekt als Kapitalabnahme gebucht hat. — 
Die indirekte Buchung 

Privatkonto an Kassekonto und 
Kapitalkonto an Privatkonto 
ist die allgemein übliche. 

Bei Verwendung des vorauf gegangenen Beispiels hat das Kapitalkonto nach 
den durchgeführten Buchungen folgendes Aussehen: 



Soll Kapitalkonto Haben 



an Bilanzkonto 


7 250,— 
700,— 


DM 


von Bilanzkonto 


5 041,— 


DM 


an Privatkonto 


DM 


von Kassekonto 


500,— 


DM 








von GuV-Konto 


2 409,— 


DM 





7 950,— 


DM 





7 950,— 


DM 



d) Ertragsberechnung mit Hilfe des Wareneingangsbuches 

Da das Wareneingangsbuch für zahlreiche Gewerbetreibende große Bedeutung 
hat, soll es im folgenden eingehender behandelt werden. 

§1 der Dresdner Verordnung vom 20. Juni 1935 schreibt die Führung eines 
Wareneingangsbuches für alle gewerblichen Unternehmer vor, die nicht bereits 
durch das Handelsgesetzbuch oder durch eine andere gesetzliche Vorschrift 
zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet sind und daher solche ordnungs- 
mäßig führen. Ob der gewerbliche Unternehmer selbständiger Handel- und 
Gewerbetreibender oder selbständiger Handwerker ist, spielt keine Bolle. 

In das Wareneingangsbuch sind diejenigen Waren (einschließlich der Rohstoffe, 
Halberzeugnisse, Hilfsstoffe und Zutaten) einzutragen, die der gewerbliche 
Unternehmer zur gewerblichen Veräußerung oder zur gewerblichen Vermitt- 
lung erwirbt. Die Eintragungspflicht bleibt auch bestehen, wenn die zur Weiter- 
veräußerung oder Vermittlung erworbenen Waren einem betriebsfremden 
Zwecke zugeführt werden. Das wäre z. B. der Fall, wenn ein Schreiner ge- 
kauftes Holz zu einer Ausstattung für seine Tochter verwendet oder wenn ein 
Autohändler einen erworbenen Wagen für Fahrten seiner Familie behält. 

Für die Eintragung unerheblich ist ferner, ob 

der Lieferer der Waren ein Unternehmer oder Nichtunternehmer ist, 

die Waren unverändert oder be- oder verarbeitet weiter veräußert werden, 

der gewerblichen Unternehmer die Waren entgeltlich oder unentgeltlich, auf 
Ziel, gegen Kasse, durch Tausch oder auf Gegenrechnung erwirbt, 

der gewerbliche Unternehmer Eigentümer oder unmittelbarer Besitzer der 
Waren wird oder ob er an den Waren weder Eigentum noch unmittelbaren 
Besitz erlangt, 
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der gewerbliche Unternehmer die Waren auf eigene oder fremde Rechnung 
erwirbt. 

Bei den eintragungspflichtigen Waren sind zu vermerken: 
die fortlaufenden Nummern, 
der Tag des Erwerbes, 

Name und Anschrift des Lieferers, 

Art des Warenpostens (Kolonialwaren, Kurzwaren genügt), 

Preis und etwa vorhandene Belege. 

Die Eintragungen sind laufend, und zwar noch an dem Tag zu machen, an dem 
der gewerbliche Unternehmer die Warenposten erwirbt. Zugleich ist auf dem 
etwa vorhandenen Beleg (Rechnung, Quittung, Kassenzettel, Frachtbrief usw.) 
die fortlaufende Nummer anzugeben, unter der der Warenposten im Waren- 
eingangsbuch eingetragen ist. 

Die eingeschriebenen Beträge sind monatlich und jährlich zusammenzurechnen. 
Das Wareneingangsbuch muß zehn Jahre lang aufbewahrt werden. 



Wareneingangsbuch 



Lfd. 

Nr. 


Dal 

der 

Rech- 

nung 


i 

tum 

des 

Waren- 

eingangs 


Lieferer 
Namen (Firma) 
und Anschrift 


Handels- 
übliche 
Bezeich- 
nung der 
Ware 


Pr 

DM 


eis 

Pf 


Be- 

leg 

Nr. 


1 


2. 1.19.. 


4. 1. 19 . . 


A. Krause, Köln, 
Hohlstraße 12 


Butter 


71 


50 


Kl 


2 


5. 1. 19 . . 


5. 1. 19 . . 


Müller, Wiesbaden, 
Dotzheimer Straße 


Bier 


8 
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Zur Auswertung des Wareneingangsbuches muß zunächst der Einkaufswert der 
verkauften Waren ermittelt werden. Zum Einkaufswert der im Betriebsab- 
schnitt bezogenen Waren addiert man den Warenbestand vom Ende der vorauf- 
gegangenen Betriebsperiode und zieht von der so gewonnenen Summe den 
Warenbestand am Ende der laufenden Betriebsperiode ab, z. B. 



Einkaufswert der Waren im laufenden Jahr 
zuzüglich Warenbestand am 31. Dezember des Vorjahres 



abzüglich Warenbestand am 31. Dezember 19 . . 
Einkaufswert der verkauften Waren 



9 000,— DM 
3 000,— DM 

12 000,— DM 
2 000,— DM 

10 000,— DM 



Beträgt nun für den in Frage stehenden Geschäftszweig der Kalkulationszu- 
schlag zur Errechnung des Verkaufspreises 50°/o, so beziffert sich der steuer- 
pflichtige Umsatz auf 15 000, — DM, und aus diesem läßt sich wiederum mit 
Hilfe der von der Finanzverwaltung festgesetzten Rieht- oder Durchschnitts- 
gewinnprozente der Ertrag ermitteln. 
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Bei einem Durchschnittsprozentsatz von 10 beträgt der Gewinn 1500 DM. Die 
Warenbestände am Anfang und Ende der Betriebsperiode werden nicht berück- 
sichtigt, wenn sie ungefähr gleich sind, da die Addition und Subtraktion gleicher 
Posten den Einkaufswert der im laufenden Abschnitt bezogenen Waren nicht 
ändert. 

Stehen im Wareneingangsbuch Waren mit verschiedenen Kalkulationszu- 
schlägen, so müssen selbstverständlich zur Errechnung des Umsatzes so viel 
Gruppen gebildet werden, als Kalkulationszuschläge zur Anwendung kommen. 
Ebenso verfährt man bei Ermittlung des Gesamtgewinnes unter Benützung 
verschiedener Richtsätze. 

Stimmen die eingegangenen Entgelte mit dem lt. Wareneingangsbuch er rech- 
neten Umsatz überein, so ist die Angelegenheit erledigt; im anderen Falle 
wird man nach der Ursache des Auseinanderfallens der Beträge fahnden und 
insbesondere festzustellen suchen, ob nicht Entgelte oder Wareneingänge aus- 
gelassen wurden. Es soll nach Einführung des Wareneingangsbuches häufiger 
vorgekommen sein, daß Gewerbetreibende ihre Waren im Geschäft des Liefe- 
ranten gegen bar erstanden und nun nicht im Wareneingangsbuch eintrugen, 
da ja beim Lieferanten keine die Namen der Abnehmer enthaltenden Belege 
entstanden waren. 

Um derartige Steuerhinterziehungen zu verhindern, ist am 20. Juni 1936 eine 
Warenausgangsverordnung erlassen worden, die es den Großhändlern vom 

1. Oktober 1936 ab zur Pflicht macht, alle an gewerbliche Unternehmer zur 
gewerblichen Weiterveräußerung gelieferten Warenausgänge zu buchen und 
den Erwerbern über die Warenausgänge Belege zu erteilen. 

Die weiteren Bestimmungen der Warenausgangsverordnung entsprechen un- 
gefähr denen für das Wareneingangsbuch. 

Werden jetzt beim Erwerber Eintragungen unterlassen, so sind die Versäum- 
nisse durch Kontrollen bei den Lieferanten verhältnismäßig leicht aufzudecken. 

An dieser Stelle sei noch bemerkt, daß sich die Finanzämter verschiedener 
Formeln bedienen, um die Richtigkeit der Ergebnisse der Buchführung zu 
prüfen. Einige gebräuchliche prüfungstechnische Formeln folgen als Beispiele: 

1. Wareneingang = Ausgaben für Wareneinkauf 

— Warenschulden am Anfang 
+ Warenschulden am Ende 

2. Wareneinsatz = Wareneingang 

— Warenendbestand 
+ Warenanfangsbestand 

oder = Ausgaben für Wareneinkauf 

— Warenschulden am Anfang 
+ Warenschulden am Ende 
— Warenendbestand 
+ Warenanfangsbestand 

3. Ausgaben für Wareneinkauf = Wareneingang 

+ Warenschulden am Anfang 
— Warenschulden am Ende 





248 

4. Istumsatz 

5. Sollumsatz 

6. Rohgewinn 
oder 

oder 

oder 

oder 

7. Reingewinn 
oder 
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= Sollumsatz 

-f Forderungen am Anfang 

— Forderungen am Ende 

= Istumsatz 

— Forderungen am Anfang 
4- Forderungen am Ende 

= Sollumsatz 

— Wareneinsatz 

= Istumsatz 

— Forderungen am Anfang 
4- Forderungen am Ende 

— Wareneinsatz 

= Sollumsatz 

— Wareneingang 

4- Warenendbestand 

— Warenanfangsbestand 

= Sollumsatz 

— Ausgaben für Wareneinkauf 
4- Warenschulden am Anfang 

— Warenschulden am Ende 
4- Warenendbestand 

— Warenanfangsbestand 

= Istumsatz 

— Forderungen am Anfang 
4- Forderungen am Ende 

— Ausgaben für Wareneinkauf 
4- Warenschulden am Anfang 

— Warenschulden am Ende 
4- Warenendbestand 

— Warenanfangsbestand 

= Rohgewinn 

— Unkosten 

= Istumsatz 

— Ausgaben für Wareneinkauf 

4- Forderungen und Waren am Ende 

— Forderungen und Waren am Anfang 
4- Warenschulden am Anfang 

— Warenschulden am Ende 

— Unkosten 



Bruttoaufschlag und Rohgewinn 

Der Bruttoaufschlag ist ein Vomhundertsatz des Einkaufspreises. Der Roh- 
gewinn ist ein Vomhundertsatz des Erlöses oder Umsatzes. 





Das Gewinn- und Verlustkonto und die Gewinn - und Verlustrechnung 249 



1. Aufschlag: 

Der Prozentsatz des Aufschlags (A) verhält sich zum Umsatz wie der Prozent- 
satz des Rohgewinns (R) zum Umsatz — Rohgewinn; oder A : 100 = R : (100 — R) 
oder 



A = R X 100 
100 — R 



2. Rohgewinn 

Der Prozentsatz des Rohgewinns (R) verhält sich zum Einkauf wie der Prozent- 
satz des Aufschlags (A) zum Einkauf + Aufschlag; oder R : 100 = A : (100 + A) 
oder 



R Ä A X 100 
100 + A 

3. Das Gewinn- und Verlustkonto und die Gewinn- und Verlustrcchnung 
a) Netto- und Bruttorechnung 

Bei buchführungspflichtigen Unternehmungen geschieht der Erfolgsnachweis 
mit Hilfe des Gewinn- und Verlustkontos. Das Gewinn- und Verlustkonto 
kann in zweifacher Form geführt werden, als Nettorechnung und als Brutto- 
rechnung. 

In der Netto form wird das Konto als Unterkonto des Kapitalkontos ange- 
sehen, das links die Verluste als Kapitalminderung und rechts die Gewinne als 
Kapitalzuwachs aufnimmt. Der aufgenommene Gewinn- oder Verlustteil ist 
regelmäßig der Saldo des für den ursprünglichen Nachweis eingerichteten 
Kontos. So wird beispielsweise der Warenrohgewinn dem Habenüberschuß des 
Verkaufskontos, der Lohn der Sollseite des Lohnkontos entnommen usw. Diese 
Form ist in der Praxis am häufigsten anzutreffen. 

Das Gewinn- und Verlustkonto als Bruttokonto ist ein Umsatzkonto, das die 
Aufwendungen und Erträge unverändert und unaufgerechnet ausweist und 
damit die Ursachen der Erfolgsbildung erkennen läßt. Ein so geführtes Konto 
übernimmt vom Warenverkaufskonto die vollen Verkaufserlöse durch die 
Buchung 

Warenverkaufskonto an Gewinn- und Verlustkonto, 

vom Wareneinkaufskonto den Einkaufswert einschließlich der Bezugskosten 
der verkauften Waren: 

Gewinn- und Verlustkonto an Wareneinkaufskonto, 

vom Haben eines etwa vorhandenen Provisionskontos die Provisionseinnahmen 
und von seinem Soll die Provisionsaufwendungen usw. 

Wo ein Aufwands- und Ertragskonto nur einseitig geführt wird, wie das nach 
den Kontenplänen mit den Kosten- und Abgrenzungskonten fast ausnahms- 
los der Fall ist, da kann es auch bei der Bruttomethode dem Gewinn- und Ver- 
lustkonto natürlich nur seinen Saldo abgeben. 
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Beispiel einer Nettorechnung 



an Personalkostenkonto 55 560,92 

an verschied. Geschäftskosten 47 327,15 
Reingewinn 15 695,48 

118 583,55 



Beispiel einer Bruttorechnung 

A. Aufwendungen 

L Betriebskosten 

1. Materialaufwand: 
verarbeitete Halbfabrikate 
verarbeitete Rohstoffe 

2. Löhne und Gehälter: 

Fabrikationslöhne 
Sozialabgaben 

Allgemeine Betriebslöhne 
Sozialabgaben 

Betriebsgehälter 
Sozialabgaben 

Anteilige Löhne 
Sozialabgaben 

3. Andere Betriebskosten: 
a) Unmittelbare: 

Maschinen- und Werkzeugunterhalt 767,80 DM 



Brennstoff 

öl- und Putzmittel 


745,50 DM 
275,— DM 


1 788,30 DM 




b) Allgemeine: 

Gas, Kraftstrom, Pauspapier usw. 
Steuern und Beiträge: 

Gewerbest. 99,70 
Vermögenst. 83,30 
Beiträge zu 
Berufsverb. 24, — 


429,— DM 
207,— DM 


636,— DM 




c) Anteilige: 

Gebäudeunterhalt 
Autounterhalt und Abschreibung 


5 270,— DM 
353,25 DM 


5 623,25 DM 




d) Abschreibungen: 
V 2 °/o auf Gebäude 
1 °/o auf Maschinen 
1 % auf Fabr.-Einr. 


1 050,— DM 
1 206,09 DM 
68,— DM 


2 324,09 DM 


10 371,64 DM 


Herstellkosten der erzeugten Fabrikate 






70 232 1 — DM 


11. Vertriebskosten 






Gehälter für kaufm. Angestellte 
Sozialabgaben 


2 470,40 DM 
378,75 DM 


2 849,15 DM 




Anteilige Löhne 
Sozialabgaben 


333,47 DM 
54,80 DM 


388,27 DM 






Übertrag: 


3 237,42 DM 


70 232,— DM 



16 592,55 DM 
22 730, — DM 



39 322,55 DM 



13 330,25 DM 
2 476, — DM 

956,78 DM 
181,70 DM 

2 736,15 DM 
468,65 DM 

333,47 DM 
54,81 DM 



15 806,25 DM 
1 138,48 DM 
3 204,80 DM 
388,28 DM 



20 537,81 DM 



von Warenverkaufskonto 118 583,55 




118 583,55 
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Übertrag: 


3 237,42 DM 


70 232,— DM 


Reklame 


530,— DM 




Provision 


313,66 DM 




Miete für Büroräume 


120,— DM 




Nachlässe 

Allgemeine Vertriebskosten, 


234,16 DM 




Packmaterial, Bürobedarf 397,57 DM 

Anteiliger Autounterhalt 353,25 DM 


750,82 DM 




Umsatzsteuer 


476,80 DM 


5 662,86 DM 


Selbstkostenwert der erzeugten Fabrikate 




75 894,86 DM 


Fabrikatevorrat 




54 500,— DM 


Gesamtvorrat 

Verkäufe 


84 380,— DM 


130 394,86 DM 


Bestand an Fabrikaten 


52 500,— DM 


136 880,— DM 


B. Ertrag / Gewinn 




6 485,14 DM 


Werden nun noch die Einzelposten der Gewinn- und Verlustrechnung zu Pro- 
zentzahlen des Verkaufserlöses umgerechnet, dann geben sie ein eindrucks- 


volles Bild der Betriebsgestaltung ab, z. B. 






Materialaufwand 


47,73 % 




Löhne 


21,51 % 




Gehälter 


7,35 % 




Abschreibung 


3,02% 




Betriebskosten 


9,67 % 




Vertriebskosten 


2,85 % 




Reingewinn 


7,87 % 





100,00 °/o = 82 380,— DM 



Da in dem Verkaufserlös von 84 380 DM auch alte Vorräte für 2000 DM ent- 
halten sind (alter Bestand 54 500 DM, neuer Bestand 52 500 DM), durften die 
Prozentzahlen nur von 82 380 DM berechnet werden. 

Die Vertriebslöhne und -gehälter sind für die Ermittlung der Prozentzahlen mit 
den Betriebslöhnen und -gehältern zusammengefaßt worden. 

b) Besonderheiten bei verschiedenen Unternehmungsformen 

Einzelunternehmung 

Gewinn erhöht, Verlust mindert das Kapital. 

Gewinn- und Verlustkonto 



an Kundenskonti 96, — 

an Werbekosten 120, — 

an Betriebsteuern 180, — 

an Abschreibungen 615, — 

an verschiedene Geschäftskosten 920, — 
an Kapitalkonto 2 404, — 

4 335,— 



von Warenverkauf 


3 670,— 


von Hausertrag 


510,— 


von Zinsertrag 


40,— 


von Liefererskonti 


115,— 


— 


4 335,— 
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Offene Handelsgesellschaft 

Der Gewinn wird nach Gesetz oder Gesellschaftsvertrag unter die Gesellschaf- 
ter verteilt. 



Gewinn- und Verlustkonto 



an Personalkosten 


1 910,— ! 


von Warenverkauf 


23 200,— 


an Sozialaufwand 


170 — 






an Sachkosten f. Gesch.-Bäume 


1 050 — 


y 


X 


an Betriebsteuern 


1 290,— 


yS 




an Zinsen und Diskont 


15,— 


yS 




an Abschreibungen 


1 450,— 


yS 




an sonstige Geschäftskosten 


1 300,— 


yS 




an Kapitalkonto A 


12 812,— 


y/ 




an Kapitalkonto B 


3 203,— 


x 




= ’ 


23 200,— 


= 


23 200,— 



Der Gewinn kann statt auf die Kapitalkonten auch auf die Privatkonten der 
Gesellschafter gebucht werden. 

Kommanditgesellschaft 

Wäre Gesellschafter B Teilhafter oder Kommanditist einer Kommanditgesell- 
schaft mit einem an Inhalt gleichem Gewinn- und Verlustkonto, dann könnte 
der Gewinn des Vollhafters (Komplementärs) A mit 12 812 DM seinem Kapital- 
oder Privatkonto zugeschrieben werden. Der Kommanditist dagegen, dem keine 
Entnahmen gestattet sind, kann nach voller Einzahlung seines Beteiligungs- 
kapitals den ihm zufallenden Gewinn nur abheben oder ihn sich auf sein Konto- 
korrentkonto gutschreiben lassen. Die Schlußeintragungen im Gewinn- und 
Verlustkonto lauten also 

Gewinn- und Verlustkonto 

an Kapital-(Privat-)Konto A 12 812, — 

an Kontokorrentkonto B 3 203, — 16 015, — DM 



Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Die GmbH ist eine Kapitalgesellschaft mit einem nach §§ 3 und 5 GmbHG vorge- 
schriebenen und in der Hegel durch den Gesellschaftsvertrag festgelegten 
Stammkapital. Der Gewinn erhöht daher nicht den Anteil der Gesellschafter, 
sondern ist auszuzahlen oder Sonderkonten der Gesellschafter gutzubringen. 
Angenommen, das Stammkapital betrage 160 000 DM, an dem 4 Gesellschafter 
mit 60 000 DM, 40 000 DM, 35 000 DM und 25 000 DM beteiligt sind. Der Über- 
schuß des Ertrages über die Aufwendungen mache 18 400 DM aus und sei 
nach Maßgabe der Kapitalbeteiligung zu verteilen. 



Gewinn- und Verlustkonto 



an 


verschiedene Kosten 


31 200,— 


von Warenverkauf 


49 600,— 


an 


Gewinn-Anteil-Konto A 


6 900,— 







an 


Gewinn-Anteil-Konto B 


4 600,— 






an 


Gewinn-Anteil-Konto C 


4 025,— 






an 


Gewinn-Anteil-Konto D 


2 875,— 










49 600,— 


= 


49 600,— 
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Solange der Gewinn nicht auf geteilt ist, schließt das Gewinn- und Verlustkonto 
durch die Buchung ab 

Gewinn- und Verlustkonto an Bilanzkonto, 
c) Die Gewinn- und Verlustrechnung des Aktienrechts 

Eine Aktiengesellschaft ist nach § 125 AktG verpflichtet, neben der Jahres- 
bilanz eine Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen, die über die einzelnen 
Aufwendungen und Erträge Aufschluß gibt. Die Gliederung der Gewinn- und 
Verlustrechnung ist durch § 132 AktG vorgeschrieben, dessen Fassung durch § 19 
des Gesetzes über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über die 
Gewinn- und Verlustrechnung vom 23. 12. 1959 geändert wurde. Danach gilt für 
die Gewinn- und Verlustrechnung grundsätzlich das Bruttoprinzip (Ausnahmen 
nur bei bestimmten Gesellschaften, die die im Gesetz genau festgelegten Forde- 
rungen erfüllen). Für die Gliederung sind die Kontoform und die Staffelform 
zulässig. § 147 AktG-Entw. hat die Gliederung des § 132 AktG in ihrem sachlichen 
Inhalt unverändert übernommen, sieht aber für die Zukunft nur noch die über- 



sichtlichere Staffelform vor. 

Kontoform 
nach §132 AktG 

Bei Verwendung der Kontoform sind, 
wenn der Geschäftszweig keine abwei- 
chende Gliederung bedingt, die gleich- 

I. Auf der Seite der Aufwendungen: 

1. Verminderung des Bestandes an fer- 
tigen und halbfertigen Erzeugnissen; 

2. Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe, für diesen gleichzuset- 
zende Fremdleistungen und für be- 
zogene Waren; 

3. Löhne und Gehälter; 

4. soziale Abgaben; 

5. soziale Aufwendungen, soweit sie nicht 
unter anderen Posten auszuweisen 
sind; 

6. Abschreibungen und Wertberichtigun- 
gen auf die in § 131 Abs. 1 A II Nr. 1 
bis 5 bezeichneten Gegenstände des 
Anlagevermögens ; 

7. Abschreibungen und Wertberichtigun- 
gen auf die in § 131 Abs. 1 A II Nr. 6 
und 7 bezeichneten Gegenstände des 
Anlagevermögens ; 

8. Abschreibungen und Wertberichtigun- 
gen auf die in § 131 Abs. 1 A III Nr. 4 
bis 16 bezeichneten Gegenstände des 
Umlaufvermögens ; 

9. Verluste aus dem Abgang von Gegen- 
ständen des Anlagevermögens; 

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen; 



wertig sein muß, unbeschadet einer wei- 
teren Gliederung folgende Posten geson- 
dert auszuweisen: 

II. Auf der Seite der Erträge: 

1. Umsatzerlöse; 

2. Erhöhung des Bestandes an fertigen 
und halbfertigen Erzeugnissen; 

3. andere aktivierte Eigenleistungen; 

4. Erträge aus Gewinnabführungs- 
verträgen; 

5. Erträge aus Beteiligungen; 

6. Erträge aus anderen Wertpapieren des 
Anlagevermögens ; 

7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge; 

8. Erträge aus dem Abgang von Gegen- 
ständen des Anlagevermögens und aus 
Zuschreibungen zu Gegenständen des 
Anlagevermögens ; 

9. Erträge aus der Auflösung von Wert- 
berichtigungen, soweit sie nicht unter 
Nr. 8 aufzulösen sind; 

10. Erträge aus der Auflösung von Rück- 
stellungen; 

11. Sonstige Erträge; 

12. Erträge aus Verlustübernahme- 
verträgen; 

13. Gewinn vortrag aus dem Vorjahr; 

14. Entnahmen aus Rücklagen 

a) aus der gesetzlichen Rücklage, 

b) aus einer freien Rücklage; 

15. Reinverlust. 
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11. Steuern 

a) vom Einkommen, vom Ertrag und 
vom Vermögen, 

b) sonstige; 

12. Lastenausgleichsvermögensabgabe ; 

13. Aufwendungen aus Verlustüber- 
nahmeverträgen ; 

14. Sonstige Aufwendungen; 

15. Auf Grund eines Gewinnabführungs- 
vertrages abgeführte Gewinne; 

16. Verlust vortrag aus dem Vorjahr; 

17. Einstellungen in die Rücklagen 

a) in die gesetzliche Rücklage, 

b) in freie Rücklagen; 

18. Reingewinn. 



Staffelform 
nach §132 AktG 

Bei -Verwendung der Staff eiform sind, 
wenn der Geschäftszweig keine abwei- 
chende Gliederung bedingt, die gleich- 
wertig sein muß, unbeschadet einer wei- 
teren Gliederung folgende Posten geson- 
dert auszu weisen: 

1. Umsatzerlöse 

2. Erhöhung oder Ver- 

minderung des Bestan- 
des an fertigen und 
halbfertigen Erzeug- 
nissen 

3. andere aktivierte 

Eigenleistungen 

4. Gesamtleistung 

5. Aufwendungen für 

Roh-, Hilfs- und Be- 
triebsstoffe, für diesen 
gleichzusetzendeFremd- 
leistungen und für be- 
zogene Waren 

6. Rohertrag/Rohaufwand 

7. Erträge aus Gewinn- 
abführungsverträgen 



8. Erträge aus Beteili- 
gungen 

9. Erträge aus anderen 
Wertpapieren des An- 
lagevermögens 



nach §147 Entw. 



In der Gewinn- und Verlustrechnung 
sind, wenn der Geschäftszweig keine ab- 
weichende Gliederung bedingt, die gleich- 
wertig sein muß, unbeschadet einer wei- 
teren Gliederung folgende Posten in Staf- 
felform gesondert auszuweisen: 

1. Umsatzerlöse 

2. Erhöhung oder Ver- 
minderung des Be- 
stands an fertigen und 

unfertigen Erzeugnissen 

3. andere aktivierte 

Eigenleistungen 

4. Gesamtleistung ... 

5. Aufwendungen für 

Roh-, Hilfs- und Be- 
triebsstoffe, für diesen 
gleichzusetzendeFremd- 
leistungen und für be- 
zogene Waren 

6. Rohertrag/Rohaufwand 

7. Erträge aus Gewinn- 

gemeinschaften, Ge- 
winnabführungs- und 
Teilgewinnabführungs- 
verträgen 

8. Erträge aus Beteili- 
gungen 

9. Erträge aus anderen 

Finanzanlagen 
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10. sonstige Zinsen und 
ähnliche Erträge 

11. Erträge aus dem Ab- 
gang von Gegenstän- 
den des Anlagevermö- 
gens und aus Zuschrei- 
bungen zu Gegenstän- 
den des Anlagever- 
mögens 

12. Erträge aus der Auf- 
lösung von Wertbe- 
richtigungen, soweit 
sie nicht unter Nr. 11 
aufzuführen sind 

13. Erträge aus der Auf- 
lösung von Rückstel- 
lungen 

14. sonstige Erträge 

15. Erträge aus Verlust- 
üb ernahme Verträgen 



10. sonstige Zinsen und 
ähnliche Erträge 

11. Erträge aus dem Ab- 
gang von Gegenstän- 
den des Anlagever- 
mögens und aus Zu- 
schreibungen zu Ge- 
genständen des An- 
lagevermögens 

12. Erträge aus der Herab- 
setzung der Pauschal- 
wertberichtigung zu 
Forderungen 

13. Erträge aus der Auf- 
lösung von Rückstel- 
lungen 

14. sonstige Erträge 

15. Erträge aus Verlust- 
übernahme 



16. Löhne und Gehälter 

17. sonstige Abgaben 

18. soziale Aufwendungen, 
soweit sie nicht unter 
anderen Posten auszu- 
weisen sind 

19. Abschreibungen und 
Wertberichtigungen auf 
die in § 131 Abs. 1 A II 
Nr. 1 — 5 bezeichneten 
Gegenstände des An- 
lagevermögens 

20. Abschreibungen und 
Wertberichtigungen auf 
die in § 131 Abs. 1AII 
Nr. 6 und 7 bezeichne- 
ten Gegenstände des 
Anlagevermögens 



21. Abschreibungen und 
Wertberichtigungen auf 
die in § 131 Abs. 1 A 
III Nr. 4 — 16 bezeichne- 
ten Gegenstände des 
Umlaufvermögens 

22. Verluste aus dem Ab- 
gang von Gegenständen 
des Anlagevermögens 

23. Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen 

24. Steuern 

a) vom Einkommen, 

vom Ertrag und vom 
Vermögen 

b) sonstige 



16. Löhne und Gehälter 

17. soziale Abgaben 

18. soziale Aufwendungen, 
soweit sie nicht unter 
anderen Posten auszu- 
weisen sind 

19. Abschreibungen und 
Wertberichtigungen auf 
Sachanlagen und im- 
materielle Anlagewerte 



20. Abschreibungen und 

Wertberichtigungen auf 
Finanzanlagen mit 

Ausnahme des Betrags, 
der in der Pauschal- 
wertberichtigung zu 
Forderungen enthalten 
ist 

21. Abschreibungen auf 

andere Vermögensge- 
genstände (§ 144 Abs. 1 
Aktivseite IV) und 
Pauschalwertberichti- 
gung zu Forderungen 

22. Verluste aus dem Ab- 
gang von Gegenständen 
des Anlagevermögens 

23. Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen 

24. Steuern 

a) vom Einkommen, 

vom Ertrag und vom 
Vermögen 

b) sonstige 




256 



Die Bilanz und die Ertragsermittlung 



25. Lastenausgleichsver- 
mögensabgabe 

26. Aufwendungen aus 
V erlustübernahmever- 
trägen 

27. sonstige Aufwendungen 



28. auf Grund eines Ge- 
winnabführungsvertra- 
ges abgeführte Ge- 
winne 

29. Jahresüberschuß/ 

J ahresf ehlbetrag 



25. Aufwendungen aus 
Verlustübernahme 

26. sonstige Aufwendungen 

27. auf Grund einer Ge- 
winngemeinschaft, 
eines Gewinnabfüh- 
rungs- und eines Teil- 
gewinnabführungsver- 
trags abgeführte Ge- 
winne 

28. Jahresüberschuß/ 

J ahresf ehlbetrag 



30. Gewinnvortrag / Ver- 
lustvortrag aus dem 29. Gewinnvortrag / Ver- 

Vorjahr lustvortrag aus Vorjahr 



31. Entnahmen aus Rück- 
lagen 

a) aus der gesetzlichen 
Rücklage 

b) aus einer freien 
Rücklage 



32. Einstellungen in Rück- 
lagen 

a) in die gesetzliche 
Rücklage 

b) in freie Rücklagen 

33. Reingewinn/Reinverlust 



30. Entnahmen aus offenen 

Rücklagen 

a) aus der gesetzlichen 
Rücklage 

b) aus freien Rücklagen 

31. Einstellungen in offene 

Rücklagen 

a) Beträge, die nach 
Gesetz oder Satzung 
aus dem Jahres- 
überschuß in die 
gesetzliche Rücklage 
einzustellen sind 

b) Beträge, die nach 
der Satzung aus 
dem Jahresüber- 
schuß in freie Rück- 
lagen einzustellen 
sind 

c) Beträge, die Vor- 
stand und Auf- 
sichtsrat auf Grund 
einer Ermächtigung 
in der Satzung aus 
dem Jahresüber- 
schuß in freie Rück- 
lagen eingestellt 
haben 

32. Bilanzgewinn/ 

Bilanzverlust 



Sind unter einen Posten fallende Aufwendungen oder Erträge bei einer Gesellschaft 
nicht angefallen, so braucht der Posten nicht ausgewiesen zu werden. 

Bei der Ermittlung der Umsatzerlöse dürfen nur Preisnachlässe und zurückgewährte 
Entgelte abgesetzt werden. 
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Die Aufstellung der Ertragsrechnung unter Beachtung dieser Gliederungsvor- 
schriften bereitet im allgemeinen keine Schwierigkeiten, da die Buchhaltung 
neben dem Verkaufserlös auch alle Aufwendungen ausweist, die zur Errech- 
nung der Herstellungs- und Selbstkosten erforderlich sind, so daß sich durch 
Subtraktion aus Verkaufserlös und Selbstkosten der Gewinn und durch ihre 
Umkehrung der Verlust ergeben muß. 

Einigen Zweifeln begegnet dagegen oft die Forderung, in die Gewinn- und 
Verlustrechnung die „Erhöhung oder Verminderung des Bestandes an fertigen 
und halbfertigen Erzeugnissen“ einzubeziehen. Zur Klärung diene folgendes 
einfache Beispiel: 

Das Konto Fertigerzeugnisse habe aus dem Vorjahr einen Bestand von 
5000 DM übernommen und durch Fertigung im laufenden Rechnungsabschnitt 
Erzeugnisse für 25 000 DM erhalten. Gingen von dem Gesamtsoll von 30 000 DM 
10 000 DM in den Verkauf, die mit 12 000 DM abgesetzt wurden, so bilden diese 
12 000 DM als Umsatzerlös den ersten Posten der Ertragsseite der Gewinn- und 
V erlustrechnung. 



Diesem Posten ist der Herstellungsaufwand der laufenden Rechnungsperiode 
gegenüberzustellen = 25 000 DM. Da die 25 000 DM aber Aufwand für die 
Gesamterzeugung im lfd. Rechnungsabschnitt gewesen sind, muß ihm für die 
Ertragsermittlung auch der Wert der Gesamterzeugnisse aus der gleichen Zeit 
gegenübergestellt werden, also außer den 12 000 DM noch die Differenz aus 
25 000 DM und 10 000 DM = 15 000 DM. Das aber ist der gleiche Betrag, den 
auch die Rechnung: neuer Bestand abzüglich alter Bestand ergibt. Daß der alte 
Saldo (5000 DM) aus der Ertragsrechnung des laufenden Abschnitts ausgeschal- 
tet werden muß, ergibt die einfache Überlegung, daß er Aufwand im vergan- 
genen Betriebsabschnitt war und dort der Ertragsrechnung diente. 



Betrüge der Saldo aus dem Vorjahr 20 000 DM, die Neuerzeugung 10 000 DM 
und der Verkaufserlös 18 000 DM bei einem Herstellungspreis von 15 000 DM, 
so könnten aus dem laufenden Betriebsabschnitt nur 10 000 DM Aufwand und 
18 000 DM Verkaufserlös gegenübergestellt werden. 



Diese Rechnung ergäbe ein falsches Bild, weil zum Verkauf der 15 000 DM 
noch 5000 DM aus dem alten Bestand hinzugenommen werden mußten, die, 
wie bereits erwähnt, Kosten des alten Jahres waren. Sie sind daher im Gegen- 
satz zum ersten Beispiel dem Aufwand zuzurechnen: 

18 000 — (10 000 + 5000) = 3000 DM Ertrag. 

5000 DM aber sind die Differenz aus dem alten Bestand (20 000 DM) und dem 
neuen Bestand (15 000 DM). Und nun dürfte Klarheit darüber herrschen, daß 
bei der Ertragsnachweisung eine Bestandsmehrung dem Verkaufserlös zuzu- 
rechnen, eine Bestandsminderung dagegen abzuziehen bzw. dem Aufwand 
zuzuzählen ist. 



17 Knoll, Bilanzkunde 
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d) Kritik einzelner Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 

Kommt nun den in einer Erfolgsrechnung stehenden und als Aufwand gekenn- 
zeichneten Beträgen immer der Charakter von Gewinnminderungen zu? Nicht 
immer! Und darum wird die Steuerbehörde gerade auf die Gewinn- und Verlust- 
rechnung ein wachsames Auge haben. 

Ans chaff ungen 

Die Möglichkeit der vollkommenen Abschreibung gewisser Wirtschaftsgüter hat 
im Interesse eines niedrigen Gewinnausweises häufig dazu geführt, auch andere 
Anschaffungen über das Gewinn- und Verlustkonto laufen zu lassen. Erscheinen 
derartige Buchungen durch ihren Umfang verdächtig, so wird das Finanzamt 
eingehende Nachprüfungen vornehmen lassen, z. B. bei der Buchung 



S Gewinn- und Verlustkonto H 



an Kassekonto für 




+ 


neue Maschinen 


32 000,— 





Private und betriebsfremde Aufwendungen 

Zuweilen finden Gewinnausschüttungen oder -Schmälerungen unter dem Deck- 
mantel geschäftlicher Aufwendungen statt, wenn z. B. Ausgaben für Vergnü- 
gungsreisen als Geschäftskosten oder Autounterhaltungskosten aus privaten 
oder anderen betriebsfremden Anlässen als geschäftliche ausgewiesen werden. 
Dahin würde auch die Buchung der Einkommensteuer über Gewinn- und 
Verlustkonto gehören. Die Einkommensteuer wird wohl letzten Endes aus dem 
Gewinn entrichtet, darf zur Feststellung der Steuerschuld diesen jedoch nicht 
herabsetzen. Wollte man das tun, so käme das bei vollständigem Verzehr des 
Gewinnes durch private Bedürfnisse der Behauptung gleich, überhaupt keinen 
Gewinn gehabt zu haben. Die gezahlte Einkommensteuer ist daher gleich 
einer Barentnahme über das Privatkonto zu buchen. Dagegen gehören ertrag- 
mindernde Steuern (Gewerbesteuer u. a.) mit Recht ins Gewinn- und Verlust- 
konto. Kapitalgesellschaften, die als juristische Personen in ihrer Buchführung 
kein Privatkonto kennen, sind genötigt, auch die nichtabsetzbare Körperschaft- 
und Vermögensteuer über Kostenkonten laufen zu lassen, die nun wiederum 
mit dem Gewinn- und Verlustkonto abgeschlossen werden. Zur Ermittlung des 
steuerpflichtigen Gewinns müssen die genannten Beträge außerhalb des Ge- 
winn- und Verlustkontos dem Ertrag wieder zugesetzt werden. 

Instandhaltung 

Bei Aufwendungen im Interesse eines Anlagewertes wird man auseinander- 
halten müssen, ob sie ein Anlagegut in seinem ursprünglichen Zustand erhalten 
(Instandhaltungskosten) oder es gegebenenfalls in einen neuen, d. h. höheren 
Zustand versetzen sollen (Instandsetzungskosten). Bewegen sich demnach In- 
standhaltung oder Instandsetzung im Rahmen der notwendigen Ausbesserung, 
so sind sie abzugsberechtigt, übersteigt die Instandsetzung das erforderliche 
Maß, so ist sie als Werterhöhung des Anlagevermögens zu buchen. Kosten für 
einen Hausbau oder für Einrichtung einer Zentralheizung machen das Haus 
wertvoller und sind daher durch die Buchung Hauskonto an Kassekonto zu 
aktivieren. 
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Ausweis des Jahresertrags 

Da nach §§ 131 Abs. 3 und 132 AktG bzw. §§ 144 Abs. 4 und 147 Entw. der 
Reingewinn oder Reinverlust des Jahres sowohl in der Schlußbilanz als auch 
in der dazugehörigen Gewinn- und Verlustrechnung ungeteilt und von einem 
vorjährigen Gewinn- oder Verlustvortrag gesondert auszuweisen ist, so sind 
Aufrechnungen zwischen dem Ertrag des abgeschlossenen Jahres und einem 
Ertragsvortrag aus dem vorhergehenden Jahre unstatthaft. Ebenso unstatthaft 
ist es, den Jahresverlust vor Aufstellung der Bilanz mit Hilfe einer Rücklage 
auszugleichen und dadurch eine Bilanz ohne Verlust entstehen zu lassen. Zur 
Veranschaulichung richtiger Ertragsdarstellung einige Beispiele. 

Beispiele: 

1. Gewinn vortrag aus vorigem Jahr 
Gewinn des laufenden Jahres 
Gewinnvortrag 

2. Verlustvortrag aus vorigem Jahr 
Verlust des laufenden Jahres 
Verlustvortrag 

3. Gewinn vortrag aus vorigem Jahr 
Verlust des laufenden Jahres 
Gewinnvortrag 



4. Bilanz 




Nach § 10 d EStG dürfen Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund ordnungs- 
mäßiger Buchführung ermitteln, die Verluste der fünf vorangegangenen Ver- 
anlagungszeiträume aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und aus 
selbständiger Arbeit vom Gesamtbetrag der Einkünfte abziehen, soweit die Ver- 
luste nicht schon bei der Veranlagung für die vorangegangenen Veranlagungs- 
zeiträume ausgeglichen oder abgezogen werden konnten. In Beispiel 4 kann also 



für die Ermittlung des steuerpflichtigen Ertrages 

der Verlust von 10 000 DM 

mit einem nächstjährigen Gewinn von vielleicht 8 000 DM 

zu einem Verlustsaldo von 2 000 DM 

und dieser wieder mit einem übernächstjährigen Gewinn von z. B. 7 000 DM 

zu einem Gewinn von 5 000 DM 

aufgerechnet werden kann. 



Die Vorschrift des ungeteilten Ertragsnachweises in der Schlußbilanz und in 
der Gewinn- und Verlustrechnung wird dadurch aber nicht berührt. 



7 250,— DM 
70 745,40 DM 



15 000,— DM 
45 000,— DM 



30 000,— DM 
12 000,— DM 



77 995,40 DM 



60 000,— DM 



18 000,— DM 



17 * 
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Beispiel einer beanstandeten Ertragsrechnung 

Die Buchführung einer als Einzelunternehmen betriebenen Getreidemüllerei 
weist am Jahresschluß folgendes Gewinn- und Verlustkonto auf, das vom 
Prokuristen, der am Ertrage beteiligt ist, beanstandet wird. 



Gewinn- und Verlustkonto 







DM 






DM 


1. 


an Handlungsk.-Kto. 


80 500 


1. 


von Warenkonto 


156 300 


2. 


an Kto. Wasserpacht 




2. 


von Kapitalkonto (Verl.) 


17 660 




(am 1. 4. für ein Jahr 






/ — 






im voraus bezahlt) 


360 




/ 




3. 


an Feuervers.-Prämie 


5 000 




/ 






(5 Jahre im voraus) 






/ 




4. 


an Einkommensteuer 


1 000 




/ 




5. 


an Umsatzsteuer 


5 000 




/ 




6. 


an Gewerbesteuer 


2 000 




/ 




7. 


an Bankkonto (f. neu an- 






/ 






geschaffte Maschinen) 


32 000 




/ 




8. 


an Prov.- u. Spesenkonto 


11 500 




/ 




9. 


an Delkredere-Konto 


6 000 




/ 




10. 


an Privatkonto 


8 000 




/ 




11. 


an Prozeßrückstellungen 


3 000 




J 




12. 


an Heizungsanl. und 






/ 






Kohleverbrauch 


10 000 




/ 




13. 


an Abschr. Fabrik- 






/ 






gebäude 2°/o 


3 600 




/ 




14. 


an Vorauszahlung auf 






/ 






bestellte Maschinen 


6 000 




/ 








173 960 


■ 




173 960 



Unsere Untersuchung stellt folgende Mängel fest: 

Zu 1. Handlungskosten gehören an sich in das Soll des Gewinn- und Verlust- 
kontos, nur läßt das Fehlen von Personalkosten erkennen, daß man im 
Handlungskostenkonto entgegen dem Kontenplan eine zu weit reichende 
Zusammenballung von Kosten vorgenommen hat. 

Zu 2. Die Pacht wurde am 1. April für ein Jahr im voraus bezahlt. Deshalb 
gehören eigentlich nur drei Viertel der 360 DM in unsere Gewinn- und 
Verlustrechnung; die restlichen 90 DM wären unmittelbar oder durch 
Einschaltung des Rechnungsabgrenzungskontos auf das Bilanzkonto zu 
übertragen: 

Akt. Rechn.-Abgr. an Gewinn- und Verlustkonto 
Bilanzkonto an Akt. Rechn.-Abgr. 
oder 

Bilanzkonto an Gewinn- und Verlustkonto. 

Da die Pacht aber jährlich in gleicher Höhe anfällt und die Aufwendun- 
gen in Höhe von 90 DM für das erste Vierteljahr, die in dem Gesamt- 
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betrag von 360 DM nicht enthalten sind, dem Abgrenzungsbetrag ent- 
sprechen, ändert sich materiell durch die Unterlassung der Abgrenzung 
nichts. 

Zu 3. Nur 1000 DM belasten das laufende Jahr und damit die Gewinn- und 
Verlustrechnung per 31. Dezember; die restlichen 4000 DM sind gleich 
den 90 DM bei Posten 2 zu aktivieren. 

Zu 4. Die Einkommensteuer kommt einer Privatentnahme gleich und ist unter 
keinen Umständen als Aufwand zu buchen. 

Zu 5. Die Einstellung ist berechtigt, wenn die Umsatzsteuer im Warenroh- 
gewinn 156 300 DM enthalten ist. Besser wäre es natürlich gewesen, die 
Umsatzsteuer mit dem Warenverkaufs-Konto zu verrechnen, da sie 
unmittelbar durch den Warenverkauf ausgelöst wird. 

Zu 6. Die Einstellung ist berechtigt. 

Zu 7. Die Verbuchung des Betrages als Aufwand ist nur dann statthaft, wenn 
es sich um den Gegenwert für geringwertige Wirtschaftsgüter handelt, 
die im Jahre der Anschaffung sofort als Unkosten voll abgebucht werden 
dürfen. 

Zu 8. Die Buchung ist richtig. 

Zu 9. Der Betrag ist anzuerkennen, wenn die bisherigen Erfahrungen Kunden- 
verluste in ungefähr dem Ausmaße erwarten lassen. 

Zu 10. Unzulässig. Privatentnahmen schmälern das Kapital, nicht den Gewinn. 

Zu 11. Prozeßkostenrückstellungen sind statthaft; nur muß es sich um die Kosten 
eines bereits laufenden Verfahrens handeln, dessen Ausgang ungewiß ist. 
Hier hat der Betriebsinhaber eine Rückstellung für einen Prozeß vor- 
genommen, den er aus der Beanstandung der Ertragsrechnung durch den 
Prokuristen lediglicn befürchtet. Die Einstellung ist daher unberechtigt. 

Zu 12. Hier handelt es sich um eine unzulässige Verquickung von Anlageaufwand 
und Kosten. Soweit die Ausgaben für Kohlen diesjährigen Betriebs- 
verbrauch darstellen, gehören sie natürlich in die Gewinn- und Verlust- 
rechnung; der Betrag für die Anlage darf nur berücksichtigt werden, 
wenn darunter Instandsetzungen oder Anschaffungen gern. Ziff. 7 zu 
verstehen sind. 

Zu 13. Der Betrag ist berechtigt, vielleicht sogar zu gering, da man bei Fabrik- 
gebäuden eine kürzere Lebensdauer veranschlagt. 

Zu 14. Der Posten gehört in das Bilanzkonto und nicht in das Gewinn- und 
Verlustkonto. 



Endergebnis: 

22 000 DM ( 4 /s Position 3, Positionen 4, 10, 11 und 14) stehen zu Unrecht im 
Gewinn- und Verlustkonto, unter Umständen auch Teilbeträge von Position 7 
und 12, je nachdem, ob es sich bei diesen um aktivierungspflichtige Anschaffun- 
gen oder um absetzbare Aufwendungen handelt. 
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4. Die kurzfristige Erfolgsreehnung 

Die Wirtschaft in der deutschen Bundesrepublik wickelt sich in der Form der 
sozialen Marktwirtschaft ab, bei der die Betriebe in stetem Wettbewerb zu- 
einander stehen. Erhöhter Wettbewerb um einen Marktanteil bedingt ver- 
mehrte Kapitalintensität, und diese wiederum ist die Ursache eines gesteiger- 
ten Unternehmungsrisikos. 

Wettbewerb und Risiko aber machen es dem Betriebsinhaber zur Pflicht, sich 
nach kürzeren Zeitabschnitten über Erfolg oder Mißerfolg der Betriebsführung 
Rechenschaft abzulegen, damit rechtzeitig Organisations- und Dispositions- 
fehler erkannt und abgestellt werden. 

Den besten Nachweis über die Wirksamkeit eines Betriebes am Markt liefert 
seine Erfolgsrechnung, die zur Kennzeichnung der Aufwands- und Ertragslage 
möglichst monatlich, in einfacher gelagerten Fällen vierteljährlich erstellt wird. 

Eine gesetzliche Pflicht zur Vornahme kurzfristiger Erfolgsrechnungen besteht 
nicht. § 83 AktG (§ 89 Entw.) fordert nur den Vorstand der Gesellschaft 
auf, die Hauptversammlung einzuberufen, wenn sich bei Aufstellung der 
Jahresbilanz oder einer Zwischenbilanz ergibt, daß ein Verlust die Hälfte des 
Grundkapitals erreicht hat. Die Zwischenbilanz ist nichts anderes als eine Bilanz 
von einem unter einem Jahr liegenden Zeitraum; sie kommt daher einer kurz- 
fristigen Erfolgsrechnung gleich. 

Eine dem Aktienrecht ähnliche Vorschrift enthält § 49 Abs. 3 GmbHG: „Ins- 
besondere muß die Versammlung der Gesellschafter unverzüglich berufen 
werden, wenn aus der Jahresbilanz oder aus einer im Laufe des Geschäftsjahres 
aufgestellten Bilanz sich ergibt, daß die Hälfte des Stammkapitals verloren ist.“ 

a) Durchführung der kurzfristigen Erfolgsrechnung 

Die Art und Weise der Durchführung einer kurzfristigen Erfolgsrechnung wird 
durch den Grad der Genauigkeit des Rechnungsergebnisses bestimmt. 

Eine in jeder Hinsicht einwandfreie Ertragsrechnung läßt sich nur mit Hilfe 
einer körperlichen Bestandsaufnahme aufstellen, da, um nur ein Beispiel zu 
nennen, der genaue Warenrohgewinn, der der Unterschied zwischen dem 
Warenverkaufserlös und dem Bezugspreis der verkauften Waren ist, nur er- 
mittelt werden kann, wenn man außer dem gesamten Wareneinkauf den noch 
vorhandenen Warenbestand kennt. 

Eine durch eine vollkommene (körperliche) Bestandsaufnahme garantierte 
Ertragsrechnung müßte aber die Arbeit derart anwachsen lassen, daß bei 
monatlichen Abschlüssen die Durchführung geradezu unmöglich wäre. 

Wesentlich einfacher wird die Aufgabe, wenn man von der Monatsbilanz als 
der Zusammenstellung der im Monat stattgefundenen Kontoumsätze ausgeht und 
sie zur Saldenbilanz entwickelt. Die zum Eintrag gelangenden Konten gliedert 
man zweckmäßig von vornherein in solche, die einen unmittelbaren Ertrag 
nicht enthalten, und in reine Ergebniskonten. Der Hauptzweck der kurzfristigen 
Erfolgsrechnung ist ja der Nachweis des Geschäftsergebnisses für den Abrech- 
nungszeitraum, wobei die Berücksichtigung der Aktiven und Passiven nur 
Mittel zum Zweck ist. 
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Durch die Kontenteilung werden die Aufwendungen und Erträge klar heraus- 
gestellt, so daß es nur noch ihrer Ergänzung und Abgrenzung bedarf. Zu er- 
gänzen sind die Beträge, die die Konten noch nicht ausweisen können, weil sie 
nur anläßlich des Jahresabschlusses oder als Periodenzahlungen Vorkommen, 
z. B. Abschreibungen, Steuern, Versicherungen u. a. Handelt es sich dabei um 
Jahresposten, so ist bei monatlicher Erfolgsrechnung der Zurechnungswert 
durch Zwölftelung zu gewinnen. Abgegrenzt müssen alle Konteneintragungen 
werden, die sich nicht mit dem abzurechnenden Zeitraum decken. Auch das läßt 
sich wie bei Abschreibungen, Zinsen, Mieten usw. durch die Lösung von 
Divisions- und Subtraktionsauf gaben erreichen. Etwas umständlich wird die 
Arbeit bei Posten, die in verschiedenen Größenbeträgen oder jahreszeitlich sehr 
unterschiedlich anfallen, wie das bei Provisionen und insbesondere bei Urlaubs- 
vergütungen der Fall sein kann. Hinsichtlich der Urlaubslöhne ist bereits auf 
S. 104 gezeigt worden, daß man die stark abweichenden tatsächlichen Zah- 
lungen der Gesamtsumme nach im voraus schätzt und dann durch Einschaltung 
eines Verrechnungskontos für Urlaubslöhne zu gleichmäßigen Monatsbelastun- 
gen umwandelt. 

Trotz aller dieser Rechenoperationen kann zu einer wirklichkeitsnahen Erfolgs- 
rechnung auf eine Einbeziehung der Bestände nicht verzichtet werden. Wenn 
man sich zu deren Erfassung aber der Mitwirkung von Bestandsbüchern, 
Lagerlisten und -karteien, Materialentnahmescheinen usw. bedient, läßt sich 
eine körperliche Inventur vermeiden. Die geringsten Schwierigkeiten für die 
Bestandsermittlung machen die Finanzkonten, da deren Saldo im großen und 
ganzen den Nominalwert des aktiven und passiven Vermögensteils ausweist, 
z. B. beim Kassekonto, Bankkonto, Postscheckkonto, Wechselkonto, Akzepte- 
konto, Kundenkonto, Liefererkonto usw. • Etwaige Abweichungen zwischen 
Saldo und Istbestand lassen sich für die Erfolgsrechnung leicht korrigieren. 

Anders liegen die Dinge bei Vorräten jeglicher Art. Soweit Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe von einer Lagerverwaltung nur auf Anweisung und gegen Quit- 
tung ausgehändigt und dann in den Büchern nach Menge und durchschnitt- 
lichen Einkaufspreisen verzeichnet werden, geben die Buchsalden die Bestände 
einigermaßen zuverlässig wieder. Sind die Aufzeichnungen aber unvollständig, 
so hat der mit ihrer Hilfe errechnete Vorrat keinen Sinn, da bei seiner Ein- 
beziehung ein vollkommen falsches Ertragsbild entstehen müßte. 

Zuweilen lassen sich die Warenbestände von den Verkaufserlösen her durch 
Abzug der Handelsspannen feststellen. Der Einkaufswert aller Waren ergibt 
sich bekanntlich aus dem Anfangsbestand und den Zugängen. Macht nun der 
Kalkulationsaufschlag 33V3% aus (1 + V3), so ist der Einkaufswert der ver- 
kauften Waren durch Abzug von V 4 aus dem Verkaufserlös zu errechnen. Und 
zieht man diesen Einkaufswert vom Gesamteinkauf ab, so verbleibt der Waren- 
endbestand. Im Zahlenbeispiel sieht die Rechnung folgendermaßen aus: 

Anfangsbestand 

Zugänge 

Verkaufserlöse 120 000 DM 

X 25% Handelsspanne 30 000 DM 

Einkaufswert der verkauften Waren 

Warenendbestand 



50 000 DM 
120 000 DM 
170 000 DM 

90 000 DM 
80 000 DM 
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Die aus einem Fertigungswerk hervorgehenden absatzfähigen Güter und deren 
Ersatzteile sind durch Laufkarten auf ihrem Werdegang begleitet worden; ihre 
Registrierung im Fertigwarenlager erfolgt auf Grund von Lagerzuweisungs- 
scheinen. Bei ordnungsmäßiger Buchführung lassen sich daher auch diese Be- 
stände für die kurzfristige Erfolgsrechnung wertmäßig einwandfrei erfassen. 

b) Beispiel einer kurzfristigen Erfolgsrechnung 

Monatsbilanz für den Monat 19 



Konten 


Summenbilanz 


Saldenbilanz 


Soll 


Haben 


Soll j 


Haben 


1 . 


Grundkapital 




2 600 000 




2 600 000 


2. 


Rücklagen 




287 000 




287 000 


3. 


Unbebaute Grundstücke 


92 500 




92 500 




4. 


Bebaute Grundstücke 


305 500 


19 000 


286 500 




5. 


Maschinen und maschinelle 
Anlagen 


180 600 


11400 


169 200 




6. 


Werkzeuge 


8 400 




8 400 




7. 


Betriebs- und Geschäfts- 
Ausstattung 


81 600 


7 400 


74 200 




8. 


Kraftwagen 


10 800 




10 800 




9. 


Geringwertige 

Wirtschaftsgüter 


9 500 




9 500 




10. 


Kasse 


820 300 


810 700 


9 600 




11. 


Postscheck 


1 640 600 


1 621 400 


19 200 




12. 


Banken 


7 595 400 


6 840 700 


754 700 




13. 


Wechsel 


980 500 


970 100 


10 400 




14. 


Wertpapiere 


525 600 


96 300 


429 300 




15. 


Buchforderungen 


6 997 200 


6 008 100 


989 100 




16. 


Liefereranzahlungen 


98 400 


69 900 


28 500 




17. 


Sonstige Forderungen 


182 300 | 


106 500 


75 800 




18. 


Rohstoffe 


2 865 400 


2 345 800 


519 600 




19. 


Hilfs- und Betriebsstoffe 


591200 


507 400 


83 800 




20. 


Halbfabrikate 


725 600 


517 100 


208 500 




21. 


Aktive Abgrenzung 


29 300 


20 200 


9 100 




22. 


Hypotheken- Schulden 


9 000 


64 000 




55 000 


23. 


Buchschulden 


1 750 100 


1 956 700 




206 600 


24. 


Kundenanzahlungen 


165 400 


277 500 




112 100 


25. 


Akzepte 


87 600 


96 200 




8 600 


26. 


Sonstige Verbindlichkeiten 


65 100 i 


109 300 




44 200 


27. 


Rückstellungen 


107 200 


178 100 




70 900 


28. 


Passive Abgrenzung 


67 900 


84 100 




16 200 


29. 


Wertberichtigungen 


18 500 


102 900 




84 400 


30. 


Fertigungsstoffe 


1 174 500 


5 700 


1 168 800 




31. 


Hilfs- und Betriebsstoffe 


1 261 900 


10 200 


1 251 700 




32. 


Fertigungslöhne 


950 700 




950 700 




33. 


Hilfslöhne 


270 600 




270 600 




34. 


Gehälter 


632 100 




632 100 




35. 


Soziale Lasten 


125 200 




125 200 




36. 


Verschiedene Gemeinkosten 


46 300 




46 300 




37. 


Kalkulatorische Kosten 


97 200 


61 300 


35 900 




38. 


Sonderkosten 


174 600 


13 200 


161 400 




39. 


Steuern und Beiträge 


394 700 




394 700 




40. 


Sonstige Betriebskosten 


! 318 200 


35 400 


282 800 




41. 


Außerbetriebliche Aufwend. 


74 400 




74 400 




42. 


Außerbetriebliche Erträge 




130 600 




130 600 


43. 


Verkaufserlöse 




5 567 700 




5 567 700 


Insgesamt 


31 531 900 


1 31 531 900 


9 183 300 


9 183 300 
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Gewinnermittlung 

Erträge: 

Verkaufserlöse (Nr. 43) 

Außerbetriebliche Erträge (42) 

Auf gelaufene Zinsen der Wertpapiere 
Vorausbezahlte Versicherung 
Gesamtertrag 
Aufwendungen: 

Betriebsaufwand (30 — 40) 

Abschreibungen a/Anl. 

Abschreibungen a/Forderungen 
Noch zu zahl. Fert.-Löhne 1 einschl. 

Noch zu zahl. Hilfslöhne J Soz.-Lasten 
Noch zu zahl. Steuern 
Bestandsdifferenz Fert.-Stoffe 
Bestandsdifferenz Hilfsstoffe 
Gewinn 



130 600,— 
1 800,— 
3 200,— 



5 320 200,— 
25 000,— 
29 700,— 

22 700,— 
6 600,— 
8 500,— 

23 300,— 
25 100,— 



5 567 700,— 

135 600,— 
5 703 300,— 



5 461 100,— 
242 200,— 




XII. Die Bilanzrevision 

1. Ziel der Bilanzrevision 

Die Bilanzrevision hat das Ziel, unordentlicher Geschäftsführung, Unterschla- 
gungen und Unregelmäßigkeiten jeder Art vorzubeugen oder bereits ge- 
schehene Verstöße zur Sicherung der Betriebsführung aufzudecken. Damit 
kann als Nebenziel verbunden sein, aus den Erfahrungen der Revision die 
Betriebsorganisation so zu verbessern, daß ein einwandfreier Betriebsablauf 
gewährleistet ist. 



2. Rechtsvorschriften 

Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juni 1937 über die Prüfung von Jahresabschlüs- 
sen bestimmte, daß der Jahresabschluß (die Jahresbilanz und die Gewinn- 
und Verlustrechnung) von Einzelfirmen, offenen Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften, die Bank- oder Sparkassengeschäfte im Inland be- 
treiben, zu prüfen ist. (Die Prüfungspflicht für Kreditinstitute ergibt sich heute 
aus § 27 Kreditwesengesetz — KWG — vom 10. 7. 1961.) 

Auf Grund des vorstehenden Gesetzes wurde dem GmbH-Gesetz der § 42 a ein- 
gefügt, der sich inhaltlich mit dem Artikel 2 deckt, aber die Wirksamkeit nicht 
auf Bank- oder Sparkassengeschäfte beschränkt. Bisher wird jedoch die Prü- 
fung praktisch nur für solche Gesellschaften mit beschränkter Haftung ver- 
wirklicht, die Kreditinstitute betreiben. Größere Gesellschaften sollten aller- 
dings ihren Jahresabschluß freiwillig von Abschlußprüfern überprüfen lassen. 

Eine Prüfungspflicht ohne Rücksicht auf den Gewerbebetrieb besteht bei 
Aktiengesellschaften: nach § 25 AktG für den Gründungshergang, nach §§ 135 
ff. AktG für den Jahresabschluß unter Einbeziehung der Buchführung und des 
Geschäftsberichtes und nach § 271 für eine Umwandlung. Der Entwurf zum 
neuen Aktiengesetz enthält entsprechende Vorschriften in den §§ 30 und 135 
für die Gründung und Geschäftsführung und in § 150 für den Jahresabschluß, 
außerdem in § 302 für Abhängigkeitsverträge und in § 366 für Umwandlungen. 

Nach § 53 GenG müssen zwecks Feststellung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
und der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung die Einrichtungen, die Ver- 
mögenslage sowie die Geschäftsführung der Genossenschaften mindestens in 
jedem 2. Jahre und, wenn die Bilanzsumme einschließlich der Verbindlich- 
keiten aus der Begebung von Wechseln und Schecks, aus Bürgschaften, 
Wechsel- und Scheckbürgschaften sowie aus Garantieverträgen den Betrag von 
350 000 DM erreicht oder übersteigt, mindestens einmal jährlich geprüft werden. 

3. Revisionsmethoden 



Man unterscheidet 

die lückenlose und stichprobenweise, 
die progressive und retrograde und 
die formelle und materielle Prüfung. 

Die lückenlose vollzieht sich in der Weise, daß die Bucheintragungen an Hand 
von Belegen lückenlos abgehakt werden. 
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Sachkundige Betriebsprüfer vertreten seit langem die Ansicht, daß sich die 
lückenlose Prüfung überlebt habe, da auf die kritische Betrachtung einzelner 
Zahlen, auf den Vergleich von Bilanzposten mit den entsprechenden aus 
früheren Jahren, die Ermittlung von Verhältniszahlen innerhalb der Auf- 
wendungen und Erträge usw. das Hauptgewicht zu legen ist. Deswegen braucht 
die Kontrolle der Vollständigkeit und Richtigkeit der Eintragungen noch nicht 
ins Hintertreffen zu geraten. Der geübte Revisor übersieht sehr schnell, auf 
welchen Konten grobe Fehler oder Täuschungen vorgekommen sein könnten, 
denen er sich durch lückenlose Kontrolle widmen muß. Bei den anderen rei- 
chen Stichproben aus. 

Eine allgemeine Regel, wie nun zu prüfen ist, gibt es nicht, und das ist zu 
begrüßen, weil der verantwortliche Buchhalter ständig im Ungewissen sein 
muß, was und wie revidiert wird. 

Daß der Revisior für sich einen Prüfungsplan aufstellt, ist nur natürlich. Bald 
beginnt er mit der lückenlosen Kontrolle der Journalbuchungen für einige 
Tage, dann geht er zu den Übertragungen eines anderen Zeitabschnitts über, 
oder er greift aus den Kontokorrentkonten eine Gruppe heraus und verfolgt 
die Eintragungen in der umgekehrten Reihenfolge ihres Entstehens. Damit ist 
schon die zweite Prüfungsmethode angedeutet worden, die progressive und die 
retrograde. Die erste führt in gerader Linie vom Beleg über die Buchung zur 
Bilanz; die retrograde schlägt den umgekehrten Weg ein, beginnt bei der 
Bilanz und kommt über die Bücher zum Beleg zurück. Beide Methoden sind 
gleich gut, man wird daher zwischen ihnen abwechseln. 

Die formelle Buch- und Bilanzprüfung hat es grundsätzlich nur mit der Unter- 
suchung der zahlenmäßigen Richtigkeit der Bilanzposten zu tun. Soweit aber 
der hinter einer Zahl liegende Wert kritisch überprüft wird, findet das 
materielle Revisionsverfahren Anwendung. In Wirklichkeit ist eine scharfe 
Grenze zwischen der formellen und der materiellen Prüfung überhaupt nicht zu 
ziehen, da die Zahl nicht von dem Wert zu trennen ist, den sie repräsentiert. 
Schon die rechnerische Nachprüfung, z. B. der Gehalts- und Lohnlisten zur Fest- 
stellung des Personalaufwandes in der Ertragsrechnung, stellt eine materielle 
Prüfung dar. 



4. Vorarbeiten zur Revision 

Jeder Revisor muß sich vor Beginn seiner Tätigkeit mit dem Prüfungsstoff 
vertraut machen und, soweit sich die Arbeit auf die Kontrolle der Bilanz und 
der Erfolgsrechnung erstreckt, den Betriebs ablauf, namentlich hinsichtlich des 
Rechnungswesens, genau studieren. In den Betrieben können ja die verschieden- 
sten Buchführungsformen Vorkommen, die zwar immer dem gleichen Ziel zu- 
streben, aber in Äußerlichkeiten und deshalb zuweilen in der Buchungstechnik 
voneinander abweichen. In dieser Technik hat der Prüfer heimisch zu sein. Über 
die Buchführungsformen äußern sich die Gesetze nur im bescheidenen Ausmaß; 
der vom Steuerrecht geforderten „Ordnungsmäßigkeit“ der Buchführung wird 
entsprochen, wenn die Eintragungen „fortlaufend, vollständig und richtig be- 
wirkt werden“, wenn „Kasseneinnahmen und -ausgaben im geschäftlichen Ver- 
kehr mindestens täglich zur Aufzeichnung gelangen“ und wenn bei der Durch- 
führung von Kreditgeschäften Kontokorrentkonten vorhanden sind. 
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Bei allen Buchführungssystemen pflegt ja der Buchungsablauf so vor sich zu 
gehen, daß nach der ersten Anmerkung eines Betriebs Vorfalles in einem Grund- 
buch oder Journalbogen sich der wertmäßige Einfluß in dem systematischen 
und nach einem Kontenplan aufgebauten Hauptbuch bzw. einer Kontenkartei 
zeigt und daß Eintragungen in sogenannten Sammelkonten (Debitoren-, 
Kreditorenkonten) ihre Spezialisierung in Hilfsbüchern oder Hilfskarteien 
erfahren. 

Dem Studium des Kontenplans ist erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken, weil 
ein dem Unternehmen angepaßter Kontenrahmen nicht nur in die Buchführung 
und Kalkulation Ordnung hineinbringt, sondern auch die Gewähr dafür bietet, 
daß man leicht und schnell einen Einblick in den Stand des Unternehmens 
gewinnt. 

Handelt es sich um Gesellschaftsunternehmen, so wird die Kenntnis der Gesell- 
schaftsverträge für die Durchführung der Prüfung von Nutzen sein. 

5. Durchführung der Revision 

Jeder Bilanzrevision liegt ein schriftlicher oder mündlicher Auftrag zugrunde, 
und über die Prüfungsdurchführung muß ein Prüfungsbericht erstattet werden. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, den Prüfungsablauf in Notizen festzu- 
halten. Soweit dazu lose Blätter benützt werden, sind sie zur Wahrung des Zu- 
sammenhangs fortlaufend zu numerieren. Das Ergebnis wird in einem Tage- 
buch des Prüfers zusammengefaßt, das für eine Reihe von Klienten angelegt 
sein kann, zuweilen aber auch nur den Berichten über eine bestimmte Unter- 
nehmung dient. Für die letzte Praxis spricht die Vertraulichkeit der Aufzeich- 
nungen, die auch dann gewahrt bleiben muß, wenn das Buch noch nach Jahren 
als Beweismaterial herangezogen wird und dabei vielleicht von einem anderen 
Revisor einzusehen ist. Daß der Revisor nicht nur das Prüfungsresultat fest- 
hält, sondern auch Erfahrungen notiert, die er bei Erledigung seines Auftrages 
gemacht hat, z. B. über Schwierigkeiten einzelner Dienststellen, ist ohne 
weiteres anzunehmen, weil er sich dadurch Fingerzeige für spätere Arbeiten 
schafft. 

a) Das Grundbuch 

Soweit als Grundbuch ein Journal geführt wird, kann es als Sammelstelle 
aller die Buchhaltung betreffenden Belege angesehen werden und wird dadurch 
vielfach Ausgangspunkt der Revision sein. Durch Beleg- und Kontenanruf im 
Buchungstext oder in besonderen Spalten gestattet es die mühelose Kontrolle 
eines Buchungsvorganges sowohl in progressiver als auch in retrograder Rich- 
tung. 

Besondere Aufmerksamkeit ist Buchungsberichtigungen jeder Art und den 
Übertragungen von Seite zu Seite bzw. nach dem Hauptbuch zu widmen, weil 
damit nicht selten Fälschungen Zusammenhängen. 

b) Das Hauptbuch 

Bei der Überprüfung des Hauptbuchs ist zunächst festzustellen, ob die Anfangs- 
bestände der Konten mit den Endbeständen des voraufgegangenen Rechnungs- 
abschnitts übereinstimmen und ob die weiteren Posten den Grundbucheintra- 
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gungen entsprechen. Ist in dieser Hinsicht nichts zu beanstanden, so muß bei 
den reinen Bestandskonten, z. B. der Kasse, dem Postscheck- und Bankkonto, 
den Besitz- und Schuldwechseln, den Debitoren und Kreditoren, der Saldo 
den effektiven Bestand angeben. 

Die Nachprüfung des Bank- und Postscheckkontos kann an Hand der Bankaus- 
züge bzw. der Buchungsanzeigen des Postscheckamtes vor sich gehen; zur 
Kontrolle der Tratten und Rimessen bedient man sich etwa vorhandener Hilfs- 
bücher (Skontren) oder man vergleicht den Saldo des Besitzwechselkontos mit 
den Urkunden der Wechselmappe. Mit Hilfe des Schriftwechsels kann kon- 
trolliert werden, ob alle Wechsel und Akzepte verbucht wurden. Mit dieser 
Kontrolle kann eine solche der Wechselqualitäten und der Wechselverwendung 
einhergehen. Sie ist erforderlich, da mit Hilfe nicht gebuchter, aber zur 
Schuldentilgung benützter Wechsel Bargeldunterschlagungen verdeckt sein 
können. 

c) Die Kasse 

Eine Kassenrevision hat nur dann Sinn, wenn die Kasse in einer Hand liegt, 
so daß man für Mängel in ihrer Führung auf einen Verantwortlichen zurück- 
greifen kann. Dabei ist es gleichgültig, ob für den Betrieb nur eine Kasse 
existiert oder ob, wie das in Großbetrieben nicht selten üblich ist, ein System 
durch Arbeitsteilung notwendig gewordener gleichgeordneter und selbständig 
arbeitender Kassen vorhanden ist. 

An der Verantwortung braucht sich auch nichts zu ändern, wenn von einer 
Zentralkasse zur Durchführung bestimmter Zahlungen Geldbeträge an Neben- 
kassen übergeben werden, also beispielsweise einer Lohnkasse die Lohnbeträge, 
einer Post-, Frachten- oder Spesenkasse ein Betrag zur Deckung der Porti und 
Spesen. Der jeweilige Führer der Nebenkasse muß die Verwendung der Mittel 
belegen und einen aus Einnahmen und Zahlungen resultierenden Bestand vor- 
weisen können. 

Bei der Lohnkasse dürfte ein Bestand nur Vorkommen, soweit Lohnbeträge aus 
besonderen Umständen nicht abgehoben wurden. Hier wird sich die Revision 
weniger auf die Größe eines Kassenbestandes als auf einen Vergleich der Be- 
schäftigten mit der Lohnliste und eine Nachprüfung der Einzellöhne erstrecken. 

Es gilt als Grundsatz ordnungsmäßiger Geschäftsführung, daß zur Vermeidung 
von Veruntreuungen die Kassenbuchführung und die Verwaltung der Kasse 
nicht in einer Hand liegen. Selbstverständlich wird sich auch bei entsprechender 
Arbeitsteilung der Kassierer Eintragungen über Geldeinnahmen und -ausgaben 
machen. Diese dienen aber nur der täglichen Bestandsermittlung, dem Kassen- 
sturz, und damit einer Abstimmung mit dem Kassenbuch. 

Die eigentliche Kassenprüfung, die unvermutet einzusetzen hat, beginnt mit 
einer Blockierung der Kasseneintragungen und einer Aufnahme der Geldvor- 
räte durch den Kassierer in Gegenwart des Revisors. Noch nicht gebuchte Ein- 
nahmescheine oder Kassenquittungen sind sofort nachzutragen. Besonderer 
Wert ist darauf zu legen, daß zwischen Geldabhebungen bei Bank und Post- 
scheckamt und ihrer Verbuchung keine Zeit verstreicht. 

Wo es vorkommt, Schecks über die Kasse laufen zu lassen, verdient die Nach- 
prüfung besondere Sorgfalt, da es nicht ausgeschlossen ist, daß man den Ein- 
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gang dem Wechselkonto belastet hat, während der Ausgang irrtümlich oder 
absichtlich in Kasse Haben verbucht wurde. Bei nicht sorgfältiger Arbeitsab- 
grenzung spielen sich Veruntreuungen zuweilen in der Weise ab, daß Waren- 
käufe gleichzeitig dem Liefererkonto erkannt und in der Kasse als Barkäufe 
registriert werden. Der Ausgleich des Liefererkontos erfolgt dann mit Hilfe des 
Bank- oder Postscheckkontos. 

Durch eine scharfe Belegkontrolle muß verhütet werden, daß alte Frachtbriefe 
und Kassenquittungen nach Änderung des Datums erneut eine Zahlung aus- 
lösen. Man beugt dieser Gefahr dadurch vor, daß man die älteren Belege so 
aufbewahrt, daß sie Angestellten nicht zugänglich sind. Am einwandfreiesten 
ist die Handhabung, daß die Auszahlung sofort auf dem Beleg von dem 
Empfänger bestätigt wird. 

Unerläßlich ist es auch, die richtige Seiteninanspruchnahme bei den Kassen- 
buchungen zu überprüfen, da beispielsweise eine Kasseneinnahme, auf der 
Habenseite eingetragen, die doppelte Differenz im Kassenbestand ausmacht. 

Bei Revision der Hauptkasse wird man auch die Nebenkassen nicht außer acht 
lassen dürfen, damit die Übereinstimmung zwischen der Hauptkassengutschrift 
und der wirklichen Leistung an die Nebenkasse festgestellt wird. Weist die 
Hauptkasse eine größere Gutschrift auf, so liegt die Annahme einer Unter- 
schlagung nahe. 

Eine erschöpfende Anweisung zur Auffindung von Fehlern läßt sich wegen der 
Mannigfaltigkeit des Geschäftslebens nicht geben; der Revisor lernt aus der Er- 
fahrung, worauf er bei Durchsicht der Bücher in erster Linie seine Aufmerk- 
samkeit zu richten hat und wo am ehesten gutgläubig oder böswillig gefehlt 
wird. 

d) Das Kontokorrent 

Eine Quelle zahlreicher Verfehlungen ist das Kontokorrent, und darum muß 
es bei der Prüfung einen breiten Raum einnehmen. Am beliebtesten ist es, 
unterschlagene Beträge zunächst einem Kontokorrent zu belasten und dafür das 
Konto eines Kunden zu wählen, mit dem nur geringe Geschäftsverbindung be- 
steht. Es soll sich der Fall zugetragen haben, daß ein Prokurist einen Kunden- 
wechsel zum Diskont gab, aber die Summe unterschlug. Der Akzeptant wurde 
wohl für den Betrag erkannt, aber die Gegenbuchung auf einem anderen Kun- 
denkonto vorgenommen, das infolge Zahlungsunfähigkeit des Kontoinhabers 
abgeschrieben werden sollte. 

Zuweilen weisen Bilanzen vollkommen fingierte Schuldnerkonten auf, um die 
Außenstände größer erscheinen zu lassen. 

Zur Vortäuschung einer günstigeren Liquidität läßt man sich kurz vor dem 
Bilanztage von Kunden Akzepte geben und bucht nun Besitzwechsel an 
Kunden und hat dadurch eine Umformung der Buch- in Briefschulden vorge- 
nommen. Nach der Bilanz erhalten die Kunden ihre Akzepte zurück, und durch 
Aufhebung der vorgenommenen Buchung wird der alte Zustand wieder her- 
gestellt. 

Eine Aufrechnung von Debitoren gegen Kreditoren ist ausdrücklich verboten, 
ebenso wie eine solche von Besitz- und Schuldwechseln. Ständige Salden- 
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kontrollen zwischen dem Kontokorrentbuch und den Hauptbuchkonten dienen 
ganz wesentlich der Revision und Sauberkeit der Arbeitsleistung. 

Es taucht immer wieder die Frage auf, ob kleine Differenzen zwischen den 
Kontokorrentkonten und dem Debitoren- und Kreditorenkonto den Zeit- und 
Müheaufwand einer Fehleraufdeckung rechtfertigen. Darauf kann nur geant- 
wortet werden, daß auch kleinsten Unterschieden nachzugehen ist, da sich da- 
hinter grobe Verstöße verbergen können. Je häufiger eine Saldenkontrolle 
durchgeführt wird, um so kleiner wird der Buchungsabschnitt, in dem die 
Unstimmigkeit zu suchen ist. 



Der Buch- und Bilanzprüfer benützt die Salden des Debitorenkontos noch, um 
die durchschnittliche Zahlungsfrist und damit festzustellen, in welchem Aus- 
maß gestellte Zahlungsziele zum Nachteil der Unternehmung überschritten 
wurden. 

Gewährt z. B. ein Geschäft den Abnehmern eine Zahlungsfrist von 30 Tagen, 
so weiß der Praktiker, daß dieses Ziel in den seltensten Fällen eingehalten 
wird, daß aber Wettbewerbsgründe die Berechnung von Verzugszinsen nicht 
gestatten. Bei nur wenigen Tagen Fristüberschreitung wird man der Angelegen- 
heit keine Beachtung schenken; erstreckt sich die Verzögerung jedoch über 
einen größeren Zeitraum, so kann sich der mit dem Kapitalausfall verbundene 
Zinsverlust, namentlich bei hohen Forderungsbeständen, sehr unliebsam aus- 
wirken. 

Die Berechnung des Verlustes geht in der Weise vor sich, daß man zunächst 
durch Division des Forderungsbestandes, multipliziert mit 360, durch den 
Jahresumsatz (Ausgangsrechnungen abzüglich Warengutschriften) das wirk- 
liche Zahlungsziel und aus dem Forderungswert pro Tag mal verlängertem 
Zahlungsziel den Kapitalausfall ermittelt. Mit Hilfe des Bankkreditsatzes wird 
dann der innerbetriebliche Zinsverlust festgestellt. Beispiel: Durchschnittlicher 
Forderungsbestand = 300 000 DM, Jahresumsatz 2 160 000 DM. 

t „ «300 000*360 10 800 m 

Laufzeit der Forderungen = 160 00 ~ o" ~" = ~216~ == 50 Tage * 



Gewährtes Zahlungsziel 30 Tage, daher Zielüberschreitung 20 Tage. Durch- 
schnittlicher Forderungswert pro Tag ~ = 6000 DM; Forderungswert für 



360 



20 Tage = 120 000 DM. 



Bei einem monatlichen Bankkreditsatz von 1V4 °/o ergeben die 120 000 DM für 
20 Tage einen Zinsverlust von 1000 DM: 



5 - 1200 - 20 
4-30 



1000. 



Dieser Zinsverlust ist auch steuerrechtlich vom Gewinn absetzbar, da er ähn- 
lich dem Delkredere und der Umsatzsteuer-Rückstellung bei Istversteuerung 
eine Wertberichtigung der Kundenforderungen darstellt. 



e) Wertpapiere 

Wertpapiere können als Anlagekapital oder zu Spekulationszwecken erworben 
werden. Im letzten Falle wird der Ankauf oft mit kurzfristigen fremden Mitteln 
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(Bankkredit) in der Erwartung durchgeführt, daß die gewöhnlich erheblichen 
Kreditkosten durch den Kursgewinn mehr als aufgehoben werden. Stellt der 
Revisor jedoch den Effektenbestand dem hochverzinslichen Kredit gegenüber, 
so ergibt sich nur zu oft ein Fehlschlag der Erwartung. Darum kann Handels- 
und Industrieunternehmungen nur empfohlen werden, sich unter Ablehnung 
jeglicher Börsenspekulation ausschließlich dem eigenen Betriebszweck zu 
widmen. Für eine solche Einstellung sollte auch die Erfahrung sprechen, daß 
gewinnsüchtige Geschäftsführer nur zu gern ihre privaten Spekulationen mit 
geschäftlichen verbinden und dann die erfolgreichen zu ihren Gunsten buchen, 
während sie die mit Verlust endenden dem Geschäft überlassen. Verlaufen 
beide Geschäfte negativ, so setzt nun oft das Bemühen ein, durch Veruntreu- 
ungen die Mittel zur Deckung der eigenen Verluste zu gewinnen, und dazu 
bietet gerade der Handel mit Wertpapieren günstige Gelegenheiten. Abge- 
stoßene Wertpapiere werden mit niedrigerem Wert abgebucht, und der Diffe- 
renzbetrag wandert in die Tasche des Defraudanten. Auch ist die Verwertung 
zu Unrecht erworbener Effekten kaum mit Schwierigkeiten verbunden. 

Das alles ist Grund genug, die Wertpapiere einer eingehenden Kontrolle zu 
unterziehen und zur Verhütung von Schäden zu verlangen, daß das gesamte 
Material einer Bank zur Aufbewahrung und Verwaltung übergeben wird. Zur 
Nachprüfung des Verkehrs in Wertpapieren dienen auch Effektenskontren, 
deren Eintragungen häufig mit den entsprechenden Grundbuchungen verglichen 
werden müssen. 

Daß verpfändete oder als Kaution erhaltene Wertpapiere besonders zu regi- 
strieren sind, sei nebenbei bemerkt. 



f) Vorräte 

Am schwierigsten ist infolge der Vielgestaltigkeit des Objekts die Revision der 
Vorräte, zu denen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Halbfabrikate, Fertigerzeug- 
nisse, Ersatzteile, Waren usw. gehören. Gut organisierte Betriebe mit einem 
entsprechend ausgebauten Rechnungswesen werden auch über die erforder- 
lichen Lagerbücher oder Karteien verfügen und mit ihrer Hilfe und den Ein- 
und Ausgangsfakturen, Ausgabeanweisungen usw. ein ungefähres Bild der 
Bestände gewinnen. Jedoch die Häufigkeit der Umsätze und der lange Weg 
vom Rohstoff zum Fertigerzeugnis lassen Schwierigkeiten aufkommen, die die 
Genauigkeit der Registrierungen beeinflussen, sofern man nicht über jede Ein- 
heit und jede Materialmenge Aufzeichnungen machen will oder kann. Das tritt 
besonders bei Massengütern, wie Schrott, Kohle u. a., hervor. Hier hilft sich der 
Revisor oft in der Weise, durch ungefähre Feststellung des Rauminhalts zum 
Gewicht und damit zum Wert des Materials zu gelangen. 

Trotz aller Sorgfalt bei der Kontrolle wird sich der Revisor gerade infolge der 
Mannigfaltigkeit der Vorräte mit Stichproben begnügen müssen, falls er nicht 
einen Spezialauftrag zur Überprüfung der Vorräte-Inventur erhalten hat. 

Eine Lagerkontrolle wird erheblich erleichtert, wenn die Vorräte anläßlich der 
Bestandsaufnahme schon übersichtlich gruppiert wurden. Bei der Prüfung der 
Bestände darf der Wertansatz nicht außer acht bleiben, da es vorgekommen 
ist, daß Kosten, die man nicht gern in Erscheinung treten lassen will, oder auch 
Bargeldunterschlagungen dem Warenkonto belastet wurden. 
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Veruntreuungen von Waren sind schon dadurch verschleiert worden, daß man 
verpackte geringwertige als höherwertige deklarierte, z. B. Kleie als Weizen- 
mehl. 

Solche Vorkommnisse zeigen, wie notwendig bei der Prüfung der Waren- 
bestände vielfältige Stichproben, unter Umständen solche durch Hinzuziehung 
von Sachverständigen, sind. 

Bei ausgelagerten Waren ist festzustellen, ob es sich um Kommissionsware 
oder um verpfändete handelt. 

Bereits fakturierte, aber noch nicht gelieferte Waren gehören nicht mehr zum 
Eigentum der lagernden Unternehmung und sind daher von den eigenen 
Waren getrennt aufzubewahren. 

Es wird auch Aufgabe eines Revisors sein, die Lagervorräte zum Umsatz ins 
Verhältnis zu setzen, da ein zu kleines Lager zu teurem Einkauf führen kann, 
während ein zu großes zu hohe Lagerspesen veranlaßt oder schwer absetzbare 
„Ladenhüter“ enthält. 

Hinsichtlich eines etwaigen „eisernen Bestandes“ sei auf die an früherer Stelle 
gemachten Ausführungen (S. 197) verwiesen. 

g) Liegenschaften (Grund und Boden), Geschäftsausstattung 

Diese Posten bereiten im allgemeinen keine Schwierigkeiten, aber trotzdem 
wird eine gewissenhafte Kontrolle nicht als überflüssig anzusehen sein, zumal 
Bilanzen schon Grundstücke aufwiesen, die einem Dritten gehörten. 

Zur Überprüfung der Immobilien und ihrer Belastung mit Grundschulden und 
Hypotheken ist unter Umständen ein Einblick in das Grundbuch erforderlich. 

Für die Geschäftsausstattung sollten Bestandsverzeichnisse da sein, die auf 
Grund einer körperlichen Bestandsaufnahme aufgestellt und durch Eintragung 
von Zu- und Abgängen ergänzt werden. Dann ist die Kontrolle leicht und 
kann sich mehr der Höhe der Abschreibungen zuwenden. 

Besondere Berücksichtigung verlangen die geringwertigen Wirtschaftsgüter, 
die im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe abgeschrieben 
worden sind. Sie müssen nach den EStR trotzdem in das Bestandsverzeichnis 
aufgenommen werden, wenn ihre Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
mehr als 100 DM betragen haben. 

h) Das Eigenkapital 

Das Eigenkapital ist in seiner Größe und Zusammensetzung von der Unter- 
nehmungsform abhängig. Bei Einzelunternehmungen und Personengesell- 
schaften ergibt es sich als Differenz aus den aktiven Vermögensteilen und den 
Schulden, wobei während des Betriebsabschnitts mit Rücksicht auf einen spä- 
teren Gewinn stattgefundene Abhebungen mit einzubeziehen sind. 

Der Revisor prüft diese Entnahmen an Hand von Quittungen und Eintragungen 
auf Privatkonten bzw. bei Kommanditisten auf einem Kontokorrentkonto die- 
ser beschränkt haftenden Gesellschafter und ermittelt so den Reingewinn und 
damit das Eigenkapital. 
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Bei Kapitalgesellschaften setzt sich das Eigenkapital aus mehreren Posten 
zusammen, von denen der bedeutendste das Stammkapital bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und das Aktien- oder Grundkapital bei Aktiengesell- 
schaften ist. Die Höhe dieser Posten ist mit Hilfe des Gesellschaftsvertrages und 
von Protokollen aus Gesellschafterversammlungen leicht zu überprüfen; das 
Stamm- oder Grundkapital ist eine feste Größe, die nur unter bestimmten 
Voraussetzungen erhöht oder herabgesetzt werden kann. Nicht eingezahlte 
Teile müssen als Forderung an die Gesellschafter in Erscheinung treten. Über- 
zahlungen des Nennwertes sind Aufgelder, die bei Aktiengesellschaften einer 
gesetzlichen Rücklage zuzuführen sind. Bei Gesellschaften m. b. H. kommen 
Anteilscheine und darum Überparikauf nicht vor. 

Die gesetzliche Rücklage und etwaige statutarische und freie Rücklagen bilden 
einen weiteren Teil des Eigenkapitals, und zwar den beweglichen, weil sie nach 
Gesetz oder nach den für die Rücklagebildung aufgestellten Grundsätzen der 
Satzung bzw. der Gesellschaftsorgane zur Deckung bestimmter Verluste oder für 
besondere Aufwendungen verwendet werden können. Die Bildung und Ver- 
wendung der Rücklagen wird unter die Prüfung des Revisors fallen. 

Zum Eigenkapital einer Kapitalgesellschaft gehört endlich noch ein Gewinn- 
vortrag. 

Daß Unternehmungen ohne Eigenkapital bestehen können, ist bekannt; für den 
Revisor ergeben sich aber besondere Aufgaben, wenn er Überschuldung fest- 
stellen muß und aus der Revision weiß, daß stille Rücklagen zur teilweisen 
oder völligen Behebung des Mangels nicht vorhanden sind. Dann muß nämlich 
das Vergleichs- oder Konkursverfahren einsetzen. 

Eine Überprüfung des Eigenkapitals wäre unvollständig, wenn nicht den stil- 
len Rücklagen die nötige Aufmerksamkeit zuteil würde. Daß stille Rücklagen 
gewisse Polster für die Zukunft darstellen, um Rückschläge abzufangen, ist 
bekannt, aber ebenso, welche Gefahren mit ihnen bei übermäßigem Vorhanden- 
sein verbunden sein können. 

Stille Rücklagen entstehen bei ordnungsmäßiger Buchführung in der Haupt- 
sache durch vorsichtige Bewertung der Aktiven. Gegen diese Bildung ist nichts 
einzuwenden, zumal es einen Wertansatz, der mathematische Genauigkeit ver- 
bürgt, nicht gibt. Die Arbeit des Prüfers wird sich darum u. a. darauf erstrecken 
müssen, ob auch alle Aktiven registriert sind, ob Passiva überbewertet wur- 
den oder gar fiktive Posten unter den Passiven stehen, ob die wirkliche 
Nutzungsdauer von Anlagen der Schätzung entspricht und der Zeitwert der Vor- 
räte gerechtfertigt ist. Er wird weiter zu ergründen suchen, woher gegebenen- 
falls die Mittel zur Selbstfinanzierung oder zu neuen Beteiligungen kommen 
und ob es sich bei den Rückstellungen nicht um ganz gewiß zu leistende Auf- 
wendungen handelt. 

Der Entwurf zum neuen Aktiengesetz will durch eine Reihe von Vorschriften 
dafür sorgen, daß sich die Bildung und Auflösung von stillen Rücklagen nicht 
heimlich vollzieht, und verlangt daher durch § 145 die Offenbarmachung der 
postenweisen Veränderungen im Anlagevermögen, durch § 146 den Nachweis 
der Zugänge mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und durch die 
Gewinn- und Verlustrechnung nach § 147, welche Erträge aus dem Abgang 
von Gegenständen des Anlagevermögens bzw. aus Zuschreibungen zu ihnen 
eingetreten sind und den Sondernachweis der Abschreibungen und Wert- 
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berichtigungen sowohl auf Sach- als auch auf Finanzanlagen und Forde- 
rungen. Damit ist dem Prüfer ein weites Feld gesteckt, seine Arbeit im Inter- 
esse der Unternehmung und Wirtschaft erfolgreich zu gestalten. 

i) Rückstellungen 

Einer besonderen Prüfung bedürfen die Rückstellungen, die nicht Gewinn- und 
damit nicht Eigenkapitalteile sind, sondern, wie bereits früher ausgeführt, den 
Gewinn herabsetzen. Die Notwendigkeit der Kontrolle ergibt sich namentlich 
aus steuerlichen Gründen, da „Ausgaben im allgemeinen bei der Gewinn- 
ermittlung nur für das Jahr abgezogen werden dürfen, zu dem sie wirtschaft- 
lich gehören. Deshalb ist es auch grundsätzlich unzulässig, für Ausgaben, die 
erst in einem kommenden Wirtschaftsjahr anfallen werden und die das Wirt- 
schaftsjahr, für das die Bilanz auf gestellt wird, auch noch nicht wirtschaftlich 
belasten, in der Bilanz einen Schuldposten einzustellen oder »Rückstellungen 4 
vorzunehmen 44 . 

Trotz dieser zeitlichen Gebundenheit einer Rückstellung an das sie verur- 
sachende Wirtschaftsjahr muß es natürlich Möglichkeiten geben, Vorsorge für 
regelmäßig wiederkehrende Verpflichtungen zu treffen, wie sie bei Pensionen, 
Garantieleistungen u. ä. gegeben sind. Voraussetzung bleibt allerdings, daß die 
Rückstellung in dem wirtschaftlich zugehörigen Jahr beginnt. 

Darum sollten sich auch Nicht-Aktiengesellschaften die Forderung des Ent- 
wurfs zum neuen Aktiengesetz in § 144, Passivseite IV, zu eigen machen, 
wonach die Rückstellungen in Pensionsrückstellungen, langfristige Rückstel- 
lungen und sonstige Rückstellungen aufzuteilen sind. Das erleichtert die Prü- 
fung der Liquidität der Unternehmung und trägt dem besonderen Charakter 
der Pensionsrückstellungen Rechnung. Alle Rückstellungen sind Fremdkapital; 
da aber bei den Pensionsrückstellungen die jährlich zugeführten Mittel den 
Entnahmen im Regelfall ungefähr entsprechen, bleiben diese Posten ziemlich 
konstant und haben im Hinblick auf die Finanzierung der Unternehmung eigen- 
kapitalähnlichen Charakter. 

j) Fremde Mittel 

Die langfristigen Verbindlichkeiten können Hypothekenschulden, Obligationen- 
schulden und Darlehen sein. 

Bei Obligationenschulden wird der Revisor die Zulässigkeit der Aufnahme durch 
das Studium des Beschlusses der Hauptversammlung prüfen und feststellen, ob 
die Tilgung dem Amortisationsplan entspricht und ein eventuelles Disagio auf 
die Laufzeit der Anleihe verteilt wurde. 

Die Schuld muß in der Bilanz mit dem vollen Rückzahlungswert erscheinen. 

Hypothekenschulden sind, wie früher erwähnt, mit Hilfe des Grundbuches kon- 
trollierbar. Auch bei ihnen ist eine Überprüfung der Tilgung und Verzinsung 
zweckmäßig, der Verzinsung insbesondere, wenn bei der Hergabe des Geld- 
betrages ein Damnum in Abzug gebracht wurde, das gleich dem Disagio einer 
Obligationenschuld als zusätzlicher Zins auf die Laufzeit der Hypothek zu ver- 
teilen ist. 
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Langfristige Darlehen entsprechen dem Wesen nach Hypotheken- oder Obli- 
gationenschulden, sind aber hinsichtlich der Aufnahme nicht an die dort nöti- 
gen Formalitäten gebunden und bedürfen auch keiner Sicherung. 

Zu den kurzfristigen fremden Mitteln gehören Kreditoren, Bankschulden und 
Akzepte. 

Die Revision der Kreditoren und Bankverbindlichkeiten entspricht dem Vor- 
gehen bei Debitoren und Bankguthaben; hinsichtlich der Schuldwechsel oder 
Akzepte greift das Verfahren bei Besitzwechselbeständen Platz. 

Als Unterlassung, die zwar das sonstige Buchungsverfahren nicht beeinträch- 
tigt, ist es anzusehen, wenn Akzepte beim Bezüge von Waren erst anläßlich 
der Einlösung und dann unter Außerachtlassung eines Akzeptkontos gebucht 
werden. 

Man begegnet der Buchung ,, Wareneinkauf an Kreditoren“ und am Tage der 
Einlösung des Akzepts „Kreditoren an Kasse“. Die Buchung „Kreditoren an 
Akzepte“ und dementsprechend die Ersetzung des Kreditorenkontos durch das 
Akzeptkonto bei der Einlösung hat man umgangen und so vermieden, bei der 
Bilanzierung in der Zeit zwischen der Wechselannahme und -einlösung die 
strengere Schuldform „Akzepte“ zu verwenden. Das Verschweigen der Akzepte 
muß als Verschleierung gewertet werden. 

Schlimmer ist es natürlich, daß Akzepte begeben werden, um damit Beträge 
in Form ungerechtfertigter Entnahmen zu unterschlagen. Buchungen fehlen 
auch in solchem Fall vollkommen. 

k) Immaterielle Werte, Evcntualposten und Wertabgrenzungen 

Zu den immateriellen Werten zählt man Lizenzen, Patente und ähnliche 
Rechte, die für eine Revision insofern Bedeutung haben, als der Wertansatz zu 
überprüfen ist. 

In der Regel werden sie zu den Aufwendungen bilanziert, die der Erwerb der 
Berechtigungen mit sich brachte. Die Aufwendungen sind dann entsprechend 
der Geltungsdauer des Rechts abzuschreiben; beim Firmenwert läßt das Steuer- 
recht eine Tilgung nur unter besonderen Voraussetzungen zu. 

In anderen Fällen erscheint es empfehlenswert, bei der Bewertung vom 
Ertragswert auszugehen und als Erträge in Betracht zu ziehen, was unmittel- 
bar aus dem Recht fließt. 

Einfacher ist die Bewertung des Firmenrechts, weil als Firmenwert nur aus- 
zuweisen ist, was beim Kauf einer Unternehmung über den Vermögenswert 
hinaus (Aktiva abzüglich Passiva) gezahlt wurde. Im Gegensatz zu diesem 
derivativen (abgeleiteten) Firmenwert darf ein originärer (ursprünglicher) 
Firmenwert, der in einem selbstgeschaffenen Kundenkreis, in wertvollen 
Geschäftsverbindungen u. ä. bestehen kann, nicht aktiviert werden. 

Die Eventualposten umfassen Bürgschaften, Garantieverpflichtungen, Pfand- 
bestellungen u. a., die zum Teil gleichzeitig als Verpflichtung und als Guthaben 
auftreten können, z. B. die Bürgschaftspflicht einerseits und das daraus herzu- 
leitende Regreßrecht andererseits. Allen diesen Posten ist gemeinsam, daß sie 
auf das Eigenvermögen des Betriebes zunächst keinen Einfluß ausüben und daher 




Durchführung der Revision 



277 



in der Regel auch keine Buchung veranlassen. Sie braudien nadi Aktienredit in 
der Bilanz nur vermerkt zu werden. Der Revisor wird aber zu diesen Posten sehr 
kritisch Stellung nehmen, da sie für die Zukunft eines Betriebes äußerst bedeut- 
sam werden können. Er wird daher audi soweit wie möglidi ihre Verbudiung 
fordern. 

Mit einem kurzen Hinweis ist nodi der aktiven und passiven Rechnungs- 
abgrenzung zu gedenken. Bei ihnen ist Wert darauf zu legen, daß sie riditig 
errechnet werden und nach NeueröfTnung durdi Gegenbudiungen aufzuheben 
sind (transitorische Posten) bzw. bei Eintritt des Geschäftsvorfalls anstelle der 
entsprechenden Erfolgskonten belastet oder erkannt werden (antizipative 
Posten), damit nicht eine Verdoppelung von Aufwendungen und Erträgen ein- 
tritt. 

1) Die Gewinn- und Verlustrcchnung 

Alle Bilanzen am Ende eines Bctriebsabsdinitts schließen mit einem positiven 
oder negativen Erfolg ab, der entweder mit dem Eigenkapital bereits verrcdinet 
erscheint oder bei Kapitalgescllsdiaften als Sonderposten (Gewinn oder Verlust) 
aufgeführt ist. Eine Bilanzrevision muß sich daher auch auf die Prüfung der 
Erfolgsrechnung erstrecken. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung soll den Nachweis erbringen, aus welchen 
Quellen Gewinne geflossen sind und welche Aufwendungen zu diesen Gewin- 
nen geführt haben. Wird bei der Aufstellung ein Kontenplan berücksichtigt, 
so tritt ohne weiteres eine Scheidung in betriebliche und außerbetriebliche 
Erträge und Aufwendungen ein und es wird gleichzeitig verhindert, daß z. B. 
Guthabenzinsen mit Schuldenzinsen aufgerechnet oder Verluste durch Inan- 
spruchnahme stiller Rücklagen ausgeglichen werden. Weist die Gewinn- und 
Verlustrechnung dennoch Verstöße solcher Art auf, so hat sie der Revisor zu 
beanstanden. 

Ein besonderes Augenmerk ist darauf zu richten, ob die Rechnung etwa „ver- 
deckte Gewinnausschüttungen“ enthält, worunter Zuwendungen in Form von 
Gehältern, Umsatzvergütungen, verbilligten Warenlieferungen, Darlehen usw. 
an Gesellschafter oder deren Angehörige fallen, die nicht wegen einer persön- 
lichen Leistung, sondern allein auf Grund der Stellung als Gesellschafter ge- 
währt werden. 

Um eine günstigere Geschäftslage vorzutäuschen, werden Betriebskosten auf 
Anlagekonto verbucht oder unzureichende Abschreibungen oder Rückstellungen 
vorgenommen. 

Zur Senkung des Gewinns bucht man Anlagen (nicht geringwertige Wirt- 
schaftsgüter), persönliche Steuern und Entnahmen als Verluste oder grenzt 
Aufwendungen für einen über die Betriebsperiode hinausgehenden Abschnitt 
nicht entsprechend ab. 

Nicht selten werden auch Aufwendungen, die man ihrer großen Höhe wegen 
nicht gesondert ausweisen möchte, in eine große Summe „Geschäfts- oder 
Handlungskosten“ einbezogen. 

Die Erfolgsrechnung kann rechenmäßig richtig sein, aber durch unverhältnis- 
mäßig hohe Kosten doch den Revisor veranlassen, den Ursachen dieser starken 
Belastung nachzugehen. Kommt er dabei zu der Erkenntnis, daß eine Uber- 
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oder Fehlorganisation des Betriebes die Schuld trägt, so hat er die Pflicht, 
dafür einzutreten, daß die Organisation dem Betrieb angepaßt wird. 

Der Revisor wird bei der Prüfung der Erfolgsrechnung auch an der Kalkula- 
tion nicht achtlos vorübergehen dürfen, da durch die Vernachlässigung von 
Kostenfaktoren oder die fehlerhafte Aufschlüsselung von Gemeinkosten un- 
richtige Selbstkosten zustande kommen, die zu falschen Warenrohgewinnen 
führen. 

Zum Schluß dieses Abschnitts über Revision ist darauf hinzuweisen, daß der 
Revisor alle Feststellungen in seinem Prüfungsbericht niederzulegen hat, 
gleichgültig, zu wessen Gunsten oder Ungunsten sie sprechen. Ist er bei seiner 
Arbeit auf Verfehlungen von Angestellten oder gar des Unternehmers ge- 
stoßen, die eine strafbare Handlung darstellen, so müssen auch sie ihre Würdi- 
gung finden. Es ist aber nicht Aufgabe des Revisors, nun Strafanzeige zu 
erstatten. Andererseits muß er es natürlich ablehnen, die Unredlichkeit durch 
Verschweigen in seinem Bericht zu decken. 





XIII. Der Geschäftsbericht 



1. Wesen des Geschäftsberichts 

Der Vorstand einer Aktiengesellschaft ist nach § 127 AktG verpflichtet, in den 
ersten 3 Monaten des Geschäftsjahres für das verflossene Geschäftsjahr mit dem 
Jahresabschluß einen Geschäftsbericht zu erstatten. Man versteht darunter im 
engeren Sinne die der Veröffentlichung von Bilanz und Erfolgsrechnung bei- 
gefügten Ausführungen über die Zahlen derselben sowie darüber hinaus über 
wirtschaftliche und soziale Vorgänge, die den Betrieb selbst direkt oder indirekt 
betrafen. 



2. Geschäftsberichte früherer Zeit 

Die Geschäftsberichte hatten infolge der wenig ausführlichen Vorschrift des 
§ 260 HGB einen sehr verschiedenen, zuweilen sogar dürftigen Inhalt. 

Große Firmen machten wohl Angaben über den Umsatz, die Zahl der Arbeiter 
und ihre Löhne und berührten auch wichtige Geschehnisse, die den Geschäfts- 
ablauf günstig oder ungünstig beeinflußt hatten. Andere dagegen begnügten 
sich mit mehr oder weniger umfangreichen Wiederholungen bedeutsam erschei- 
nender Bilanz- und Erfolgszahlen, zu denen unter Umständen noch Erläute- 
rungen über Wertberichtigungs- und Rückstellungsposten kamen. 

Zuweilen wurde auch über die allgemeine Volks- und weltwirtschaftliche Lage 
(Marktlage, Konjunktur, Preise usw.) im Zusammenhang mit der Auswirkung 
für den eigenen Geschäftszweig berichtet. So sind z. B. die Geschäftsberichte der 
Großbanken schon immer aufschlußreiche Erörterungen der privaten und 
öffentlichen Finanz- und Geldwirtschaft, des Konjunkturverlaufs, des Standes 
der öffentlichen und privaten Verschuldung u. dgl. gewesen. Den Konjunktur- 
verlauf beurteilte man mit Hilfe des Geldmarktes und Börsenverkehrs und da- 
bei wieder insbesondere nach der Menge neu entstandener Anleihen und 
Aktien und nach der Zahl der zum Börsenhandel neu zugelassenen Wert- 
papiere. Die Verschuldung ließ sich leicht an Konkursen, Wechselprotesten oder 
am Außenhandel (Überwiegen der Einfuhr oder Ausfuhr) darstellen. Daß sich 
alle diese Dinge in den Bilanzen der Großbanken widerspiegeln mußten, geht 
schon aus ihrer Aufgabe, Regler des Geldmarktes zu sein, hervor. 

Nicht wenige endlich füllten die Geschäftsberichte mit allgemeinen und nichts- 
sagenden Redensarten aus. 



3. Der Geschäftsbericht nach dem Aktiengesetz 

§ 128 des Aktiengesetzes hat den Geschäftsbericht auf eine neue Grundlage 
gestellt. Danach sind im Geschäftsbericht zu berücksichtigen: 

1. Der Geschäfts verlauf und die Lage der Gesellschaft. 

2. Eine Erläuterung des Jahresabschlusses unter Hervorhebung etwaiger 
wesentlicher Abweichungen gegenüber dem Vorjahresabschlusse. 
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Der Geschäftsbericht 



3. Ausführungen über das Aktienmaterial und über Genußrechte, über aus der 
Jahresbilanz nicht ersichtliche Haftungs Verhältnisse, über Gesamtbezüge 
und Zusammensetzung von Vorstand und Aufsichtsrat und über Beziehun- 
gen zu Konzernen und Preis- und Absatzorganisationen. 

Allgemein wird schließlich noch eine Berichterstattung gefordert, die den 
Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft entspricht. 

Die heutigen Geschäftsberichte bringen dementsprechend oft Hinweise über die 
Modernisierung und Rationalisierung der Betriebe; sie zeigen, wie sich der 
Umsatz entwickelt hat und wo gegebenenfalls Engpässe in der Rohstoffversor- 
gung auftraten bzw. wie sie überbrückt wurden. 

Zur Rechtfertigung einer allgemein steigenden Preistendenz werden die 
Selbstkosten analysiert und ihre Abhängigkeit von den wesentlichen Rohstoffen 
oder auch von den Löhnen offengelegt.. Als Ergänzung dazu findet man nicht 
selten Aufklärungen über die Anteilnahme am Geschäftserfolg, zuweilen be- 
gleitet von einer das Verständnis erleichternden graphischen Darstellung. 

Die am Geschäftserfolg Beteiligten sind stets 

die Betriebsangehörigen mit angemessener Entlohnung, 

die Verbraucher durch billige Preise bei verbesserter Qualität des Erzeug- 
nisses, 

der Staat durch Steuern und 

die Aktionäre durch die ihnen zufließenden Dividenden. 

Daß durch eine solche Behandlung der Ertragsverteilung das gegenseitige Ver- 
ständnis der an einem Unternehmen interessierten Personenkreise stark ge- 
fördert wird, bedarf keines weiteren Beweises. 

Hin und wieder erscheinen auch Angaben über Betriebsausweitungen und die 
dazu nötigen neuen Investierungen, aber auch solche über zunehmende Wag- 
nisse durch die Ausbildung besonderer Zahlungsmethoden, z. B. die Zunahme 
der Wechselzahlungen infolge sinkender Bargeld Vorräte. 

Einen breiten Raum nehmen in der Regel Ausführungen über den Stand der 
Versorgungsleistungen und damit in Zusammenhang über den Altersaufbau 
der Belegschaft ein. Die Arbeitnehmer fühlen sich im besonderen Maße mit 
einem Betrieb verbunden, in dem auch 62 — 64jährige noch stärker vertreten 
sind und durch ihr Vorhandensein gewöhnlich einen Beweis dafür erbringen, 
daß sie die längste Zeit ihrer Tätigkeit dem einen Betrieb angehört haben. 

Eine Betriebsleitung wird es kaum erreichen, daß alle ihre betrieblichen Maß- 
nahmen von der Belegschaft 100°/oig gebilligt werden. Wenn sie sich aber in 
ihrem Geschäftsbericht eines ständig einwandfreien Einvernehmens mit dem 
Betriebsrat rühmen kann, das seinen sichtbaren Ausdruck vielleicht in einer 
neuzeitlichen Arbeitsordnung und in einem verständnisvollen Zusammenwir- 
ken der Beteiligten zur Lösung der beide Seiten interessierenden Fragen ge- 
funden hat, dann kann eine kleine Gruppe von Außenseitern den Arbeits- 
frieden nicht gefährden. Ihm dienen vornehmlich auch Mitteilungen über Weih- 
nachtsgratifikationen, Werkleistungsprämien, über Einrichtungen zur Förde- 
rung der Gesundheit, über Zuschüsse zu Verpflegungs- und Kantineneinrich- 
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tungen, über Rückstellungen für die Zukunftssicherung der Arbeitnehmer, über 
werksgeförderten Wohnungsbau, Darlehen an Belegschaftsmitglieder zur Bes- 
serung der eigenen Wohnverhältnisse, über Landabgaben zum Wohnungsbau 
und vieles andere. 

Geschäftsberichte solcher Art, die sich auch Nichtaktiengesellschaften mit einem 
größeren Arbeiterstamm zu eigen machen sollten, bieten ein ausgezeichnetes 
Anschauungsmaterial im Interesse der Gemeinschaftserziehung. 

Wird ein derart ausführlicher Bericht zum Gegenstand der Erörterung mit dem 
Betriebsrat gemacht, dann trägt er bestimmt dazu bei, daß sich der Arbeiter 
als wichtiges Glied seines Betriebes fühlt und daß er für die durch die Ent- 
wicklung der Technik verlorengegangenen Arbeitserlebnisse zu Betriebserleb- 
nissen kommt. 

§ 148 Entw. über den Geschäftsbericht stimmt vielfach wörtlich mit § 128 
AktG überein; soweit Änderungen aufgenommen wurden, bedeuten sie oft nur 
eine Klarstellung. So werden in Abs. 2, der neben der Erläuterung des Jahres- 
abschlusses auch Angaben über wesentliche Abweichungen vom letzten Jahres- 
abschluß fordert, Erörterungen über Änderungen der Bewertungs - und Ab- 
schreibung smethode verlangt. 

Der Entwurf stellt ferner klar, daß die Angaben zu § 148 Abs. 2 Nr. 1 — 11 in 
jedem Geschäftsbericht zu machen sind, auch wenn Änderungen nicht vorgekom- 
men sind. 

Während das geltende Recht in § 128 Abs. 2 Nr. 1 und 2 schlechthin von Aktien 
und eigenen Aktien spricht, will der Entwurf Bestand und Zugang auseinander- 
gehalten wissen. 

Beteiligungen, das sind die auf Dauer gerichteten Mitgliedschaften an anderen 
Unternehmungen, können wechselseitiger Natur, also herrschend oder abhän- 
gig sein. Liegen solche Bindungen vor, so sollen sie nach dem Entwurf im Ge- 
schäftsbericht besonders erwähnt werden. 

Zu den Bezügen der Mitglieder des Vorstandes, Aufsichtsrats oder anderer 
Anspruchsberechtigter, die getrennt nach Einnahmen aus der berichtenden 
Gesellschaft und aus etwaigen Konzernuntemehmungen zu vermerken sind, 
müssen auch solche gerechnet werden, die „in Ansprüche anderer Art umge- 
wandelt wurden“. Hierunter würden Ansprüche auf Gewinnbeteiligung fal- 
len, die man in Pensionsverpflichtungen geändert hat. Die Forderung von Nr. 8 
des geltenden Rechts zu Angaben über „Beziehungen zu einem Konzernunter- 
nehmen“ erläutert der Entwurf zu einer Darlegung der rechtlichen und ge- 
schäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmungen mit Sitz im In- 
land sowie über Vorgänge bei ihnen, die auf die Lage der Gesellschaft von 
erheblichem Einfluß sein können. 




XIV. Die Auswertung der Bilanzposten (Bilanzanalyse) 

1. Die Notwendigkeit eingehender Betriebskenntnis 

Wer eine Bilanz auswerten, d. h. an Hand ihrer Zahlen einen Betrieb beurteilen 
will, wird dies zuverlässig nur bei eingehender Kenntnis des Betriebes tun 
können. Denn ob ein Posten ausreicht oder ein Wertverhältnis als günstig oder 
ungünstig zu bezeichnen ist, hängt nicht nur von der Betragsgröße oder dem 
Zahlenverhältnis ab, sondern daneben von so viel Unwägbarem und Unschätz- 
barem, daß nur Vertrautheit mit dem Betrieb ein sicheres Urteil gestattet. Eine 
an sich unzulänglich erscheinende Ausstattung mit Betriebsmitteln z. B. kann 
ausgeglichen werden durch Tüchtigkeit des Betriebsinhabers, Flüssigkeit des 
Geldmarktes, Ansteigen der Wirtschaftslage und sonstige Umstände, die in den 
Zahlen der Bilanz nicht in Erscheinung treten. 

Trotz dieser Wichtigkeit betrieblicher Einsichtnahme für eine Bilanzauswertung 
braucht ihre Bedeutung nicht übersteigert zu werden. Es gibt nur verhältnis- 
mäßig wenig Menschen, denen derart umfassende Betriebsstudien zugänglich 
sind, und außerdem verlangt nicht jede Bilanzuntersuchung ein gleich tiefes 
Eindringen in die Materie. Man begnügt sich evtl, mit Wertbetrachtungen an 
Hand von durch die Wirtschaftspraxis aufgestellten Grundsätzen und berichtigt 
die so gewonnene Erkenntnis gegebenenfalls durch Einblick in statistisches Ma- 
terial, durch Vergleich mehrerer aufeinanderfolgender Bilanzen oder auch 
durch Studium der manchen Bilanzen beigefügten Geschäftsberichte. Ein* 
gehende Bilanzuntersuchungen heißen interne, die mehr an der Oberfläche haf- 
tenden externe. 

Die internen Bilanzuntersuchungen erfolgen in den Betrieben selber. Es ist an- 
zunehmen, daß der Bilanzprüfer über den Betriebsablauf unterrichtet ist und 
sich daneben durch Einsichtnahme in alle Bilanzunterlagen ein Bild vom 
Betriebsgebaren machen kann. Darum ist, entsprechende Eignung des Prüfers 
vorausgesetzt, auch mit einer zuverlässigen Beurteilung der Lage zu rechnen. 

Externe Untersuchungen nehmen Außenstehende vor. Es handelt sich dabei 
vornehmlich um Bilanzen, die nach gesetzlichen Vorschriften zu veröffentlichen 
sind. Die externe Bilanzprüfung wird in erster Linie eine formale sein, sich 
also zunächst darauf erstrecken, ob die Aufstellung, Gliederung usw. der 
Bilanz den Grundsätzen der Ordnungsmäßigkeit entspricht. Wieweit das Ur- 
teil in materieller Hinsicht Anspruch auf Zuverlässigkeit erheben darf, wird 
davon abhängen, ob Aufschlüsse und Unterlagen auch hier ein Eindringen in 
innerbetriebliche Zusammenhänge gestatten und den Beweis für eine objek- 
tive Bewertung der Bilanzposten erbringen. 

Die von der Wirtschaftspraxis aufgestellten und auch in der Bilanzliteratur 
anzutreffenden Auswertungsgrundsätze tragen nun nicht etwa naturgesetz- 
lichen Charakter; aus der Wechselbeziehung zwischen Bilanzzahlen und 
Betriebszusammenhängen folgt ohne weiteres, daß sie nur bedingt Geltung 
haben können und z. B. nach der Rechtsform der Unternehmung (ob Kapital- 
gesellschaft oder Personengesellschaft oder Einzeluntemehmung), dem Ge- 
schäftszweig (Handels-, Industrie- und Verkehrsunternehmung, Kreditinstitut, 
Versicherung usw.), dem Bilanzierungszweck, ja sogar nach dem Alter der 
Unternehmung usw. eine sehr unterschiedliche Gestaltung verlangen. 
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Wie verschiedenartig Bilanzen durch den Geschäftszweig und das Alter der 
Unternehmung beeinflußt sein können, dafür nur einige Beispiele: 

Unter „Debitoren“ versteht man allgemein die Schuldner aus auf Ziel ver- 
kauften Waren. Hat man es aber mit der Bilanz einer Zuckerfabrik zu tun, so 
kann dieser Posten unter Umständen Vorschüsse an Landwirte für Saatgut und 
Düngemittel bedeuten; in einer Brauereibilanz verbergen sich oft unter Debi- 
toren langfristige Darlehen an abhängige Gastwirtschaften. 

Junge Unternehmungen sind gewöhnlich schon durch die vermehrten Werbun- 
gen stark mit Aufwendungen belastet; sie unterscheiden sich auch oft durch die 
Abschreibungsbedürftigkeit und das Vorhandensein stiller Rücklagen von alten 
Firmen. 



2. Die Aufbereitung der Bilanz 

Obgleich die Bilanz schon eine die Übersicht erleichternde gedrängte Wieder- 
gabe der durch die Inventur festgestellten Betriebsmittel darstellt, müssen die 
Bilanzposten zu ihrer Auswertung noch weiter zusammengefaßt bzw. anders 
zerlegt werden. Die Bilanzkunde verwendet dafür die Begriffe „analysieren“ 
und „aufb er eiten“. Zu dieser Aufbereitung gehört auch die Beseitigung der das 
Bilanzbild beeinträchtigenden Wertberichtigungs-, Wertabgrenzungs- und Rück- 
stellungsposten; denn je weniger Beträge, um so einfacher die Vergleichsmög- 
lichkeit. Die Wertberichtigungen läßt man sich an den Beträgen auswirken, für 
die sie geschaffen wurden; aus Rückstellung en, die ja sowieso Aktiva für dem- 
nächst fällig werdende Verbindlichkeiten binden, macht man wirkliche Fremd- 
kapitalien, und Wertabgrenzungen, die nur am Umlaufvermögen und an Schulden 
Vorkommen, werden dort abgezogen oder zugezählt. 

Hat eine Bilanz Umlaufwerte von 160 000, — DM 

auf der Passivseite aber einen Rechnungsabgrenzungsposten von 15 000, — DM 

so rechnet man nur mit einem Umlaufvermögen von 145 000, — DM 

denn ein passiver Rechnungsabgrenzungsposten hat die Aufgabe, in der Aktivseite 
enthaltene Umlaufwerte späterer Abschnitte auszuschalten. 

Stehen auf der Aktivseite Forderungen für 

und auf der Passivseite Rückstellungen für erwartete Ausfälle 
an Debitoren für 

so verwendet man als Forderung nur den Wert von 
Dem Rückstellungsposten für fällig werdende Steuern von 
zählt man die vorhandenen Schulden von 

zu und operiert daher mit einem Schuldenbetrag von 

3. Die Darstellung der Untersuchungsergebnisse 

Die Untersuchungsergebnisse werden zunächst in absoluten Zahlen ihren Aus- 
druck finden, weil diese zeigen, was an Werten in einem Unternehmen wirk- 
lich vorhanden ist, oder hinsichtlich der Erfolgsrechnung, aus welchen Quellen 
Erträge fließen und mit welchen Aufwendungen sie erzielt wurden. 



90 000,— DM 

9 000,— DM 

81 000,— DM 
13 000,— DM 
80 000,— DM 

93 000,— DM 
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Beispiel: 

Kasse 

Buchforderungen 

Vorräte 

usw. 



Anfang des 
Geschäftsjahres 
25 000 
137 000 
126 000 



Ende des 
Geschäfts j ahres 
28 000 
135 000 
195 000 



+ 3 000 
— 2 000 
+ 69 000 



Nun machen es aber absolute Zahlen schon durch ihre Größe nahezu unmöglich, 
daß man schnell einen Überblick über betriebliche Zusammenhänge, über die 
Kapitalausstattung, die Mittelverwendung usw. erhält bzw. aus der Erfolgs- 
rechnung ersieht, ob das Ausmaß der verschiedenen Kosten dem Erwerbsstre- 
ben dient oder einer Änderung bedarf. Um diesem Übelstand zu begegnen, 
werden die absoluten Zahlen in verschiedener Weise umgebildet und nach Be- 
darf in der abgewandelten Form in mancherlei Beziehungen gebracht. 

Starke Verwendung finden Prozentzahlen, die man dadurch erhält, daß man 
die Bilanzsumme oder den Gesamtertrag oder die Gesamtkosten oder eine 
Gruppe von Bilanz- oder Ertragsposten als Ganzes ansieht und andere Bilanz- 
oder Erfolgsposten von dem jeweiligen Ganzen als Bruchteil und damit als 
Prozentsatz ermittelt, z. B.: 



Bilanz 



Barwerte 


32 000 


8,27 %> 


Verbindlichkeiten 


150 000 


38,76 %> 


Forderungen 

Vorräte 

Einrichtung 


180 000 
160 000 
15 000 


46,51 »/o 
41,34 °/o 
3,88 %> 


Eigenkapital 


_ 237 000 


61,24 °/o 




387 000 


100 °/o 




387 000 


100 °/o 



Als Ganzes wurde die Bilanzsumme 387 000 angenommen, von der jeder Bilanz- 
wert den neben der absoluten Zahl stehenden Prozentsatz ausmacht. 

So aufschlußreich ein Prozentsatz sein mag, er kann aber zu leicht zu Fehl- 
schlüssen führen, wenn dem Kritiker die Beziehungsgrößen nicht bekannt sind, 
die zu seiner Ermittlung geführt haben. 50 °/o Kundenverlust bedeuten, daß die 
Hälfte aller Forderungen verlorenging. Hatte der Unternehmer aber nur einen 
Kunden mit vielleicht 250, — DM Verbindlichkeiten, so ist der Ausfall der hal- 
ben Forderung mit 125, — DM, an der Bilanzsumme oder dem Warenvorrat 
gemessen, wahrscheinlich ein verschwindend kleiner Betrag. 

Zuweilen werden insbesondere Werte der Erfolgsrechnung dadurch deutlich 
gemacht, daß man sie auf Größen bezieht, die mit ihnen in ursächlichem Zu- 
sammenhang stehen, z. B. die Aufwendungen und Erträge einer Brauerei auf 
die benötigte Gerste, die einer Zuckerfabrik auf die Menge verarbeiteter Zucker- 
rüben, die Fertigwaren einer Fabrik auf die Belegschaft und dergleichen. Auf 
diese Weise sind Urteile möglich über die Qualität des Rohmaterials, die Inten- 
sität der Verarbeitung, und es tritt auch evtl, zutage, daß ein rückläufiger 
Gewinn seinen Grund in erhöhten Kosten hat. 

Wenn Bilanzen nach kürzeren Zeitabständen auf gestellt werden, etwa monat- 
lich, so weichen einzelne Posten in der Größe oft erheblich ab. Das kann saison- 
bedingt sein oder auch daran liegen, daß die Umsätze einzelner Monate all- 
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gemein hinter denen anderer Zurückbleiben. Will der Bilanzkritiker ein Bild 
für eine strukturelle Lage gewinnen, so bildet er Mittelwerte, die aus einer 
einfachen Durchschnittsrechnung entstehen: Zusammenstellen etwaiger Mengen 
und Wertzahlen und Division durch die Zahl der Einzelposten. Solche Durch- 
schnittswerte haben namentlich Bedeutung für die Erfassung der Vorräte, der 
Forderungen und Schulden und evtl, auch zur Klärung einer Preisentwicklung. 

Zur Offenlegung betrieblicher Entwicklungstendenzen bedient man sich der 
Indexzahlen. Bei ihnen bildet die Größe eines bestimmten Jahres die Basis, von 
der die der folgenden Jahre als Prozentsätze den Auf- und Abstieg erkennen 
lassen. In gleicher Weise könnte man natürlich die Werte einer Unternehmung 
als Grundzahlen gelten lassen und dazu die anderer und gleichgerichteter Be- 
triebe ins Verhältnis setzen. Die so gewonnenen Zahlenreihen sind dann unter 
Umständen Gegenstand einer statistischen Erhebung. 

4. Beziehungsverhältnisse für eine Bilanz~ und Erfolgsanalyse 

1. Eigenkapital : Fremdkapital = Verschuldungsfaktor 

2. Rücklagen : Eigenkapital = Umfang der Selbstfinanzierung 

3. Kurzfristiges Fremdkapital : langfristigem Fremdkapital = Art der Fremd- 
finanzierung 

4. Anlagen : Umlaufsmitteln = Vermögensaufbau 

Der Aufbaunachweis kann durch Prozentwerte aus dem einzelnen Anlage- 
und Umlaufsgut zu den Gesamtanlagen und dem Gesamtumlauf erweitert 
werden. 

5. Anlagen : Eigenkapital = Deckung des langfristigen Kapitalbedarfs 

6. Reingewinn : Eigenkapital = Unternehmerrentabilität 

7. Reingewinn : Gesamtkapital = Unternehmungsrentabilität 

8. Reingewinn : Umsatz = Umsatzverdienstrate (die Rate wird durch die 
Umsatzgeschwindigkeit beeinflußt) 

9. Umsatz : durchschnittlichem Lagerbestand = UmschlagshäufigkeL 

10. Aufwand : Umsatz = Umsatzbelastung 

11. Löhne : Umsatz = Lohnbelastung 

12. öffentliche Abgaben : Umsatz = Sozialbelastung 

13. Gesamtkapital : Umsatz = Kapitalintensität 

14. Debitoren : Umsatz = Dauer der Kapital-(Kredit-)bindung 

15. Umsatz : Debitoren = Umschlagshäufigkeit der Debitoren 

16. Umsatz : Eigenkapital = Umschlagshäufigkeit des Eigenkapitals 

17. Umsatz : Gesamtkapital = Umschlagshäufigkeit des Gesamtkapitals 

18. Umsatz : Anlagen = Ausnutzungsgrad der Anlagen 

19. Fixe Kosten : Gesamtkosten = Grad der Betriebsbereitschaft 

20. Barmittel : Verpflichtungen = Liquiditätsgrad 

21. Umlaufsmittel : kurzfristigen Schulden = Gesamtdeckungsgrad 
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Die Auswertung der Bilanzposten ( Bilanzanalyse ) 



5. Das Verhältnis der eigenen zu den fremden Mitteln 

Die für die Bilanzbeurteilung wertvolle Aufteilung der Passivseite ist die in 
eigene und fremde Mittel. 

Das Verhältnis der eigenen zu den fremden Mitteln gibt den Verschuldungs- 
koeffizienten an und läßt, wie bereits auf S. 18 ausgeführt, Schlüsse auf die 
Finanzierung der Unternehmung zu. 

Zu den eigenen Mitteln gehören das Kapital des Unternehmers oder der Ge- 
sellschafter, das bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung Stammkapital 
und bei Aktiengesellschaften Grundkapital heißt, etwaige Rücklagen und ein 
Gewinnvortrag; Rückstellungen als Verpflichtungen oder Schulden rechnen 
zum Fremdkapital. Schon hier sei hervorgehoben, daß aus dem Verhältnis der 
Rücklagen zum Eigenkapital der Grad der Selbstfinanzierung erkennbar ist. 
Selbstfinanzierung im eigentlichen Sinn erstrebt die Ausweitung der eigenen 
Mittel durch zurückbehaltene Gewinne. 

In welchem Verhältnis sich das Eigen- zum Fremdkapital halten soll, läßt sich 
nicht festlegen, da die Voraussetzungen dazu nach Branche, Saison, Umschlags- 
schnelligkeit, der Dauer und dem Preis des Fremdkapitals usw. recht verschie- 
den sein können. Trotz dieser Einschränkung hält man ein leichtes Überwie- 
gen des Eigenkapitals, mindestens aber Gleichheit zwischen Eigen- und Fremd- 
kapital für angezeigt. Unternehmungen mit Monopolstellung und günstigem 
Beschäftigungsgrad können in der Heranziehung von Fremdkapital weiter 
gehen als andere. Die wirtschaftliche Verschuldungsgrenze schwankt nach den 
Liquiditäts Verhältnissen, der Ertragsfähigkeit des Unternehmens und nach den 
Kosten des Kredits. Zuweilen werden aber die Kosten für das Fremdkapital 
als Mittel zu einer Steuersenkung begrüßt. 

Nach dem Statistischen Jahrbuch 1963 ergab sich bei den Abschlüssen der Aktien- 
gesellschaften 1960 folgender Kapitalaufbau: 

Eigenkapital Fremdkapital 



1. Bergbau 41,1 °/o 58,9 % 

2. Eisen- und Metallerzeugung und -Verarbeitung 32,2% 67,8% 

3. Verarbeitende Gewerbe ohne 2. 42,5 % 57,5 % 

4. Handel 29,7% 70,3% 

5. Verkehr 32,7 % 67,3 % 

6. Banken im Durchschnitt der verschiedenen Institute 4,5 % 95,5 % 



Die Kreditgeschäfte der Banken und ihre internationale Verbundenheit lassen 
es heute ganz allgemein als geboten erscheinen, daß sich das Eigenkapital 
zwischen 4,5 und 5,5 % der Gesamtmittel hält. 

Wer sein Unternehmen ausschließlich oder vorzugsweise mit eigenen Mitteln 
gründen kann, ist nicht Zufälligkeiten preisgegeben wie derjenige, der viel- 
leicht mit verminderten Aktivwerten umfangreiche und im Wert gleichgeblie- 
bene Rückzahlungsverpflichtungen erfüllen muß. Rechtlich gesehen, ist das 
Eigenkapital das Haftungskapital der Gläubiger; seine wirtschaftliche Bedeu- 
tung geht darüber hinaus: es gewährt der Unternehmung Dispositionsfreiheit 
und schafft bei entsprechender Höhe günstige Liquiditätsverhältnisse. Einen 
ausgezeichneten Anschauungsunterricht für die Einflußnahme von Fremdkapi- 
tal bietet die deutsche Wirtschaft nach dem ersten Weltkriege und der Inflation. 
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Sie hatte ihren Wiederaufbau mit kurzfristigen Auslandskapitalien durchge- 
führt, aber in Erwartung einer Kreditverlängerung die kurzfristigen Mittel 
auch zur Erneuerung abgenützter oder veralteter Anlagewerte gebraucht. Als 
dann aber entgegen alle Erwartung die Kredite im Sommer 1931 ziemlich 
rücksichtslos zurückgefordert wurden, stieß die Rückzahlung durch das Er- 
starren der Leihkapitalien in Anlagewerten auf erhebliche Schwierigkeiten. 

Die folgende graphische Darstellung läßt erkennen, in welchem Umfange 
fremde Mittel zur Beschaffung der Anlagewerte nötig sind, wenn bei im Ver- 
hältnis zu den Umlaufsmitteln hohen Anlagewerten das Eigenkapital nur 1 !z 
des Gesamtkapitals ausmacht. 



Aktiva Passiva 



Grundstücke 


Eigene 

Mittel 


Gebäude 


I Fremde 
f Mittel 


Maschinen 


Waren 


Andere Um- 
laufsmittel 



Wo die eigenen Mittel zahlenmäßig hinter den fremden Zurückbleiben, ist na- 
türlich noch zu erforschen, ob das Mißverhältnis nicht etwa durch stille Rück- 
lagen (Vorkommen von Ein-Mark-Posten) beseitigt wird. Große Rücklagen 
neben sonstigem ausreichendem Eigenkapital lassen die Unternehmung natür- 
lich als besonders gut fundiert erkennen. 

Eine Ausnahme von dieser starken Betonung eigener Mittel machen die Ban- 
ken, deren Aufgabe ja in der Sammlung und Nutzbarmachung brachliegender 
fremder Kapitalien besteht. 

6. Verhältniszahlen innerhalb der fremden Mittel 

Die Fremdkapitalien werden nun noch in kurz - und langfristige oder in ge- 
sicherte (Real- oder Sachkapitalien) und ungesicherte (Personenkapitalien) ein- 
geteilt. Kurzfristige Verbindlichkeiten sind Kundenanzahlungen, Liefererver- 
bindlichkeiten, Bankkredite und Wechselschulden; zu langfristigem Fremdka- 
pital gehören Hypothekarkredite, Obligationenschulden und die meisten Dar- 
lehen. Langfristige fremde Mittel kann nur in Anspruch nehmen, wer Grund 
und Boden oder Häuser für die Eintragung der Hypotheken oder Grundschul- 
den zur Verfügung stellen kann, gesicherte dagegen auch, wer andere beleih- 
bare Güter (Waren, Wertpapiere usw.) sein eigen nennt. 

Das Verhältnis zwischen kurz- und langfristigen Schulden wird von der Art 
der Unternehmung abhängen, die zwischen gesicherten und ungesicherten von 
dem Vertrauen zum Unternehmer . Langfristige Fremdkapitalien gestatten 
dem Betriebsinhaber größere Bewegungsfreiheit in der Verwendung der Mit- 
tel, da ihre Rückforderung zwar festliegt, aber doch in weite Ferne gerückt 
ist. 
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Aus dem Statistischen Jahrbuch 1963 ergeben sich für die Zusammensetzung 
der Fremdkapitalien der Aktien-Gesellschaften folgende Prozentzahlen: 



1. Bergbau 

2. Eisenverarbeitung 

3. andere verarbeitende Industrien 

4. Handel 

5. Verkehr 



kurzfristig 

29.9 °/o 

61.9 % 

64.9 %> 
74,4 % 

27,0 °/o 



langfristig 

70.1 %> 

38.1 °/o 

35.1 °/o 
25,6 °/o 
73,0 °/o 



In den kurzfristigen fremden Mitteln stecken erhebliche Rückstellungen, die 
Vs bis V 2 des gesamten kurzfristigen Fremdkapitals ausmachen und natürlich 
nicht erkennen lassen, in welchem Ausmaß sie wirkliche Verbindlichkeiten dar- 
stellen und wieweit sie als stille Rücklagen dem Eigenkapital zuzurechnen sind. 

Gewöhnlich wird die Ansicht vertreten, daß langfristiges Kapital billiger und 
daher aus Gründen der Rationalität kurzfristigerem vorzuziehen sei. Das trifft 
jedoch nicht immer zu, auch wenn der Zinsfuß für kurzfristige Leihkapitalien 
sich über den der langfristigen erhebt. Wer kurzfristig Mittel aufnimmt, tut 
das gewöhnlich im Hinblick auf ein bestimmtes Geschäft, für das er von vorn- 
herein unter Berücksichtigung des Leihzinses Aufwand und Ertrag abzuwägen 
vermag. Für langfristige Darlehen ist diese Vorschau über die ganze Zeit nicht 
durchführbar, und dadurch kann es geschehen, daß dem Schuldner trotz des 
niedrigeren Zinses Kosten entstehen, ohne daß er die Mittel im Augenblick im 
Betriebe benötigt. 

Bei Warenkrediten treten unmittelbare Kosten nicht in Erscheinung; sie sind 
aber im Zielverkaufspreis enthalten und werden bei Barzahlung als Skonto 
sichtbar. Bei Überschreitung des Fälligkeitstermins kommen auch direkte 
Zinsberechnungen als „Verzugszinsen“ vor. 

Die Kosten für Hypotheken- und Obligationenschulden bestehen nicht allein 
im ausbedungenen Zins, vielmehr sind die Aufwendungen für Kapitalbeschaf- 
fung in Form von Provisionen, Damnum oder Abschlag bei Hypotheken, Disagio 
bei Anleihen usw. mit zu berücksichtigen. Sie werden gewöhnlich auf die Laufzeit 
des Fremdkapitals verteilt und als zusätzlicher Zins berechnet, wie das am Bei- 
spiel der Obligationenschulden auf S. 170 gezeigt wurde. 

Eigenkapital verursacht keine unmittelbaren Kosten. Man würde aber hin- 
sichtlich der Kostengestaltung zu Trugschlüssen gelangen, wenn man bei Ren- 
tabilitätsberechnungen, Betriebs vergleichen, der Entscheidung, ob Neukredit 
oder Eigenkapitalvermehrung, usw. Zinsberechnungen für das eigene Kapital 
außer acht lassen wollte. 

Kalkulatorische Zinsen schließen das Eigenkapital natürlich mit ein. Sind 
die gesicherten Schulden stärker vertreten als die ungesicherten, so wird die 
Kreditwürdigkeit des Unternehmens nicht gerade günstig eingeschätzt, wobei 
allerdings vor voreiligen Schlüssen gewarnt werden muß, da z. B. Hypothekar- 
kredite aus stehengebliebenen Verbindlichkeiten beim Ankauf von Liegen- 
schaften wie aus neu aufgenommenen Darlehen stammen können. Ähnlich 
wird das Urteil ausf allen, wenn der Warenkredit eines Kaufmanns mehr in 
Schuldwechseln (Akzepten) als in Buchschulden (Kreditoren) zum Ausdruck 
kommt. Akzepte und Kreditoren gehören zwar gleichmäßig der Gruppe der 
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ungesicherten Verbindlichkeiten an; da das Akzept jedoch ein wesentlich 
schnelleres und schärferes Zugreifen als die Buchschuld gestattet, wird ein 
Vorherrschen der Wechselschulden den Zahlungswillen des Schuldners nicht 
im besten Lichte erscheinen lassen. Der Verkauf gegen Akzept kann aber auch 
seinen Grund darin haben, daß aus Wettbewerbsgründen auf Ziel abgesetzt 
werden muß, der Gläubiger aber aus betrieblichen Erwägungen durch Diskon- 
tierung der Wechsel schneller in den Besitz von Bargeld gelangen will. Eine 
Verdächtigung des Schuldners hinsichtlich seines Zahlungswillens ist dann 
vollkommen fehl am Platze. 

Zur Beurteilung des finanziellen Aufbaus einer Unternehmung ist es wün- 
schenswert, die wirtschaftliche Entstehungsursache des vorhandenen Fremd- 
kapitals zu kennen, weil von der Art der Kapitalbeschaffung die Deckung und 
Tilgung abhängt; für Lieferverbindlichkeiten müssen entsprechend der Fällig- 
keit Barmittel zur Verfügung stehen, Kundenanzahlungen werden durch Waren- 
lieferungen ausgeglichen, Darlehen irgendwelcher Art beanspruchen gewöhn- 
lich für den Jahresschluß Beträge zur Tilgung und Verzinsung. 

Die mit der Finanzierung einer Unternehmung zusammenhängenden Über- 
legungen finden gewöhnlich in einem Finanzplan, der auch als Finanzstatus 
oder als Finanzbudget bezeichnet wird, ihren Niederschlag. In ihm wird der 
Finanzbedarf der Finanzdeckung gegenübergestellt. Allgemein wird der 
Gesamtbedarf an Kapital durch die Art und Menge der auf Absatz gerichteten 
Lieferungen und Leistungen einer Planungsperiode, durch das gewählte Pro- 
duktionsverfahren, eine etwaige Lagerhaltung und durch den Zeitfaktor be- 
stimmt, der mit der Erzeugung, der Lagerhaltung und dem Bezugs- und Lie- 
ferziel (Zahlungsfristen bei Kreditoren und Debitoren) verbunden ist. Je grö- 
ßer die Zeitspanne zwischen den Aufwendungen für die Produktion und den 
Einnahmen aus den Lieferungen und Leistungen ist, um so höher ist auch der 
Kapitalbedarf. 

Das betriebsnotwendige Kapital ist nach der Bilanzgliederung teils Anlage-, teils 
Umlaufvermögen, wobei zu ersterem nicht nur Grundstücke, Gebäude, Maschinen, 
Werkzeuge usw. gehören, sondern auch alle mit der Einrichtung der Unter- 
nehmung verbundenen Ausgaben für Transporte, Grunderwerbsteuer, Notariats- 
und Gerichtskosten und ebenso die mit der Betriebsvorbereitung zusammen- 
hängenden Zahlungen für den Erwerb von Patenten und Lizenzen, für Markt- 
analysen, Anlaufkosten usw. 

Angebote von Lieferfirmen, Kostenvoranschläge von Architekten, Betriebs- 
beratem und Werbeagenturen bieten für die Feststellungen dieses Kapitalbedarfs 
wertvolle Hilfe. 

Kapitaleinsparend wirkt sich der Umstand aus, daß auf dem Wege der An- 
lageabschreibungen und ihrer Einrechnung in die Preise der abzusetzenden 
Produkte dem Betriebe flüssige Mittel zufließen, die erst später zum Anlagen- 
ersatz benötigt werden. Ob diese Mittel der Schuldentilgung zugeführt oder 
zur Betriebsausweitung benützt werden, steht im Belieben der Unternehmens- 
leitung. 

Schwieriger gestaltet sich die Feststellung des notwendigen Umlaufvermögens, 
weil bei ihm die Erforschung der Umlaufzeit eine entscheidende Rolle spielt: 
Fertigungszeiten, Lagerzeiten, Lieferanten- und Kundenziele neben der Be- 
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rücksichtigung von Mindestbeständen an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen zur 
ordnungsgemäßen Durchführung des Umsatzprozesses und an liquiden Mitteln. 
In eine Formel gekleidet ergibt sich der Bedarf an Umlaufmitteln aus den 
täglichen Ausgaben, multipliziert mit der zeitbedingten durchschnittlichen 
Kapitalfestlegung. Kapitaleinsparend wirken sich hier aus, daß Löhne gewöhn- 
lich nur wöchentlich oder alle 14 Tage und Gehälter nur monatlich zu entrich- 
ten sind, daß Kundenzahlungen terminmäßig vielfach denen an Lieferer ent- 
sprechen und daß das Produktionsmaterial nur nach und nach in das Erzeug- 
nis eingeht. 

Neben dem Finanzplan ist ein Rentabilitätsplan aufzustellen, damit der 
Finanzstatus nicht durch das Auseinanderfallen von Kosten und Ertrag illu- 
sorisch wird. 



Beispiel eines Finanzplans: 
I. Finanzbedarf 



Fabrikgebäude 

Produktionsanlagen 

Rohmaterial und Fertigungslöhne für 3 Monate 
Kundenkredit für 60 Tage 
laufende Betriebsmittel 


250 000 DM 
120 000 DM 
90 000 DM 
50 000 DM 
35 000 DM 


545 000 DM 


II. Finanzdeckung 
Eigenkapital 
Hypothek auf Gebäude 
Bankkredit gegen Sicherstellung 
Lieferantenkredite 




300 000 DM 
140 000 DM 
60 000 DM 
45 000 DM 


545 000 DM 


Zur Veranschaulichung einer zweckentsprechenden Bilanzgliederung diene fol- 
gendes Beispiel, das der leichten Übersicht halber volle tausend Mark in den 
Einzelposten verwendet: 


Anlagevermögen 
Grundstücke 50 000 

Gebäude 360 000 

Maschinen 166 000 


Eigene Mittel 
Kapital 
Rücklagen 
Gewinn 


1 200 000 
180 000 
36 001 


1416 001 DM 



Fabrikeinrichtung 30 000 
Kraftwagen 21 000 

Gespanne 1 



627 001 DM 



(Anlageverm. = 29 °/o) 
Umlaufvermögen 
Waren 1 085 000 

Wertpapiere 44 000 

Debitoren 310 000 

Bank 48 000 

Kasse 26 000 1 513 000 DM 

(Umlaufverm. = 71 °/o) 2 140 001 DM 



(Eigene Mittel = 66°/o) 
Fremde Mittel 
Langfristige (59°/o) 
Obligat. 400 000 
Hypothek. 26 000 426 000 

Kurzfristige (41 °/o) 

Kredite 286 000 

Akz. 12 000 298 000 

(Fremde Mittel = 34 %>) 



724 000 DM 



2 140 001 DM 



Die langfristigen und gedeckten Schulden betragen von den gesamten Fremd- 
mitteln 59 °/o, die kurzfristigen und ungedeckten 41 %>. 

Daraus darf aber kein nachteiliger Schluß gezogen werden, weil das Unter- 
nehmen große Anlagewerte besitzt und Obligationenschulden keine Kündi- 
gung durch die Darlehensgeber gestatten. Außerdem sind die fremden Mittel 
durch die Umlaufswerte überreichlich gedeckt. 
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7. Das Verhältnis der Anlagemittel zu den Umlaufsmitteln 

Wenden wir uns nun der Aktivseite zu, so interessiert vor allem die Frage des 
Verhältnisses der Anlagemittel zu den Umlaufsmitteln, weil von ihm die Wirt- 
schaftlichkeit der Unternehmung abhängt. Jede Unternehmung hat Anlagen 
nach Maßgabe ihres Umsatzes nötig, oder anders ausgedrückt, der Betrieb muß 
die Unternehmung ausfüllen. Aus dem Verhältnis des Umsatzes zu den An- 
lagen ergibt sich der Ausnutzungsgrad der Anlagen. Rechnerisch wird das Ver- 
hältnis zwischen Kapital und Umsatz auch in der Weise bestimmt, daß man 
den durchschnittlichen Kapitalaufwand für eine Arbeitsstunde oder für eine 
Mengen- oder Werteinheit des Erzeugnisses errechnet. In der Betriebswirt- 
schaftslehre wird das betriebliche Fassungsvermögen, d. h. die betriebliche 
Leistungsfähigkeit einer Unternehmung, als ihre Kapazität gekennzeichnet. 

Läßt die betriebliche Arbeit Anlagen ungenützt, so müssen die Aufwendungen 
aus den übergroßen Anlagen in Form von Abschreibungen, Zinsverlusten usw. 
das Erzeugnis anomal belasten und die Wirtschaftlichkeit herabdrücken. Be- 
kanntlich gibt es, wie früher ausgeführt, Betriebskosten, die sich mit dem Um- 
satz ändern, z. B. Löhne, Materialkosten usw., und solche, die durch Steigen 
oder Fallen des Umsatzes nicht berührt werden, wie die vorher erwähnten 
Zinsverluste und Abschreibungen oder auch Heizungs- und Beleuchtungskosten. 
Zinsverluste entstehen durch die in der Anlage investierten Geldbeträge ohne 
Rücksicht auf den Gebrauch der Anlage; das Ruhen von Anlagen macht Ab- 
schreibungen nicht überflüssig, sondern steigert sie sogar gewöhnlich, und 
Heizungs- und Beleuchtungskosten verringern sich nicht dadurch, daß ein 
Raum V4, V2 oder ganz ausgenutzt wird. Wir schenkten diesen Verhältnissen 
bereits im Abschnitt „Aufwand und Kosten“ Beachtung und nannten dort die 
ersten Kosten veränderliche oder variable und die anderen fest oder fixe. Wir 
zeigten dort weiter, daß, wenn der Beschäftigungsgrad dem Anlagevermögen 
nicht anzupassen ist, sich die festen Kosten auf eine zu kleine Zahl von Erzeug- 
nissen verteilen und dadurch die Unwirtschaftlichkeit des Betriebes veranlassen. 

Der Hauptverdiener des Ertrages wird in den meisten Fällen das Umlaufs- 
kapital sein, so daß ihm eine Vorrangstellung auch hinsichtlich der Größe ge- 
bührt. Allerdings spielt die Art der Unternehmung in dieser Hinsicht eine 
sehr bedeutsame Rolle: gibt es doch sogenannte Anlageunternehmungen, bei 
denen der Gewinn allein den Anlagen zuzuschreiben ist (Verkehrsbetriebe, 
Bergwerksunternehmungen u. a.). Im voraufgegangenen Beispiel machen die 
Anlagewerte 29 °/o und die Umlaufswerte 71 °/o aus. 

Der Gewinn beträgt im Bilanzbeispiel vom reinen Eigenkapital 3 °/o; das Ver- 
hältnis Reingewinn : Eigenkapital gibt die Unternehmerrentabilität an. Setzt 
man den Reingewinn zum Gesamtkapital in Beziehung, so entsteht die Unter- 
nehmungsrentabilität. In unserem Beispiel lautet das Zahlenverhältnis 
36 001 : 2 104 001, was einem Rentabilitätssatz von 1,71 %> entspricht. 

Die Höhe der Betriebsgewinne hängt übrigens nicht nur von der Größe der 
Umlaufsmittel, sondern auch von ihrer Umlaufsgeschwindigkeit ab. Diese ist 
allerdings mit Hilfe der Bilanz allein nicht feststellbar, sondern verlangt die 
Zuhilfenahme der Buchführung, weil sich die Umschlagshäufigkeit der Waren 
aus der Division des Gesamtumsatzes durch den durchschnittlichen Lager- 
bestand ergibt. 
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Als Umsatz verwendet man zweckmäßig die Summe der verkauften Waren 
zum Selbstkostenpreise, damit die in den Verkaufspreisen entstehenden Ge- 
winne die Rechnung nicht beeinträchtigen. 

Für das Verhältnis von Gewinnsatz und Umsatzhäufigkeit ist der Grundsatz 
wichtig, daß schneller Umsatz kleinere Gewinnprozente, langsamerer dagegen 
höhere bedingt. Die Richtigkeit dieses Grundsatzes beweist schon die Tatsache, 
daß länger liegende Ware höhere Lagerzinsen auf zehrt als solche mit kurzer 
Lagerdauer. Beträgt der Jahreszins 6°/o, so kommen bei viermaligem Um- 
schlag nur 1,5 °/o Lagerzinsen in Anrechnung. 

8. Das Verhältnis der Passiva zu den Aktiva 

Rationelle Mittelbeschaffung und zweckmäßige Vermögens Verwendung sind 
die unerläßlichen Voraussetzungen für eine gedeihliche Betriebsführung. Da- 
bei soll der Vermögensaufbau tunlichst dem Verlangen nach Sicherheit, Flüs- 
sigkeit und Ertragsfähigkeit Rechnung tragen. Dem wird entsprochen, wenn die 
Beschaffung des Anlagevermögens zur Vermeidung des Erstarrens fremder 
Mittel nach Möglichkeit durch Eigenkapital bewirkt wird. 

Für die Verwendung der fremden Mittel gilt der Grundsatz, daß genommener 
Kredit dem gegebenen entsprechen muß. Wenn sich dieser Grundsatz auch zu- 
nächst nur auf Bankunternehmungen bezieht, so kann er aber ebenso auf 
Handels- und Gewerbeuntemehmungen angewandt werden. Er würde für sie 
so umzuformen sein, daß kurzfristige Kredite nur in Umlaufsmitteln und lang- 
fristige gegebenenfalls auch in Anlagewerten angelegt werden können. Reichen 
also die Eigenkapitalien zur Finanzierung der Anlagen nicht aus, so ist ihre 
Ergänzung höchstens durch langfristige Leihkapitalien möglich; die Finanzie- 
rung der Umlaufsmittel Geld, Waren, Debitoren usw. geschieht bei Fehlen 
eigener Mittel durch kurzfristige Lieferantenkredite, weil ja aus dem schnellen 
Umlaufsprozeß der genannten Aktiva immer wieder die Mittel zur Abdeckung 
der Buchschulden zur Verfügung stehen. 

Die Zahlungsbereitschaft einer Unternehmung ergibt sich aus dem Verhältnis 
der flüssigen Aktiven zu den kurzfristigen Verbindlichkeiten, wobei zu den 
Zahlungsverpflichtungen natürlich die laufenden Aufwendungen im Betriebe für 
Löhne und Gehälter, Steuern, Versicherungen, Material usw. unter Beachtung 
der Fälligkeiten mitzurechnen sind. 

Zu den flüssigen Mitteln ersten Grades zählen Bargeld, Bankguthaben, Post- 
scheckguthaben und leichtveräußerliche Wertpapiere, zu denen zweiten Grades 
Wechsel, Waren und Debitoren. Große Warenlager können durch die mit der 
Mode oder anderen wirtschaftlichen Umständen verbundenen Preisänderun- 
gen sehr unsichere Aktiva sein. Man denke insbesondere an die unzähligen 
Teile in einer Fabrik, die nur dann zu Geld zu machen sind, wenn der Unter- 
nehmer entsprechende Aufträge erhält und Maschinen oder sonstige Gebrauchs- 
güter erzeugen kann. Im anderen Falle kommt der Betrieb zum Erliegen, und 
viele der früher hochwertigen Teile sind nur zum Schrottwert abzusetzen. 
Andererseits läßt gerade die Warenbewertung die Bildung von allerlei stil- 
len Rücklagen zu. Bei Debitoren sind die Verluste erfahrungsgemäß geringer, 
je größer die Zahl der Schuldner und je kleiner die Einzelforderung ist. Im 
allgemeinen sollen die Buchforderungen den Buchschulden und die Besitzwech- 
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sei den Schuldwechseln entsprechen. Zuviel Debitoren im Verhältnis zu den 
Kreditoren lassen die Vermutung eines „Verkaufs um jeden Preis“ auf kom- 
men. Die Debitoren einerseits und Kreditoren und Akzepte andererseits halten 
sich im Bilanzbeispiel von S. 290 nahezu die Waage. 

Über die Bedeutung der Barmittel in der Bilanz müssen wir noch einige Be- 
trachtungen anstellen. Die wirtschaftlich äußerst bewegten Zeiten nach den 
beiden Weltkriegen, verbunden mit einer vollkommenen oder nahezu völligen 
Entwertung unserer Umlaufsmittel, haben dem Gelde wiederholt die letzte 
Rangstufe unter den Bilanzposten zugewiesen. Die Devise „Flucht aus dem 
Gelde in die Sachwerte!“ kennzeichnet eindeutig die Situation. Ist damit das 
Geld in der Wirtschaft ein für allemal entthront? Durchaus nicht. Ohne Geld 
ist eine Volkswirtschaft mit den Kennzeichen einer arbeitsteiligen Verkehrs- 
wirtschaft nicht vorstellbar, und ohne Geld kann auch der einzelne Betrieb 
nicht bestehen. Wer über Geld verfügt, kann in normalen Zeiten, in denen Geld 
und Waren in einem vernünftigen Mengen- und Wertverhältnis stehen, alles 
sonst Fehlende beschaffen; Betriebe ohne Geld dagegen sind ohne Leben. Unter 
der Voraussetzung angemessener Relationen zwischen Geld und Gütern sind 
die Geldkonten die sichersten Zeichen von vorhandenem Vermögen. Anlagen, 
noch so sorgfältig geschätzt, haben immer nur dann ihren Wert, wenn man an- 
nehmen kann, daß der Betrieb läuft und arbeitet. Treffen diese Voraussetzun- 
gen nicht zu, dann sind die Schätzungen hinfällig. 

Geld kann aus Eigen- und Leihkapital stammen. Seine Herkunft ist, abge- 
sehen von der Kostenfrage, weniger bedeutsam, wenn die Barmittel nur jeder- 
zeit greifbar sind. Zusätzliches Geld kommt durch Erträge in die Unterneh- 
mung. Ertragsrücklagen im Verhältnis zum Eigenkapital lassen den Grad der 
Selbstfinanzierung erkennen. Wirtschaftlich gesehen, erfüllt das Geld nur dann 
seinen Zweck, wenn es nach Reservierung entsprechender Summen für Löhne, 
Steuern, sonstige Kosten und Schuldentilgungen bald wieder in Umsatzgütem 
angelegt und fortgesetzt mit Profit umgeschlagen werden kann. Seine Um- 
wandlung in Anlagegüter bedarf sorgfältigster Überlegung und Vorschau. 
Eine Bilanzuntersuchung, die sich den Barmitteln widmet, wird immer Wert 
auf die Feststellung legen, daß die aktiven Geldkonten in weitestem Sinne 
(Kasse, Bank, Postscheck, Wechsel, Debitoren) die passiven (Akzepte, Kredito- 
ren) überragen, also aktives Geldkapital verfügbar ist, das den Betrieb von 
Zufälligkeiten freihält. Während Unternehmungen mit aktiven Geldkapitalien 
Kreditreserven haben, auf die jederzeit zurückgegriffen werden kann, können 
die Unternehmen in umgekehrter Lage nur mit außergewöhnlichen Sicherhei- 
ten, wie der Abtretung von Forderungen, Akzeptierung kurzfristiger Wechsel, 
Beibringung von Bürgschaften, Übereignung von Warenbeständen, neue Kre- 
dite erhalten. 

Die Notwendigkeit einer dem Betriebsumfang angemessenen Geldreserve er- 
gibt sich schon aus der Erkenntnis, daß die besten Kapitalanlagen nur schwer 
und mit erheblichen Wertverlusten verkäuflich sind, wenn ein Mißverhältnis 
zwischen Zahlungsverpflichtungen und Zahlungsmitteln eine Veräußerung 
erfordert. 

Vielfach ist die Meinung vorhanden, daß Betriebsgewinne und Geldvolumen 
sich decken. Diese Ansicht ist irrig. Es gibt im Gegenteil Fälle, daß bei regel- 
mäßigen Bilanzgewinnen das Geldkapital immer mehr zusammenschrumpft. 
Ob die Ursache in Entnahmen oder Löhnen oder sonstigen Kosten liegt, ist un- 
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wesentlich; zeigen sich solche Erscheinungen, so sind sie Zeichen einer unge- 
sunden Geschäftslage. 

Es ist noch zu betonen, daß der Geldvorrat einer Unternehmung im Hinblick 
auf die Bilanzaufstellung oft von erzieherischer Bedeutung ist. Während 
Betriebsinhaber mit mangelhaften oder fehlenden Geldreserven ihre Bilanz zu 
verschönen versuchen, führen geldlich unabhängige ihre Vermögensbewertung 
mit äußerster Sorgfalt und Vorsicht durch. 

Übersteigen die eigenen und fremden Mittel die Aktiven an Wert, so hat die 
Unternehmung mit Verlust gearbeitet. Bei Einzelunternehmungen und Per- 
sonengesellschaften kürzt dieser Verlust die eigenen Mittel, bei Kapitalgesell- 
schaften dagegen, bei denen das Grundkapital in der Bilanz unverändert aus- 
gewiesen werden muß, tritt der Verlust als Ausgleichsposten auf die Aktiv- 
seite. Man nennt diesen Zustand „Unterbilanz“. Die Unterbilanz wird zur 
Überschuldung, wenn die Aktiven die wirklichen Verbindlichkeiten nicht mehr 
decken, z. B. 



Aktiva 80 000,— DM 

Schulden 100 000, — DM 

Überschuldung 20 000, — DM 

Soweit eine Überschuldung nicht durch Kapitalzuzahlungen, die Aufnahme von 
Gesellschaftern usw. behoben werden kann, führt sie zum Vergleich oder Kon- 
kurs. 

Für Gesellschaften des bürgerlichen Rechts bestimmt § 735 BGB, daß die Ge- 
sellschafter den Fehlbetrag nach dem Verhältnis ihrer Verlustanteilnahme zu 
tragen haben. Kann ein Gesellschafter den ihm obliegenden Anteil nicht auf- 
bringen, so fällt dieser den übrigen zur Last. 

Verhaltungsmaßregeln bei Überschuldung von Aktiengesellschaften gibt § 83 
AktG, von Gesellschaften mit beschränkter Haftung § 63 GmbHG und von Ge- 
nossenschaften § 140 GenG. Immer wird den geschäftsführenden Organen die 
Pflicht auf erlegt, bei Überschuldung den Konkurs oder das gerichtliche Ver- 
gleichsverfahren zu beantragen. 

9. Formelle und materielle Bilanzmängel 

Welche Mängel kann nun eine Bilanzprüfung auf decken? Bilanzen sollen den 
Grundsatz der Klarheit, Wahrheit und Kontinuität beachten. 

Von Bilanzklarheit spricht man, wenn die Aufstellung formell so übersichtlich 
erfolgt, daß der Kritiker einen zuverlässigen Einblick in die Vermögenslage 
der Unternehmung bekommt. Die Bilanzklarheit ist ganz wesentlich durch die 
Gliederungsvorschriften des Aktiengesetzes gefördert worden. 

Wahr ist die Bilanz, wenn sie im Anschluß an die gesetzlichen Bestimmungen 
die Vermögensverhältnisse materiell richtig schildert und das Vermögensbild 
weder zu schönen noch zu trüben versucht. Auch in dieser Hinsicht hat das 
Aktiengesetz bedeutsame Besserungen gebracht (§ 131 Abs. 2 — 7 AktG). 

Durch den Ausdruck „Kontinuität“ kennzeichnet man die Forderung nach for- 
meller und materieller Stetigkeit. Das bedeutet aber, daß bei Anfertigung 
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aufeinanderfolgender Bilanzen Gleichheit der Gliederung und Gleichheit der 
Bewertungsgrundsätze gewährleistet sein müssen. 

Leichte Verstöße gegen die Forderung der Bilanzstetigkeit liegen schon vor, 
wenn man von Jahr zu Jahr die gleidien Bilanzwerte unter verschiedenen 
Kontenbezeichnungen erscheinen läßt, also z. B. einmal die Schuldwechsel als 
Tratten und das andere Mal als Akzepte aufführt oder auf der Passivseite 
die Namen Erneuerungs- und Amortisationsfonds von Bilanz zu Bilanz aus- 
wechselt. 

Schwerer ist das Vergehen schon, wenn man in einem Jahre die Abschreibun- 
gen für verschiedene Anlagen (Maschinen, Werkzeuge, Geschäfts- und Betriebs- 
ausstattung) auf einem Amortisationskonto sammelt, das man im nächsten 
Jahre beseitigt, um nun die Abschreibungen auf Konten zu verteilen, die man 
gern niedriger aus weisen möchte. Auf ähnlicher Ebene bewegen sich die Ver- 
fahren, in einem Jahre die Abschreibung direkt von den Anlagen vorzuneh- 
men und im nächsten die indirekte Abschreibung anzuwenden. Hiermit ver- 
stößt man gleichzeitig gegen den Grundsatz der Bilanzklarheit. 

Die meisten Verstöße gegen die Bilanzkontinuität zeigen sich bei der Bewer- 
tung und den Abschreibungen . 

Wer einmal die Waren zum reinen Einkaufswerte, das andere Mal aber zum 
Einkaufswert + Bezugsspesen einsetzt, handelt genauso fehlerhaft wie der, 
der in der Fertigung befindliche Halbfabrikate einmal zum Materialwert und 
dann wieder zum Materialwert + Löhne in die Bilanz einsetzt. 

Werden vollkommen abgeschriebene Anlagen im kommenden Jahre anders be- 
wertet, so verstößt das gegen die Bilanzkontinuität, soweit nicht zu große stille 
Rücklagen beseitigt werden sollen. 

Verstoßen nun Bilanzen gegen die genannten Grundsätze, so sind sie verschlei- 
ert oder gar gefälscht. Die Verschleierung versucht ein Vermögensbild vor- 
zutäuschen, das der Wirklichkeit nicht gerecht wird, z. B. durch Ausweisung des 
Saldos zwischen Debitoren und Kreditoren oder durch Zusammenfassung von 
nicht zusammengehörigen Wechseln und Wertpapieren mit Barmitteln oder 
durch Aufrechnung von Anlagezugängen mit Anlageabnahmen usw. 

Die Bilanzfälschung stellt in betrügerischer Absicht unwahre Vermögensver- 
hältnisse dar und bedient sich dabei unrichtiger Mengenangaben, falscher 
Preise und dergleichen. Den Hauptanteil an Bilanzfälschungen haben Über- 
bewertungen von Aktivposten, z. B. die vollwertige Einstellung dubioser Gut- 
haben. Der krasseste Fall dürfte der sein, daß man Sachgüter oder Vermögens- 
rechte aufführt, die überhaupt nicht existieren, also beispielsweise mit fingier- 
ten Beteiligungen operiert oder solche bei Firmen voll einsetzt, die ihre Zah- 
lungen bereits eingestellt haben. 

Etwas harmloser wirken unterlassene Wertberichtigungen auf Bestandswerte 
oder Buchungen von Bestandsveränderungen über Erfolgskonten, immer in der 
Absicht, Dritten ein falsches Bild zu geben. 

Zuweilen muß die Passivseite zu den falschen Darstellungen herhalten, indem 
man je nach Bedarf die Verbindlichkeiten senkt oder erhöht. Soll die Bilanz 
das Vertrauen der Gläubiger stärken, so nimmt man seine Zuflucht zu Unter- 
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bewertungen; will man den Gewinn zur Minderung der Steuerschuld drücken, 
so erhöht man die Passiven oder erfindet Darlehen an Verwandte. 



Aktiva 


Richtige 


Bilanz 


Passiva 


Kasse 


1 000 ,— 


Banken 


47 000 ,— 


Wechsel 


16 000 ,— 


Kreditoren 


21 000 ,— 


Banken 


60 000 ,— 


Akzepte 


11 000 ,— 


Debitoren 


45 000,— 


Kapital 


43 000,— 




122 000 ,— 




122 000 ,— 


Aktiva 


Verschleierte Bilanz 


Passiva 


Kasse 


6 000 ,— 


Kapital 


43 000,— 


Banken 


13 000,— 






Kontokorrent 


24 000,— 








43 000,— 




43 000,— 



Die Wechsel und Akzepte wurden aufgerechnet und der daraus entstehende 
Aktivsaldo von 5000 DM mit dem Kassenbestand von 1000 DM zu 6000 DM 
Kasse vereinigt. Die Bankschuld wurde mit einem gleich hohen Bankguthaben 
ausgeglichen und nur der Überschuß von 13 000 DM unter den Aktiven aus- 
gewiesen. Die Kreditoren sind unter den Passiven verschwunden; dafür ist 
durch Aufrechnung mit einem entsprechenden Debitorenteil ein Kontokorrent- 
aktivum von 24 000 DM gebildet worden. 

Auf ungefähr der gleichen Ebene wie die Verrechnung von Kontokorrentgut- 
haben mit Kontokorrentschulden liegt die Buchung von Konsignationswaren 
als Debitoren, die Führung eines Kontos „pro Diverse“, die Buchung erlittener 
Verluste über ein Rücklagekonto, damit der Verlust Dritten verheimlicht wird. 
Abschreibungen werden gegen Wertzugänge auf gerechnet, damit die Höhe 
der Neuanschaffung verborgen wird: 

Maschinenzugänge 31 000, — 

außerordentliche Abschreibung 10 000, — 

Neuanschaffung 21 000, — 

Um eine günstige Ertragslage vorzutäuschen, werden Warenposten, die erst im 
neuen Jahre zu liefern sind, schon in der Jahresschlußbilanz als Debitoren ver- 
bucht, wodurch nicht nur eine Verschiebung der Werte, sondern durch die er- 
höhten Verkaufspreise auch vermehrter Gewinn ausgewiesen wird. 

Hypothekenschulden nimmt man aus den Passiven fort und verrechnet sie mit 
dem Gebäude wert: 



Gebäude 750 000, — 

Hypothekenschuld 287 000, — 

Bilanzaktivum 463 000, — 

Zu hohe Effektenbestände unterteilt man in Effekten und Beteiligungen. 

Bilanzfälschungen werden oft begangen, um Verluste durch mißlungene Spe- 
kulationen zu decken oder als Vorstufe eines Kreditschwindels. Wünscht ein 
Betrieb durch Aufnahme eines Gesellschafters eine Kapitaleinlage zu erhalten, 
so sucht er zuweilen die Verhandlungen durch eine Bilanz mit verschönerten 
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Aktiven und verminderten Verbindlichkeiten zu beeinflussen. In anderen Fäl- 
len, namentlich bei Aktiengesellschaften, wird mit Hilfe falscher Bilanzen eine 
Erhöhung oder Senkung der Dividende angestrebt, damit auf diese Weise der 
Aktienkurs im Interesse des günstigen Verkaufs eigener Aktien oder auch des 
billigen Rückkaufs von solchen beeinflußt wird. 

Verschleierungen und Fälschung unterliegen der Bestrafung (§ 296 AktG). 

10. Beispiel einer Bilanzauswertung 

a) Aufbereitung der Bilanz 

Für die Aufbereitung der auf den Seiten 298 und 299 wiedergegebenen Bilanz 
sind volle Tausendbeträge verwandt worden. 

I. Anlagevermögen 

= (I) = 1 600 000,— DM 

II. Umlaufvermögen 

= (IIi-7— IV 7 ) = 3 682 000,— DM 5 282 000,— DM 

III. Eigene Mittel 

= (in + V) = 3 914 000,— DM 

IV. Fremde Mittel 

= (IV i _ 6 — Hß) = 1 368 000,— DM 5 282 000,— DM 

b) Auswertung der Bilanzposten 

1. Verhältnis der eigenen und fremden Mittel 

Die eigenen Mittel betragen 74,11 °/o der Bilanzsumme 

die fremden Mittel betragen 25,89 °/o der Bilanzsumme 

100 °/o = 5 282 000— DM 

Das starke Überwiegen der eigenen Mittel gewährleistet weitgehende Dispo- 
sitionsfreiheit. 

2. Verhältnis der langfristigen und kurzfristigen fremden Mittel 
Die langfristigen fremden Mittel 

(IVi) betragen mit 446 000, — DM 

die kurzfristigen fremden Mittel 

(IV 2 -G— Hs) mit 922 000,— DM 

1 368 000,— DM 

Das Fremdkapital wurde ausschließlich zur Beschaffung der Umlaufsmittel be- 
nötigt und macht von ihnen sogar nur 37,14% aus. Ein Drittel der geliehenen 
Mittel steht langfristig zur Verfügung. Da die Bindungsdauer der von einer 
Unternehmung angenommenen Fremdkapitalien sowohl für die Beurteilung 
der Verfügungsfreiheit der Geschäftsleitung als auch für die Zahlungsbereit- 
schaft von Wichtigkeit ist, kann die Ausstattung mit Fremdkapital nur als vor- 
teilhaft angesehen werden. Für die kurzfristigen Verbindlichkeiten von rund 
922 000 DM stehen über 1 900 000 DM flüssige Umlaufsmittel zur Verfügung. 
Ob allerdings die hohen Aktivposten Forderungen und Wechsel, die eine starke 



= 32,60 % 

= 67,40 % 

= 100 % 
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Bilanz einer Webstuhlfabrik AG 



Aktiva 

I. Anlagevermögen 1 ): 

1. Grundstücke 

2. Gebäude 

3. Maschinen und maschinelle Anlagen 

4. Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsinventar 

5. Kraft-, Heizungs- und Beleuchtungsanlagen 

6. Beteiligungen 



500 000,— DM 
830 000,— DM 
150 000,— DM 
30 000,— DM 
60 000,— DM 
30 000,— DM 



II. Umlaufvermögen: 



1 . 



Roh-, Hüfs- und Betriebsstoffe 
Halbfertige Erzeugnisse 
Fertige Erzeugnisse 
Auswärtige Lager 



695 682,83 DM 
624 816,13 DM 
387 845,04 DM 
63 100,— DM 



1 771 444,— DM 



Wertpapiere 53 170,70 DM 

Darlehen 19 501, — DM 

Forderungen aus Warenlieferungen und Leistungen 1 295 231,08 DM 

Wechsel 515 535,— DM 

Kasse einschließlich Postscheck- u. Landeszentralbank-Guthaben 7 238,80 DM 

Andere Bankguthaben 100 849,67 DM 

Posten der Rechnungsabgrenzung 2 791, — DM 

Avale 76 389,45 DM 



5 365 761,25 DM 



*) Die Anlagenveränderungen durch Zu- und Abgänge und Abschreibungen sind in den Bilanz- 
zahlen bereits berücksichtigt worden. 



Aufwendungen 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 
Löhne und Gehälter 
Soziale Abgaben 
Abschreibungen 
auf Sachanlagen 
auf Beteiligungen 
auf Außenstände und Wechsel 
Zinsen und Diskont 
Steuern 

Sonstige Aufwendungen 
Reingewinn 



Gewinn- und 



706 341,37 DM 
2 625 707,52 DM 
260 849,70 DM 



146 013,60 DM 
1 500,— DM 
85 484,63 DM 



232 998,23 DM 
31 883,32 DM 
220 603,30 DM 
219 600,— DM 
264 247,79 DM 

4 562 231,23 DM 



Abhängigkeit der Unternehmung von Kreditverkäufen erkennen lassen, in 
vollem Umfange realisierbar sind, ist anzuzweifeln. Die Gewinn- und Verlust- 
rechnung sieht nur einen Ausfall von 85 500 DM vor. 

3. Verhältnis der Anlage - und Umlaufsmittel 

In Anlagen sind mit 1 600 000, — DM = 30,29 °/o der Bilanzsumme 

angelegt, 

in Umlauf-Werten mit 3 682 000, — DM = 69,71 °/o der Bilanzsumme 



5 282 000,— DM = 100 °/o 
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vom 31. Dezember 19 « • 

Passiva 

III. Eigene Mittel: 

1. Grundkapital 
Stammaktien 
Vorzugsaktien 

2. Gesetzliche Rücklage 

3. Sicherungsrücklage 

4. Angestelltenunterstützungsfonds 

5. Arbeiterunterstützungsfonds 



2 976 500,— DM 
23 500,— DM 



3 000 000,— DM 

300 000,— DM 
100 000,— DM 
125 000,— DM 
125 000,— DM 



IV. Fremde Mittel: 

1. Hypotheken 

2. Rückstellungen 

3. Anzahlungen von Kunden 

4. Verbindlichkeiten aus Warenlieferungen und Leistungen 

5. Verbindlichkeiten gegenüber Banken 

6. Unerhobene Dividende 

7. Posten zur Rechnungsabgrenzung 



446 196,— DM 
168 125,15 DM 
156 954,42 DM 
475 991,49 DM 
118 649,60 DM 
4 611,60 DM 
80 985,20 DM 



V. Reingewinn: 

1. Vortrag aus 19 . . 

2. Gewinn aus 19 . . 

Avale 



oq ooo K9 Tyivr 

225 025,27 DM 264 247,79 DM 

76 389,45 DM 

5 365 761,25 DM 



Verlustrechnung 



Erträge 

Umsatzerlöse 

Vermehrung des Bestandes an Halb- und Fertigerzeugnissen 
Zinsen 

Beteiligungserträge 

Erträge aus Anlageverkäufen 

Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 



4 492 700,84 DM 
16 200,— DM 
2 658,50 DM 
6 000,— DM 
5 449,37 DM 
39 222,52 DM 



4 562 231,23 DM 



Nahezu drei Viertel des gesamten Unternehmungsvermögens können als Um- 
laufvermögen ertragbringend wirken. 



4. Verhältnis von Anlagevermögen und Eigenmitteln 

Die Anlagemittel nehmen mit 1 600 000, — DM mehr als 40 °/o des Eigenkapitals 
von rund 3 900 000, — DM = 100 <Vo in Anspruch, so daß noch 60 °/o der eigenen 
Mittel zur Beschaffung von Umlaufsmitteln verbleiben; eine Betriebsstörung 
durch Abzug der fremden Mittel ist nie zu befürchten. 
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5. Liquiditätsverhältnisse 

Auf die Liquiditätsverhältnisse wurde schon bei der Erörterung der Beziehung 
des langfristigen zum kurzfristigen Fremdkapital verwiesen. 

6. Rentabilitätsverhältnisse 

Der Reinertrag von rund 225 000 DM, bezogen auf das Gesamteigenkapital von 
3 689 000 DM (III + Vi), ergibt eine Unternehmer rentabilität von 6,1 °/o; die 

225 000 • 100 

Unternehmungsrentabilität — -■ ... — macht 4,4 °/o aus. 

5 057 000 

In Wirklichkeit sind beide Rentabilitätssätze höher, da nach dem der Bilanz 
beigegebenen Geschäftsbericht bereits die Vergütungen an Vorstand und Auf- 
sichtsrat mit mehr als 92 000 DM und freiwillige Unterstützungen an die Be- 
legschaft mit über 74 000 DM abgesetzt worden sind. 

7. Ertragsrechnung 

Die Ertragsrechnung ist eine vereinfachte Bruttorechnung und der Gewinn fast 
ausschließlich Betriebsgewinn, da der außerbetriebliche Ertrag mit 14 107,87 DM 
nur 6,3 °/o des Gesamtgewinns des laufenden Jahres und nur 0,3% der ganzen 
Ertragsseite ausmacht. 

Wenn der in der Bilanz stehende Wert fertiger Erzeugnisse einschließlich des 
Wertes des auswärtigen Lagers mit rund 451 000 DM dem du^hschnittlichen 
Lagerbestand entspräche und der Umsatz zu Einstandspreisen etwa 2 700 000 DM 
ausmachte, dann wäre das Fertiglager sechsmal umgeschlagen worden. 

Unter den ausgewiesenen Aufwendungen nehmen die Löhne und Gehälter mit 
61,1 % den ersten Platz ein, die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe betragen nur 
rund 16,5 %. 



11. Bilanzberichtigungen 

Auch bei Bilanzen, die nach dem Willen und der Ansicht der verantwortlichen 
Personen einwandfrei aufgestellt wurden, kann sich die Notwendigkeit einer 
Berichtigung heraussteilen. Sie ergibt sich beispielsweise bei Handelsbilanzen, 
wenn diese auf Grund von Buchwerten angefertigt wurden, an denen bis zum 
Schlußtag des Rechnungsabschnittes unerwartete und namhafte Änderungen 
eingetreten sind, die nicht erst in der kommenden Periode ihren Ausdruck fin- 
den sollen (der Ausfall bedeutsamer Forderungen). 

Bei der Steuerbilanz kann zu gleichen oder ähnlichen Korrekturanlässen die 
Beanstandung von Bilanzposten anläßlich einer Betriebsprüfung kommen 
(Rückstellungen wurden nur zum Teil anerkannt, Abschreibungen ermäßigt, 
Aufwendungen aktiviert u. a. m.). 

Die bilanzmäßigen Auswirkungen von Betriebsprüfungen bestehen in der Re- 
gel in Bilanzb er ichtigungen im engeren Sinne, deren Ziel die Beseitigung 
steuerrechtlich unzulässiger Bilanzansätze durch steuerlich zulässige ist. Bleibt es 
dagegen dem Bilanzierenden überlassen, ob er beispielsweise eine Forderung 
zum handeis- und steuerrechtlich zulässigen Buchwert oder zum ebenso statt- 
haften Buchwert abzüglich eines möglichen Forderungsausfalls ansetzen will, 
so stellt ein dahingehender Bilanzansatzwechsel eine Bilanz änderung im engeren 
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Sinne dar, die nach § 4 Abs. 2 EStG unter Umständen der Genehmigung des 
Finanzamts bedarf. 

Die Korrektur der Bilanzwerte durch Streichungen und die Anbringung neuer 
Zahlen wirkt unschön und muß eine solche Bilanz von vornherein mit dem 
Makel einer unsorgfältigen Arbeit behaften. Um einem solchen Verdacht zu be- 
gegnen, wählt der geschulte Buchhalter zur Bilanzberichtigung den Weg über 
Nachtragsbuchungen . Dazu wird die Buchhaltung mit Hilfe einer Nachtrags- 
Eröffnungsbilanz neu eröffnet. Dann nimmt man auf den betroffenen Konten 
die erforderliche Berichtigungsbuchung vor und schließt sie erneut ab. Die 
nicht betroffenen Konten nehmen an dem Nachtrag nicht teil; zur Gewinnung 
der Summengleichheit in der Bilanz läuft ihr Inhalt zweckmäßig in zwei Sum- 
men „unberührte Aktiva“ und „unberührte Passiva“ durch das Nachtrags- 
eröffnungs- und Schlußbilanzkonto. 

Beispiel: 

1. Die Schlußbilanz enthielt einen aktiven Kechnungsabgrenzungsposten von 
150 DM und hatte vorausbezahlte Miete mit 120 DM unberücksichtigt ge- 
lassen. 

2. In einer passiven Rechnungsabgrenzung von 650,12 DM fehlten fällige, aber 
noch nicht bezahlte Bankzinsen mit 350 DM. 

3. Die ursprünglichen Rückstellungen von 1200 DM waren zu niedrig angesetzt 
und mußten wegen Gewerbesteuer auf 2 573,80 DM erhöht werden. 



Von den Nachtragsbuchungen werden folgende Konten berührt: 
Das Konto aktive Rechnungsabgrenzung, 
das Konto passive Rechnungsabgrenzung, 
das Rückstellungskonto, 
das Gewinn- und Verlustkonto und 
das Kapitalkonto. 



Unter Einbeziehung der durch die Berichtigung nicht betroffenen Konten lauten 
die Eröffnungsbuchungen: 



1. Unberührte Aktivkonten 
Aktive Rechnungsabgrenzung 

an Nachtrags-Eröffnungsbüanzkonto 

2. Nachtrags-Eröffnungsbüanzkonto 

an unberührte Passivkonten 
an Passive Rechnungsabgrenzung 
an Rückstellungen 
an Kapitalkonto 



33 646,95 DM 
150,— DM 



11 537,21 DM 
650,12 DM 
1 200,— DM 
20409,62 DM 



33 796,95 DM 



33 796,95 DM 



Berichtigungsbuchungen 

3. Aktive Rechnungsabgrenzung 

an Gewinn- und Verlustkonto 

4. Gewinn- und Verlustkonto 

an Passive Rechnungsabgrenzung 
an Rückstellungen 



5. Kapitalkonto 

an Gewinn- und Verlustkonto 



120,— DM 

350,— DM 

1 373,80 DM 1 723,80 DM 
1 603,80 DM 
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Schlu ßbuchungen 
6. Nachtrags-Schlußbilanzkonto 



an unberührte Aktiva 
an Aktive Bechnungsabgrenzung 


33 646,95 DM 
270,— DM 


33 916,95 DM 


7. Unberührte Passivkonten 
Passive Rechnungsabgrenzung 
Rückstellungen 
Kapitalkonto 

an Nachtrags-Schlußbilanzkonto 


11537,21 DM 

1 000,12 DM 

2 573,80 DM 
18 805,82 DM 


33 916,95 DM 


Nachtrags-Eröffnungs-Bilanz 


Unberührte Aktiva 


11 537,21 
650,12 
1 200,— 
20 409,62 


33 646,95 
150,— 


33 646,95 


33 646,95 


33 796,95 


33 796,95 






Unberührte Passiva 


Kapitalkonto 


11 537,21 


11 537,21 


1 603,80 
18 805,82 


20 409,62 






20 409,62 


20 409,62 


Akt. Rechnungsabgr. 


Pass. Rechnungsabgr. 


150,— 

120,— 


270,— 


1 000,12 


650,12 

350,— 


270,— 


270,— 


1 000,12 


1 000,12 


Rückstellungen 


Gew.- u. Verlust-Konto 


2 573,80 


1 200,— 
1 373,80 


350,— 
1 373,80 


120,— 
1 603,80 


2 573,80 


2 573,80 


1 723,80 


1 723,80 



N achtrags- Schlußbilanz 


33 646,95 


11 537,21 


270,— 


1 000,12 




2 573,80 




18 805,82 


33 916,95 


33 916,95 



Wird Wert darauf gelegt, die Berichtigungen der Miete, Bankzinsen und Ge- 
werbesteuer auf den betreffenden Unterkonten des Gewinn- und Verlustkontos 
darzustellen, so sind diese Konten durch die Buchungen Mietekonto, Zinsen- 
konto und Steuerkonto an Gewinn- und Verlustkonto mit dem ursprünglichen 
Saldo zu eröffnen und nach Aufnahme der Nachtragsposten mit dem neuen Saldo 
in der gewohnten Weise abzuschließen. Die Arbeit wird dadurch etwas umfang- 
reicher, aber nicht schwieriger. 








XV. Bilanzarten 

1. Ordentliche Bilanzen — Sonderbilanzen 

Wir haben uns bisher immer nur mit der durch das HGB geforderten und min- 
destens jedes Jahr einmal aufzustellenden Bilanz beschäftigt, die gewöhnlich 
den Namen „ ordentliche Bilanz“ trägt. Da sie über die Herkunft des Unter- 
nehmensvermögens oder die Kapitalquellen und über den für den Betriebs- 
zweck nötigen Vermögensaufbau Auskunft gibt, ist sie eine Vermögensbilanz 
oder Kapitalbilanz. 

Es ist Aufgabe der Geschäftsleitung, das Unternehmungsvermögen so ein- und 
umzusetzen, daß für die betrieblichen Leistungen ein Überschuß oder Gewinn 
herausspringt, der dem Unternehmer oder den Gesellschaftern als Lohn für die 
geleistete Arbeit zufließt und darüber hinaus zur Stärkung des Eigenkapitals 
beiträgt. Neben der Vermögensbilanz läuft daher in der Regel eine Ergebnis- 
oder Erfolgsrechnung einher, die neben den Aufwendungen aus dem Kapital- 
und Arbeitseinsatz die Erträge aus eben diesem Ein- und Umsatz ausweist. 
Da diese Ergebnisrechnung durch Einstellung des Saldos zwischen Aufwen- 
dungen und Erträgen als Reingewinn oder Reinverlust zur Summengleichheit 
gebracht wird, stellt auch sie eine Bilanz dar und heißt Erfolgsbilanz. 

Vermögens- und Erfolgsbilanz gehören beim Jahresabschluß stets zusammen. 
Anders ist es bei den Gründungsbilanzen, weil im Zeitpunkt der Errichtung 
einer Unternehmung noch nichts umgesetzt wird, und auch bei den Liquida- 
tionsbilanzen, die die Versilberungsmöglichkeit eines stillgelegten Betriebes 
dartun sollen. 

Neben den ordentlichen Bilanzen gibt es eine Anzahl außerordentlicher Bi- 
lanzen, die einem Sonderzweck dienen und darum zuweilen auch andere 
Bewertungsgrundsätze beachten. 

Am wenigsten unterscheidet sich von der ordentlichen Bilanz die Zwischen- 
bilanz, die ihren Namen davon trägt, daß sie in der Zwischenzeit, d. h. nach 
einem kürzeren Zeitraum als dem eines Jahres, meist monatlich, auf gestellt 
wird. Die Häufigkeit ihrer Anfertigung richtet sich nach dem Bedarf eines 
Überblicks über die Vermögenslage, den auch das Gläubigerinteresse fordert. 

Trotz weitestreichender Anpassung einer Zwischenbilanz an die jährliche 
Vermögensbilanz hinsichtlich der Bewertung bestehen zwischen beiden doch 
erhebliche Unterschiede, weil sie anderen Aufgaben zu dienen haben. Die 
Jahresbilanz mit ihrer Jahreserfolgsrechnung ist eine mehr für Außenstehende 
bestimmte externe Aufstellung, während die Zwischenbilanz ausschließlich aus 
internen Erwägungen angefertigt wird. Überlegungen der Rücklagen-, Divi- 
denden- und Steuerpolitik haben in ihr keinen Raum. Ihr Hauptverwendungs- 
zweck ist die kurzfristige Erfolgsrechnung, die dadurch erforderlich wird, daß 
die moderne Wirtschaft so viel unübersehbaren Einflüssen ausgesetzt ist, daß 
man das Jahresergebnis nicht ab wartet, sondern Monatserträge ermittelt. Wer 
bei der Durchführung dieser kurzfristigen Erfolgsrechnungen besonders sorg- 
fältig verfahren will, wird sie von Kostenstellenrechnungen begleiten lassen. 
Die so gewonnenen Zahlen für den Aufwand an Material, Lohn und Gemein- 
kosten lassen sich zu Durchschnitts- oder Normalzahlen zusammenstellen, de- 
ren Bedeutung noch durch außerbetriebliche Vergleiche erhöht werden kann.. 
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Gründungsbilanzen werden im Anschluß an die Neubildung von Unterneh- 
mungen aufgestellt, wobei es darauf ankommt, das zum Geschäftsbeginn vor- 
handene Vermögen nach Herkunft und Zusammensetzung genau zu erfahren. 
Die Bilanzen sind also reine Vermögensbilanzen. 

Umgründungs-, Fusions- und Sanierungsbilanzen tragen im allgemeinen den- 
selben Charakter; denn ob es sich um die Wahl einer neuen Unternehmungs- 
form für ein Geschäft handelt oder um Verschmelzung (Fusion) oder Heilung 
(Sanierung) von Betrieben, immer muß die Vermögenslage eindeutig offenbar 
werden, damit der Rechtsnachfolger nicht geschädigt und der Heilungsprozeß 
erfolgreich durchgeführt wird. Die genannten Bilanzen werden somit im Zei- 
chen der Wertberichtigung stehen und, soweit sie Aktiengesellschaften ver- 
körpern, durch Zusammenlegung von Aktien Mittel für die Vornahme erhöhter 
Abschreibungen bzw. die Deckung vorhandener Verluste freizumachen suchen. 
Werterhöhungen werden alle Posten erfahren, die mit stillen Reserven behaf- 
tet sind, Wertminderungen solche, die in ihrer augenblicklichen Höhe einer 
sorgfältigen und vorsichtigen Bewertung nicht mehr standhalten (Debitoren 
unter Beachtung der Zahlungsfähigkeit). 

Auseinandersetzungsbilanzen sind erforderlich, wenn Gesellschafter ausschei- 
den. Für die Durchführung der Auseinandersetzung gelten in erster Linie ver- 
tragliche Vereinbarungen, die bestimmen, daß der Ausscheidende entweder mit 
dem Inhalt seines Kapitalkontos abgefunden wird oder aber den realen Teil 
des Geschäftsvermögens zu beanspruchen hat, der seinem Kapitalanteil ent- 
spricht. Im letzten Falle muß eine Neubewertung der Aktiven und Passiven 
stattfinden, durch die die Kapitalkonten ihre den wirklichen Verhältnissen 
entsprechende Höhe erhalten. (Beispiele dazu S. 322 ff.) 

Liquidation- und Konkursbilanzen sind bei freiwilliger oder zwangsweiser 
Betriebsauflösung nötig und können darum treffend als Verteilungsbilanzen 
bezeichnet werden. Als Vorstufe des Konkurses läßt sich der Vergleich an- 
sehen. Darum findet die Vergleichsbilanz ihre Würdigung in der Konkurs- 
bilanz. 

Auch Finanzierungs - und Kreditbilanzen sind Bilanzen mit durchgeführter 
Neubewertung, da es ja ihre Aufgabe ist, Kapitalanlagesuchenden die wirk- 
lichen Vermögens Verhältnisse der Unternehmung vorzuführen. Von der Passiv- 
seite werden die fremden Mittel in bezug auf Dauer der Gewährung, Sicherung, 
Kosten und Verwendung interessieren, auf der Aktivseite das Verhältnis der 
Anlagewerte zu den Umlaufsmitteln und die Liquidität. Weiter werden sich 
die Finanziers an einer Reihe von Bilanzen gerne von der Entwicklung der 
Unternehmung und ihrer Wirtschaftlichkeit überzeugen. Darum werden neben 
den Bilanzen sorgfältig gegliederte Gewinn- und Verlustrechnungen verlangt 
werden, die in Verbindung mit den Umsatzzahlen die Ertragskraft des Betrie- 
bes klar erkennen lassen. Auch die Namen bedeutender Lieferanten können 
eine Kreditbewilligung günstig beeinflussen. 

Umsatzbilanzen (Summen- und Saldenbilanzen) sind keine eigentlichen Bilan- 
zen, sondern nur Zusammenstellungen der Umsätze aus den Hauptbuchkonten 
in Summen- und Saldoform, die dann nach Art der beigefügten Betriebsüber- 
sicht bei dem Jahresabschluß Verwendung finden können. 




Gründung sb ilanzen 



305 



2. Gründungsbilanzen 

Die Notwendigkeit der Aufstellung einer Gründungsbilanz ergibt sich aus 
§ 39 HGB, wonach jeder Kaufmann beim Beginn seines Handelsgewerbes 
seine Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines baren 
Geldes und seine sonstigen Vermögensgegenstände genau zu verzeichnen, da- 
bei den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände anzugeben und einen das 
Verhältnis des Vermögens und der Schulden darstellenden Abschluß zu machen 
hat. 

Einzelkauf leute und Gesellschafter einer OHG haften mit ihrem ganzen Ver- 
mögen für die Verbindlichkeiten der Unternehmung, darum ist es erforderlich, 
in der Gründungsbilanz die volle Haftsumme erkennen zu lassen. Soweit das 
nicht unmittelbar in der Geschäftsbilanz geschieht, die die private Haftung 
durch einen Zusatz angeben könnte, genügt die Verwendung einer mehr inter- 
nen Privatbilanz. 

a) Einzelunternehmung 

Handelt es sich bei einer Einzelunternehmung um eine Bargründung aus nur 
eigenen Mitteln, so steht in der Eröffnungs- oder Gründungsbilanz der Bar- 
vorrat dem Eigenkapital gegenüber 

Aktiva Eröffnungsbilanz Passiva 

Barvermögen 100 000 Kapital 100 000 



Ist ein Teil des Geldes aber auf dem Kreditwege in die neuerrichtete Unter- 
nehmung gekommen, so muß die Passivseite der Bilanz beide Kapitalquellen 
angeben. 



Aktiva 


Eröffnungsbilanz 


Passiva 


Bar vermögen 


100 000 


Darlehen 


40 000 






Kapital 


60 000 




100 000 




100 000 


Umfaßt die Gründung bares Geld und Sachgüter (Geschäftshaus, Ausstattung 


usw.), so sind die 


eingebrachten Vermögensteile nach 


den früheren Ausfüh- 


rungen durch ein Inventar namhaft zu 


machen und dann in gedrängter Form 


in der Eröffnungsbilanz auszuweisen. 






Aktiva 


Eröffnungsbilanz 


Passiva 


Geschäftshaus 


50 000 


Darlehen 


40 000 


Geschäftsausstattung 


15 000 


Kapital 


80 000 


Waren 


30 000 






Bankguthaben 


20 000 






Bargeld 


5 000 








120 000 




120 000 



b) Stille Gesellschaft 

Die stille Gesellschaft ist eine Sonderform der Gesellschaft, bei der sich eine 
Person (auch Personengesellschaft, juristische Person u. ä.) derart an dem Han- 



20 Knoll, Bilanzkunde 
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delsgewerbe eines anderen (Einzelkaufmann oder Handelsgesellschaft) betei- 
ligt, daß die Einlage gegen einen Anteil am Gewinn in das Vermögen des In- 
habers des Handelsgeschäfts übergeht. Ein Gesellschaftsvermögen entsteht durch 
den stillen Gesellschafter nicht. Daher unterscheidet sich die Bilanz einer stil- 
len Gesellschaft auch nicht von der für eine Einzelunternehmung oder Personen- 
gesellschaft ohne stille Beteiligung üblichen Form, da die Tatsache der Aufnahme 
eines stillen Gesellschafters weder in der Firma noch in der Bilanz der Unter- 
nehmung in Erscheinung tritt; die stille Beteiligung ist in den Gläubigern oder 
Darlehen enthalten. 



Aktiva Eröffnungsbilanz Passiva 



Verschiedene Aktiva 


195 000 


Schuldwechsel 


15 000 






Gläubiger 1 ) 


72 000 






Kapital 


108 000 




195 000 




195 000 



c) Offene Handelsgesellschaft 

Auch die Gründungsbilanz einer Offenen Handelsgesellschaft entspricht der 
einer Einzelfirma mit der Einschränkung, daß die Passivseite entsprechend der 
Teilhaberschaft zwei oder mehr Kapitalien ausweist. Die Höhe des Kapital- 
anteils des Gesellschafters einer OHG bemißt sich im Zeitpunkt des Entstehens 
der Gesellschaft nach dem Geldwert der Einlage. 



Aktiva Eröffnungsbilanz Passiva 



Verschiedene Aktiva 


250 000 


Schuldwechsel 


20 000 






Gläubiger 


70 000 






Kapital Bäumer 


100 000 






Kapital Kalan 


60 000 




250 000 




250 000 



d) Kommanditgesellschaft 

Da der Kommanditist einer Kommanditgesellschaft nach § 171 HGB den 
Gläubigern der Gesellschaft gegenüber nur bis zur Höhe der ausbedungenen 
Einlage haftet, ist eine Teilhaberschaft in der Bilanz als besondere kenntlich 
zu machen. Das geschieht, indem man auf der Passivseite unter den Namen 
und Kapitalanteil des unbeschränkt haftenden Komplementärs den des Kom- 
manditisten mit seiner Einlage setzt. 



Aktiva Eröffnungsbilanz Passiva 



Verschiedene Aktiva 


250 000 


Verschiedene Passiva 


90 000 






Kapital Hoffmann 


100 000 






Kommanditist Keil 


60 000 




250 000 




250 000 



In der Praxis findet man oft statt der Namensnennung des Kommanditisten 
die unpersönliche Eintragung „Kommanditkapital“. 

Komplementäre oder Kommanditisten können Einzelpersonen, Handelsgesell- 
schaften oder juristische Personen sein. Diese Möglichkeit hat eine besondere 



*) Die Summe 72 000 DM enthält eine stille Beteiligung von 40 000 DM. 
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Bedeutung durch die GmbH & Co, KG erhalten. Diese Form kann so gemeint 
sein, daß eine GmbH der einzige Komplementär oder einer von mehreren 
Komplementären ist. Eine besondere Bildung der letzteren Art liegt vor, wenn 
die Gesellschafter der GmbH gleichzeitig die einzigen Kommanditisten dar- 
stellen. Auf diese Weise wird ganz allgemein eine beschränkte Haftung er- 
reicht, da die GmbH als Komplementär nur mit dem Gesellschaftskapital haf- 
tet, das eine weitere Haftung auf das Vermögen der beteiligten Gesellschafter 
nicht in sich schließt. Damit gelangt ein Wesenszug der Kapitalgesellschaft in 
eine Personengesellschaft. 

Die Bildung GmbH & Co, KG hat ihren Ursprung in steuerlichen Überlegun- 
gen. Bei einer Kapitalgesellschaft unterliegt der Gewinn einer Doppelbesteue- 
rung, als Gewinn der Gesellschaft der Körperschaftsteuer, als solcher des ein- 
zelnen Gesellschafters der Einkommensteuer. Diese Doppelbesteuerung wird 
bei der GmbH & Co weitgehend vermieden, weil der dem Kommanditisten zu- 
fallende Gewinnanteil nur nach dem EStG zu versteuern ist. Der Gewinnanteil, 
der der GmbH als Komplementär zufließt, wird zwar bei dieser von der Kör- 
perschaftsteuer und bei Ausschüttung an die Gesellschafter auch von der Ein- 
kommensteuer erfaßt. Damit aber auch hier nur mit kleinen Quoten zu rech- 
nen ist, bemißt man durch Gesellschaftsvertrag den der GmbH zufließenden 
Anteil sehr niedrig. Durch BFH-Urteil vom 22. 8. 1951 ist die GmbH & Co auch 
steuerlich anerkannt worden. Buchungstechnisch bildet die Gründung einer 
GmbH & Co keine Besonderheiten. 

e) Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Sie ist eine Kapitalgesellschaft mit einem durch Gesetz festgelegten Stamm- 
kapital von mindestens 20 000 DM, das nur unter Beachtung von Formvor- 
schriften geändert werden kann; eine Herabsetzung unter die Mindesthöhe ist 
natürlich ausgeschlossen. 

Der Anteil eines Gesellschafters muß mindestens 500 DM und bei höherem 
Betrag durch 100 teilbar sein. 

Die Anmeldung der GmbH beim Handelsregister darf nur erfolgen, wenn von 
jeder Stammeinlage ein Viertel, mindestens aber 250 DM eingezahlt worden 
sind. 

Die bei einer GmbH entstehenden Gründungskosten hat die Gesellschaft nur 
zu vergüten, sofern das in der Satzung festgelegt ist (§ 5 GmbHG); sonst 
fallen sie den Gesellschaftern zur Last. In jedem Fall sind sie aber nach § 11 
Ziff. 1 KStG als Betriebsausgaben absetzbar, soweit sie nicht durch Ausgabe- 
aufgeld gedeckt sind. 

Beispiel einer Gründung : 

A, B und C beschließen die Errichtung einer GmbH mit einem Stammkapital 
von 100 000 DM, von dem A 50 000 DM, B und C je 25 000 DM übernehmen. 
Auf die Stammeinlage sollen zunächst nur 60 %> geleistet werden. 

Als Leistungen werden eingebracht 

von A Maschinen für 40 000 DM, auf denen eine durch Sicherungsübereignung 
gesicherte Restschuld von 10 000 DM ruht, 



20 * 
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von B ein Betriebsgebäude für 18 000 DM, belastet mit einer Hypothek von 
5000 DM, verzinslich zu 6 °/o am 1. 3. und 1. 9., 

von C Wechsel für 12 000 DM, fällig am 31. Dezember des laufenden Jahres, 
Diskontsatz 5 °/o. 

Die fehlenden Beträge werden über Bankkonto nachgeleistet. Als Gründungs- 
tag gilt der 1. November. 



Gründungsbuchungen: 

Zur Durchführung der Buchungen verwendet man ein Konto der Gesell- 
schafter und ein Einbringungskonto für jeden Gesellschafter. 



1. Konto der Gesellschafter 

an Stammkapitalkonto 

2. Einbringungskonto A, B, C 

an Konto der Gesellschafter 

3. Maschinenkonto 

an Einbringungskonto A 30 000 DM 

an Konto Verbindlichkeiten 10 000 DM 



4. Grundstückskonto 

an Einbringungskonto B 13 000 DM 

an Hypothekenkonto 5 000 DM 

5. Einbringungskonto B 

an Passive Rechnungsabgrenzung (Hypothekenzinsen 2 Monate) 

6. Bankkonto 

an Einbringungskonto B 

7. Wechselkonto 

an Einbringunskonto C 

8. Einbringungskonto C 

an Passive Rechnungsabgrenzung (60 Tage/5 °/o) 

9. Bankkonto 

an Einbringungskonto C 



100 000 DM 
100 000 DM 

40 000 DM 

18 000 DM 
50 DM 

2 050 DM 
12 000 DM 

100 DM 

3 100 DM 



Konto der Gesellschafter 



1) 


100 000 


100 000 


(2 




Einbringungskonto A 




2) 


50 000 


30 000 
20 000 


(3 

Bil.-Kto. 




50 000 


50 000 






Einbringungskonto C 




2) 

8) 


25 000 
100 


12 000 
3 100 
10 000 


(7 

(9 

Bil.-Kto. 




25 100 


25 100 






Konto Verbindlichkeiten 



Bil.-Kto. 10 000 10 000 (3 



Stammkapitalkonto 



Bil.-Kto. 100 000 | 100 000 (1 

Einbringungskonto B 


2) 


25 000 


13 000 


(4 


5) 


50 


2 050 


(6 






10 000 


Bil.-Kto. 




25 050 


25 050 






Maschinenkonto 




3) 


40 000 


40 000 


Bil.-Kto. 




Grundstü 


ickskonto 




4) 


18 000 


18 000 


Bil.-Kto. 
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Hypothekenkonto Wechselkonto 

Bil.-Kto. 5 000 5 000 (4 7) 12 000 12 000 Bil.-Kto. 



Bankkonto Passive Rechnungsabgrenzung 



6) 


2 050 


5 150 


Bil.Kto. 


Bil.-Kto. 


150 


50 


(5 


9) 


3100 










100 


(8 




5150 


5150 






150 


150 





Gründungsbilanz der GmbH zum 1. 11. 19 . . 



Aktiva 












Passiva 


1 . 


Ausstehende Stammanteüe 


40 000 


1 . 


Stammkapital 




100 00 


2. 


Anlagen 

Grundstück 

Maschinen 


18 000 
40 000 


58 000 


2. 


Verbindlichkeiten 

Hypothek 

Kreditoren 


5 000 
10 000 


15 000 


3. 


Umlaufwerte 

Wechsel 

Bankguthaben 


12 000 
5 150 


17 150 


3. 


Passive Rechnungsabgrenzung 150 








115 150 








115 150 



Kaduzierung 

Bei den Gründungsbuchungen einer GmbH ist auch der Fall zu behandeln, daß 
ein Gesellschafter der Aufforderung, den übernommenen Stammanteil voll 
oder bis zum bedungenen Prozentsatz einzuzahlen, nicht zur rechten Zeit oder 
überhaupt nicht nachkommt. Versäumt er die Einzahlungsfrist, so hat er nach 
§ 20 GmbHG Verzugszinsen zu zahlen, die nach § 288 BGB 4% ausmachen. 
Verzögert dieser Gesellschafter die Einzahlung weiter während einer ihm durch 
die Gesellschaft gestellten Nachfrist von mindestens einem Monat, so kann er 
nach § 21 GmbHG seines Geschäftsanteils und der geleisteten Teilzahlungen 
zugunsten der Gesellschaft für verlustig erklärt und damit aus der GmbH aus- 
geschlossen werden. Für einen etwaigen Ausfall an dem noch nicht bezahlten 
Teil des ausgeschlossenen Gesellschafters haftet sein etwa vorhandener Rechts- 
vorgänger. Ist die Zahlung nicht zu erhalten, so darf die Gesellschaft den An- 
teil versteigern lassen. Ist durch keines der genannten Mittel der Ausfall zu 
decken, so fällt er den übrigen Gesellschaftern nach dem Verhältnis ihrer An- 
teile zur Last. Soweit nach Deckung der Verkaufskosten und des rückständigen 
Nachschusses ein Überschuß verbleibt, gebührt er nach § 27 Abs. 2 GmbHG 
dem Gesellschafter. 

Beispiel : 

Gesellschafter C hat trotz Aufforderung vom 1. Februar und Fristsetzung 
bis zum 1. März die fehlende Einzahlung zu 60% des Stammanteils in Höhe 
von 3000 DM nicht eingezahlt und ist darum durch eingeschriebenen Brief von 
der Gesellschaft ausgeschlossen worden. Da ein Rechtsvorgänger nicht vorhan- 
den ist, wird sein Anteil am 1. April versteigert. Der Versteigerungserlös be- 
trägt 14 000 DM, die Kosten belaufen sich auf 75 DM. 

Buchungen: 

Das Einbringungskonto C ist am 1. Januar nach Aufhebung der passiven Rech- 
nungsabgrenzung mit 3000 DM eröffnet worden. 
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1. Kontokorrentkonto C 

an Einbringungskonto C 
an Verzugszinsen (60 Tage/4 °/o) 



2. Bankkonto 

an Kontokorrentkonto (Versteigerungserlös) 



3. Kontokorrentkonto C 

an Kostenkonto (Versteigerungskosten) 
an Kasse (Erlösabgabe) 



3 000 DM 
20 DM 



75 DM 
10 905 DM 



3 020 DM 
14 000 DM 

10 980 DM 



Kontokorrentkonto C 



1) 


3 020 


14 000 


2) 


3) 


10 980 








14 000 


14 000 





Der Ausfall des ausgeschlossenen Gesellschafters beläuft sich durch das Ver- 
steigerungsergebnis und die Verzugszinsen und Kosten auf 1095 DM. 

Da der ausgeschlossene Gesellschafter 12 000 DM eingezahlt hatte, aber vom 
Versteigerungserlös nach Abzug der rückständigen Einlage, der Verzugszinsen 
und der Versteigerungskosten nur 10 905 DM ausgezahlt bekommt, ergibt sich 
für ihn ein Verlust von 1095 DM. 

f) Aktiengesellschaft 

Die verbreitetste Kapitalgesellschaft ist die Aktiengesellschaft, deren unantast- 
bares und durch Aktienausgabe aufgebrachtes Eigenkapital „Grundkapital“ 
heißt. 

Auch bei ihr unterscheidet man Bar- und Sach- oder Illations-Gründungen 
(illatum = Eingebrachtes). 

Bei Bargründungen wird die Verpflichtung der Aktionäre, neben dem Nenn- 
wert der zu übernehmenden Aktien auch ein etwaiges Aufgeld (Agio) einzu- 
zahlen (§ 9 AktG), durch die Buchung dargetan: 

Konto der Aktionäre 
an Aktienkapitalkonto 
an Rücklagekonto. 

Die Eröffnungsbilanz weist dann auf der Aktivseite neben den geleisteten die 
fehlenden Einzahlungen der Aktionäre aus. Die voraufgegangenen Buchungen 
lauten: 

Kassekonto 

Bankkonto 

an Konto der Aktionäre. 

Der noch nicht eingezahlte Teil, der Saldo des Kontos der Aktionäre, erscheint 
unter den Aktiven als Forderung an die Aktionäre. Auf der Passivseite stehen 
das Grundkapital, gebildet aus dem Nennwert der ausgegebenen Aktien, und 
bei Ausgabe über dem Nennwert (Überpari) eine Rücklage in Höhe des Auf- 
geldes. 
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Gründungsbilanz 



Aktiva 






Passiva 


Ausstehende Einlage 
auf das Grundkapital 
Bankguthaben 


100 000 
513 000 


Grundkapital 
Gesetzliche Rücklage 


500 000 
113 000 




613 000 




613 000 



Von der Rücklage sind nach § 130 Abs. 2 Ziff. 2 AktG die Kosten der Aktien- 
ausgabe zu bestreiten. Da die materielle Seite einer Aktiengesellschaftsgrün- 
dung in der Regel durch eine Bank abgewickelt wird, wird auch sie die mit 
der Aktienausgabe verbundenen Kosten begleichen, so daß unter der Annahme 
von 12 000 DM Kosten zu buchen wäre 

Gesetzliche Rücklage 

an Bankkonto 12 000 DM 

Damit das gesetzliche Rücklagekonto von Kostenzahlungen freibleibt, kann 
durch Zwischenschaltung eines Aufgeldkontos die Kostendeckung ausgegliedert 
und damit der Rücklagebildung vorweggenommen werden, z. B. 

Konto der Aktionäre 

an Aufgeldkonto 125 000 DM 

Aufgeldkonto 

an Bankkonto 12 000 DM 

an gesetzliche Rücklage 113 000 DM 125 000 DM 



Handelt es sich um Sachgründungen , bei denen alle Arten von Sachwerten, 
auch ganze Unternehmungen, eingebracht werden können, dann sind die ersten 
Buchungen die gleichen wie bei der Bargründung. Erst bei Einbringung der 
Sachen erscheinen an Stelle des Kasse- oder Bankkontos die Aktiv- und Passiv- 
konten, die durch den betreffenden Sachwert in Anspruch genommen werden: 

Grundstückskonto 

Gebäudekonto 

Patentekonto 

usw. 

an Konto der Aktionäre 

Konto der Aktionäre 
an Kreditorenkonto 
an Akzeptkonto 
usw. 



In der Gründungsbilanz stehen für diesen Fall natürlich alle vorgekommenen 
Aktiva und Passiva. Etwaige Spitzenbeträge eines Aktionärs für die geleiste- 
ten Sachwerte, die durch Aktienübergabe nicht abzufinden sind, werden in 
Geld ausgeglichen. Oft bedient man sich für Sacheinlagen auch eines Einbrin- 
gungskontos, das für alle Aktiva und etwaige Höherbewertungen erkannt und 
für Passiva, Minderbewertungen und die Gegenleistung der Aktiengesellschaft 
belastet wird. 
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Beispiel einer Gründung: 

Bei Gründung einer Aktiengesellschaft werden folgende Werte eingebracht: 

1. Eine Maschine für 165 500 DM, für die 165 Aktien ä 1000 DM zum Nenn- 
wert (Parikurs) gewährt werden. Der Mehrpreis von 500 DM wird in bar 
vergütet. 

2. Ein Gebäude zum Taxwerte von 93 700 DM, beglichen mit 93 Aktien ä 
1000 DM. 700 DM werden besonders entschädigt. 

3. Da das Grundkapital 500 000 DM betragen soll, müssen 242 000 DM von den 
Gründern in bar aufgebracht werden. Der Ausgabe-(Emissions-)Kurs dafür 
beträgt 130%. 

4. An Gründungskosten, die durch die Bank beglichen werden, fallen 12 000 DM 
an. 

Gründungsbuchungen: 

1. Konto der Aktionäre (Einbringungskonto) 



an Grundkapitalkonto 


500 000 DM 




an Agiokonto 


72 600 DM 


572 600 DM 


Maschinenkonto 


165 500 DM 




Gebäudekonto 


93 700 DM 




Bankkonto 


314 600 DM 


573 800 DM 


an Konto der Aktionäre (Einbringungskonto) 
Konto der Aktionäre (Einbringungskonto) 


an Bankkonto (Spitzenausgleich) 




1 200 DM 


Agiokonto 


an Bankkonto (Kosten) 


12 000 DM 




an gesetzliche Rücklage 


60 600 DM 


72 600 DM 



Einbringungskonto 



i) 


572 600 


573 800 


(2 


3) 


1200 








573 800 


573 800 






Gebäudekonto 




2) 


93 700 


93 700 


Bil. 




Bankkonto 





2) 


314 600 


1200 


(3 






12 000 


(4 






301 400 


Bil. 




314 600 


314 600 





Grundkapitalkonto 



Bil. 


500 000 


500 000 


(i 


500 000 


500 000 


Agiokonto 


4) 


72 600 


72 600 


(i 




Maschinenkonto 




2) 


165 500 


165 500 


Bil. 




Gesetzliche Rücklage 




Bü. 


60 600 


60 600 


(4 



Aktiva 



Gründungsbilanz 



Passiva 



Gebäude 


93 700 


Grundkapital 


500 000 


Maschinen 


165 500 


Gesetzliche Rücklage 


60 600 


Bankguthaben 


301 400 






560 600 




560 600 
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g) Genossenschaft 

§ 1 GenG bezeichnet als Genossenschaft eine Gesellschaft von nicht geschlosse- 
ner Mitgliederzahl, welche die Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft 
ihrer Mitglieder mittels gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes bezweckt, na- 
mentlich 

1. Vorschuß- und Kreditvereine, 

2. Rohstoffvereine, 

3. Vereine zum gemeinschaftlichen Verkaufe landwirtschaftlicher oder ge- 
werblicher Erzeugnisse, 

4. Vereine zur Herstellung von Gegenständen und zum Verkaufe derselben auf 
gemeinschaftliche Rechnung, 

5. Vereine zum gemeinschaftlichen Einkäufe von Lebens- oder Wirtschafts- 
bedürfnissen im großen und Absatz im kleinen, 

6. Vereine zur Beschaffung von Gegenständen des landwirtschaftlichen oder 
gewerblichen Betriebes und zur Benutzung derselben auf gemeinschaftliche 
Rechnung, 

7. Vereine zur Herstellung von Wohnungen. 

Kürzer gliedert man die Genossenschaften in 

1. Kreditgenossenschaften, 

2. Warengenossenschaften, 

3. Landwirtschaftliche Bezugs-, Absatz- und Produktionsgenossenschaften, 

4. Konsumgenossenschaften, 

5. Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaften, 

6. Verkehrsgenossenschaften. 

Nach dem Ausmaß der Haftung unterscheidet man 

1. eingetragene Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht und 

2. eingetragene Genossenschaften mit unbeschränkter Haftpflicht. 

Die Haftung der Genossen besteht nur der Genossenschaft gegenüber, nie 
gegenüber den Gläubigem. 

Kennzeichnend für die Bilanz einer Genossenschaft ist, daß sie entsprechend 
der veränderlichen Mitgliederzahl der Genossenschaft kein festes Kapital ent- 
hält, wie es das Stammkapital einer GmbH oder das Grundkapital einer 
Aktiengesellschaft darstellt. Das Eigenkapital heißt Geschäftsguthaben; es wird 
aus der Summe der von den Genossen auf die übernommenen Geschäftsanteile 
geleisteten Beträge gebildet. Bei einer eGmbH darf ein Genosse nicht mehr als 
einen Geschäftsanteil übernehmen, bei der mit beschränkter Haftung ist die 
Erwerbung mehrerer Anteile gestattet. 

Die Einzahlungen auf den Geschäftsanteil müssen durch Statut nach Betrag 
und Zeit bestimmt sein; sie haben mindestens für eine gegebene Zeit 10 °/o des 
Geschäftsanteils zu umfassen. Hat ein Genosse also einen Geschäftsanteil von 
1000 DM übernommen, der in Monatsraten einzuzahlen ist, so kommen als 
monatliche Mindestsumme 100 DM in Frage. 
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Vom Geschäftsanteil ist die Haftsumme zu unterscheiden. Sie darf bei der 
eGmbH nach § 131 GenG für den einzelnen Genossen nicht niedriger sein als 
sein Geschäftsanteil. 

Der Gewinn oder Verlust des ersten Geschäftsjahres wird nach dem Verhält- 
nis der auf den Geschäftsanteil erfolgten Einzahlungen verteilt, in späteren 
Jahren nach Maßgabe der Geschäftsguthaben, wenn nicht das Statut eine an- 
dere Verteilung anordnet. 

Bei nicht voll eingezahltem Geschäftsanteil oder einem durch Verlust vermin- 
derten wird der Gewinn zugeschrieben. Nach Statut kann aus dem Gewinn oder 
einem Gewinnteil ein Reservefonds gebildet werden. 

Beispiel einer Gründung: 

30 Bauern eines Dorfes bilden eine Obst- und Gemüseabsatzgenossenschaft 
mbH. Der Geschäftsanteil der Genossen ist auf 2000 DM festgesetzt worden, wo- 
von bei Errichtung der Genossenschaften am 1. April 25% und der Rest in 
5 gleichen Monatsraten zu jedem Monatsersten einzuzahlen ist. Die Haftung 
der Genossen entspricht dem Geschäftsanteil. Die Einzahlungen finden über 
die ortsansässige Genossenschaftsbank statt. 

Bauer A bringt einen Lastkraftwagen ein, der zu 5000 DM geschätzt und ihm 
sogleich voll auf seinen Geschäftsanteil verrechnet wird. Der Rest wird ihm 
mit Fälligkeit 1. Oktober auf Bankkonto gutgeschrieben. 

Buchungen am 1. April: 

1. Einbringungskonto A 

an Geschäftsguthabenkonto 2 000 DM 

an Bankkonto 3 000 DM 5 000 DM 

2. Einbringungskonten (29 Genossen) 

an Geschäftsguthabenkonto (29 ä 500) 14 500 DM 

3. Bankkonto 

an Einbringungskonten 14 500 DM 

4. Fuhrpark 

an Einbringungskonto A 5 000 DM 



Einbringungskonto A Geschäftsguthabenkonto 



1) 5 000 


5 000 (4 


Bil. 16 500 


2 000 (1 

14 500 (2 


Einbringungskonten 


16 500 


16 500 


2) 14 500 


14 500 (3 Bankkonto 


Fuhrparkkonto g iL 


3 000 (1 

14 500 Bil. 


4) 5 000 


5 000 Bil. 17 500 


17 500 


Aktiva Gründungsbilanz Passiva 


Kraftwagen 

Bankguthaben 


5 000 
14 500 

19 500 


Geschäftsguthaben 

Bankschuld 


16 500 
3 000 

19 500 
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3 . Umwandlungsbilanzen 

Eine Umgründung oder Umwandlung liegt vor, wenn eine bestehende Unter- 
nehmung in eine andere Form gebracht wird. Dabei können alle möglichen 
Formveränderungen von der Einzelunternehmung zur Personen- oder Kapital- 
gesellschaft oder umgekehrt Vorkommen. 

a) Unechte Umwandlungen 

Die Umwandlung der Einzelimternehmung in eine Offene Handels- oder 
Kommanditgesellschaft gilt steuerrechtlich als Verkauf. Darum müßte eigent- 
lich der Einzelunternehmer sein Geschäftsvermögen zu dem im Augenblick 
der Übereignung maßgebenden Veräußerungswert bilanzieren, also vorhan- 
dene stille Rücklagen auflösen und evtl, auch seinen Geschäftswert berücksich- 
tigen. Da ihm aber auf solche Weise ein steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn 
entstände, der bei Fortführung des Geschäfts in neuem Gewände nicht vertret- 
bar erscheint, gestatten finanzgerichtliche Entscheidungen, die Überleitung der 
Einzelunternehmung nach der bisherigen Buchbilanz zu vollziehen. Der Gesell- 
schaftsvertrag enthält dann oft die Vereinbarung, daß die bei späterer Offen- 
legung stiller Rücklagen verwirklichten Gewinne nur dem Einbringer der Sach- 
werte zuzufließen haben. 

Ähnlich verhält es sich mit der Umwandlung einer Einzelunternehmung in 
eine Aktiengesellschaft. Hier spricht man an Stelle von Kauf von der Ein- 
bringung eines Einzelunternehmens in die betreffende Kapitalgesellschaft. Der 
RFH begründete die Fortführung der Buchwerte unter Ausschluß von Gewinn- 
verwirklichung für den Einbringer mit dem Hinweis, daß es sich bei dem Vor- 
gang lediglich um eine Fortführung des alten Unternehmens in neuer Rechts- 
form handele. Voraussetzung sei allerdings, daß der Einbringer an der neuen 
Rechtsform wesentlich beteiligt sei. 

Die geschilderten Umgründungen und auch die einer Personengesellschaft in 
eine andere Personen- oder Kapitalgesellschaft gelten nicht als echte Umwand- 
lungen und sind daher auch nicht durch besondere Gesetzesvorschriften gere- 
gelt. Es kommen lediglich die Bestimmungen des HGB über den Eintritt oder 
das Ausscheiden von Gesellschaftern bzw. die über die Auflösung und Neu- 
gründung einer Gesellschaft in Frage. Eine Personengesellschaft kann z. B. nur 
dadurch in eine Kapitalgesellschaft umgewandelt werden, daß die Gesellschafter 
sie auflösen (liquidieren) und die gewünschte Kapitalgesellschaft neu errichten. 
Das Vermögen der Personengesellschaft wird dann entweder geschlossen in die 
neue Rechtsform übertragen oder die Gesellschafter treten ihre Anteile so an 
die Kapitalgesellschaft ab, daß diese der alleinige Rechtsträger des Gesell- 
schaftsvermögens wird. Die Gesellschafter haften nach § 159 HGB weiter für 
die Verbindlichkeiten der Personengesellschaft. 

Für die Bewertung der ursprünglichen Firma ist, wie bereits bei der Bewer- 
tung dargetan, neben dem aus einer einwandfreien Vermögensbilanz hervor- 
gehenden Substanzwert die Ertragslage der Unternehmung zu berücksichtigen. 
Für den Substanzwert ist als obere Grenze der Teilwert nach § 6 EStG zu 
beachten, weil das Unternehmen als Ganzes bestehenbleibt und persönliche 
Verhältnisse außer Ansatz bleiben müssen. 
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Zur Ermittlung eines Ertrags wertes ist vom Durchschnittswert mehrerer Jahre 
auszugehen, der dann zum brancheüblichen Zinsfuß kapitalisiert wird. Ertrags- 
wertformel: 

Durchschnittsertrag ♦ 100 
Prozentsatz 

Um dem Käufer der Unternehmung auch eine Chance zu lassen, wird beim 
Verkauf der Firma das arithmetische Mittel aus Substanz- und Ertrags wert 
genommen. 

Substanzwert 4- Ertragswert 
2 



Sollen bei einer Umwandlung die bisherigen Bilanzwerte geändert werden, so 
findet die Verbuchung der Erhöhungen oder Minderungen mit Hilfe eines 
Neubewertungskontos statt. 



Beispiel: 

Der Gebäudewert ist um 15 000 DM, der der Maschinen um 50 000 DM und der 
der Wertpapiere um 3000 DM zu erhöhen; die Buchforderungen werden mit 
12 000 DM niedriger angenommen. Dann ist zu buchen: 



Gebäudekonto 

Maschinenkonto 

Wertpapierkonto 

an Neubewertungskonto 

Neubewertungskonto 

an Kundenkonto 
an Kapitalkonto 



15 000 DM 
50 000 DM 
3 000 DM 



12 000 DM 
56 000 DM 



68 000 DM 



68 000 DM 



b) Echte Umwandlungen 

An echten Umwandlungen sieht das Aktiengesetz in den §§ 257 — 287 AktG, 
§§ 350 — 381 Entw. folgende Fälle vor: 

Aus einer AG wird eine KGaA oder umgekehrt. 

Aus einer AG oder KGaA wird eine GmbH. 

Aus einer GmbH wird eine AG oder KGaA. 

Aus einer bergrechtlichen Gewerkschaft wird eine AG oder KGaA. 

In allen diesen Fällen geht die Umwandlung so vor sich, daß das maßgebliche 
Gesellschaftsorgan mit vorgeschriebener Stimmenmehrheit und unter Beach- 
tung der im Gesetz gegebenen Formvorschriften eine Satzungsänderung be- 
schließt, dann die neue Unternehmungsform zum Handelsregister angemeldet 
wird und die bisherigen Mitgliedsrechte in solche der neuen Form umgestaltet 
werden. Den Gläubigem der alten Gesellschaft ist, wenn sie sich binnen sechs 
Monaten nach Bekanntgabe der Eintragung melden, Sicherheit zu gewähren. 

Beispiel: 

Eine Maschinenfabrik, die von einer GmbH betrieben wird, beabsichtigt eine 
Ausweitung der Unternehmung und zur Durchführung des Vorhabens die 
Umwandlung in eine Aktiengesellschaft. Die Vermögensbilanz der GmbH weist 
folgende Posten auf: 
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Aktiva Bilanz der GmbH Passiva 



Grundstücke 


254 400 


Stammkapital 


1 200 000 


Gebäude 


575 200 


Rücklagen 


122 000 


Maschinen 


174 800 


Wohlfahrtsfonds 


49 400 


Beteüigungen 


49 700 


Obligationenschulden 


150 000 


Fabrikate 


452 300 


V erbindlichkeiten 


586 800 


Roh- und Hilfsstoffe 


467 500 


Kundenanzahlungen 


235 400 


Wertpapiere 


17 400 


Akzepte 


165 000 


Buchforderungen 


415 400 


Gewinn 


6 000 


Besitzwechsel 


77 900 






Bankguthaben 


22 800 






Kasse 


7 200 








2 514 600 




2 514 600 



Für die Umwandlung soll durch Offenlegung stiller Rücklagen der Wert der 
Gebäude mit 593 200, der der Maschinen mit 234 800 und der der Wertpapiere 
mit 23 400 angesetzt werden. 

Vom Stammkapital besitzt 



A 


460 000 


B 


400 000 


C 


240 000 


D 


70 000 


E 


30 000 



Die Gesellschafter werden für ihren Stammanteil und für den ihnen zufallen- 
den Gewinn mit Aktien zum Nennwert entschädigt. Das Aktienkapital wird auf 
1 700 000 DM erhöht; den Aktienrest übernimmt die Bank der bisherigen 
GmbH zum Kurse von 115 °/o. Für Aktienausgabe und Umwandlungskosten 
werden 25 000 DM zurückgestellt. 



Buchungen der GmbH: 






1. Grundstückskonto 
Maschinenkonto 
Wertpapierkonto 

an Gewinn- und Verlustkonto 


18 000 DM 
60 000 DM 
6 000 DM 


84 000 DM 


2. Gewinn- und Verlustkonto 
an Kapitalkonto A 
an Kapitalkonto B 
an Kapitalkonto C 
an Kapitalkonto D 
an Kapitalkonto E 


34 500 DM 
30 000 DM 
18 000 DM 
5 250 DM 
2 250 DM 


90 000 DM 


3. Konto Aktiengesellschaft 
an Aktivkonten 




2 598 600 DM 


4. Passivkonten 
Rücklagekonto 
Stammkapitalkonto 

an Konto Aktiengesellschaft 


1 186 600 DM 
122 000 DM 
1 290 000 DM 


2 598 600 DM 


Buchungen der Aktiengesellschaft: 






1. Konto der Aktionäre 

an Grundkapitalkonto 
an Agiokonto 


1 700 000 DM 
61 500 DM 


1 761 500 DM 


2. Aktivkonten 

an Konto GmbH 




2 598 600 DM 
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3. Konto GmbH 

an Passivkonten 
an Rücklagekonto 
an Konto der Aktionäre 

4. Bankkonto 

an Konto der Aktionäre 

5. Agiokonto 

an Rückstellung 
an Rücklagekonto 



1 186 600 DM 
122 000 DM 
1 290 000 DM 



25 000 DM 
36 500 DM 



2 598 600 DM 
471 500 DM 

61 500 DM 



Konto der Aktionäre 



1) 1 761 500 


1 290 000 (3 

471 500 (4 


1 761 500 


1 761500 


Agiokonto 




61 500 (1 


Konto 


GmbH 


3) 2 598 600 


2 598 600 (2 


Rücklai 


'ekonto 



122 000 (3 

36 500 (5 



158 500 



Aktiva 



Grundkapitalkonto 



> 

** 

i 


1 700 000 (1 


tonten 


2) 2 598 600 

Passiv! 


[tonten 




1 186 600 (3 


Bankkonto 


4) 471 500 | 

Rückstellung 




25 000 (5 





Passiva 



Bilanz der Aktiengesellschaft 



Grundstücke 


254 400 


Gebäude 


593 200 


Maschinen 


234 800 


Beteiligungen 


49 700 


Fabrikate 


452 300 


Roh- und Hilfsstoffe 


467 500 


Wertpapiere 


23 400 


Buchforderungen 


415 400 


Besitzwechsel 


77 900 


Bankguthaben 


494 300 


Kasse 


7 200 



3 070 100 



Grundkapital 


1 700 000 


Rücklagen 


158 500 


Rückstellung 


25 000 


Wohlfahrtsfonds 


49 400 


Obligationenschulden 


150 000 


V erbindlichkeiten 


586 800 


Kundenanzahlungen 


235 400 


Akzepte 


165 000 




3 070 100 



c) Das Umwandlungsgesetz 

Die Möglichkeit, eine Kapitalgesellschaft unter Wahrung ihrer Wesensgleich- 
heit in eine Personengesellschaft umzuwandeln, ist erst durch das Gesetz über 
die Umwandlung von Kapitalgesellschaften vom 5. Juli 1934 mit Durchfüh- 
rungsverordnungen aus den Jahren 1934, 1935, 1936 und 1937 geschaffen worden. 

Bis dahin mußte man zur Erreichung dieses Zieles die Kapitalgesellschaft ent- 
sprechend dem Vorgang bei der Umwandlung einer Personengesellschaft in 
eine Kapitalgesellschaft auflösen und die Personengesellschaft neu gründen. 
Durch das angegebene Gesetz wurde das Verfahren wesentlich vereinfacht. An 
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die Stelle von Auflösung, Neugründung und Vermögensübertragung trat ein 
Gesellschafterbeschluß, mit dessen Eintragung im Handelsregister die Kapital- 
gesellschaft erlosch. Das Vermögen und die Verbindlichkeiten der Kapital- 
gesellschaft wurden als Ganzes nach Art der Gesamtrechtsnachfolge Vermögen 
und Schulden der Personengesellschaft. 

Diese Vorschriften behielten nach dem handelsrechtlichen Bereinigungsgesetz 
vom 18. April 1950 Gültigkeit bis zum 31. Dezember 1956 und wurden dann 
durch das nicht befristete Umwandlungsgesetz vom 12. November 1956 über- 
nommen. 

Das Gesetz sieht folgende Umwandlungen vor: 

1. von Aktiengesellschaften, 

2. von Kommanditgesellschaften auf Aktien, 

3. von Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 

4. von bergrechtlichen Gewerkschaften 

a) in eine bestehende OHG, 

b) in eine Einzelunternehmung, 

c) in eine gleichzeitig zu errichtende OHG, 

d) in eine KG, 

e) in eine gleichzeitig zu errichtende Gesellschaft bürgerlichen Hechts. 

Besitzt die OHG z. B. alle Aktien der umzuwandelnden AG, so bedarf es keines 
Veräußerungsvertrages. Der Vorstand hat den Umwandlungsbeschluß zur Ein- 
tragung im Handelsregister anzumelden und dazu eine Bilanz vorzulegen, die 
höchstens 6 Monate vor der Anmeldung aufgestellt wurde. Den Gläubigern der 
AG ist Sicherheit zu leisten. 

Befinden sich mehr als drei Viertel des Grundkapitals in der Hand der OHG, so 
kann die Hauptversammlung mit den Stimmen der OHG die Umwandlung be- 
schließen. Zur Beschlußfassung ist der Gegenstand zwei Wochen vorher anzu- 
kündigen und allen Aktionären mitzuteilen. Die sonstigen Formalitäten sind 
die gleichen. 

Die ausscheidenden Aktionäre haben Anspruch auf angemessene Abfindung. 
Beispiel: 

Die chemischen Werke Wehner und Decker AG mit einem Grundkapital von 
300 000 DM sollen auf Beschluß der Hauptaktionäre Wehner, Becker & Berger, 
die zusammen über 80% des Grundkapitals verfügen, in eine OHG mit der 
Firma Wehner & Decker umgewandelt werden. 

Wehner besitzt Aktien mit 130 000 DM Nennwert 
Decker mit 70 000 DM Nennwert 

Berger mit 40 000 DM Nennwert 

Der Rest von 60 000 DM ist Splitterbesitz. 

Das Vermögen der AG am Beschlußtage geht aus nachstehender Bilanz hervor. 
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Aktiva Bilanz der Wehner & Decker AG Passiva 



Grundstücke 


55 000 


Gebäude 


97 000 


Maschinen 


33 000 


Geschäftsausstattungg 


10 000 


Lizenzen 


1000 


Fabrikate 


47 000 


Roh- und Hilfsstotfe 


64 000 


Buchforderungen 


85 000 


Besitzwechsel 


31 000 


Bankguthaben 


73 000 


Kasse 


14 000 
510 000 



Grundkapital 
gesetzliche Rücklage 


30 000 


300 000 


freie Rücklage 


45 000 


75 000 


Hypotheken 




34 000 


V erbindlichkeiten 




75 000 


Akzepte 




18 000 


Gewinn 




8 000 



510 000 



Folgende Neubewertungen werden vorgenommen: 

Höherbewertung der Gebäude um 15 000 DM und der Maschinen um 16 000 DM; 
der Wert der Lizenzen ist abzuschreiben. 

Für Umwandlungskosten wird eine Rückstellung von 5000 DM gebildet. 

Das aus der Neubewertung hervorgehende Vermögen wird auf die Aktionäre 
nach dem Bilanzkurs (Eigenkapital : 1 °/o des Grundkapitals) verteilt. 

Für die Abwicklung der Umwandlung ist § 6 des Umwandlungsgesetzes zu 
berücksichtigen, der inhaltlich § 267 AktG entspricht, wonach den Gläubigern 
der AG aus der Zeit vor der Eintragung der Umwandlung Sicherheit zu ge- 
währen ist. Das geschieht durch Übertragung des Vermögens der Aktiengesell- 
schaft für ein halbes Jahr auf ein Sperrkonto. 

Zur Übertragung des Vermögens der AG wird ein Übergabekonto verwandt, 
während sich die OHG eines Übernahmekontos bedient. 



Buchungen der AG: 

1. Gebäudekonto 
Maschinenkonto 

an Neubewertungskonto 

2. Neubewertungskonto 

an Lizenzen 

an Rückstellung (Kosten) 

an freie Rücklage 

3. Grundkapital 
gesetzliche Rücklage 
freie Rücklage 
Gewinn- und Verlustkonto 

an Sperrkapital 

4. Übergabekonto 

an Aktivkonten 



15 000 DM 

16 000 DM 31 000 DM 



1 000 DM 
5 000 DM 

25 000 DM 31 000 DM 

300 000 DM 
30 000 DM 
70 000 DM 

8 000 DM 408 000 DM 



540 000 DM 



5. Sperrkapital 
Verbindlichkeiten 
Rückstellung 

an Übergabekonto 



408 000 DM 
127 000 DM 

5 000 DM 540 000 DM 



Der Bilanzkurs ergibt sich aus dem Verhältnis des neuen Eigenkapitals zu 1 °/o 
des Grundkapitals, also aus 

408 000 



3 000 



= 136 
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Danach beträgt der Anteil von Wehner 


136 


X 


1 300 = 176 800 DM 


von Decker 


136 


X 


700 = 95 200 DM 


von Berger 


136 


X 


400 = 54 400 DM 


der Kleinaktionäre 


136 


X 


600 = 81 600 DM 

408 000 DM 



Buchungen der OHG: 

1. Aktivkonten 

an Übernahmekonto 

2. Übernahmekonto 

an Sperrkapital 
an Verbindlichkeiten 
an Rückstellung 



540 000 DM 



408 000 DM 
127 000 DM 

5 000 DM 540 000 DM 



Nach Ablauf der Sperrfrist ist das Sperrkapital an die Gesellschafter aufzu- 
teilen. 



3. Sperrkapital 

an Kapitalkonto Wehner 
an Kapitalkonto Decker 
an Kapitalkonto Berger 
an Kleinaktionäre 



4. Kleinaktionäre 

an Bankkonto (Abfindung) 



176 800 DM 
95 200 DM 
54 400 DM 
81 600 DM 



408 000 DM 
81 600 DM 



Aktiva 



Bilanz der OHG 



Passiva 



Grundstücke 


55 000 


Gebäude 


112 000 


Maschinen 


49 000 


Geschäftsausstattung 


10 000 


Fabrikate 


47 000 


Roh- und Hilfsstoffe 


64 000 


Buchforderungen 


85 000 


Besitzwechsel 


31 000 


Kasse 


14 000 
467 000 



Kapitalkonto Wehner 


176 800 


Kapitalkonto Decker 


95 200 


Kapitalkonto Berger 


54 400 


Rückstellung 


5 000 


Hypotheken 


34 000 


V erbindlichkeiten 


75 000 


Akzepte 


18 000 


Bank 


8 600 




467 000 



d) Steuerliche Auswirkungen der Umwandlungen 

Die vorausgegangenen Ausführungen ließen schon erkennen, daß nach Ent- 
scheidungen des RFH bei Einbringung einer Einzelunternehmung in eine 
Personen- oder Kapitalgesellschaft keine eine Einkommensteuerpflicht be- 
gründende Betriebsveräußerung vorliegt, sobald der Kaufmann am neuen 
Unternehmen wesentlich beteiligt ist und soweit die letzten Buchwerte der 
Einzelunternehmung die Anfangswerte der Gesellschaft darstellen. 

Dagegen unterliegt das Einbringen von Gegenständen oder Leistungen in eine 
Personengesellschaft gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten der Umsatz- 
steuer, die bei Einbringung der Unternehmung im ganzen 1 °/o des Entgelts 
ausmacht. Die Veräußerung an Abkömmlinge, Stiefkinder oder deren Ab- 
kömmlinge oder zwischen Miterben zur Erbauseinandersetzung bleibt steuer- 
frei. 
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Bei Einbringung eines ganzen Einzelunternehmens in eine Kapitalgesellschaft 
entfällt die Umsatzsteuer, da Sacheinlagen in eine Kapitalgesellschaft nach 
§ 2 KVStG der Gesellschaftsteuer unterliegen. 

Wird eine Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft oder in ein Einzel- 
unternehmen umgewandelt, so sind bei Beendigung der Kapitalgesellschaft, 
gleichviel, ob mit oder ohne Liquidation, auch vorhandene stille Rücklagen 
aufzulösen, und der gesamte Gewinn der Kapitalgesellschaft ist von der Kör- 
perschaftsteuer zu erfassen. Wenn die Anteile der bisherigen Anteilseigner zu 
deren Betriebsvermögen gehörten, dann unterliegt ein durch die Umwandlung 
in eine Personengesellschaft oder Einzelfirma erzielter Gewinn gleich jedem 
anderen Betriebsgewinn der Einkommensteuer. 

Für Umwandlungen nach dem Umwandlungsgesetz vom 12. 11. 1956, die in der 
Zeit vom 1. 1. 1957 bis 31. 12. 1959 beschlossen wurden, brachte das Umwand- 
lungs-Steuergesetz vom 11. 10. 1957 erhebliche Erleichterungen. Für Umwand- 
lungen ab 1. 1. 1960 finden nach § 15 Abs. 1 Satz 1 KStG die Bestimmungen über 
die Besteuerung der Liquidation (§ 14) wieder Anwendung: „Bei einer Kapital- 
gesellschaft, die ihre Auflösung beschlossen hat, ist der im Zeitpunkt der Ab- 
wicklung erzielte Gewinn der Besteuerung zugrunde zu legen.“ Nur tritt nach 
§ 15 Abs. 2 an die Stelle des Gewinns die für die Übertragung des Vermögens 
gewährte Gegenleistung, die bei der Übertragung des Vermögens auf eine aus 
den bisherigen Gesellschaftern zu bildende Personengesellschaft in der Summe 
der übertragenen Teilwerte besteht. 

Bei Umwandlungen von Kapitalgesellschaften in Personengesellschaften wird 
der Umwandlungsgewinn sonst als Differenz aus der Summe der Teilwerte der 
übertragenen Wirtschaftsgüter und dem Betriebsvermögen am Schluß des der 
Umwandlung vorangegangenen Wirtschaftsjahres ermittelt. Nach einer BFH- 
Entscheidung braucht dabei ein selbstgeschaffener Geschäftswert nicht ausge- 
wiesen zu werden. 

e) Ausscheiden von Gesellschaftern 

Gesellschaftsunternehmungen können ihre Form dadurch ändern, daß Gesell- 
schafter ausscheiden. Tritt aus einer OHG mit zwei Teilhabern ein Gesellschaf- 
ter aus, so hat praktisch die OHG zu bestehen aufgehört, und aus ihr ist bei 
Fortführung des Betriebes eine Einzelunternehmung geworden. 

Stirbt ein Gesellschafter einer OHG, so können seine Erben das Verlangen 
äußern, der Gesellschaft mit ihrem Erbteil als Kommanditisten anzugehören. 
Die OHG hat sich zu einer KG gewandelt. 

Wie wirkt sich ein Gesellschafteraustritt bilanzmäßig 
aus ? 

Der ausscheidende Gesellschafter ist für die Aufgabe seiner Mitgliedschaft zu 
entschädigen. Diese Entschädigung stellt den Kaufpreis für die Übernahme des 
Gesellschaftsanteils dar. Er kann in einem festen Betrage bestehen, der even- 
tuell in wenigen Raten zu begleichen ist, oder auch in rentenartig laufenden 
Bezügen. 

Ist der Kaufpreis eine Summe, so bildet ihre Festsetzung den Hauptpunkt der 
Auseinandersetzungs Verhandlungen; bei Rentenentschädigung wird die zu 
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bilanzierende (aktivierende) Entschädigung nach § 16 BewG aus der Jahres- 
leistung und dem Lebensalter des ausscheidenden Gesellschafters in der Weise 
ermittelt, daß man die Jahresleistung mit dem aus dem Lebensalter des Aus- 
scheidenden hervorgehenden Vervielfacher multipliziert, z. B. Jahresrente 
6000 DM, Alter des Gesellschafters 70 Jahre. Der Vervielfacher ist 7. Also ist 
der kapitalisierte Betrag 6000 X 7 = 42 000 DM. 

Hinsichtlich der Höhe der Abfindung sind bei Zahlung einer von vornherein 
vereinbarten Summe folgende Fälle denkbar: 

1. Die Abfindung entspricht dem Stande des Kapitalkontos des ausscheiden- 
den Gesellschafters für den Tag des Ausscheidens, d. h. im Anschluß an eine 
für den Ausscheidetag aufgestellte Steuerbilanz. 

2. Der Gesellschafter erhält mehr, als sein Kapitalkonto ausweist. 

3. Die Entschädigung bleibt hinter dem Kapitalanteil zurück. 

1. Der erste Fall ist in der Durchführung der einfachste. Man ist bei Bemes- 
sung der Entschädigung von der Auffassung ausgegangen, daß hinter den 
Buchwerten des Unternehmens keine oder doch nur unbedeutende stille Rück- 
lagen verborgen sind. Dem ausscheidenden Gesellschafter fließt somit kein Ver- 
äußerungsgewinn zu, und das Ausscheiden hat daher auch keinen Einfluß auf 
seine Einkommensteuer. 

Für die Vermögenslage der Gesellschaft ist es ohne Einfluß, ob der Anteil des 
ausscheidenden Gesellschafters von den zurückbleibenden Gesellschaftern oder 
von einem Fremden erworben wird, da sich das Vermögen weder nach Höhe 
noch nach Zusammensetzung ändert. Der Kapitalanteil des Ausscheidenden ist 
nur auf die übrigen Gesellschafter oder auf den Fremden zu übertragen, von 
dem der Kaufpreis entrichtet wurde: 

Kapitalkonto ausscheidender Gesellschafter 
an Kapitalkonto A usw. 

Der Vorgang der Zahlung berührt die Buchführung der Gesellschaft nicht. 

Soll die Gesellschaft ohne einen Ersatz für den Ausscheidenden fortgeführt 
werden, so ist der Ausscheidende mit Mitteln der Gesellschaft abzufinden. Da- 
mit die Liquidität der Gesellschaft unter dem Ausscheiden nicht leidet, wird 
der vereinbarte feste Preis zuweilen in Raten beglichen, die noch im gleichen 
Jahr fällig sind oder sich kurzfristig über mehrere Jahre erstrecken. Steuerlich 
wird dieser Stundung keine Beachtung geschenkt, so daß trotz der Stundung 
oder Ratenzahlung der Veräußerungspreis als im Zeitpunkt der Veräußerung 
vereinnahmt gilt. Mit der Übertragung des Kapitalkontos des Ausscheidenden 
auf sein Kontokorrentkonto, soweit nicht Barabfindung stattfand, ist der An- 
spruch des Ausscheidenden als erfüllt anzusehen. Etwa zu zahlende Zinsen 
sind natürlich steuerpflichtig. Danach ergeben sich folgende Buchungen: 

Kapitalkonto ausscheidender Gesellschafter 
an Kasse (Bank) 

an Kontokorrentkonto usw. aussch. Ges. 

2. Der ausscheidende Gesellschafter erhält eine Abfindung, die über den Be- 
trag seines Kapitalkontos hinausgeht, weil er seinen Anteil an stillen Rück- 
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lagen und gegebenenfalls an einem dem Unternehmen mittlerweile entstan- 
denen Geschäftswert beansprucht. Man bezeichnet diesen durch gute Leitung, 
Leistung usw. gebildeten Geschäftswert als „originären“ oder ursprünglichen 
im Gegensatz zu dem beim Kauf einer Firma vergüteten „derivativen“ oder 
abgeleiteten Geschäftswert. 

Grundsätzlich darf durch die Mehrabfindung kein Verlust für die Gesellschaft 
entstehen. Darum ist das Kapitalkonto des ausscheidenden Gesellschafters 
durch die auf seinen Anteil entfallenden stillen Rücklagen am Anlage- und 
Umlaufvermögen aufzufüllen. Stehen nicht genügend stille Rücklagen zur 
Verfügung, so darf für einen Rest ein dem Unternehmen innewohnender Ge- 
schäftswert in Anspruch genommen werden. Für den oder die zurückbleiben- 
den Gesellschafter ist mit dieser Offenlegung stiller Rücklagen eine Erhöhung 
ihres Kapitals nicht verbunden. 

Der ausscheidende Gesellschafter ist für den Mehrbetrag nach §§ 16 und 34 
EStG einkommensteuerpflichtig. 



Beispiel : 

Aus einer OHG mit 3 Gesellschaftern, die über je 50 000 DM Geschäftsanteil 
verfügen, scheidet Gesellschafter A aus und erhält als Abfindung 70 000 DM, die 
sofort mit 40 000 DM in bar und mit je 10 000 DM in 3 Halbjahresraten ab 
1. Oktober durch die Bank zu entrichten sind. Eine Verzinsung der Raten findet 
nicht statt. Der Mehrbetrag von 20 000 DM setzt sich aus folgenden Beträgen 
zusammen: 



Vs stille Rücklage an Grund und Boden mit 5000 DM, an Gebäuden mit 
7000 DM, an Maschinen mit 4000 DM und am Geschäftswert mit 4000 DM. 



Die Gesellschaft bucht: 

Grund und Boden 
Gebäude 
Maschinen 
Geschäfts wert 

an Kapitalkonto A 

Kapitalkonto A 
an Kasse 

an Kontokorrentkonto A 



5 000 DM 
7 000 DM 
4 000 DM 
4 000 DM 



20 000 DM 



40 000 DM 

30 000 DM 70 000 DM 



Bilanz der OHG vor und nach der Auseinandersetzung 



Aktiva 


Buch- 

wert 


Zeit- 

wert 


Passiva 


Buch- 

wert 


Zeit- 

wert 


Grund und Boden 


20 000 


25 000 


Buchschulden 


50 000 


50 000 


Gebäude 


60 000 


67 000 


Wertberichtigung 


8 000 


8 000 


Maschinen 


15 000 


19 000 


Kapitalkonto A 


50 000 


70 000 


Geschäftsausstattung 


8 000 


8 000 


Kapitalkonto B 


50 000 


50 000 


Halb- u. Fertigfabrik. 


35 000 


35 000 


Kapitalkonto C 


50 000 


50 000 


Roh- und Hilfsstoffe 


15 000 


15 000 








Buchforderungen 


35 000 


35 000 








Barwerte 


20 000 


20 000 








Geschäftswert 


— 


4 000 








. 


208 000 | 


228 000 




208 000 


228 000 
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Wird ein ausscheidender Gesellschafter zum Teil mit Sachwerten abgefunden, 
so sind diese nach § 16 Abs. 3 Satz 3 EStG zum gemeinen Wert, also zum 
regulären Verkaufspreis, anzusetzen. Nehmen wir an, Gesellschafter A unse- 
res Bilanzbeispiels erhalte als Teilentschädigung eine Maschine, die mit 
5000 DM zu Buch stand, jetzt aber mit 12 000 DM angerechnet wird. 

Der Veräußerungsgewinn des A wird dadurch nicht berührt, da dieser allein 
durch die Kapitalheraufsetzung um 20 000 DM gegeben ist, in der auch der 
stille Rücklagenanteil an den Maschinen steckt. Was A aus dem Maschinen- 
konto zufließt, ist neben den 4000 DM Rücklage der Wert der Maschine mit 
5000 DM Buchwert. Die 3000 DM, für die er darüber hinaus belastet wird, 
sind außerordentlicher Ertrag der Gesellschaft, durch den stille Rücklagen der 
Gesellschafter B und C infolge des Ausscheidens der Maschine offenbar wer- 
den. Darum ist zu buchen: 

Kapitalkonto A 

an Maschinenkonto 9 000 DM 

an außerordentlicher Ertrag 3 000 DM 12 000 DM 

3. Der dritte Fall, daß der ausscheidende Gesellschafter mit weniger als mit 
seinem Anteilnennwert abgefunden wird, müßte für die zurückbleibenden 
Gesellschafter einen Gewinn ergeben, wenn klar und unwiderlegbar feststeht, 
daß sich der ausscheidende Gesellschafter nur aus besonderen und erkenn- 
baren Umständen mit einem niedrigeren Abfindungsbetrag zufrieden geben 
mußte. 

Im Regelfall wird aber der niedrigere Abfindungsbetrag als Beweis dafür 
anzusehen sein, daß die Buchwerte der Gesellschaft über den Teilwerten lie- 
gen. Damit nun kein Gewinn für die Gesellschaft entsteht, wird man die Buch- 
werte um den Unterschiedsbetrag zwischen der Abfindung und dem Kapital- 
nennbetrag des Ausscheidenden senken. Nach einem Urteil des RFH sind für 
die Herabsetzung nur Güter des Anlagekapitals zu berücksichtigen. 



Beispiel: 

Der Gesellschafter A des vorausgegangenen Bilanzbeispiels soll nur 45 000 DM 
erhalten. Für die Werteinbuße von 5000 DM sind folgende Buchwertkürzun- 
gen vorgesehen: An Gebäuden 2000 DM, an Maschinen 2000 DM und an der 
Geschäftsausstattung 1000 DM. Daraufhin bucht die Gesellschaft unter der An- 
nahme einer sofortigen Barabfindung mit 10 000 DM: 



Kapitalkonto A 

an Gebäudekonto 
an Maschinenkonto 
an Geschäftsausstattung 
an Kasse 

an Kontokorrentkonto 



2 000 DM 
2 000 DM 
1 000 DM 
10 000 DM 

35 000 DM 50 000 DM 



Tritt keine Minderung der Buchwerte ein, dann ist die Unterzahlung des aus- 
scheidenden Gesellschafters, die namentlich bei Abtretung eines Gesellschafter- 
anteils an nahe Angehörige zu beobachten ist, als Schenkung anzusehen. Eine 
Steuerpflicht entsteht dadurch für den oder die Beschenkten allerdings noch 
nicht, weil nach § 7 EStDV die bisherigen Buchwerte fortgeführt werden müssen. 
Darum sind Änderungen der Buchwerte immer nur so weit vorzunehmen, als 
sie für die Bemessung der Abfindung an den ausscheidenden Gesellschafter 
Bedeutung haben. 
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Lästiger Gesellschafter 

Steuerlich begünstigt ist die Abfindung an „lästige Gesellschafter“, die durch 
ihr Verhalten den Betrieb „wesentlich“ schädigen. Geht man bei ihnen mit der 
Abfindung über den Nennbetrag ihres Kapitalkontos hinaus, so brauchen da- 
für stille Rücklagen nicht aufgelöst zu werden, weil nach der Rechtsprechung 
des RFH der aufgewandte Mehrbetrag als Betriebsausgaben abgesetzt werden 
darf. 

Gehen wir wiederum von dem voraufgegangenen Bilanzbeispiel und der Tat- 
sache aus, daß Gesellschafter A als lästiger Gesellschafter mit 70 000 DM abzu- 
finden ist, so könnte die Gesellschaft buchen: 

Außerordentlicher Aufwand 

an Kapitalkonto A 20 000 DM 

Kapitalkonto A 

an Kasse (Bank) 70 000 DM 

Rentenzahlung 

Auf S. 323 wurde bereits darauf hingewiesen, daß bei Rentenzahlungen die 
Summe nach § 16 BewG zu ermitteln ist. Man paßt dann das Kapitalkonto 
durch Offenlegung stiller Rücklagen oder durch Buchwertkürzungen dem Ren- 
tenkapital an und überträgt seinen Inhalt auf ein Rentenkonto: 

Kapitalkonto A 

an Rentenkonto A 

Das Rentenkonto wird dann nach Maßgabe der Rentenleistungen getilgt: 

Rentenkonto 
an Kasse 

Da man jedoch nicht voraussehen kann, wie lange ein Ausgeschiedener seine 
Rente erhält, so empfiehlt sich auch nicht die Kapitalisierung der Rente nach 
dem Bewertungsgesetz. Es könnte sich sonst ein Betrag ergeben, der über 
dem Kapitalnennbetrag liegt, und dadurch ein steuerpflichtiger Veräußerungs- 
gewinn entstehen, in dessen Genuß der Ausgeschiedene niemals kommt. Darum 
darf nach einer RFH-Entscheidung (RStBl. 1930 S. 580) das Urteil über einen 
etwa vorhandenen Veräußerungsgewinn so lange zurückgestellt werden, bis 
aus der Gesamtheit der laufenden Bezüge hervorgeht, ob sie den Wert des 
Kapitalkontos erreicht oder gar überstiegen haben. Wurde der Kapitalstatus 
vom Ausscheidetag nicht erreicht, so hatte die Gesellschaft einen Veräuße- 
rungsgewinn; mußte die Gesellschaft durch eine längere Lebensdauer des Aus- 
geschiedenen mehr als den Kapitalnennbetrag zahlen, so ist der Mehrbetrag 
für die Gesellschaft Betriebsverlust, für den ausgetretenen Gesellschafter aber 
steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn. 

4. Sanierungsbilanzen 

a) Wesen, Ursachen und Voraussetzungen einer Sanierung 

Sanierung heißt Heilung; im betriebswirtschaftlichen Sinne versteht man dar- 
unter alle Maßnahmen organisatorischer und finanzieller Art, eine durch fal- 
sche Kapitaldisposition, Betriebsfehler oder äußere Einwirkungen in Not ge- 
ratene Unternehmung wieder liquide und rentabel zu machen. 
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Eine Unternehmung ist krank, wenn sie dauernd mit Unterbilanz abschließt; 
einmalige oder außerordentliche Verluste können auch in gesunden Betrieben 
Vorkommen. Sie werden in der Regel durch künftige Gewinne ausgeglichen 
und geben noch keinen Anlaß zu Besorgnissen. Andererseits ist zu bedenken, 
daß jede Verzögerung einer Hilfeleistung schweren Schaden auslösen kann; so- 
bald nämlich eine Unterbilanz in Überschuldung übergeht, die zur Anmeldung 
des Konkurses bzw. zum Antrag auf Eröffnung des gerichtlichen Vergleichs- 
verfahrens führt, erübrigt sich jegliche Sanierungsmaßnahme. 

Voraussetzung jeder Sanierung ist, daß das kranke Unternehmen besserungs- 
fähig ist, d. h. nach Durchführung des Heilungsprozesses wieder lebens- und 
entwicklungsfähig ist. Das kann nur durch eine Kapitalbedarfs- und Rentabi- 
litätsrechnung als Vorschaurechnung festgestellt werden. 

Der Kapitalbedarf ist auf Grund einer Bilanz nachzuweisen, in der das Ver- 
mögen zu den Werten einzusetzen ist, welche die Teile unter Beachtung aller 
für die Unternehmung bedeutsamen Umstände besitzen. Unter keinen Um- 
ständen können es Werte einer Schleuderliquidation sein. 



b) Sanierungsmaßnahmen 

Für die Sanierung besteht eine Reihe von Möglichkeiten, die einzeln oder 
kombiniert zur Anwendung kommen können: 

1. Anteilseigner leisten Kapitalzuzahlungen. 

Bei Einzelfirmen und Personengesellschaften werden solche Opfer in erster 
Linie von den unbeschränkt Haftenden gebracht, da Kommanditisten und stille 
Gesellschafter nach Vollzahlung ihrer Einlage zu weiteren Beteiligungen nicht 
verpflichtet sind. Leistungen ihrerseits sind freiwilliger Natur und haben oft 
eine Kräftigung der Stellung gegenüber den persönlich haftenden Gesellschaf- 
tern zur Folge. 

Die Gesellschafter einer GmbH können durch Gesellschaftsvertrag zur Leistung 
von Nachschüssen verpflichtet sein. 

2. Forderungsnachlässe seitens der Gläubiger. 

Die Gläubiger ziehen eine Forderungskürzung einer Konkursquote vor und sind 
darum an einer Sanierung stark interessiert. Zuweilen wird ein Zahlungsauf- 
schub (Moratorium) mit einem Zahlungsnachlaß verbunden. 

3. Aufnahme von Gesellschaftern, zuweilen verbunden mit einer Umgrün- 
dung. 

4. Bei Aktiengesellschaften wird Neukapital gebildet durch 

Begebung neuer Aktien, 

Ausgabe von Vorzugsaktien, 

Zuzahlung auf die alten Aktien gegen Gewährung von Vorzugsrechten, 
freiwillige Leistungen der Aktionäre ohne Vorteile, 

Verb rief ung von Vorrechten in Genußscheinen, 

Zuzahlung nach Zusammenlegung des Aktienkapitals. 
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Für die Kapitalherabsetzung als Sanierungsmaßnahme kennt das Aktiengesetz 
drei Formen: 

die ordentliche Kapitalherabsetzung nach §§ 175 ff. AktG, 

die vereinfachte Kapitalherabsetzung nach §§ 182 ff. AktG, 

die Kapitalherabsetzung durch Einziehung von Aktien gemäß §§ 192 ff. 

AktG. 

Für die Durchführung einer Sanierung wird in der Regel die vereinfachte 
Form gewählt. Sie unterscheidet sich von der ordentlichen insbesondere da- 
durch, daß Kapitalrückzahlungen an die Aktionäre nicht erfolgen dürfen und 
daß auch die Verteilung von Gewinn untersagt ist, solange die gesetzliche 
Rücklage nicht 10% des herabgesetzten Grundkapitals ausmacht. Vor der 
Kapitalherabsetzung müssen die über 10 % hinausreichende gesetzliche Rück- 
lage und eine vorhandene freiwillige Rücklage zur Verlustdeckung in An- 
spruch genommen werden. 

Steuerlich beachtlich ist, daß Sanierungsgewinne nach mehreren RFH-Ent- 
scheidungen (vom 2. 3. 1937, vom 20. 7. 1939 und vom 10. 4. 1940) bei der 
Gewinnermittlung sowohl für die Einkommensbesteuerung als nach § 11 
Ziff. 4 KStG auch für die Körperschaftsteuer nicht als Betriebseinnahmen zu 
berücksichtigen, wenn 

Schulden vom Gläubiger ganz oder teilweise erlassen werden, 
das Unternehmen sanierungsbedürftig ist, 
eine Sanierungsabsicht vorliegt und 

der Schulderlaß geeignet ist, ein sanierungsbedürftiges Unternehmen vor 
dem Zusammenbruch zu bewahren und wieder ertragsfähig zu machen. 

Die Sanierungsbedürftigkeit ist nach der Gesamtleistungsfähigkeit des Betrie- 
bes, insbesondere der Liquidität und der Rentabilität und vom inneren Wert 
des Betriebsvermögens ausgehend, zu beurteilen (RFH 1938). 

Die Kosten der Sanierung mindern lediglich den steuerfreien Sanierungs- 
gewinn. Sanierungen durch Zuführung von neuem Kapital, das als Einlage zu 
buchen ist, beeinflussen den Gewinn ohnehin nicht. 



c) Sanierung einer Einzelfirma 



Aktiva 



Bilanz vor der Sanierung 



Passiva 



Grundstücke und Gebäude 


62 000 


Kapital 


20 000 


Waren 


55 000 


Hypothek 


40 000 


Debitoren 


95 000 


Kreditoren 


220 000 


Barwerte 


25 000 






Unterbilanz 


43 000 








280 000 




280 000 



Die Unterbilanz ist ohne teilweisen Ausgleich mit dem Eigenkapital voll dar- 
gestellt worden, damit der Gesamtverlust hervortritt. 
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Die Gläubiger haben sich nach Prüfung der Verhältnisse bereit erklärt, auf 
30% ihrer Forderungen zu verzichten. Der Betrag wird zur Beseitigung der 
Unterbilanz und für Abschreibungen auf uneinbringliche Forderungen zurück- 
gestellt. 

Buchungen: 

Kreditorenkonto 

an Sanierungskonto 66 000 DM 

Sanierungskonto 

an Verlustvortrag 43 000 DM 

an Delkrederekonto 23 000 DM 66 000 DM 



Aktiva Bilanz nach der Sanierung Passiva 



Grundstücke und Gebäude 


62 000 


Kapital 


20 000 


Waren 


55 000 


Hypothek 


40 000 


Debitoren 


95 000 


Kreditoren 


154 000 


Bar werte 


25 000 


Delkredere 


23 000 




237 000 




237 000 



d) Sanierung einer GmbH durch Nachschüsse 

Man bucht 

Kasse (Bank) 

an Nachschußkapital 

und gleicht mit diesem Kapital die Unterbilanz aus. Ein Mehrbetrag kann zur 
Bildung einer Rücklage oder zu Wertberichtigungen verwandt werden. 



e) Sanierung einer Aktiengesellschaft 

Das Grundkapital wird herabgesetzt 



Aktiva 



Bilanz vor der Sanierung 



Passiva 



Gebäude 


190 000 


Grundkapital 


500 000 


Maschinen 


165 000 


Hypotheken 


60 000 


Fabrikate 


50 000 


Buchschulden 


165 000 


Rohstoffe 


40 000 






Buchforderungen 


150 000 






Bankguthaben 


2 000 






Unterbilanz 


128 000 








725 000 




725 000 



Büanzkurs: 



500 000 — 128 000 
5 000 



= 74,4% 



Die Hauptversammlung beschließt mit der erforderlichen Mehrheit, das Grund- 
kapital im Verhältnis 5 : 3 zusammenzulegen und den dadurch freigeworde- 
nen Betrag von 200 000 DM zur Beseitigung der Unterbilanz, mit 30 000 DM 
zur Bildung der gesetzlichen Rücklage, mit 10 000 DM zur Herabsetzung der 
Maschinen, mit 20 000 DM zur Abschreibung auf Gebäude und mit 12 000 DM 
zur Bildung eines Delkredere für mögliche Verluste an den Buchforderungen 
zu verwenden. 
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Buchungen: 

Grundkapital 

an Sanierungskonto 200 000 DM 



Sanierungskonto 



an Unterbilanz 




128 000 DM 




an Fabrikgebäude 




20 000 DM 




an Maschinen 




10 000 DM 




an Delkredere 




12 000 DM 




an gesetzliche Rücklage 


30 000 DM 


200 000 DM 


Aktiva 


Bilanz nach der Sanierung 


Passiva 


Gebäude 


170 000 


Grundkapital 


300 000 


Maschinen 


155 000 


Gesetzliche Rücklage 


30 000 


Fabrikate 


50 000 


Delkredere 


12 000 


Rohstoffe 


40 000 


Hypothek 


60 000 


Buchforderungen 


150 000 


Buchschulden 


165 000 


Bankguthaben 


2 000 








567 000 




567 000 



Neuer Bilanzkurs: — ■ = 114 °/o. 

u uuu 

Aktien werden zur Verfügung gestellt 

Die Kapitalherabsetzung erfolgt dadurch, daß ein Großaktionär der Gesell- 
schaft Aktien unentgeltlich zur Verfügung stellt (§ 65 Abs. 1 Ziff. 1 AktG). 
Der Betrag wird über ein Konto „eigene Aktien“ in die gesetzliche Rücklage 
übergeführt und von dort zur Sanierung benützt. 

Stellt ein Aktionär beispielsweise Aktien für 150 000 DM zur Verfügung, so 
lauten die 

Buchungen: 

Grundkapital 

an Konto eigene Aktien 150 000 DM 

Konto eigene Aktien 

an gesetzliche Rücklage 150 000 DM 

Gesetzliche Rücklage 

an Gewinn- und Verlustkonto 150 000 DM 

(§ 132 Abs. 1 Ziff. II, 5 AktG) 

Sanierung durch Kapitalzusammenlegung 

Die Aktiengesellschaft legt das Kapital zusammen und verstärkt die Kapital- 
herabsetzung durch den Kauf eigener Aktien entsprechend § 65 Abs. 2 AktG. 



Aktiva Bilanz vor der Saniernng Passiva 



Verschiedene Aktiva 


720 000 


Grundkapital 


600 000 


Verlust 


280 000 


Verschiedene Passiva 


400 000 




1 000 000 




1 000 000 



Die Gesellschaft beschließt eine Kapitalzusammenlegung 2 : 1 und kauft außer- 
dem durch ihre Bank eigene Aktien mit 50 000 DM Nennwert zum Kurse von 
60 o/o. Die Differenz zwischen dem Verlustvortrag und dem Sanierungsbetrag 
soll zur Bildung einer Rücklage dienen. 
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Buchungen : 

1. Eigene Aktien 

an Bankkonto 

2. Grundkapital 

an eigene Aktien 

3. Grundkapital 
Eigene Aktien 

an Sanierungskonto 

4. Sanierungskonto 

an Verlustvortrag 
an Rücklage 



30 000 DM 



50 000 DM 

300 000 DM 

20 000 DM 320 000 DM 



280 000 DM 

40 000 DM 320 000 DM 





Grundkapital 






Eigene Aktien 




2) 

3) 

Bilanz 


50 000 
300 000 
250 000 


,nk 


600 000 


1) 

3) 


30 000 
20 000 


50 000 


(2 


50 000 


50 000 


600 000 


600 000 


Sanlerui 


igskonto 


Ba 




Bilanz 


30 000 


30 000 


(i 


4) 


320 000 


320 000 


(3 




Verlust 


vortrag 






Rücklage 






280 000 


280 000 


(4 


Bilanz 


40 000 


40 000 


(4 



Aktiva Bilanz nach der Sanierung Passiva 



Verschiedene Aktiva 


720 000 


Grundkapital 


250 000 






Rücklage 


40 000 






Bank 


30 000 






Verschiedene Passiva 


400 000 




720 000 




720 000 



Sanierung durch Wahl zwischen Zuzahlung und 
Zusammenlegung 

Die Aktionäre sind zu einer Zuzahlung nicht verpflichtet. Es kann aber ein ge- 
wisser Druck dazu ausgeübt werden, indem man bei Ablehnung einer Zuzah- 
lung Zusammenlegung ankündigt. Die Verlustanteile der Aktionäre, die Zu- 
zahlung leisten, müssen natürlich denen entsprechen, die Zusammenlegung hin- 
nehmen. 

Beispiel: 

Auf jede Aktie von 1000 DM sind 50 % = 500 DM zuzuzahlen. Aktionäre, die 
die Zuzahlung ablehnen, erfahren eine Zusammenlegung ihres Kapitals im 
Verhältnis 2:1. 

Von 500 000 DM Grundkapital leisteten die Aktionäre mit 200 000 DM Nenn- 
wert die Zuzahlung. Der Sanierungsgewinn ergibt sich dann aus folgenden 
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Buchungen: 

Bankkonto 

an Sanierungskonto (Zuzahlung) 100 000 DM 

Grundkapital 

an Sanierungskonto (Zusammenlegung 2 : 1) 150 000 DM 

250 000 DM 

Der Verlust beider Aktionärgruppen beträgt 50 °/o. Wären die Aktionäre mit 
der Hälfte des Grundkapitals zu Zuzahlungen bereit gewesen, dann hätte das 
einen Sanierungsgewinn von 125 000 DM ergeben (500 X 250 = 125 000). 

Die Zusammenlegung der restlichen 250 000 DM im Verhältnis 2 : 1 ergibt die 
Hälfte des Kapitals, also ebenfalls 125 000 DM. 

Sanierung durch Vorzugsaktien 

Die Gewinnung von Sanierungskapital wird dadurch begünstigt, daß man zu- 
zahlungswilligen Aktionären die Umwandlung ihrer Aktien in Vorzugsaktien 
zusichert. Man hat dann Stamm- und Vorzugs- oder Prioritätsaktien. Der Vor- 
zug der zweiten Aktienart liegt gewöhnlich in einer Sonderstellung bei der 
Verteilung der Dividende, manchmal auch in Vorteilen bei der Verteilung des 
Liquidationserlöses. Eine Erhöhung des Grundkapitals findet auch bei Aus- 
gabe von Vorzugsaktien nicht statt; der Zuzahlungsbetrag dient lediglich gleich 
der Zuzahlung ohne Einräumung von Vorrechten der Sanierung. Die Vorzugs- 
aktien müssen aber nach § 131 B I AktG in der Bilanz besonders ausgewiesen 
werden. 

Beispiel: 

Eine Aktiengesellschaft mit einem Grundkapital von 600 000 DM und einer 
Unterbilanz von 170 000 DM soll durch Umwandlung der Stamm- in Vorzugs- 
aktien gegen Zuzahlung von 1500 DM je 1000 DM Aktie saniert werden. Aktio- 
näre mit 200 000 DM Aktiennennwert kommen der Aufforderung nach. Die 
Zuzahlungen werden über die Bank geleistet. 

Buchungen: 

Bank 

an Sanierungskonto 300 000 DM 

Sanierungskonto 

an Unterbilanz 170 000 DM 

an verschiedene Konten 130 000 DM 300 000 DM 

Grundkapital 

an Vorzugsaktien 200 000 DM 

Nach der Sanierung teilt sich das Grundkapital von 600 000 DM auf in 

Stammaktien 400 000 DM 

Vorzugsaktien 200 000 DM 

600 000 DM 

Sanierung durch V e r 1 u s t i g e r k 1 ä r u n g von Aktien 

Die Sanierung ist mit einer Verlustigerklärung der Aktien gekoppelt, bei denen 
noch Einzahlungen ausstehen. 
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Nach § 58 AktG können Aktionäre, die auf die übernommenen Aktien Ein- 
zahlungen schulden und diese trotz Nachfrist nicht leisten, ihrer Einzahlung 
für verlustig erklärt werden. An Stelle der alten Urkunden werden neue aus- 
gegeben und diese zum Börsenpreis verkauft oder öffentlich versteigert. Über 
die Formalitäten siehe §§ 58 ff. AktG. Für die buchhalterische Durchführung 
der Kaduzierung vgl. das Beispiel der GmbH S. 309. 

Daneben soll eine Zusammenlegung des Aktienkapitals stattfinden. 

Beispiel: 

Grundkapital 600 000 DM, fehlende Einlagen 70 000 DM, Verlust 80 000 DM. 
Der Aktienbesitz des mit der Einzahlung noch ausstehenden Aktionärs beträgt 
190 000 DM. Die Hauptversammlung beschließt als Sanierungsmaßnahme die 
Herabsetzung des Grundkapitals um das Aktiennennkapital des säumigen 
Aktionärs. 

Buchungen: 

Grundkapital 

an Sanierungskonto 190 000 DM 

Sanierungskonto 

an fehlende Einzahlungen auf Grundkapital 70 000 
an Verlustvortrag 80 000 

an verschiedene Konten 40 000 190 000 DM 

Wird eine Kapitalherabsetzung mit einer Kapitalerhöhung verbunden, so 
reihen sich an die üblichen und mehrfach durchgeführten Sanierungsbuchungen 
die Buchungen aus Anlaß einer Aktienausgabe: 

Konto Aktionäre oder Akt.-Einzahlungskonto 
an Grundkapitalkonto 
an Agiokonto 

Bankkonto 

an Aktieneinzahlungskonto 
usw. 

Neue Aktien werden natürlich nur dann Abnehmer finden, wenn die alten 
Aktien durch Sanierung mindestens auf Parikurs gebracht wurden. 

5. Fusionsbilanzen 
a) Wesen und Ursache der Fusion (Verschmelzung) 

Fusion oder Verschmelzung ist die innigste Vereinigung mehrerer Unterneh- 
mungen zu einer rechtlichen und wirtschaftlichen Einheit mit dem Ziel, die 
Finanzkraft zu erhöhen und durch gesteigerte Rationalisierung die Ertrags- 
fähigkeit zu bessern. 

Verschmelzungen kommen in der Regel bei Kapitalgesellschaften vor. Darum 
enthält das Aktiengesetz in den §§ 233 ff. Verfahrens Vorschriften, die auch 
dann Anwendung finden, wenn eine Aktiengesellschaft oder eine Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien eine GmbH auf nimmt. Die Verschmelzung von 
Genossenschaften regeln §§ 93 a ff. GenG. 
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Grund für eine Fusionierung kann der ungünstige Stand des aufzunehmenden 
Unternehmens sein; es ist aber ebenso denkbar, daß gut fundierte Unter- 
nehmungen ihre Stoßkraft durch eine Verschmelzung erhöhen wollen. 

b) Verschmelzungsarten 

Die Fusion kann in der Weise durchgeführt werden, daß eine Gesellschaft als 
übernehmende eine andere (die übertragende) als Ganzes gegen Gewährung 
von Aktien aufnimmt (§ 233 Abs. 1 AktG) oder daß die sich vereinigenden Gesell- 
schaften ihr Vermögen als Ganzes an eine neu zu bildende Gesellschaft 
gegen Gewährung von Aktien dieser neuen Gesellschaft übertragen (§ 233 Abs. 2 
AktG). 

c) Durchführung der Verschmelzung 

Über die Formalitäten der Durchführung sei auf die einschlägigen Bestim- 
mungen des Aktienrechts verwiesen. 

Das Vermögen der übertragenden Gesellschaft ist nach § 242 AktG durch eine 
Bilanz darzutun, die im Sinne des § 133 AktG aufgestellt werden muß. Dabei 
werden die Werte die wirklichen inneren Verhältnisse dieser Gesellschaft 
widerzuspiegeln haben, so daß etwaigen Wertminderungen durch Wertberich- 
tigungen und Erhöhungen durch Offenlegung stiller Rücklagen Rechnung zu 
tragen ist. Sind die Bilanzwerte so berichtigt worden, so kommt der innere 
Wert der Gesellschaft im Bilanzkurs (Eigenkapital durch 1 °/o des Grundkapitals 
oder Aktiva minus Passiva durch 1 °/o des Grundkapitals) zum Ausdruck. Sonst 
zeigt sich der Wert einer Gesellschaft, deren Aktien an der Börse gehandelt 
werden, im Börsenkurs. Die Bilanz einer Gesellschaft, die infolge Notlage eine 
Verschmelzung anstrebt, entspricht einer Sanierungsbilanz. 

Die festgestellten Werte sind für die übernehmende Gesellschaft die Anschaf- 
fungskosten. 

Die übernehmende Gesellschaft muß zur Entschädigung der Aktionäre der 
übertragenden ihr Aktienkapital entsprechend erhöhen. Eine Erhöhung erübrigt 
sich, soweit die übernehmende Gesellschaft durch Aktienbesitz der über- 
tragenden schon Eigentümer dieser Gesellschaft geworden ist oder soweit sie 
eigene Aktien zum Umtausch gegen die Aktien der übertragenden Gesellschaft 
zurückgekauft hat. 

Beispiele: 

Die Aktiengesellschaften A und B haben die Verschmelzung in der Weise be- 
schlossen, daß A die Gesellschaft B als Ganzes ohne Liquidation übernimmt. 
Gesellschaft B wird mit Aktien der Gesellschaft A nach dem Verhältnis der 
Bilanzkurse entschädigt. Ein dabei entstehender Fusionsgewinn soll zu Ab- 
schreibungen, zur Deckung der Verschmelzungskosten und zur Auffüllung der 
Rücklage verwandt werden. 

Aktiva Bilanz der Gesellschaft A Passiva 



Verschiedene Aktiva 


3 200 000 


Grundkapital 


2 000 000 






Rücklagen 


400 000 






Verschiedene Passiva 


800 000 




3 200 000 




3 200 000 



Bilanzkurs: 120 °/o 
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Aktiva Bilanz der Gesellschaft B Passiva 



Verschiedene Aktiva 


1 560 000 


Grundkapital 


1000 000 






Rücklagen 


80 000 






Verschiedene Passiva 


480 000 




1 560 000 




1 560 000 



Bilanzkurs: 108 %> 

Nach dem Bilanzkurs von 120% benötigt die Gesellschaft A zum Erwerb des 
Eigenkapitals der Gesellschaft B nur 

1 080 000 : 120 = 900 Aktien 

mit dem Nennwert 1000 DM. A hat also das Grundkapital um 900 000 DM zu 
erhöhen und erzielt auf diese Weise einen buchmäßigen Fusionsgewinn von 
180 000 DM, der mit 80 000 DM zur Durchführung von Abschreibungen und mit 
40 000 DM zur Deckung der Verschmelzungskosten dienen soll. Der Rest von 
60 000 DM findet zur Auffüllung der Rücklage Verwendung. 

Buchungen: 

Die eigenen Mittel der übertragenden Gesellschaft müssen auf einem Konto 
vereinigt werden, damit festgestellt werden kann, was nach Deckung etwaiger 
Verluste und Vornahme von Wertberichtigungen zur Übergabe an die über- 
nehmende Gesellschaft verbleibt. 

B bucht 

Grundkapital 
Rücklagen 

an Eigenkapital 

Eigenkapital 

an verschiedene Aktiva (Abschreibung) 80 000 



an Gesellschaft A 




1 000 000 


1 080 000 DM 


A bucht 








Gesellschaft B 

an Grundkapital 
an Rücklage 
an Kostenrückstellung 




900 000 
60 000 
40 000 


1 000 000 DM 


Aktiva 


Fusionsbilanz 


Passiva 


Verschiedene Aktiva 


4 680 000 


Grundkapital 
Rücklagen 
Kostenrückstellung 
Verschiedene Passiva 


2 900 000 
460 000 
40 000 
1 280 000 


4 680 000 




4 680 000 



1 000 000 

80 000 1 080 000 DM 
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d) Verschmelzung unter Verwendung von Vorratsaktien 
Der Verschmelzung liegen folgende Bilanzen zugrunde: 

Aktiva Bilanz A (übernehmende Aktiengesellschaft) Passiva 



Grundstücke und Gebäude 


4 000 000 


Grundkapital 


5 000 000 


Beteiligungen 


600 000 


Gesetzliche Rücklage 


480 000 


Maschinen 


900 000 


Freie Rücklage 


1 000 000 


Fabrikate 


1 300 000 


Rückstellungen 


500 000 


Roh- und Hilfsstoffe 


900 000 


Buchschulden 


1 000 000 


Eigene Aktien 


50 000 


Akzepte 


190 000 


Buchforderungen 


120 000 






Barwerte 


300 000 








8 170 000 




8 170 000 



Bilanzkurs : 130 % 



Aktiva Bilanz B (übertragende Aktiengesellschaft) Passiva 



Grundstücke und Gebäude 


900 000 


Grundkapital 


2 500 000 


Beteiligungen 


100 000 


Rückstellungen 


50 000 


Maschinen 


400 000 


Buchschulden 


700 000 


Fabrikate 


700 000 


Akzepte 


130 000 


Roh- und Hilfsstoffe 


500 000 






Eigene Aktien 


30 000 






Buchforderungen 


150 000 






Barwerte 


50 000 






Verlust 


550 000 








3 380 000 




3 380 000 



Bilanzkurs: 78 %> 



Für die Verschmelzung soll der Bilanzkurs maßgebend sein. Zu berücksichtigen 
ist weiter, daß A in ihren Beteiligungen von 600 000 DM B-Aktien mit 
200 000 DM Nennwert zum Kurse von 80 % besitzt und außerdem über 
50 000 DM eigene Aktien zum Parikurs verfügt. 

Zu den Beteiligungen der Gesellschaft B gehören A-Aktien mit 60 000 DM 
Nennwert, die zu 120 % eingestellt sind; die eigenen Aktien der Gesellschaft 
stehen zu 60% in der Bilanz und repräsentieren damit einen Nennwert von 
50 000 DM. 

Die übernehmende Gesellschaft ist durch den Besitz der B-Aktien bereits Teil- 
eigentümer von B und braucht daher in dieser Höhe Aktien der Gesellschaft B 
nicht mehr zu erwerben, und ebenso hat sie für die von B zurückerworbenen 
B-Aktien Aktionäre nicht zu entschädigen. Sie braucht somit nur um Aktien- 
material zum Erwerb von 2 500 000 — 250 000 = 2 250 000 DM B-Aktien besorgt 
zu sein. Das würde nach dem Verhältnis der Bilanzkurse 130 : 78 oder 5 : 3 
A-Aktien mit dem Nennwert 1 350 000 DM ausmachen. Da aber bei A und B 
schon A-Aktien mit 110 000 DM vorliegen, sind neue A-Aktien nur für 
1 240 000 DM Nennwert zu schaffen. Für die Verschmelzungskosten wird eine 
Rückstellung über 20 000 DM gebildet. 
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Buchungen: 

Hier sind aus dem Eigenkapital der übertragenden Gesellschaft nicht nur ihre 
Verluste auszugleichen, sondern auch die Posten „Eigene Aktien“ und „A- 
Beteiligung“ aufzuheben. Da das zum Nennwert geschehen muß, ergeben sich 
außerordentliche Erträge und außerordentliche Aufwendungen. 

B bucht 

1. Grundkapital 



an Eigenkapital 




2 500 000 DM 


Eigenkapital 






an Verlustvortrag 


550 000 




an Eigene Aktien 


30 000 




an Außerordentlicher Ertrag 


20 000 




an Beteiligung 


60 000 




an Gesellschaft A 


1 840 000 


2 500 000 DM 



3. Außerordentliche Aufwendungen 

an Beteiligung 12 000 DM 



Kontostand bei B 

Grundkapital 



i) 


2 500 000 ! 


2 500 000 




Verlust vortrag 






550 000 


550 000 


(2 




Eigene Aktien 






30 000 


30 000 


(2 




Außerordentliche Erträge 




Bil. 


20 000 


20 000 


(2 




Außerordentliche Aufwendungen 




3) 


12 000 


12 000 


Bil. 



Eigenkapital 



2) ‘ 


550 000 
30 000 
20 000 
60 000 
1 840 000 


2 500 000 


(i 




2 500 000 


2 500 000 






Beteiligung bei A 






72 000 


60 000 
12 000 


(2 

(3 




72 000 


72 000 






Gesellschaft A 




Bil. 


1 840 000 


1 840 000 


(2 



Die unberührt gebliebenen Beträge und die aus den vorstehenden Buchungen 
hervorgehenden Posten ergeben die folgende B-Bilanz: 

Aktiva Bilanz B nach Buchungen Passiva 



Grundstücke und Gebäude 


900 000 


Beteiligungen 


28 000 


Maschinen 


400 000 


Fabrikate 


700 000 


Roh- und Hilfsstoffe 


500 000 


Buchforderungen 


150 000 


Barwerte 


50 000 
2 728 000 



Gesellschaft A 


1 840 000 


Rückstellungen 


50 000 


Buchschulden 


700 000 


Akzepte 


130 000 


Außerordentlicher Ertrag 


8 000 




2 728 000 



22 Knoll, Bilanzkunde 







338 



Bilanzarten 



Aus den Buchungen bei A muß die Kapitalerhöhung, die Kostenrückstellung, 
die Entschädigung durch eigene und Beteiligungspapiere und die Rücklage her- 
vorgehen. 

A bucht 

1. Gesellschaft B 

an Grundkapital 
an Kostenrückstellung 
an Eigene Aktien 
an Beteiligungen 
an Außerordentlicher Ertrag 
an Gesetzliche Rücklage 



1 240 000 DM 
20 000 DM 
50 000 DM 
160 000 DM 
40 000 DM 

330 000 DM 1 840 000 DM 



Kontostand bei A 



Gesellschaft B Grundkapital 




Bil. 


6 240 000 


5 000 000 
1 240 000 


(i 




6 240 000 


6 240 000 






Eigene Aktien 






50 000 


50 000 


(i 



Kostenrückstellung Außerordentliche Erträge 



Bil. 20 000 


20 000 


_ a 


Bil. 40 000 


40 000 


(i 


Beteiligungen 




Gesetzliche Rücklage 




600 000 


160 000 


(i 


Bil. 810 000 


480 000 






440 000 


Bil. 




330 000 


(i 


600 000 


600 000 


= 


810 000 


810 000 




Aktiva 




Bilanz A nach Buchungen 




Passiva 


Gesellschaft B 




1 840 000 


Grundkapital 




6 240 000 


Grundstücke und Gebäude 


4 000 000 


Gesetzliche Rücklage 


810 000 


Beteiligungen 




440 000 


Freiwillige Rücklage 


1 000 000 


Maschinen 




900 000 


Rückstellungen 




500 000 


Fabrikate 




1 300 000 


Kostenrückstellung 




20 000 


Roh- und Hilfsstoffe 


900 000 


Buchschulden 




1 000 000 


Buchforderungen 




120 000 


Akzepte 




190 000 


Barwerte 




300 000 


Außerordentlicher Ertrag 


40 000 






9 800 000 






9 800 000 
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Aktiva Fusionsbilanz Passiva 



Grundstücke 
und Gebäude 


4 000 000 
900 000 


4 900 000 


Beteiligungen 


440 000 
28 000 


468 000 


Maschinen 


900 000 
400 000 


1 300 000 


Fabrikate 


1 300 000 
700 000 


2 000 000 


Roh- und 
Hilfsstoffe 


900 000 
500 000 


1 400 000 


Buch- 

forderungen 


120 000 
150 000 


270 000 


Bar werte 


300 000 
50 000 


350 000 






10 688 000 



Grundkapital 




6 240 000 


Gesetzliche Rücklage 


810 000 


Freie Rücklage 
Rückstellungen 


500 000 


1 000 000 




50 000 


550 000 


Kostenrückstellung 

Buchschulden 


1 000 000 


20 000 




700 000 


1 700 000 


Akzepte 


190 000 
130 000 


320 000 


Außerordentlicher 


40 000 




Ertrag 


8 000 


48 000 



10 688 000 



e) Verschmelzung unter Verwendung von Gratisaktien 

Zuweilen wird Wert darauf gelegt, durch Senkung der Bilanzkurse eine Fusion 
zu erleichtern. Aktienkurse können gesenkt werden, indem man das Vermögen 
der Gesellschaft auf ein größeres Grundkapital verteilt, ohne dadurch gleich- 
zeitig das Gesellschaftsvermögen zu vergrößern. Das Ziel wird erreicht durch 
Ausgabe von Gratisaktien. 

Gratisaktien lassen sich durch Umwandlung von Rücklagen in Nennkapital bil- 
den. Da diese nominelle Kapitalerhöhung bis 1959 nicht gesetzlich geregelt war, 
sah die Finanzverwaltung die Ausgabe von Gratisaktien als steuerpflichtige 
Gewinnausschüttung und anschließende Zuführung neuen Kapitals an, durch die 
folgende Buchungen ausgelöst wurden: 

Freie Rücklage 

an Gewinnverteilung 

Einzahlungskonto 
an Grundkapital 

Gewinnverteilung 

an Einzahlungskapital 

Nach dem Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln vom 
23. 12. 1959 ist diese Lücke geschlossen worden und der Erwerb von Anteils- 
rechten aus der nominellen Kapitalerhöhung bei Aktiengesellschaften, Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
vom 1. 1. 1960 ab durch das Gesetz betreffend Besteuerung bei Anteilserwerb 
sowohl von den Steuern vom Einkommen und Ertrag als auch von der Gesell- 
schaftsteuer befreit. 

Eine Gewinnversteuerung kommt nur in Frage, wenn die Kapitalgesellschaft 
innerhalb von 5 Jahren nach der Erhöhung ihres Nennkapitals das Kapital 
wieder herabsetzt und die dadurch freigewordenen Mittel ganz oder teilweise 
im Umfange der voraufgegangenen Erhöhung den Gesellschaftern zurückzahlt. 
Das gleiche gilt von Beträgen, die die Gesellschaft in der genannten Zeit nach 
der Nennkapitalerhöhung für den Erwerb eigener Anteile auf wendet, soweit 
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diese Anteile den Betrag der Erhöhung nicht übersteigen. Solche Manipula- 
tionen wären nach Auffassung der Finanz Verwaltung nur eine Verschleierung 
einer Gewinnausschüttung gewesen. 

Ausgenommen von der Besteuerung ist der Erwerb zur Abwendung eines 
schweren Schadens von der Gesellschaft, von Anteilen, die den Arbeitnehmern 
der Gesellschaft zum Erwerb angeboten werden, und von Anteilen, auf die der 
Nennbetrag oder der höhere Ausgabebetrag voll geleistet ist und deren Erwerb 
unentgeltlich geschieht oder in Ausübung einer Einkaufskommission vollzogen 
wird. 

Zu bemerken bleibt noch, daß die neuen Anteilsrechte den Aktionären (Gesell- 
schaftern) nach dem Verhältnis ihrer bisherigen Beteiligung zustehen und daß 
zum Bezüge nicht verwendbare Teilbezugsrechte selbständig veräußert oder 
vererbt werden können. 

Das Gesetz vom 23. 12. 1959 ist in seinem wesentlichen Inhalt in den Entwurf 
zu einem neuen AktG aufgenommen worden (§§ 195 ff. Entw.). 

f) Kapitalerhöhungen 

(1) Die Kapitalerhöhung nach §§ 149 ff. AktG (§§ 167 ff. Entw.) wird als 
ordentliche bezeichnet, die in der Tat der Gesellschaft neue Mittel zuführt. 
Voraussetzung dazu ist ein Mehrheitsbeschluß der Hauptversammlung von 
wenigstens 75% des bei der Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals und 
seine Eintragung im Handelsregister. 

Werden durch die Kapitalerhöhung mehrere Arten von Aktien betroffen, so 
sind zum Wirksamwerden eines Beschlusses qualifizierte Mehrheiten erforder- 
lich. 

Die Kapitalerhöhung erfolgt durch Ausgabe neuer Aktien; die buchtechnische 
Durchführung entspricht der bei Gründung von Aktiengesellschaften. 

(2) Bedingte Kapitalerhöhung nach §§ 150 ff. AktG (§§ 180 ff. Entw.) liegt 
vor, wenn sie nur insoweit durchgeführt werden kann, wie von einem gege- 
benen und unentziehbaren Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch gemacht 
wird. 

Auch für sie ist Voraussetzung ein Mehrheitsbeschluß der Hauptversammlung 
von mindestens drei Viertel des vertretenen Grundkapitals, wobei gleichzeitig 
festgestellt werden muß 

1. der Zweck der bedingten Kapitalerhöhung, 

2. der Kreis der Bezugsberechtigten und 

3. der Ausgabebetrag oder die Grundlagen, wonach dieser Betrag errechnet 
wird. 

Als Zweck kommt namentlich in Frage, Wandelschuldverschreibungen gegen 
Aktien umzutauschen, den Zusammenschluß von Unternehmungen vorzube- 
reiten und (nach dem AktG-Entw.) Arbeitnehmern gegen Geldforderungen aus 
Gewinnbeteiligung den Bezug von Aktien zu ermöglichen. 

Der Nennbetrag dieser Kapitalerhöhung darf die Hälfte des zur Zeit der 
Beschlußfassung vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigen. 
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(3) Schließlich ist noch die genehmigte Kapitalerhöhung nach §§ 169 ff. AktG 
(§§ 190 ff. Entw.) zu nennen. 

Durch Satzung oder Mehrheitsbeschluß aus mindestens drei Viertel des bei der 
Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals kann der Vorstand für höchstens 5 
Jahre nach der Eintragung der Gesellschaft ermächtigt werden, das Grund- 
kapital bis zu einem bestimmten Nennbetrag, aber nicht zu mehr als der 
Hälfte des zur Zeit der Beschlußfassung vorhandenen durch Ausgabe neuer 
Aktien gegen Einlagen zu erhöhen. 

Die Formalitäten der Aktienausgabe sind die gleichen wie bei der ordentlichen 
Kapitalerhöhung. 

Sinn dieser Kapitalerhöhung ist es, eine Gesellschaft schnell mit neuem Kapital 
zu versorgen und dabei günstige Beschaffungsmöglichkeiten auszunützen. 

(4) Die GmbH kennt nur die ordentliche Kapitalerhöhung, die stets an eine 
Satzungsänderung gebunden ist (§§ 53, 54 GmbHG). Daß es daneben die Verpflich- 
tung zu Nachschußleistungen gibt, ist schon an anderer Stelle betont worden. 

6. Liquidationsbilanzen 

Ist eine Gesellschaft zu liquidieren, so haben die Liquidatoren sowohl bei 
Beginn als auch bei Beendigung des Verfahrens eine Liquidationsbilanz auf- 
zustellen. Geht die Liquidation über ein Jahresende oder über mehrere Jahre 
hinaus, so ist bei Aktiengesellschaften und bei Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung auch für den Schluß eines jeden Jahres ein Abschluß erforderlich. 

§ 211 AktG betont ausdrücklich, daß die für den Wertansatz des Jahres- 
abschlusses erlassenen Bestimmungen auf die Liquidationsbilanz keine 
Anwendung finden. Das wird sofort verständlich, wenn man bedenkt, daß es 
Aufgabe einer Abwicklung ist, das Vermögen zu versilbern und zu verteilen. 
Nur soweit sich Erlöswerte nicht voraussehen lassen, dürfen die Vermögens- 
teile bis zu ihrer Realisierung zu Buchwerten eingestellt werden. Die eigenen 
Mittel, bestehend aus Kapital und Rücklagen, faßt man in einem Abwicklungs- 
konto zusammen; Mehr- oder Minderwerte aus der Abwicklung kommen in 
ein Abwicklungserlöskonto, dessen Saldo mit dem Abwicklungskonto abschließt. 
Der Endbetrag des Abwicklungskontos ergibt die an die Gesellschafter zu ver- 
teilende Summe. 



Bilanz der Schuhwarenfabrik Friedrich Ebel GmbH 
Aktiva vor Liquidationsbeschluß Passiva 



Grundstücke und Gebäude 


345 067 


Stammkapital 


460 000 


Fabrikausstattung 


187 275 


Rücklagen 


55 000 


Geschäftsausstattung 


69 784 


Wertberichtigung auf Anlagen 


265 403 


Schuhwaren 


93 251 


Hypothek 


40 000 


Rohstoffe 


82 643 


Kreditoren 


142 325 


Debitoren 


184 378 


Gewinn 


33 424 


Bankguthaben 


28 634 






Kasse 


5120 








996 152 


996 152 



Die Wertberichtigungen werden an den Anlagen abgesetzt; bis zur endgültigen 
Liquidationsbilanz sind noch Betriebsvorfälle verbucht worden. 
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Aktiva Liquidationsbilanz Passiva 



Grundstücke u. Geb. 417 312 




Hypothek 


40 000 


X Abschr. 


95 634 


321 678 


Kreditoren 


145 235 


Fabrikausstattung 


195 411 




Abwicklung 


515 000 


X Abschr. 


128 531 


66 880 


Abwicklungserlös 


47 967 


Geschäftsausstattung 


72 658 








X Abschr. 


41 238 


31 420 






Schuhwaren 




80 375 






Rohstoffe 




73 436 






Debitoren 




142 283 






Bankguthaben 




29 755 






Kasse 




2 375 










748 202 




748 202 



7. Vergleichsbilanzen 

Vergleiche haben das Ziel, in Not geratene Unternehmen durch Schulden- 
nachlaß oder -Stundung wieder lebensfähig zu machen. Voraussetzung für ein 
solches Entgegenkommen der Gläubiger ist, daß der Schuldner des Opfers für 
würdig befunden wird und seine Notlage nicht leichtfertig verschuldet hat. 

Beim außergerichtlichen Vergleich kommt die Schuldenkürzung durch persön- 
liche Fühlungnahme des Schuldners mit den Gläubigern zustande; der gericht- 
liche Vergleich findet Anwendung, wenn die privaten Bemühungen des Schuld- 
ners erfolglos bleiben. Den gerichtlichen Vergleich führt ein Verwalter durch; 
beim außergerichtlichen behält der Schuldner seine Verfügungsgewalt über 
sein Vermögen. 

Grundlage jedes Vergleichs ist eine Bilanz, in der die Vermögens- und Schuld- 
teile „einzeln und unter Angabe ihres Betrages oder Wertes angeführt und 
einander gegenübergestellt werden. Uneinbringliche oder zweifelhafte Aktiven 
sind als solche kenntlich zu machen“ (§ 5 VerglO). 

Mit dem Vergleichsantrage ist ein Vergleichsvorschlag zu verbinden; nach § 7 
VerglO müssen beim gerichtlichen Vergleich mindestens 35% der Gläubiger- 
forderungen erfüllt werden. 

Ein wesentlicher Vorteil des Vergleichs gegenüber dem Konkurs besteht darin, 
daß die vereinbarten oder bestätigten Schuldnachlässe bei Vergleichserfüllung 
endgültig sind und die spätere Existenz des Schuldners nicht beeinflussen. 

Beispiel: 

Die Firma Karl Werner strebt infolge Zahlungsschwierigkeiten einen außer- 
gerichtlichen Vergleich an und unterbreitet folgende Bilanz: 

Aktiva Bilanz K. Werner Passiva 



Gebäude 


22 700 


Akzepte 


25 340 


Einrichtung 


2 300 


Kreditoren 


28 730 


Vorräte 


17 650 


Bank 


16 580 


Debitoren 


12 170 






Wechsel 


2 980 






Barwerte 


1530 






Unterbilanz 


11320 








70 650 




70 650 
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Nach dieser Bilanz stehen 70 650 DM Verbindlichkeiten 59 330 DM Aktiva 
gegenüber, was einer Schuldendeckung von mehr als 80°/o gleichkommt. Der 
vom Inhaber beauftragte Verwalter nimmt jedoch eine Reihe von Bilanz- 
änderungen vor. Er setzt 

das Gebäude mit 19 000 DM, 

die Einrichtung mit 500 DM 

und die Vorräte mit 15 000 DM 

an und betrachtet 3500 DM Kundenforderungen als uneinbringlich. Für die 
Kosten der Durchführung des Vergleichs wird eine Rückstellung von 1200 DM 
gebildet. Durch diese Bilanzänderungen erhöht sich die Unterbilanz auf 
24 170 DM, und das bedingt einen Schuldennachlaß von 34,21 °/o, der bei den 
Akzepten rund 8669, bei den Kreditoren 9829 und bei der Bank 5672 DM aus- 
macht. 



Der Treuhänder bucht daraufhin 



Akzepte 


8 669 DM 


Kreditoren 


9 829 DM 


Bank 


5 672 DM 


an Vergleichskonto 

V ergleichskonto 
an Gebäude 


3 700 DM 


an Einrichtung 


1 800 DM 


an Vorräte 


2 650 DM 


an Debitoren 


3 500 DM 


an Kostenrückstellung 


1 200 DM 


an Unterbilanz 


11 320 DM 



und stellt folgende Vergleichsbilanz auf: 

Aktiva Vergleichsbilanz 



24 170 DM 



24 170 DM 



Passiva 



Gebäude 


19 000 


Einrichtung 


500 


Vorräte 


15 000 


Debitoren 


8 670 


Wechsel 


2 980 


Barwerte 


1530 



47 680 



Akzepte 


16 671 


Kreditoren 


18 901 


Bank 


10 908 


Kostenrückstellung 


1200 




47 680 



Beteiligte und nicht beteiligte Gläubiger 

Der Vergleich wird etwas umständlicher, wenn neben gewöhnlichen Buch- 
gläubigern solche mit Vorrechten vorhanden sind, die nach § 26 VerglO vollen 
Ausgleich ihrer Forderungen beanspruchen dürfen. Zur Offenlegung der 
Geschäftslage ist es dann notwendig, in der Bilanz „beteiligte Gläubiger“ und 
„nicht beteiligte Gläubiger“ zu unterscheiden. 

Gläubiger, die durch eine Sicherungsübereignung oder mit einem Zwangsvoll- 
streckungsrecht an sich zu den nicht beteiligten Vergleichsgläubigern rechnen, 
bleiben nach § 28 VerglO weiterhin Vergleichsgläubiger, wenn sie die Siche- 
rung später als am 30. Tage vor der Stellung des Eröffnungsantrages erworben 
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haben oder wenn sie später als am 30. Tage durch Zwangsvollstreckung be- 
friedigt worden sind. 

Den Forderungen der nicht beteiligten Gläubiger stehen gleich etwaige 
Gerichtskosten, Steuerschulden, die Entschädigung des Vergleichs Verwalters und 
Verpflichtungen aus Miet- bzw. Pacht- und Dienstverträgen, soweit diese Ver- 
träge nicht im Anschluß an § 51 VerglO mit der gesetzlichen Frist gekündigt 
worden sind. 

Beispiel: 

Die Firma Eduard Behnke beantragt Vergleich auf Grund der folgenden 
Bilanz: 



Aktiva Antragsbilanz Passiva 



Gebäude 


28 000 


Hypothek 


24 000 


Einrichtung 


2 500 


Kreditoren 


40 500 


Waren 


32 000 


Akzepte 


25 000 


Forderungen 


20 000 


Bankschuld 


15 000 


Wechsel 


4 500 


Rückständige Gehälter 


4 000 


Barwerte 


2 200 


Rückständige Steuern 


800 


Unterbilanz 


20 100 








109 300 




109 300 



Auf den Waren ruht ein Eigentumsvorbehalt von 9000 DM; der Bank wurden 
Waren für 7000 DM und Forderungen für 3000 DM als Sicherung übereignet. 
Ein Gläubiger hat 8 Tage vor der Stellung des Vergleichsantrages Waren für 
2000 DM gepfändet. Der Vergleichs Verwalter nimmt Forderungen für 3000 DM 
als uneinbringlich an und bildet eine Kostenrückstellung von 1500 DM für seine 
Arbeitsleistung. Die Warenpfändung ist durch den Zeitpunkt ihrer Durch- 
führung für den Vergleich imwirksam. 

Durch Umgruppierung der Posten, zu der eventuell Buchungssätze in Anspruch 
genommen werden können, entsteht folgende Vergleichsbilanz: 



Die Buchungssätze für die Gruppierung der Passivseite können lauten: 



Kreditoren 

Bank 

an nicht beteiligte Gläubiger 

Rückständige Gehälter 
Rückständige Steuern 

an sonstige nicht beteiligte Gläubiger 

Kreditoren 

Bank 

Akzepte 

an beteiligte Gläubiger 



9 000 DM 
10 000 DM 



4 000 DM 
800 DM 



31 500 DM 
5 000 DM 
25 000 DM 



19 000 DM 



4 800 DM 



61 500 DM 
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Aktiva 



Vergleichsbilanz 



Passiva 



Gebäude 




28 000 


Hypothek 


24 000 


Einrichtung 




2 500 


nicht beteiligte Gläubiger 


19 000 


Waren 






sonstige nicht beteiligte Gläubiger 


4 800 


gebunden 


16 000 




beteiligte Gläubiger 


61 500 


frei 


16 000 


32 000 






Forderungen 










verpfändet 


3 000 








zweifelhaft 


3 000 








frei 


14 000 


20 000 






Wechsel 




4 500 






Bar werte 




2 200 






Unterbilanz 




20 100 










109 300 


109 300 



Die nicht beteiligten Passiven (Hypothek und nicht beteiligte Gläubiger) be- 
anspruchen zur Deckung 47 800 DM Aktiva. Dazu kommen noch als Ent- 
schädigung für den Vergleichs Verwalter 1500 DM, so daß für den Vergleich nur 
39 900 DM und nach Absetzung der 3000 DM zweifelhafter Forderungen sogar 
nur 36 900 DM Aktiva zur Verfügung stehen. Die Unterbilanz von 20 100 DM 
erhöht sich durch die Vergleichskosten und den Ausfall an den Forderungen 
auf 24 600 DM. Das macht 40 °/o der Summe der beteiligten Gläubiger aus. Die 
36 900 DM Aktiven decken somit 60 °/o der Forderungen der beteiligten Gläubi- 
ger. Der endgültigen Vergleichsbilanz müßten noch die folgenden Buchungen 
voraufgehen : 



Beteiligte Gläubiger 
an Vergleich 

Vergleich 

an Forderungen 
an Unterbilanz 
an Kostenrückstellung 



24 600 DM 



3 000 DM 
20 100 DM 

1 500 DM 24 600 DM 



Aktiva Bilanz nach Vergleichsbestätigung Passiva 



Gebäude 


28 000 


Hypothek 


24 000 


Einrichtung 


2 500 


nicht beteiligte Gläubiger 


19 000 


Waren 


32 000 


sonstige nicht beteiligte Gläubiger 


4 800 


Forderungen 


17 000 


beteiligte Gläubiger 


36 900 


Wechsel 


4 500 


Kostenrückstellung 


1 500 


Barwerte 


2 200 








86 200 


86 200 



Zu beachten bleibt noch, daß das Geschäft während des Vergleichs weiterläuft 
und daß die in dieser Zeit vorkommenden Umsätze nicht unter den Vergleich 
fallen, aber die Kontensummen beeinflussen. An dem Vergleichsverfahren 
ändert sich dadurch nichts. 
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8. Konkursbilanzen 

Durch das Konkursverfahren soll das einem Gemeinschuldner gehörende pfänd- 
bare Vermögen, die sogenannte Konkursmasse, erfaßt und an die Konkurs- 
gläubiger gleichmäßig verteilt werden. 

Konkursgläubiger sind alle Personen oder sonstige Berechtigte, die zur Zeit 
der Eröffnung des Konkursverfahrens einen begründeten Anspruch gegenüber 
dem Gemeinschuldner haben. 

Durch Forderungen aus Geschäften, die im Interesse der Konkurs ab Wicklung 
abgeschlossen werden, entstehen keine Konkursgläubiger. Solche Verbindlich- 
keiten sind vielmehr voll aus der Konkursmasse zu begleichen. Die Inhaber 
derartiger Forderungen heißen Massegläubiger und ihre Forderungen Masse- 
schulden. 

Die gleiche Bedeutung kommt den Massekosten zu, wozu die Gerichtskosten, 
Aufwendungen für die Verwaltung und Verteilung der Masse und der Unter- 
halt des Gemeinschuldners und seiner Familie zählen. Nicht unter die Konkurs- 
masse fallen Gegenstände, die dem Gemeinschuldner nicht gehören, sich aber 
zur Zeit der Konkurseröffnung in seinem Besitz befinden, z. B. geliehene 
Sachen oder solche mit Eigentumsvorbehalt. An derartigen Vermögenswerten 
besteht ein Aussonderungsrecht. 

Von der Konkursmasse abzusondern sind Werte, an denen Gläubiger durch 
eine eingetragene Hypothek oder aus anderen Gründen, z. B. durch eine Siche- 
rungsübereignung, ein Pfandrecht haben. 

Die Lage des Gemeinschuldners ist nach § 124 KO durch ein Inventar und eine 
Bilanz des Konkursverwalters darzutun. Darin erscheinen die Aktiven mit dem 
voraussichtlichen V eräußerungs wert. 

Nach Aus- und Absonderung zeigt die Verteilung der Masse folgende Reihen- 
folge: Masseschulden und Massekosten, bevorrechtigte Forderungen in 5 Rang- 
klassen nach § 61 KO und endlich die nicht bevorrechtigten Forderungen der 
Konkursgläubiger. Ihr Konkursanteil heißt auch Konkursdividende. 



Aktiva Konkursbilanz Kurt Klein KG Passiva 



Geschäftseinrichtung 


7 000 


Verbindlichkeiten 


61 000 


Waren 


26 000 


Bankschulden 


13 000 


Forderungen 


19 000 


Rückständige Gehälter 


4 600 


Wechsel 


3 900 


Rückständige Steuern 


2 900 


Postscheck 


43 


Darlehen Kommanditist 


9 000 


Kasse 


380 






Unterbilanz 


34 177 








90 500 




90 500 



Für die Abwicklung des Verfahrens sind folgende Betriebsvorfälle zu berück- 
sichtigen: 

1. Die Geschäftseinrichtung wird für 3700 DM verkauft und das Postscheck- 
konto aufgelöst. Die Besitzwechsel gehen voll ein. 

2. Waren für 4000 DM sind mit Eigentumsvorbehalt belastet, solche für 
4 500 DM unverkäuflich. Das übrige Warenlager wird für 13 700 DM ver- 
steigert. 
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3. Zur Sicherung des Bankkredites wurden in der ausgewiesenen Höhe For- 
derungen abgetreten; Forderungen über 1500 DM sind uneinbringlich. 

4. Der Konkursverwalter erkennt die Übertragung eines privaten Wohn- 
hauses durch den persönlich haftenden Gesellschafter an seine Ehefrau und 
die vorzeitige Begleichung einer Gläubigerforderung über 2500 DM nicht an 
und hat mit der Anfechtung Erfolg. Der Schätzungswert des Wohnhauses 
beträgt 12 000 DM. 

5. Die Miete während des Verfahrens beträgt 1400 DM; an Gehältern sind neu 
entstanden 1500 DM. Die Kosten des Verfahrens belaufen sich auf schätzungs- 
weise 2560 DM. 

Zur Durchführung der Buchungen wird ein Konkursabwicklungskonto einge- 
richtet, das die Unterbilanz und die bei der Veräußerung entstehenden Ver- 
luste aufnimmt. Es schließt mit der Konkursverteilungsbilanz ab. Andere Son- 
derkonten werden benötigt durch die Aussonderung, Absonderung, die Masse- 
schulden, Massekosten und die bevorrechtigten und nicht bevorrechtigten Gläu- 
biger. 

Der Konkursverwalter bucht 
1) Konkurs ab Wicklung 

an Unterbilanz 34 177 DM 

la) Kasse 



an Geschäftseinrichtung 
an Wechsel 
an Postscheck 


3 700 DM 
3 900 DM 
43 DM 


7 643 DM 


lb) Konkursabwicklung 

an Geschäftseinrichtung 




3 300 DM 


2) Aussonderung 

Konkursabwicklung 

Kasse 


4 000 DM 
8 300 DM 
13 700 DM 


26 000 DM 


an Waren 






2 a) Verbindlichkeiten 

an Aussonderung 




4 000 DM 


3) Absonderung 

Konkursabwicklung 
an Forderungen 


13 000 DM 
1 500 DM 


14 500 DM 


3a) Bank 

an Absonderung 




13 000 DM 


4) Gebäude 

an Konkursabwicklung 




12 000 DM 


4a) Forderungen 

an Konkursgläubiger 




2 500 DM 


5) Konkursabwicklung 

an Masseschulden 
an Massekosten 


2 900 DM 
2 560 DM 


5 460 DM 
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U mbuchungen : 

6) Verbindlichkeiten 
Darlehen Kommanditist 

an Konkursgläubiger 

7) Rückständige Gehälter 
Rückständige Steuern 

an bevorrechtigte Gläubiger 

Schlußbuchungen: 

8) Konkursverteilungsbilanz 

an Kasse 
an Forderungen 
an Gebäude 
an Konkursabwicklung 

9) Masseschulden 
Massekosten 

bevorrechtigte Gläubiger 
Konkursgläubiger 

an Konkursverteilungsbilanz 



57 000 DM 
9 000 DM 



4 600 DM 
2 900 DM 



21 723 DM 
7 000 DM 
12 000 DM 
40 737 DM 

2 900 DM 
2 560 DM 
7 500 DM 
68 500 DM 



66 000 DM 
7 500 DM 

81 460 DM 
81 460 DM 



Einrichtung 



7 000 


3 700 


(la 




3 300 


(lb 


7 000 


7 000 





Waren 

26 000 I 26 000 (2 



Unterbilanz 
34 177 I 34 177 (1 



Rückständige Gehälter 



7) 


4 600 


| 4 600 




Gebäude 


4) 


12 000 


12 000 


(8 




Konkursgläubiger 




9) 


68 500 


2 500 


(4a 






66 000 


(6 




68 500 


68 500 





Forderungen 



4a) 


19 000 
2 500 
21 500 


14 500 
7 000 
21 500 


(3 

(8 


Wechsel 




3 900 | 


3 900 


(la 




Verbindlichkeiten 




2a) 


4 000 | 


61 000 




6) 


57 000 ) 








61 000 


61 000 




Rückständige Steuern 


7) 


2 900 


| 2 900 






Aussonderung 




2) 


4 000 


| 4 000 


(2a 


Bevorrechtigte Gläubiger 


9) 


7 500 


| 7 500 


(7 



Kasse 





380 


21 723 


(8 


la) 


7 643 






2) 


13 700 








21 723 


21 723 





Postscheck 



43 43 (la 



Bankschulden 
3a) 13 000 I 13 000 



Darlehen Kommanditist 



6) 


9 000 | 9 000 






Absonderung 




3) 


13 000 j 13 000 


(3a 




Masseschulden 




9) 


2 900 2 900 


(5 



Konkursabwicklung 



Konkurs-Verteil.-Bilanz 



1) 


34 177 


12 000 


(4 


3) 


1 500 


40 727 


(8 


lb) 


3 300 




2) 


8 300 






5) 


5 460 








52 737 


52 737 







(21 723 


2 900) 




8) 


1 7 000 


2 560 1 


(9 


| 12 000 


7 500 f 




1 40 737 


68 500 J 






81 460 


81 460 













Massekosten 



9) 



2 560 2 560 



(5 
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Falls das Haus und die Forderungen in der angenommenen Höhe realisier- 
bar sind, bleiben für die Konkursgläubiger mit 68 500 DM Forderungen nach 
Deckung der Masseschulden, Massekosten und bevorrechtigten Gläubiger mit 
zusammen 12 960 DM noch 27 763 DM übrig, die eine Konkursdividende von 
rund 40 °/o ergeben. 



9. Konzernbilanzen 

Darunter versteht man Bilanzen, die die Wirtschaftskraft einer Vereinigung 
von Unternehmungen erkennen lassen sollen. Da die wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit eines Konzerns in dem vereinigten Vermögen der zusammenge- 
schlossenen Unternehmungen zum Ausdruck kommt, werden die Konzernbi- 
lanzen auch konsolidierte Bilanzen genannt. 

Die zwischen den Konzernteilnehmem bestehenden Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten haben auf die Gesamtleistungsfähigkeit des Konzerns keinen 
Einfluß und gehören darum auch nicht in die Konzernbilanz. 

Beispiel: 





1 I. 


II. 


III. 


IV. 




1 

l Mutter- 


Tochter- 


Ausgleich 


Konzern- 




gesellsch. 


gesellsch. 


1 Belastung 


Gutschrift 


bilanz 


Aktiva 












Grundstücke und Gebäude 


300 000 


160 000 






460 000 


Maschinen 


400 000 


260 000 






i 660 000 


Beteiligung I an II 


360 000 






360 000 




Vorräte 


252 000 


158 000 






410 000 


Forderungen 


120 000 


60 000 






180 000 


Forderungen I an II 


56 000 






56 000 




Bar werte 


80 000 


60 000 






140 000 




1 568 000 


698 000 






1 850 000 


Passiva 












Grundkapital 


1 000 000 


300 000 


300 000 




1 000 000 


Rücklagen 


100 000 


100 000 


100 000 




100 000 


Grundk.-Ant. Dritt. a. II 1 ) 






270 000 


300 000 


30 000 


Rücklagen- Ant. Dritt. a. II 1 ) 






90 000 


100 000 


10 000 


Verbindlichkeiten 


396 000 


220 000 






616 000 


Verbindlichkeiten II an I 




56 000 


56 000 






Sonstige Verbindlichkeiten 




4 000 






4 000 


Wertberichtigung a. Vorräte 








4 000 


4 000 


Gewinn 


72 000 


18 000 


4 000 




86 000 




1 568 000 


698 000 


820 000 


820 000 


1 850 000 



i) Die Muttergesellschaft besitzt 90 °/* des Grundkapitals der Tochtergesellschaft, so daß nur noch 
der Fremdbesitz von 10 •/• des Grundkapitals und der Rücklagen in der Konzernbilanz auszu- 
weisen ist. 






XVI. Bilanztheorien 



Zuweilen tauchen unter der Bezeichnung „Sonderbilanzen * 4 noch statische, 
dynamische, organische und andere Bilanzen auf. Das sind aber keine Bilanzen 
im Sinne der vorausgegangenen Aufzählung, sondern nur Namen für besondere 
Auffassungen von der Bilanz, die sich darauf stützen, daß man von der Bilanz 
die Erfüllung besonderer Aufgaben erwartet und demgemäß die Bilanzposten 
abweichend gliedert und bewertet. Die Wissenschaft verwendet für diese unter- 
schiedlichen Ansichten und Meinungen den Namen Bilanztheorien. 

1. Die statische Bilanz 

Die statische Bilanzlehre, insbesondere durch Nicklisch vertreten, sieht in 
der Bilanz ein Mittel zur Schilderung eines Vermögenszustandes (Vermögens- 
status) in einem gegebenen Augenblick. Dazu ist es nötig, sich das Vermögen 
in dem fraglichen Zeitpunkt als ruhend oder erstarrt vorzustellen und nun 
die Bestände an aktivem Vermögen einerseits, Schulden und Eigenkapital 
andererseits gegenüberzustellen. Man erhält auf diese Weise die in der Unter- 
nehmung zum Einsatz gelangenden Kräfte, die natürlich erst durch den 
Menschen zum Leben und Wirken gebracht werden müssen. Ob der Einsatz 
erfolgreich war, das registriert die Buchführung, die die Bilanzbestände genau 
beobachtet, und das zeigt sich letzten Endes auch in den Beständen der Bilanz 
am Ende eines Betriebsabschnittes. Ist das Vermögen als Gesamtheit, das Eigen- 
oder Reinvermögen, gewachsen, so ist das ein Zeichen von Gewinn, im anderen 
Falle von Verlust. Voraussetzung für diese Annahme ist allerdings, daß man 
den Geldwert des Einsatzvermögens immer nach den gleichen Bewertungs- 
grundsätzen einstellt, also im Anschluß an die gesetzlichen Bestimmungen zum 
Anschaffungs- oder zum niedrigeren Tageswert, und daß man in die Bilanz 
nur Bestände aufnimmt, die der Zeit nach in die Betriebsperiode gehören, die 
durch die Bilanz abgeschlossen werden soll. 

Da sich aus der Gegenüberstellung zweier aufeinanderfolgender Reinvermögen 
der Erfolg nur in einer Summe darbietet, muß die Bilanz von einer sorg- 
fältig gegliederten Gewinn- und Verlustrechnung begleitet sein, in der die 
Aufwendungen und Erträge nach Herkunft und Zusammensetzung genau auf- 
zuspalten sind. Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung erfüllen somit nach 
Ansicht der statischen Bilanztheorie zwei getrennte Aufgaben: Die Bilanz 
zeigt, wie der Betrieb für die von ihm erwarteten Leistungen ausgerüstet ist 
bzw. was er an Vermögen und Kapital zugunsten des Betriebszieles wagt; 
die Gewinn- und Verlustrechnung dagegen läßt erkennen, von welcher Seite 
sich Gewinne boten und was die Unternehmung im Interesse dieser Erträge zu 
opfern hatte. 



2. Die dynamische Bilanz 

Die dynamische Bilanzlehre, begründet durch Schmalenbach, legt im Gegensatz 
zur statischen das Hauptgewicht auf die Gewinn- und Verlustrechnung 
und schätzt die Bilanz nur als ein Mittel zu diesem Zweck. Die Bilanz 
könne nach Ansicht der Dynamiker das Vermögen einer Unternehmung 
sowieso nicht aus weisen, da das durch Addition von Vermögensteilen gewon- 




Die organische Bilanz 



351 



nene Gesamtvermögen noch nicht den Wert einer Unternehmung ergebe. Das 
ist natürlich richtig, aber man benötigt den Verkaufs- oder Ertragswert der 
Unternehmung auch nicht, um die zum Erfolge führenden Einsatzgüter 
kennenzulernen. Soweit der ideelle Einsatz des Unternehmers und der Beleg- 
schaft den Ertrag besonders, also gewissermaßen zusätzlich zum materiellen 
Vermögenseinsatz, zu steigern vermag, ist das ein Erfolg, der ohne Nachteil 
der Betriebsleistung und damit dem Umsatzgut, an dessen Erfüllung Material- 
und Arbeitsaufwand gleichermaßen beteiligt sind, zugerechnet werden kann. 
Nach Ansicht der dynamischen Bilanzlehre ist der Jahresgewinn die Differenz 
des durch die fortdauernde Wirtschaftstätigkeit sich ergebenden Aufwandes 
und Ertrages, die beide in ihrer Höhe von der Bewertung der Bilanzaktiven 
und -passiven abhängig sind, die am Bilanzstichtage der Unternehmung ange- 
hörten. Dieser Ertrag muß in vergleichbarer Form zur Verfügung stehen, ein- 
mal zu periodischem Vergleich für aufeinanderfolgende Betriebsabschnitte 
(Zeitvergleich) und andererseits zum Vergleich mit fremden Betrieben, dem 
Betriebs vergleich. Was noch nicht Aufwand oder Leistung geworden ist, also 
die einzelnen Bilanzwerte, sieht man nach dynamischer Auffassung als Ver- 
rechnungsreste von einer Bilanzperiode zur anderen an. Zur Veranschaulichung 
nun einige Beispiele des dynamischen Bilanzschemas: 

Aktiva: 

1. Ausgaben, noch nicht Aufwand. 

(Unverbrauchte Materialien und Hilfsstoffe, vorausgezahlte Versicherungen 
usw.) 

2. Leistungen, noch nicht Einnahmen. 

(Fertigerzeugnisse, Forderungen aus Verkäufen usw.) 

3. Ausgaben, noch nicht Einnahmen. 

(Warenvorräte im reinen Handel, Beteiligungen u. a.) 

usw. 



Passiva: 

1. Aufwand, noch nicht Ausgaben. 

(Lieferantenverbindlichkeiten, noch zu zahlende Löhne, Instandsetzungen 
usw.) 

2. Einnahmen, noch nicht Leistungen. 

(Vorauszahlungen von Kunden usw.) 

usw. 

Wie die wenigen Beispiele beweisen, sind Abweichungen zur statischen Bilanz- 
lehre fast nicht festzustellen, da auch die Statiker auf scharfe Abgrenzung von 
Aufwand und Ertrag den größten Wert legen. Immerhin muß anerkannt wer- 
den, daß die dynamische Forschung das Bilanzproblem ungemein gefördert und 
entwickelt hat. 



3. Die organische Bilanz 

Die organische Bilanzlehre, begründet durch F. Schmidt , sieht in der Bilanz 
ebenfalls ein Mittel zur Vermögensdarstellung und Erfolgsrechnung, legt durch 
eine eigene Bewertungslehre daneben aber Wert auf Erhaltung der Ver- 
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mögenssubstanz. Ihr Bemühen hat namentlich Bedeutung für Zeiten sinkender 
Geldwerte, in denen die Betriebsinhaber zwar große zahlenmäßige Gewinne 
erzielen können, dabei ihre Vermögenswerte aber immer mehr zusammen- 
schrumpfen sehen. Um das zu verhindern, schlägt Schmidt die Bewertung zum 
Wiederbeschaffungspreis vor, und zwar bei Umsatzgütern zum Wiederbeschaf- 
fungspreis des Umsatztages und bei Anlagen zu denen des Bilanzstichtages. 
Die Differenz zwischen Anschaffungs- und Wiederbeschaffungswert soll über 
ein Wertänderungskonto in die Bilanz übernommen werden. Dafür nachstehen- 



des Beispiel: 

1. Wareneinkauf zu 100 

Wareneinkaufskonto an Kassekonto (Kreditorenkonto) 100 

2. Warenverkauf zu 150 

Kassekonto (Debitorenkonto) an Warenverkaufskonto 150 

3. Wiederbeschaffungspreis am Umsatztage 130 

Warenverkaufskonto an Wareneinkaufskonto 130 

4. Differenz zwischen Anschaffungs- und Wiederbeschaffungspreis 30 

a) Wareneinkaufskonto an Konto Wertänderung 30 

b) Konto Wertänderung an Bilanzkonto 30 

5. Verkaufsverdienst 20 

Warenverkaufskonto an Gewinn- und Verlustkonto 20 



Waren-Einkauf 



Waren-Verkauf 



Wertänderung 



1) 


100 


130 


(3 


3) 


130 


150 (2 


4b) 30 


4a) 


30 






5) 


20 












Bilanzkonto 




Gewinn- u. 


Verl.-Konto 










30 


(4b 




20 (5 



30 



(4a 



Die Bedeutung dieser Buchungsverfahren soll nicht verkannt werden; das 
Heraussuchen der vielen Wiederbeschaffungspreise dürfte jedoch mit solchen 
Schwierigkeiten verbunden sein, daß die praktische Durchführung entschieden 
mit Widerstand zu rechnen hat. Dazu ist man in weiten Kreisen der Ansicht, 
daß die Bilanzen keine Güterrechnungen, sondern Geldkapitalrechnungen dar- 
stellen und daß kein Grund dafür vorhanden ist, dem Inhaber eines Wirt- 
schaftsbetriebes in Zeiten der Geldentwertung eine Sonderstellung einzu- 
räumen. Überdies sei die Sorge der Substanzerhaltung nicht ein Problem der 
Gewinnberechnung, sondern der Gewinnverwendung und Finanzierung. End- 
lich meint man, daß es die Wirtschafter bisher immer noch verstanden haben, 
ihr Unternehmungsvermögen selbst durch bitterste Inflationszeiten hindurch- 
zubringen. 

Praktische Bedeutung hat der Wiederbeschaffungswert durch die Bewertungs- 
vorschriften des DM-Bilanzgesetzes vom 21. August 1949 bekommen (Näheres 
siehe Abschnitt „Die steuerrechtliche Bewertung“ S. 175 ff.). 



4. Die eudynamischc Bilanz 

Die eudynamische Bilanzauffassung ist auf Sommerfeld zurückzuführen. Der 
Name soll anscheinend eine Qualitätsbezeichnung einer im Sommerfeldschen 
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Sinne aufgestellten Bilanz sein (eu = gut!) und soviel wie „volldynamisch“ 
bedeuten. Ausgangspunkt dieser Theorie ist die Erhaltung des investierten 
Kapitals als der Energiequelle. Darum sollte von Gewinn nur gesprochen wer- 
den, wenn allen Abnutzungen, Erneuerungen und sonstigen Risiken durch Rück- 
stellungen und Risikoprämien Rechnung getragen wurde. Danach handelt es sich 
bei Sommerfeld weniger um eine besondere Bilanztheorie als vielmehr um 
Vorschläge zur Kapitalerhaltung. 



5. Die totale Bilanz 

Als Weiterentwicklung der statischen Bilanzlehre ist die totale (auch duali- 
stische) Bilanz von le Coutre anzusehen. Le Coutre verlangt, daß bei jeder Bilanz- 
aufstellung die folgenden Grundsätze beachtet werden: 

1. Sie muß ein Mittel zur Betriebserkenntnis und Betriebskontrolle sein, 

2. sie ist nach ihren jeweiligen Aufgaben zu gestalten, 

3. sie muß Vollständigkeit, Klarheit und Wahrheit verbürgen, 

4. sie muß nach Funktionen, Aufgaben, Rechtsbeziehungen und Risiken ge- 
gliedert sein, 

5. sie muß bei der Bewertung von Anschaffungswerten ausgehen, 

6. sie darf Rücklagen nur nach den geltenden Bestimmungen zulassen, und 

7. sie darf keine stillen Rücklagen enthalten. 

Für die Gliederung der Bilanz stellt le Coutre das folgende Schema auf: 
Aktivseite: 

A. Werbendes Vermögen 

1. Anlagevermögen, 

2. Beschäftigungsvermögen, 

a) Vorräte, 

b) Forderungen, 

c) Zahlungsmittel. 

B. Sicherungsvermögen (Effekten des Reservefonds), 

C. Verwaltungsvermögen (Anlage der Arbeiterersparnisse), 

D. Überschußvermögen (etwa Grundstücke), 

E. Sozialvermögen (Arbeiterwohnhäuser), 

F. Verrechnungsposten. 

Passivseite: 

A. Eigenkapital 

I. langfristig 

a) Grundkapital, 

Aktienkapital. 

b) Zusatz- und Zuwachskapital, 

1. gesetzliche Reserven, 

2. freiwillige Reserven. 



B. Fremdkapital 
I. langfristig 
Obligationen. 

II. kurzfristig 

a) Betriebsschulden, 

1. Wechselschulden, 

2. Lieferantenschulden. 

b) Verwaltungsschulden, 
Spareinlagen der Arbeiter. 



23 Knoll, Bilanzkunde 
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II. kurzfristig III. sofort fällig 

temporäres Kapital, unbezahlte Löhne. 

Abschreibung von Anlagen. 

C. Verrechnungsposten, 

III. sofort fällig 

Verlustreserven. D. Reingewinn. 

6. Die pagatorische Bilanz 

Die pagatorische Bilanzauffassung (pagare = zahlen) von Kosiol führt alle 
Geschäftsvorfälle und Bilanzposten auf die Einnahmen- und Ausgabenrechnung 
zurück, weil in der modernen Wirtschaft fast alle realen Güterübertragungen 
von nominalen Geldbewegungen begleitet werden. Erfolg ist daher der 
Unterschied zwischen Einnahmen und Ausgaben. Hierzu führt er wörtlich aus: 
„Die Bilanzrechnung als Erfolgsrechnung geht von dem Gedanken der geld- 
mäßigen, nominellen Kapitalerhaltung aus und ist daher vom Anschaffungswert 
auf Basis der Ausgaben getragen. Unter seinem Einfluß formt sich der jährliche 
Erfolg als Überschuß der Ertragseinnahmen über die Aufwandsausgaben“ 1 ). In 
der Erfolgsrechnung bedient sich Kosiol folgender Gliederung: 

A. Einnahmen 

I. Tatsächliche Einnahmen 

a) Bareinnahmen, 

b) Krediteinnahmen. 

1. Forderungseinnahmen (Entstehungen), 

2. Schuldeinnahmen (Tilgungen). 

II. Verrechnungseinnahmen 

a) antizipative Einnahmen: Voreinnahmen, 

b) transitorische Einnahmen: Nacheinnahmen, 

c) kompensatorische Einnahmen. 

1. Rückeinnahmen, 

2. Gegeneinnahmen. 



B. Ausgaben 

I. Tatsächliche Ausgaben 

a) Barausgaben, 

b) Kreditausgaben. 

1. Schuldausgaben (Entstehungen), 

2. Forderungsausgaben (Tilgungen). 



II. Verrechnungsausgaben 

a) antizipative Ausgaben: Vorausgaben, 

b) transitorische Ausgaben: Nachausgaben, 

c) kompensatorische Ausgaben. 

1. Rückausgaben, 

2. Gegenausgaben. 



Der Saldo aus A und B ist der Periodenerfolg (Gewinn). 



*) Kosiol, Anlagenrechnung, Wiesbaden 1955, S. 79. 
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7. Die nominale Bilanz 

Rieger lehnt die Schmalenbachsche Dynamik ab, weil er der Ansicht ist, daß 
die Eingliederung einer Unternehmung lediglich von der geldlichen Seite 
bestimmt wird. Der Geldzuschuß sei nur bei der Gründung der Unternehmung 
bekannt. Wie sich dieser im Laufe der Zeit entwickele, könne mit Sicherheit 
nicht mehr festgestellt werden, weil nicht bekannt sei, welcher Erlös sich bei 
der Verwertung eines Vermögensteils ergäbe. Das träte erst nach dem Aufhören 
des Betriebes hervor, so daß man auch erst zu diesem Zeitpunkt etwas über den 
Erfolg aussagen könne. Zu diesem Termin lasse sich eine totale Rechnung auf- 
stellen; die nach dem Gesetz erforderlichen Bilanzen, die Rieger als notwendiges 
Übel ansieht, hätten nur den Wert von Zwischenabschlüssen. 

Rieger anerkennt, daß seine nominale oder totale Bilanz keine praktische 
Bedeutung habe, weil die exakte Erfassung des Geldwertes der einzelnen 
Güterwerte unter Umständen erst nach zu großen Zeitabschnitten möglich 
werde; es entspräche aber seiner wissenschaftlichen Ehrlichkeit, die Tatsache 
herauszustellen, daß feste Ergebnisse einer Unternehmung nur durch eine 
totale Rechnung am Ende der Unternehmung gewonnen werden können. 

8. Die Bewegungsbilanz 

Thoms hat den Begriff der Bewegungsbilanz geprägt. Sie ist eine Bilanz, die die 
betriebswirtschaftlichen Bewegungen erkennen lasse und zur zweifachen 
doppelten Buchführung gehöre. Nach Thoms gibt es in der Wirtschaft jedes 
Betriebes drei Arten von Wertbewegungen: 

1. Einnahmen und Ausgaben von Zahlungsmittelwerten, 

2. Güterwertbewegungen am konkreten und nominellen Vermögen, d. h. an 
Aktiven und Passiven, 

3. Arbeitswertbewegungen, wobei die Kosten als Arbeitseinsatz und die Er- 
träge als Arbeitsergebnis anzusehen sind. 

Die Zahlungsvorgänge bilden das Liquidationsproblem, die Gütervorgänge das 
Investitionsproblem, die Arbeitsvorgänge das Erfolgsproblem. 

Entsprechend diesen Wirtschaftsproblemen unterscheidet die Buchführung drei 
Kontenbereiche, aus denen letzten Endes die Geldverkehrsbilanz, die Güter- 
bewegungsbilanz und die Arbeitsbilanz hervorgehen. Die Geschäftsvorfälle 
lösen Veränderungen innerhalb der Kontenbereiche oder zwischen ihnen aus; 
so kann eine Ausgabe von 500, — DM 

bei Lohnzahlung eine Kostenmehrung, 

bei Maschinenkauf eine Aktivmehrung, 

bei Schuldentilgung eine Passivminderung, 

bei Rückzahlung bezahlter Ware eine Erträgnisminderung sein. 

Die zweifache doppelte Buchführung verbucht nun zugleich: 

1. die Bestandsbewegung im Soll und Haben, gleich der bisherigen doppelten 
Buchführung, 



23 * 
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2. die Funktionsbewegungen in der Geldverkehrs-, Güterbewegungs- und 
Arbeitsrechnung. 

Wenn der Monat Juli folgende Eintragungen in dem Thomsschen Journal auf- 
wies: 



Grundrechnung Güterwertrechnung ^re^nune" Arbeitsrechnung 





Soll 


Haben 


Aktiva 


Passiva 


Ein- 

nahmen 


Aus- 

gaben 


Kosten 


Erträg- 

nisse 


Summen 

Überschuß d. Passiven 
Überschuß d. Einnahmen 
Überschuß d. Kosten 


140 327,79 


140 327,79 


26 155,81 
6 873,47 


33 029,28 


34 629,— 


32 929,63 
1 699,37 


40 613,91 


35 439,81 
5 174,10 




33 029,28 


33 029,28 | 


34 629,— | 


34 629,— | 


40 613,91 | 


40 613,91 



dann bildet Thoms daraus für den Monat folgende 

Saldobilanz 

Einnahmeüberschuß 1 699,37 Passivmehrung 6 873,47 

Kostenüberschuß 5 174,10 

6 873,47 6 873,47 



Er nennt sie „in wahrhaftem Sinne des Wortes eine Bilanz der Dynamik“. 

Von anderer Seite wird darauf hingewiesen, daß die Thomssche Güterrechnung 
nur eine besonders gegliederte Bilanz, die Geldrechnung eine besondere 
Kassenrechnung und die Arbeitsrechnung eine besonders gegliederte Gewinn- 
und Verlustrechnung ist. 

Die zweifache doppelte Buchführung ist dadurch gegeben, daß die Posten ein- 
mal in der Grundrechnung in Soll und Haben und dann ein zweites Mal inner- 
halb der im vorauf gehenden Journal gezeigten sechs Spalten erscheinen. 

Thoms nennt seine zweifache doppelte Buchführung „Laborex“ und leitet den 
Namen von laborare = arbeiten ab. 

Neben der Bewegungsbilanz von Thoms ist noch die von Bauer bekannt. Sie 
stellt die Posten der Schlußbilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung so 
zusammen, daß man aus ihrer Bewegung während der Betriebsperiode Schlüsse 
auf die Finanzierung und Liquidität ziehen kann. 

Aus dem Wesen der Eröffnungs- und Schlußbilanz ist bekannt, daß die 
Passivseite die Herkunft des Unternehmungsvermögens und die Aktivseite die 
Verwendung dieses Vermögens angibt. Die gleiche Aussageweise ist nun den 
Kontoseiten eigen: Eine Zunahme des Eigenkapitals im Kapitalkonto (Haben) 
findet Verwendung als Bargeldmehrung, als Erhöhung der Waren- oder Roh- 
stoffvorräte, zur Erweiterung des Maschinenparks und dergl.; sie wirkt sich in 
den für diese Bestände errichteten Konten im Soll aus. In gleicher oder ähn- 
licher Weise können die im Haben vermerkten Verkaufserlöse Verwendung 
finden und dadurch ebenfalls im Soll verschiedener Vermögenskonten erschei- 
nen. Ein Nachlaß oder ein Ausfall an Kundenforderungen wiederum ist die 
Quelle für eine Eigenkapitalabnahme und wirkt sich daher auch auf die Soll- 
seite des Kapitalkontos aus. 
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Stellt man nun diese Bewegungsbeträge eines Zeitraumes zusammen, so erhält 
man die Bauersche Bewegungsbilanz, die im Grunde genommen nichts anderes 
als die für die Betriebsübersicht verwandte Summenbilanz ist, allerdings unter 
Ausschluß der Anfangsbestände, da diese ja die Ergebnisse früherer Finanz- 
mittelbewegungen gewesen sind. 

Oft werden für die Bewegungsbilanz auch nur die Kontensalden benützt, die 
jedoch die Bewegung der Mittel in ihrem vollen Umfange nicht erkennen 
lassen. 

Eine Weiterentwicklung der Bewegungsbilanz ist die Finanzflußrechnung, die 
die Erfolgsrechnung mit der Bewegungsbilanz vereinigt, wie das aus dem 
Beispiel auf Seite 358, das der Praxis entnommen wurde, ersichtlich ist. 

Zur besseren Auswertung der Zahlenzusammenstellung bildet man betriebliche 
Teilbereiche, die dann mühelos erkennen lassen, aus welchem Bereich z. B. die 
finanziellen Mittel überwiegend stammen, wo die stärkste Belastung wahrzu- 
nehmen ist, wo sich Steuern und Abschreibungen auswirken usw. Als Teil- 
bereiche unseres Beispiels sind vorgesehen: 

die Leistungsverwertung oder der Absatz, 

die Leistung oder die Produktion, 

die Betriebsmittel und 

die Finanzen oder der neutrale Bereich. 

Die Spalten 2 bis 5 dienen der Erfolgsrechnung, die von 8 bis 14 der Bestands- 
rechnung. Die Erfolge in Spalte 3 werden zwar bereichsweise aufgeführt, aber 
fortlaufend addiert, so daß sie sich schließlich zum Reingewinn verdichten. Als 
Mittel des Finanzflusses erscheinen sie mm in den Spalten 4 und 5, und zwar die 
positiven unter „Mittelherkunft“ und die negativen unter „Mittelverwendung“, 
da ein Überschuß neue Mittel schafft und ein Aufwand sie verbrauchen läßt. 

Die Spalten 10 bis 13 nehmen die Anfangs- und Endbestände der Hauptbilanz 
auf und lassen damit die Errechnung der Verkehrszahlen des Kontroll- 
abschnitts als Differenzen zu, die nun auf ihren Einfluß — ob Mittelherkunft 
oder Mittelverwendung — zu untersuchen sind. 

Die Vereinigung der Bestands- und Erfolgsrechnung erfolgt schließlich in den 
Spalten 6 und 7 und auch hier wieder unter dem Gesichtspunkt der Mittel- 
herkunft und -Verwendung. Der Saldo der Erfolgsrechnung aus dem Leistungs- 
bereich (Spalten 4 und 5) macht 152 266 TDM aus und erscheint in Spalte 7, der 
der Bestandsrechnung aus den Spalten 8 und 9 beträgt 8 897 TDM und kommt 
als Mittelverwendung nach Spalte 6. 

Zu bemerken ist noch, daß der Saldo zwischen Anfangs- und Endbestand des 
Eigenkapitals erheblich höher als der Gewinn ist. Das kommt daher, daß in 
dem Betrage von 10 828 TDM neben dem Gewinn von 3 415 TDM noch 
3600 TDM Nennkapitalerhöhung und 3813 TDM Erhöhung der gesetzlichen 
Reserve enthalten sind. Auch ist der gesamte Vorjahresgewinn von 2835 TDM 
und der Gewinnvortrag von 66 TDM = 2901 TDM durch Ausschüttung zum 
größten Teil verschwunden, so daß die Saldierung von Anfangs- und End- 
bestand des Eigenkapitals nicht mehr den Betrag von 10 828 TDM ergibt. 
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Aufgaben zur Wiederholung und Vertiefung 

Bilanz 



Aufgabe 1 

Was besagen die Ausdrücke Inventur, Inventar und Bilanz? 

Aufgabe 2 

Worin liegt der Unterschied zwischen Inventar und Bilanz? 

Aufgabe 3 

Stelle auf Grund der folgenden Angaben das Inventar und die Bilanz auf! 

Das Konfektionshaus Friedrich Rau in Wiesbaden ermittelt am 1. Januar 19 . . 
folgende Bestände: Bargeld 2976,25 DM; Bankguthaben 5000, — DM; Post- 
scheckguthaben 300, — DM; Besitzwechsel 3165,50 DM per 24. Februar a/Gießen, 
903,40 DM per 30. März a/Mainz, 1000, — DM per 15. April a/Hofheim; Buch- 
forderungen: Rudolf Richter, Wiesbaden, 913,33 DM, Georg Müller, Niedern- 
hausen, 807,75 DM, Alfred Weber, Eltville, 1530,— DM. 

Waren: 



150 Herrenanzüge 
85 Herrenhosen 
92 Sakkos 
60 Knabenanzüge 
75 Ulster 

40 Gabardinemäntel 
38 Übergangsmäntel 



ä 75,75 DM 
ä 21,30 DM 
ä 48,50 DM 
ä 36,40 DM 
ä 85,40 DM 
ä 52,75 DM 
ä 63,45 DM 



21.50 m Oberstoff Kammgarn 
18,60 m Oberstoff Cheviot 

40.50 m Futterstoff laut bes. Liste 
4,80 m Taschenfutter 

18,70 m verschiedene Futterstoffe laut Liste 
verschiedene Zubehörteile laut Liste 



ä 19,75 DM 
ä 14,50 DM 
97,20 DM 
1,80 DM 
38,— DM 
24,30 DM 



Geschäftseinrichtung laut Aufstellung 1726,50 DM; Geschäftshaus 50 000, — DM; 
Schuldwechsel 3555,40 DM per 12. Februar, Aussteller Fritz Strauß, Frank- 
furt/M ; Gläubiger: Adolf Schwarz, München, 4500, — DM, Georg Loden, 
München, 3600, — DM; Hypothek: 20 000, — DM. 

Beginne die Aufstellung mit dem Haus als Teil des Anlagevermögens und füge 
das Umlaufvermögen in der Umkehrung der Flüssigkeit so an, daß das flüssige 
Barvermögen an das Ende zu stehen kommt. 

Aufgabe 4 

Für welche Zeit hat eine Bilanz Gültigkeit? 

Aufgabe 5 

Wie unterscheiden sich Bilanz und Bilanzkonto? 
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EröffnungS' und Schlußbuchungen 



Aufgabe 6 

Bilde zu der Bilanz aus Aufgabe 3 die Eröffnungsbuchungen! 

Aufgabe 7 

Bilde zu folgendem Kontostand die Schlußbuchungen! 

(Der Kontoinhalt entspricht dem Inventurwert und ist daher frei von positi- 
ven oder negativen Erfolgen.) 

Kassekonto Soll 1400, — DM, Bankkonto Soll 2000, — DM, Postscheckkonto 
Soll 350, — DM, Warenkonto Soll 1360, — DM, Buchforderungen Soll 460, — DM, 
Geschäftsausstattung Soll 560, — DM, Liefererkonto Haben 320, — DM, Schuld- 
wechselkonto Haben 430, — DM, Kapitalkonto DM? 

Betriebsbuchungen 



Aufgabe 8 

Verbuche folgende Betriebs vor fälle auf den entsprechenden Bestandskonten: 



Wareneinkauf gegen bar 3000, — DM 

Anschaffung der Geschäftsausstattung gegen Banküberweisung . 5000, — DM 

Warenverkauf gegen Besitzwechsel 1200, — DM 

Banküberweisung eines Kunden 800, — DM 

Einlösung eines Schuldwechsels durch die Bank 1700, — DM 

Warenkauf gegen Wechselziehung des Lieferers 1900, — DM 

Warenkauf auf Ziel 2500, — DM 

Postschecküberweisung eines Kunden 600, — DM 



Schuldentilgung bei einem Lieferer durch einen Besitzwechsel . 1000, — DM 
(Die Anfangsbestände sind durch A anzudeuten.) 

Aufgabe 9 

Verbuche folgende Betriebsvorfälle auf den entsprechenden Erfolgskonten: 



a) die Übernahme einer Barerbschaft in das Unternehmen mit . 2000, — DM 

b) die Zahlung von Geschäftsmiete mit 150, — DM 

c) die Zahlung von Fernsprechgebühren mit 25, — DM 

d) den Empfang von Guthabenzinsen im eigenen Bankkonto mit . 125, — DM 

e) die Postschecküberweisung für ein Zeitungsinserat mit .... 35, — DM 

Aufgabe 1 0 
Verbuche 



a) einen Warenbarverkauf für 200, — DM, bei dem 45, — DM verdient wurden, 

b) den Verkauf eines gebrauchten Regals für 60, — DM gegen Banküber- 
weisung. Der Anschaffungspreis hatte 85, — DM betragen. 

Aufgabe 1 1 

Verbuche die Betriebs Vorfälle der Aufgaben 9 und 10 unter Verwendung des 
Gewinn- und Verlustkontos und seiner Unterkonten. 
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Aufgabe 12 
Verbuche: 

a) Barentnahme für den Haushalt 150, — DM 

b) Postschecküberweisung der Miete für die Privatwohnung . . 120, — DM 

c) Banküberweisung der Einkommen- 

und Kirchensteuer mit zusammen 1 ) 320, — DM 

d) Warenentnahme für den Haushalt 75, — DM 



Betriebsübersicht 



Aufgabe 1 3 

Eröffne auf Grund der folgenden Bilanz die Konten, buche die angegebenen 
Geschäftsvorfälle und schließe ab! 



Eröffnungsbilanz 



Kasse 


580,— 


Schuldwechsel 


970,— 


Postscheck 


170,— 


Buchschulden 


5 760,— 


Besitzwechsel 


720,— 


Kapital 


37 300,— 


Forderungen 


5 840,— 


— 


^ 


Waren 


18 820,— 






Einrichtung 


5 900,— 






Gebäude 


12 000 ,— 








l 

44 030,— 1 

2 




44 030,— 



Geschäftsvorfälle: 

1. Warenverkauf gegen Wechselziehung 600, — DM 

2. Wir begleichen eine Buchschuld mit einem Besitzwechsel über 370, — DM 

3. Wareneinkauf gegen Annahme eines Schuldwechsels .... 3000, — DM 

4. Ein Schuldner überweist uns auf Postscheckkonto 1090, — DM 

5. Wir bezahlen Warenumsatzsteuer (die Steuer verringert 

unseren Verkaufserlös) durch Postschecküberweisung . . . 95, — DM 

6. Wir verkaufen Ware gegen bar für 855, — DM 

7. Der Inhaber entnimmt der Kasse für den Haushalt 450, — DM 

8. Warenverkauf auf Ziel 3775, — DM 

9. Ein Kunde übergibt uns einen Wechsel über 865, — DM 

10. Warenentnahme für den Haushalt 60, — DM 

11. Wir bezahlen Einkommensteuer in bar 135, — DM 

12. Wir begleichen Buchschulden durch Postscheck 790, — DM 

13. Kunden überweisen uns auf Postscheckkonto 4350, — DM 

14. Wir überweisen an Lieferer durch Postscheck 3100, — DM 

15. Besitzwechsel werden bar eingelöst mit 950, — DM 

16. Wir lösen einen Schuldwechsel durch 

Postschecküberweisung ein mit 1300, — DM 



0 Persönliche Steuern, die das Geschäft nicht berühren. 
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17. Wir zahlen Gehalt 395,— DM 

18. Wir bezahlen eine Schreinerrechnung 

für Instandsetzung der Einrichtung mit 82, — DM 



Die Endbestände, die in einer Schlußbilanz zusammenzustellen sind, stimmen 
mit den Salden der reinen Bestandskonten überein. 

An der Einrichtung sind zur Ermittlung des Endbestandes 10 °/o für Abnutzung 
abzuschreiben, am Hause 2 %>. Der Warenbestand beziffert sich auf 17 947,50. 

Stelle vor den Abschlußbuchungen nach dem Muster auf Seite 36 die Abschluß- 
tabelle auf! 

Aufgabe 14 

Buche die folgenden Posten auf den getrennten Warenkonten und schließe 
diese ab! (Die Gegenkonten werden nicht geführt.) 



1. Warenanfangsbestand 6676, — DM 

2. Zielverkauf 2152, — DM 

3. Verkauf gegen Wechsel 956, — DM 

4. Warenkauf gegen Wechsel 1405, — DM 

5. Barverkauf 4140, — DM 

6. Warenrücksendungen durch Kunden 956, — DM 

7. Kundennachlaß 65, — DM 

8. Warenkauf auf Ziel 8530, — DM 

9. Bezugsspesen darauf 58, — DM 

10. Warenrücksendung an Lieferer 420, — DM 

11. Verkauf gegen Banküberweisung 5242, — DM 

12. Warenendbestand 8100, — DM 

13. Einkaufs wert der verkauften Waren ? DM 



Merke: Wenn ein Wareneinkaufs- und Warenverkaufskonto geführt werden, 
ist vor Einstellung ihrer Zahlen in eine Betriebsübersicht der Einstandswert 
der verkauften Waren zu buchen. Diese Arbeit gehört gleich dem Übertrag 
der Privatentnahmen zu den vorbereitenden Abschlußbuchungen! 

Aufgabe 15 

Ändere danach die Betriebsübersicht zur Aufgabe 13 entsprechend um! 

Auswertung der Warenrechnung 



Aufgabe 16 

Wie hoch ist der Durchschnittsbestand bei einem Anfangsbestand von 
31 000, — DM und einem Endbestand von 32 000, — DM? 

Aufgabe 17 

Bestimme die Umschlagsgeschwindigkeit und die Lagerdauer bei einem Jahres- 
umsatz zu Einstandspreisen von 258 000 DM und einem Durchschnittsbestand 
von 31 500, — DM. 
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Aufgabe 18 

Welche Lagerzinsen ergeben sich nach Aufgabe 17 bei einem Jahreszinssatz 
von 6°/o? 

Aufgabe 19 

Der Rohgewinn beträgt 7225, — DM, der Umsatz zu Verkaufspreisen 
24 225, — DM. Wieviel Prozent umfaßt die Handelsspanne, wieviel der Kalku- 
lationsaufschlag? 

Aufgabe 20 

Suche die Handelsspanne zu folgenden Kalkulationsaufschlägen: 15°/o, 24%>, 
30 °/o, 35 %>, 40 %>! 

Aufgabe 21 

Der Verkaufspreis für V 2 kg einer Ware ist 7,54 DM. Wie muß die Ware 
bezogen werden bei einem Kalkulationsfaktor 1,1595? 

Aufgabe 22 

Im Verkaufserlös von 40, — DM liegen 3,80 DM Kosten. Wieviel Prozent macht 
die Kostenquote aus? 

Auf g abe 2 3 

Die monatlichen allgemeinen Handlungskosten sind 320, — DM, der Unter- 
nehmerlohn und Kapitalzins 240, — DM. Welcher Mindestumsatz deckt bei einer 
Handelsspanne von 23 °/o die genannten Kosten? 

Aufgabe 24 

Wieviel Prozent macht der Reingewinn vom Umsatz zu Verkaufs- und Ein- 
standspreisen bei einem Rohgewinn von 685,70 DM, den Betriebskosten von 
336,85 DM und dem Einstandspreis von 2578,50 DM aus? 

Skonti 

Skonti sind zinsähnliche Aufwendungen und Erträge, die bei Regulierung einer 
Rechnung innerhalb einer bestimmten Frist bewilligt werden und damit als 
Anreiz zu pünktlichen Zahlungen dienen sollen. In Hamburg wird gleich- 
bedeutend mit Kasseskonto auch „Dekort“ gebraucht, womit man sonst einen 
Abzug für mangelhafte Lieferung kennzeichnet. Der Kunde, der eine Ware 
für 175, — DM mit 2 °/o Kassenskonto kauft und entsprechend der Friststellung 
bezahlt, kann die Ware unter Abzug von 3,50 DM buchen 

Wareneinkauf an Kasse 171,50 DM 

Steht beim Kunden zur Zeit des Wareneinganges aber noch nicht fest, ob er 
den für einen Skontoabzug gestellten Termin einhalten kann, oder handelt es 
sich um die Eintragungen des Lieferers, der ja über die Art der Zahlung des 
Kunden im voraus nicht Bescheid weiß, so ist hier wie dort für die Buchung 
der volle Rechnungsbetrag zu verwenden, also beim Kunden 

Wareneingang an Lieferer 175, — DM 

oder beim Lieferer 

Kunde an Warenverkauf 175, — DM 
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Gestattet eine fristgerechte Zahlung dann doch noch die Anrechnung von 
Skonto, dann bucht der Kunde 

Lieferer 

an Kasse 171,50 DM 

an Skonto 3,50 DM 175, — DM 

Der Lieferer 
Kasse 
Skonto 

an Kunde 

Das Skontokonto wird über Gewinn- und Verlustkonto abgeschlossen, weil 
Skonto als Aufwand oder Ertrag aus der Finanzierung des Geschäfts ange- 
sehen wird und demgemäß keinen Einfluß auf die Selbstkostenrechnung des 
Käufers bzw. auf den Verkaufserlös des Lieferers haben kann. 

Aufgabe 25 

Kunde A hat von einer Rechnung über 350, — DM, deren Zahlungsziel „zahl- 
bar in 14 Tagen mit 2 °/o Skonto“ lautet, bei sofortiger Zahlung 7, — DM ab- 
gezogen und 343, — DM auf Postscheckkonto überwiesen. Wie lautet die 
Buchung? 

Aufgabe 26 

Firma M. & Co. kauft Waren für 1500, — DM ein, die innerhalb der mit 3 % 
Skonto ausgestatteten Frist durch Banküberweisung beglichen werden. Wie ist 
zu buchen? 

Aufgabe 27 

Das Einzelhandelsgeschäft B sendet von einer Warenlieferung über 3000, — DM, 
zahlbar 30 Tage mit lV 2 °/o Skonto, infolge Mängelrüge Waren für 1200, — DM 
zurück, die ihm seitens des Lieferanten gutgeschrieben werden. 

B bezieht durch einen neuen Kaufauftrag Waren für 950, — DM unter der 
gleichen Zahlungsbedingung und fordert Aufrechnung mit dem Guthaben unter 
Absetzung von IV 2 % Skonto. 

Aufgabe 28 

Wie steht es um den Abzug, wenn der neue Kauf über 1400, — DM lautet und 
der über das Guthaben hinausreichende Differenzbetrag nicht in der Frist von 
30 Tagen gezahlt werden kann? 

Aufgabe 2 9 

Das Einzelhandelsgeschäft D gibt für den Neukauf von Waren über 1750, — DM 
(ein Guthaben aus Warenrücksendung besteht nicht) mit der Zahlungs- 
bedingung: „Zahlbar innerhalb 14 Tagen nach Rechnungsdatum mit 2% 
Skonto“ einen Wechsel über den Rechnungsbetrag, fällig 16 Tage nach dem 
Rechnungsfälligkeitstermin, und beansprucht Gutschrift des Skontos. 

Rabatte 

Rabatt ist nach § 1 Abs. 2 Rabattgesetz ein Nachlaß gegenüber dem angekündig- 
ten oder allgemein geforderten Preis, der in der Form eines Barzahlungsrabatts 



171,50 DM 

3,50 DM 175,— DM 
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oder eines Mengen- und Treuerabatts gewährt wird und im Einzelhandel 3 %> 
nicht übersteigen darf. Mengen- und Treuerabatt heißt auch Bonus, in der 
Mehrzahl Boni. 

Der Rabatt kürzt entweder den Verkaufserlös unmittelbar oder er nimmt 
zunächst die Form von Rabattmarken an, die dann später gegen Geld oder 
Waren eingetauscht werden können. Auch kann Rabatt in der Weise bewilligt 
werden, daß der Käufer durch eine unberechnete Warenzugabe einen Natural- 
rabatt erhält. 

Der Kunde bucht den um Rabatt ermäßigten Preis oder erkennt bei späterer 
Gewährung ein Rabattkonto, das mit dem Wareneinkaufskonto abgeschlossen 
wird. Der Lieferer bucht Rabatte als Erlösschmälerung auf einem Konto der 
Klasse 8; ein Konto für Boni kann auch über Gewinn- und Verlustkonto aus- 
geglichen werden. 

Rabattmarken können aus eigenem Markenvorrat oder als Marken eines 
Rabattsparvereins abgegeben werden. 

Aufgabe 30 

Firma M kauft eine Buchungsmaschine, komplett mit Zählwerken, für 
17 000, — DM, gibt als Teilzahlung eine gebrauchte Maschine mit dem Ver- 
rechnungswert von 2000, — DM und erhält auf den Kauf einen Rabatt von 
5°/o. Bei Zahlung innerhalb von 14 Tagen dürfen 2% Skonto abgezogen 
werden. Wie bucht der Kunde, wenn der Maschinenkauf vor Ablauf der 
14 Tage durch Banküberweisung beglichen wird? 

Aufgabe 31 

Die Drogenhandlung Schneider hat für den Betrieb Rabattmarken und Ein- 
klebehefte für 475, — DM herstellen lassen und in bar bezahlt. Im laufenden 
Geschäftsjahr wurden Marken für 6775, — DM eingelöst und davon 1400, — DM 
in bar ausgezahlt, während der Rest auf neue Warenkäufe angerechnet wurde. 
Am Ende des Jahres waren noch Marken für 600, — DM in Umlauf, von denen 
100, — DM als nicht zur Einlösung gelangend angenommen werden. Der Waren- 
umsatz mit Markenausgabe beziffert sich auf 281 250, — DM. 

Aufgabe 32 

Der Drogist Schneider hat sich für die Gewährung von Rabattmarken einem 
Rabattsparverein angeschlossen, von dem er seinen Markenbedarf gegen bar 
entsprechend dem den Marken innewohnenden Wert bezieht. Nicht gebrauchte 
Marken werden vom Verein gegen Erstattung des Preises zurückgenommen. 
Folgende Betriebsvorfälle liegen vor: 

Markenkauf von der Genossenschaft für 3500, — DM bar 
Markenbestand am Ende des Geschäftsjahres für 250, — DM 
Markeneinlösung mit 800, — DM in bar und mit 2000, — DM in Waren. 

Die eingelösten Marken werden von der Genossenschaft vergütet. Als Waren- 
umsatz gegen bar werden 250 000, — DM angenommen. 

Aufgabe 3 3 

Das Hotel „Goldene Rose“ kauft 300 Flaschen Weinbrand ä 8,50 DM und 
erhält als Rabatt 15 Flaschen unberechnet geliefert. Wie buchen Kunde und 
Lieferer? 
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Verlust infolge Mängelrüge 

Aufgabe 34 

Kunde A hat Ware bezogen, die von ihm als mangelhaft empfunden wird. Aus 
der Mängelrüge droht ein Verlust von 7200,— DM. Verkäufer B gründet 
darauf einen Ersatzanspruch seinem Lieferer C gegenüber in Höhe von 
6350, — DM, der am Jahresabschlußtage noch nicht erledigt ist. Wie wird die 
Bilanz per 31. 12. durch den Sachverhalt beeinflußt? 

Nachnahme 



Aufgabe 3 5 

Kaufmann Beier versendet Waren in einem Nachnahmepaket an Robert 
Drechsler. Rechnungsbetrag 130, — DM. Die Versandkosten einschließlich der 
Zahlkartengebühr belaufen sich auf 4,20 DM. Über welchen Betrag lautet die 
Nachnahme? Welche Buchungen sind vorzunehmen? 

Verpackung 



Aufgabe 3 6 

Die Lebensmittelgroßhandlung Neumann bezieht ab Werk 850 kg Salatöl, das 
in 5 Eisenfässern, die mit je 30, — DM in Rechnung gestellt werden, geliefert 
wird. Rechnungsbetrag pro kg Öl 1,32 DM. Die Ölfabrik nimmt die Fässer zum 
vollen Wert zurück. 

Neumann setzt an den Einzelhandel 4 Faß Salatöl zum kg-Preis von 1,65 DM 
ab und stellt das Faß für die Kunden mit 35, — DM in Rechnung. Drei Fässer 
kommen zurück und werden der Ölfabrik zugestellt. Wie bucht der Groß- 
händler? 



Scheingeschäfte 

Nach den §§ 5 und 6 StAnpG begründen Scheingeschäfte und solche, die durch 
Mißbrauch von Formen des bürgerlichen Rechts zustande kommen, nicht die 
vom Steuerpflichtigen beabsichtigten Steuervorteile. 

Ein Scheingeschäft liegt vor, wenn beispielsweise ein Verkauf als Vermietung 
getarnt wird, damit durch die Buchung von Mieten größere Gewinnkürzungen 
eintreten. 

Um einen Mißbrauch von Formen des bürgerlichen Rechts handelt es sich, 
wenn mit formalrechtlich einwandfreien Geschäften ein ungewöhnlicher Weg 
zur Einsparung von Steuern beschritten wird. Die Grunderwerbsteuer entfällt 
beispielsweise bei Veräußerung von Grundstücken unter Personen, die in 
gerader Linie verwandt sind. Damit nun beim Verkauf eines Grundstücks vom 
Bruder an die Schwester die Steuer eingespart wird, verkauft der Eigentümer 
das Grundstück an den Vater und dieser an die Tochter; dadurch ist der un- 
mittelbare und steuerpflichtige Weg vom Bruder an die Schwester umgangen 
worden. 

Aufgabe 37 

Eine Bauuntemehmung kauft am 1. August einen Turmdrehkran auf Miete- 
Kauf-Basis für 40 000, — DM. Das Lieferwerk schickt bis einschließlich Januar 
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des nächsten Jahres allmonatlich eine Mietrechnung über 2000, — DM, die regel- 
mäßig bar bezahlt wird. Erst am 1. Februar des folgenden Jahres wird der 
Kauf als vollzogen angesehen. Die Mieten in Höhe von insgesamt 12 000, — DM 
werden vom Kaufpreis voll in Abzug gebracht. 

Der Käufer hatte bis zum 1. Januar sechsmal gebucht: 

47) Maschinenmiete an 10) Kasse 2 000 DM. 

Am 1. Februar buchte er: 

02) Maschinenkonto an 16) Liefererkonto 28 000 DM. 

Bei einer Betriebsprüfung wurde aus der Höhe der Mietbeträge und ihrer 
schnellen Aufeinanderfolge geschlossen, daß die Miete des Drehkrans ein 
Scheingeschäft war, und darum verlangt, eine Umbuchung der Mietzahlungen 
als Teilzahlungen auf die gekaufte Maschine vorzunehmen. 

Aufgabe 38 

Ein Bauunternehmer, dessen Betrieb erst im Anlaufen begriffen ist und noch 
nicht über die nötige Kapitalausstattung verfügt, mietet einen PKW für zu- 
nächst ein halbes Jahr gegen eine monatliche Miete von 150, — DM und Tra- 
gung aller Kosten. Nach Ablauf des halben Jahres wird der Mietvertrag unter 
den gleichen Voraussetzungen für weitere sechs Monate verlängert. Jetzt 
haben sich die Bauaufträge des Unternehmers so entwickelt, daß er an den 
Kauf eines PKW denken kann. Der Wageneigentümer erklärt sich bereit, den 
bisherigen Mietwagen für 4000, — DM abzugeben. — Wie ist zu buchen? 

Urlaubslöhne im Baugewerbe 

Infolge des starken Arbeitsplatzwechsels in der Bauwirtschaft kamen die 
Arbeiter vielfach nicht in den Genuß eines bezahlten Urlaubs. Um diesem 
Übelstand zu begegnen und außerdem eine gleichmäßige Belastung der 
Betriebe mit Urlaubsgeld zu erzielen, kamen die Tarifpartner überein, die 
Urlaubsgelder in Prozenten des Bruttolohnes bei der „Gemeinnützigen Urlaubs- 
kasse für die Bauwirtschaft e. V.“ anzusammeln und dem Arbeiter bei jeder 
Lohnzahlung in Form von Marken zu entrichten. Die Marken waren in eine 
Urlaubskarte einzukleben und darin mit Angabe der Lohnzahlungsperiode zu 
entwerten. 

Mit dem 1. 1. 1961 ist dieses Markenverfahren beendigt worden und an die Stelle 
der Urlaubskarte eine „Lohnnachweiskarte für Urlaub, Lohnausgleich und 
Zusatzversorgung“ getreten. In ihr werden außer den Personalien des Arbeit- 
nehmers die Dauer der Beschäftigung, der in dieser Zeit verdiente lohnsteuer- 
pflichtige Bruttolohn, der Urlaubsansprudi und der gewährte Urlaub vermerkt. 

Die Eintragungen sind durch die Unterschrift und den Stempel des Arbeitgebers 
zu beglaubigen. 

Zum lohnsteuerpflichtigen Bruttolohn gehört neben dem Arbeitsverdienst und 
etwaigen Sachbezügen auch das Urlaubsentgelt. 

Der in Geld ausgedrückte Urlaubsanspruch bewegte sich ursprünglich nach dem 
Lebensalter des Arbeitnehmers und seiner Betriebszugehörigkeit zwischen 4 und 
8 %> vom Bruttolohn. Mit dem 1. 1. 1964 ist hierin eine Vereinfachung insoweit 
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eingetreten, als nur noch zwei Prozentsätze zur Anwendung kommen: 5 % für 
Arbeitnehmer unter 35 Jahren und 6% für Arbeitnehmer über 35 Jahre. Die 
Urlaubsdauer der Gruppe I beträgt 15, die der Gruppe II 18 Tage. 

Ist ein Arbeitnehmer innerhalb eines Urlaubsjahres — Urlaubsjahr ist das 
Kalenderjahr — weniger als 12 Monate tätig, so steht ihm für jeden vollen Monat 
ein Zwölftel des Jahresurlaubs zu. Für die Ermittelung der Urlaubsdauer sind 
alle Beschäftigungszeiten innerhalb des Jahres zusammenzurechnen, also bei- 
spielsweise 4 Beschäftigungszeiten von je 2 V 2 Monaten Dauer zu 10 Monaten und 
damit zu 10 /i 2 Jahresurlaubsdauer. 

Urlaub kann erst beansprucht werden, wenn das noch nicht verbrauchte Urlaubs- 
geld des laufenden und vorangegangenen Ürlaubsjahres mindestens den Lohn für 
die Hälfte der festgesetzten Freizeit deckt. Betrüge also der Bruttolohn für drei 
Wochen 372,24 DM, so kann Urlaub erst beansprucht werden, wenn das nicht 
verbrauchte Urlaubsgeld 186,12 DM ausmacht. Das ist nach sechsmonatiger lohn- 
zahlungspflichtiger Beschäftigung der Fall. 

Für Zeiten, in denen Arbeitnehmer wegen unverschuldeter Krankheit eine Ver- 
minderung des der Urlaubsberechnung dienenden Bruttolohnes hinnehmen 
müssen, wird ihnen für jede volle Woche bis zu 6 Wochen ein Ausgleich gewährt, 
der für Arbeitnehmer über 18 Jahre 7 DM je Woche und für solche über 35 Jahre 
9 DM je Woche ausmacht. Die Frist erhöht sich bei dreijähriger Betriebs- 
zugehörigkeit auf 9 Wochen und bei fünfjähriger auf 12 Wochen. 

Das Urlaubsgeld wird bei Antritt des Urlaubs vom Arbeitgeber unter Berech- 
nung der gesetzlichen Abzüge ausgezahlt. Zur Ansammlung des Urlaubsgeldes 
hat der Arbeitgeber 11,3 % des lohnsteuerpflichtigen Bruttolohnes an die Zusatz- 
versorgungskasse des Baugewerbes in Wiesbaden abzuführen, wovon 5,6 °/o für 
die Urlaubskasse bestimmt sind. 

Zahlt mm der Arbeitgeber das Urlaubsgeld aus, so erhält er den Betrag an Hand 
eines sorgfältig auszufüllenden Formblattes zurück und dazu noch 25% als 
Pauschalausgleich für den Arbeitgeberanteil an den Soziallasten aus dem 
Urlaubsgeld. 

Aufgabe 39 

Ein Bauunternehmer mit 50 Arbeitnehmern hat als Wochenlohn 6 390 DM er- 
rechnet, von dem 572,13 DM Lohnsteuer und 190,70 DM Sozialabgaben zu ent- 
richten sind. Anläßlich der Lohnzahlung werden die vereinbarten 11,3 % des 
Bruttolohnes an die Zusatzversorgungskasse (ZVK) des Baugewerbes in Wies- 
baden überwiesen. 

Nach Erfüllung der Wartezeit nehmen 5 Arbeiter den ihnen zustehenden Urlaub, 
2 davon je 15 Tage und 3 je 18 Tage. Das Urlaubsgeld macht 894,60 DM aus; 
darauf ruhen 73,40 DM Lohnsteuer und 24,45 DM Sozialabgaben. Mit dem 
Urlaubsgeld erhält der Betrieb von der ZVK die Arbeitgeberpauschale erstattet. 

Wie bucht der Betrieb? 



Abzahlungsgeschäfte 

Aufgabe 4 0 

Eine Badiohandlung, die von einer GmbH mit einem Stammkapital von 
20 000, — DM betrieben wird, will mit einem Zusatzkapital von 10 000, — DM 
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eine Teilzahlungsabteilung begründen. Die für die Teilzahlung in Frage 
kommenden Apparate sollen über ein eigenes Wareneinkaufs- und Waren- 
umsatzkonto laufen. Die Konten der Teilzahlungskunden sind so einzurichten, 
daß der Stand der Abzahlung jederzeit erkennbar ist. 

Verbuche folgende Betriebsvorfälle: 

1. Einzahlung der 10 000, — DM auf Bankkonto. 

2. Einkauf von Radioapparaten für 6000, — DM gegen Banküberweisung. 

3. Verkauf eines Apparates zum Gestehungspreis von 350, — DM zu 475, — DM. 
(100, — DM werden in bar bei Übernahme des Apparates entrichtet, für den 
Rest sind 5 Monatsraten von je 75, — DM in der Weise vereinbart, daß nach 
dem Ausbleiben von zwei Raten der ganze Betrag fällig wird. Der Apparat 
bleibt bis zur völligen Bezahlung Eigentum der Firma.) 

4. Nach einer Ratenzahlung in bar bleiben zwei Raten aus, so daß der gesamte 
Betrag fällig wird. 

5. Der Apparat wird zurückgenommen und mit 150, — DM angerechnet. 

6. Durch Zwangsvollstreckung gehen 105, — DM ein, der Rest ist uneinbring- 
lich. 

Aufgabe 4 1 

Das Versandhaus May & Co. hat unter Bezugnahme auf seinen umfangreichen 
Kundenkreis und den verhältnismäßig niedrigen Wert der Einzelforderungen 
beim Finanzamt den Antrag gestellt, nach den Erfahrungen der abgelaufenen 
Jahre 5 % der ausstehenden Forderungen als Pauschalabschreibung zu genehmi- 
gen. Da die Buchführung als ordnungsgemäß anerkannt wurde, hat man dem 
Anträge entsprochen. 

Der Bestand der Forderungen belief sich am Ende des Jahres auf rund 
180 000, — DM. Im folgenden Jahr kamen neue Kunden mit 85 000, — DM hinzu, 
Rechnungen wurden reguliert in Höhe von 136 000, — DM; Forderungen über 
7000, — DM waren nicht eintreibbar. 

Darstellung der Abschreibungen in einem Delkrederekonto! 

Brandschaden mit Olfenbarwerden einer stillen Rücklage 

Aufgabe 42 

Ein Fabrikgebäude, das mit 45 000, — DM zu Buch steht, brennt ab. Die Feuer- 
versicherung zahlt als Brandentschädigung 70 000, — DM. Der unmittelbar nach 
dem Brande begonnene Neubau kostet nach Fertigstellung 76 000, — DM. 

Zeige an Hand der Buchungen, mit welchem Wert das Gebäude zu aktivieren 
ist! Die Höhe der Entschädigung läßt erkennen, daß eine stille Rücklage bestand, 
die jetzt offenkundig wird. (Zu benützen neben dem Gebäudekonto ein Neu- 
baukonto, ein Rücklagekonto und evtl, ein Brandschadenkonto.) 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Aufgabe 43 

Wie bucht der Großhandel beim Abschluß folgende Posten? 

1. Vorräte an Katalogen für 175, — DM 



24 Knoll, Bilanzkunde 
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2. Vorräte an Briefmarken für 23, — DM 

3. noch nicht erhaltene Zinsen mit 212, — DM 

4. rückständige eigene Sozialaufwendungen mit 365, — DM 

5. am 1. 10. des laufenden Jahres für 3 Jahre im voraus gezahlte Feuer- 
versicherung über 900, — DM 

6. einen Wechsel über 1200, — DM, fällig am 28. 2. nächsten Jahres, Diskont- 
satz 6 %. 



Ein Teilhaber wird gesucht 



Aufgabe 44 

Die Getreidemühle Fritz Walter KG beabsichtigt, den Betrieb durch den Ein- 
bau eines neuen Getreidesilos und eines weiteren Mahlganges leistungsfähiger 
zu gestalten und das zur Durchführung notwendige Kapital durch Aufnahme 
eines Teilhabers als weiteren Kommanditisten zu beschaffen. Herr Gerhard 
Ebner ist bereit, sich mit den geforderten 40 000, — DM zu beteiligen, wünscht 
aber zu seiner Orientierung über die Unternehmung, den bisherigen Umsatz, 
die Liquidität und Rentabilität genaue Unterlagen, die ihm durch eine Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung überreicht werden. 

Aktiva Bilanz Passiva 



Grundstücke und Gebäude 


110 000 


Kapitalkonto 


131 925 


Kraftfahrzeuge 


15 750 


Kommanditkapital 


40 000 


Maschinen 


55 400 


Kontokorrentkonto Komm. 


3 975 


Betriebs- u. Geschäftsausstattung 9 700 


Hypothek 


40 000 


Getreide 


15 300 


Buchschulden 


13 070 


Mahlprodukte 


27 650 


Akzepte 


4 600 


Betriebsstoffe 


1 500 


Gewinn 


44 100 


Besitz Wechsel 


5 300 


— 


- 


Buchforderungen 


23 200 






Bankguthaben 


7 400 






Kasse, Postscheck 


6 470 






— 


277 670 





277 670 


Aufwand 


Gewinn- und Verlustrechnung 


Ertrag 


Abschreibungen 


17 220 


Bruttogewinn Mehl 


65 380 


Betriebskosten 


23 520 


Bruttogewinn 




Löhne und Sozialabgaben 


21 600 


anderer Erzeugnisse 


37 870 


Autounterhalt 


4 200 


außerordentlicher Ertrag 


7 390 


Gewinn 


44 100 







110 640 





110 640 



Der sachkundige Vertrauensmann des Kapitalbesitzers prüft die Bilanz und 
nimmt dazu Einblick in die Bücher. Er fordert eine Herabsetzung der Kraft- 
fahrzeuge um 3750 DM, der Maschinen um 5400, — DM und nimmt Forde- 
rungen von 4500, — DM als zweifelhaft an, von denen er 1750, — DM als un- 
einbringlich ansieht. 

Er stellt fest, daß sich der Umsatz in der Tat ständig aufwärts entwickelt hat, 
und ermittelt den des abgelaufenen Jahres für Mehl zu Selbstkostenpreisen 
mit 163 450, — DM und den entsprechenden Verkaufsumsatz mit 228 830, — DM. 
An anderen Erzeugnissen wurden zu Selbstkosten für 151 480, — DM umgesetzt. 
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Welche Buchungen ergeben sich durch die Änderungen des Sachverständigen, 
und wie sehen im Anschluß daran der Gewinn und die Rentabilität des 
Betriebes aus? 



Gebäude auf fremdem Grund und Boden 



Aufgabe 45 

Unternehmer A besitzt ein unbebautes Grundstück und läßt darauf durch 
Unternehmer B ein Gebäude errichten mit der Maßgabe, daß das Gebäude 
nach 25 Jahren entschädigungslos in den Besitz (das Betriebsvermögen) des 
Unternehmers A übergeht. 

Für die Dauer des Pachtvertrages hat Unternehmer B an Unternehmer A 
Pachtzinsen in Höhe von jährlich 12 500 DM zu entrichten. Der Herstellwert 
des Gebäudes beträgt 600 000 DM, der Buchwert des Grund und Bodens vor 
Inkrafttreten des Pachtvertrages beziffert sich auf 250 000 DM. Welche Buchun- 
gen haben die beteiligten Unternehmer durchzuführen 

a) hinsichtlich der Bewertung des Grund und Bodens, 

b) hinsichtlich der Bewertung des nach 25 Jahren entschädigungslos zu über- 
gebenden Gebäudes? 

c) Zu welchem Zeitpunkt sind die Buchungen vorzunehmen? 

Anlagenerneuerung 



Aufgabe 46 

Für die Maschine einer Druckerei, die 15 000, — DM gekostet hat und nach 
5 Jahren veraltet ist, sollen vorsorglich die Mittel zu ihrer Erneuerung ange- 
sammelt werden. In welcher Weise kann die Buchhaltung diesem Verlangen 
Rechnung tragen? 



Hypothek 



Aufgabe 47 

Der Verlag X nimmt bei der Lebensversicherung AG Z ein Hypothekendar- 
lehen über 200 000, — DM auf 10 Jahre auf, das mit 6 °/o zu verzinsen ist und 
mit 180 000, — DM bar ausgezahlt wird. Wie bucht der Verlag bei Dar- 
lehensaufnahme und Zinsenzahlung? 

Garantieverpflichtung 



Aufgabe 48 

Im März wurde von der Firma A eine Maschine im Werte von 150 000, — DM 
geliefert, deren Getriebe im November des gleichen Jahres nicht einwandfrei 
lief. Der Kunde wünscht nicht nur Ersatz des Getriebes, sondern Einbau eines 
Spezialgetriebes. Die Mehrkosten von 5000, — DM will er übernehmen. Das Ge- 
triebe hat A von einem Lieferanten B bezogen, mit dem wegen der Schuldfrage 
noch Verhandlungen schweben, die beim Jahresabschluß noch nicht beendet sind. 
Anfang des folgenden Jahres nimmt A das für 23 000, — DM gelieferte Getriebe 
zurück und erreicht nun bei B eine Gutschrift von 15 000, — DM. Anfang 



24 * 
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Februar liefert A ein für 21 000, — DM aus anderer Bezugsquelle erworbenes 
Getriebe dem Kunden als Ersatz für 28 000, — DM. An Montagekosten ent- 
stehen 2000, — DM; der Kunde zahlt den Mehrpreis von 5000, — in bar. Wie 
ist zu buchen? 



Filialbuchführung 



Die Filialbuchführung kann in verschiedener Weise durchgeführt werden: 

1. Die Filiale führt Nebenbücher und macht darin Aufzeichnungen über ein- 
und ausgehende Mengen, die nun der Zentrale als Buchungsunterlagen 
dienen. 

2. Die Filiale verzeichnet ihre Betriebs Vorfälle in Grundbüchern, Kassenbuch, 
Tagebuch, Warenein- und -ausgangsbuch usw. und übergibt diese in regel- 
mäßigen Zeitabständen der Zentrale zur Übertragung in das Hauptbuch. 
Damit die Buchungen während der Übertragung keine Unterbrechung er- 
fahren, werden von jedem Grundbuch zwei Ausfertigungen angelegt. 

3. Hauptgeschäft und Filiale besitzen vollkommen selbständige Buchführun- 
gen, in denen zur Darstellung ihrer wechselseitigen Beziehungen Verrech- 
nungskonten eingerichtet werden. Die Buchführung des Hauptgeschäfts 
unterhält ein Konto „Filiale“ und die der Filiale ein Konto „Hauptgeschäft“ 
Den Gesamtabschluß fertigt die Zentrale an. 



Aufgabe 49 (zu Form 3) 



Die Anfangsbestände 


des Hauptgeschäftes und 


der Filiale 


zeigen 


folgende 


Zusammensetzung : 


Hauptgeschäft 




Filiale 




Geschäftsinventar 


8 500 




2 300 




Warenvorräte 


22 700 




6 400 




Buchforderungen 


6 300 




4 500 




Barvorräte 


600 




200 




Bankguthaben 

Buchschulden 


3 400 


9 200 


3 100 


4 100 


Kapital 




32 300 




12 400 




41 500 


41 500 


16 500 


16 500 


Betriebsvorfälle: 


Hauptgeschäft 




Filiale 


Warenkäufe auf Ziel 




51 200 




26 200 


Warenverkäufe auf Ziel 




65 700 




26 400 


Kundenzahlungen 




63 300 




24 800 


Zahlungen an Lieferer 




47 500 




20 200 


Geschäftskosten 




11600 




3 900 


Warensendung des Hauptgeschäfts an Filiale 




700 




Filialkunde N zahlt an Hauptgeschäft 




2 600 




Hauptgeschäft begleicht Verbindlichkeit von Filiale 




3 700 





Ab Schluß ang ab en: 

Abschreibung auf Geschäftsinventar 1 °/o. 

Warenbestand am Schluß: Hauptgeschäft 24 800, — DM, Filiale 11 400, — DM. 
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Kommissionsgeschäft 

Kommissionsware bleibt so lange Eigentum des Auftraggebers (Kommittenten), 
bis sie verkauft ist. Der Kommittent kontrolliert die versandte Ware auf einem 
Konsignations- oder Kommissionswarenkonto. Er belastet und erkennt nach 
Verkauf und Zahlung den Kommissionär oder dessen Abnehmer. Der Kommis- 
sionär führt ein Kommittentenkonto, auf dem er von Verkäufen nur die bucht, 
mit deren Regulierung er zu tun hat; die anderen vermerkt er nur in seinem 
Kommissionslagerbuch. 

Aufgabe 5 0 

Der Kommissionär Werther in Nürnberg erhält am 20. 2. von einem Fabrikanten 
Kühn aus Frankfurt a. M. einen Posten Ware zu dem Herstellpreis von 8530, — 
DM mit dem Auftrag, ihn zu 9480, — DM zu verkaufen. Transportkosten und 
sonstige Auslagen gehen zu Lasten von Kühn. Die Fracht- und Spesenrechnung 
bei Werther beläuft sich auf 195, — DM. 

Werther zeigt die folgenden Verkäufe an: 

Am 5. März an Ritter in München für 4150, — DM, 
am 27. März an Kurz in Nürnberg für 3800, — DM. 

Den Rest von 1530, — DM übernimmt Werther selbst unter einer Preiskürzung 
von 2 °/o, also für 1499,40 DM. 

Am 8. März geht bei Werther durch Banküberweisung der Rechnungsbetrag 
von Ritter unter Abzug von IV 2 °/o Skonto ein, den Werther am nächsten Tage 
an Kühn weiterüberweist. 

Am 4. April erteilt Werther Endabrechnung: 

Betrag der Warenübernahme 
X ausgelegte Fracht 
X Provision, 3 °/o von 9449,40 DM 

Überweisung 

Wie buchen Werther und Kühn? 

Partizipationsgeschäft 

Partizipationsgeschäfte entstehen aus der meist gelegentlichen Vereinigung von 
zwei und mehr Kaufleuten, Fabrikanten oder sonstigen Gewerbetreibenden zum 
gemeinsamen Warenein- und -verkauf. Der dabei erzielte Ertrag wird nach 
dem Bruchteil der Beteiligung halbiert oder gedrittelt. Vielfach hat der eine Teil 
an seinem Platze günstige Einkaufsmöglichkeiten, während sich der andere 
vorteilhaft dem Absatz widmen kann. Wenn zwei Beteiligte ein Geschäft zur 
Hälfte durchführen, heißt es Meta-Geschäft (Meta ital. = halb), und die Betei- 
ligten werden Metisten genannt; bei Drittelung spricht man von einem Terzo- 
geschäft, behält aber auch hier in der Regel die Namen „Metawaren“ und „Me- 
tisten“ bei. 

Buchhalterisch wichtig ist, daß z. B. bei Halbierung jeder Metist für die Hälfte 
des Ankaufs einschließlich der Kosten Schuldner seines Partners wird, falls 



1499,40 DM 

195,— DM 

283,47 DM 478,47 DM 
1020,93 DM 
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dieser die Zahlung leistet, oder aber Schuldner eines Dritten beim Kreditkauf. 
Beim Verkauf wird in der gleichen Weise jeder zur Hälfte Gläubiger. 

Bei der Inventur hat jeder Partner nur seinen Anteil in die Bilanz aufzunehmen. 

Es gibt zwei Buchungsverfahren: Im ersten Falle werden sofort sämtliche Posten 
halbiert oder gedrittelt, bei dem anderen bucht der Metaführer ohne Rücksicht 
auf die Partnerschaft alle Posten auf einem Metakonto und teilt erst beim 
Abschluß dieses Kontos den Erfolg auf. 



Aufgabe 51 

Drittelbeteiligung im Warengeschäft. 



1. Unsere Kasse weist einen Bestand von 6000, — DM aus. 

2. Am 10. März fakturiert H. Wolff in München vier Ballen Tuch, die in Rech- 
nung ä V 3 mit ihm und Carlo Ronchetti in Mailand an diesen konsigniert 
werden sollen. Seine Rechnung beträgt 5229,45 DM per Kasse (14. März). 



3. Am 14. März senden wir die Ware nach Mailand und fertigen folgende Kon- 



signationsrechnung aus: 

Betrag der Rechnung von München 
Pressen und Bekappen 
Stickerei 
Verpackung 



120,— DM 
40,— DM 
48,— DM 



Kommission 2 % 
per 14. März 



5 229,45 DM 



208,— DM 

5 437,45 DM 
108,75 DM 

5 546,20 DM 



Die Unkosten von 208, — DM sind der Kasse entnommen. H. Wolff wird für 
ein Drittel der Konsignationsrechnung belastet. Der Anteil des Carlo Ron- 
chetti wird in dessen Auftrag auf Hahn u. Co., Frankfurt/Main, 3 Monate dato 
ä 8^/0 Diskont und Wechselsteuer entnommen. (Die Wechselsteuer wird aus 
unserer Kasse entrichtet.) 

4. Am 16. März verkaufen wir diesen Wechsel gegen bar an die Bank für Handel 
und Gewerbe ä 8 % (33,95 DM). 

5. Am 22. April erteilt uns Carlo Ronchetti Verkaufsrechnung über die vier 
Ballen Tuch, deren Reinertrag 1 006 160 Lire, Ziel 3 Monate beträgt. Er 
remittiert uns zwei Drittel des Ertrages = 670 773 Lire in einem 3-Monats- 
Wechsel (per 31. Juli) auf Hahn u. Co., Frankfurt/Main, zum Umrechnungs- 
satz auf Dollarbasis: 100 Lire = 0,64 DM = 4292,95 DM. 

6 . Am 24. April verkaufen wir diesen Wechsel an die Bank für Handel und 
Gewerbe ä 8 °/o und 5, — DM Wechselsteuer und schreiben H. Wolff seinen 
Anteil unter Abzug von 1 U °/o Provision gut. 

7. Am 30. April rechnen wir sein Konto mit 8 °/o Zinsen = 37,35 DM ab und 
zahlen sein Guthaben in seinem Auftrag bei der Deutschen Kreditanstalt 
ein. Wie stellen sich die Buchungen und der Abschluß? 

Es soll ein Konto „Metawaren“ und ein Konto für den Münchener Metisten 

eingerichtet werden. Die anderen Geschäfte werden so abgewickelt, daß sie 

besonderer Personenkonten nicht bedürfen. 
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Zession 

Aufgabe 52 

Kaufmann A tritt an seine Bank als Sicherung für einen bewilligten und nach 
einem Jahr zurückzahlbaren Kredit von 20 000 DM Forderungen über 25 000 DM 
ab und übergibt der Bank außerdem einen Eigenwechsel in Höhe des Dar- 
lehens. 

Die Kunden zahlen nach wie vor an ihren Gläubiger; der Zedent ist aber ver- 
pflichtet, den Eigenwechsel vereinbarungsgemäß einzulösen. Welche Buchungen 
ergeben sich aus diesem Vorgang? 

Devisengeschäft 

Aufgabe 53 

Bei der Außenhandelsfirma Mager & Co. liegen folgende Betriebsvorfälle vor: 

1. Von der Bank, bei der M. & Co. ein Guthaben von 35 000 DM unterhalten, 
geht Bestätigung über gekaufte 2200 $ zu 3,99 ein, die auf Dollar-Konto gut- 
geschrieben werden. 

2. Mager & Co. beziehen von Bill Parker in New York auf Ziel Waren für 1800 $ 
zum Kurse von 4,00. 

3. An Bill Parker erfolgt Banküberweisung über 900 $ zu 3,98. 

4. 800 $ werden zum Kurse von 4,00 an die Bank verkauft. 

Der Kurs am Bilanztage steht auf 3,99. 

Entnahmen 



Aufgabe 54 

Die Bilanz einer im Aufbau begriffenen und mit nur fremden Mitteln arbeiten- 
den Unternehmung enthält folgende Posten: 

Besitzteile 6 746, — DM 

Bankschuld 1 221, — DM 

Verbindlichkeiten 8 300, — DM 

Entnommen wurden 1945 DM. Wie ist zu buchen? 

Aufgabe 5 5 

Der Gesellschaftsvertrag einer KG enthält über die Gewinnverteilung und die 
Entnahmen folgende Vereinbarung: Vom Gewinn, der im Verhältnis der Kapital- 
einlagen zu verteilen ist, dürfen Beträge erst abgehoben werden, nachdem von 
jedem Gesellschafter 10% seines Gewinnanteils zur Bildung eines auf seinen 
Namen lautenden Reservekapitals verwandt wurden. Übersteigen die Entnah- 
men den Rest, so ist der Mehrbetrag bis zur Rückerstattung mit 5 °/o zu verzinsen. 



Bilanz vor Gewinnverteilung 



Aktiva 


272 100 


Kapital A (Komplementär) 


50 000 


Entnahmen A 


18 000 


Kapital B (Kommanditist) 


30 000 


Entnahmen B 


14 700 


Passiva 


183 600 






Gewinn 


41 200 




304 800 





304 800 



Wie ist zu buchen und zu bilanzieren? 
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Aufgabe 56 

Der Inhaber der Lebensmittelhandlung X entnimmt Waren für den Privathaus- 
halt für 185, — DM. Wie ist zu buchen? 



Abschluß einer Kommanditgesellschaft 



Aufgabe 57 

Das Großhandelsunternehmen Wehner & Co. KG hat für den Abschluß per 
31. Dezember folgende Saldenbilanz ermittelt: 





DM 


DM 


Geschäftshaus 


150 000 




Geschäftseinrichtung 


33 000 




Hypothekenschuld 




80 000 


Geschäftsdarlehen 




110 000 


Kapitalkonto Wehner 




120 000 


Kommanditkapital 




170 000 


Wertberichtigung Anlagen 




10 000 


Kunden 


195 000 




zweifelhafte Kunden 


21 000 




Bankschuld 




62 000 


Besitzwechsel 


12 000 




Lieferanten 




56 200 


sonstige Verbindlichkeiten 




11 500 


Zinsaufwand 


13 200 




Zinserträge 




2 900 


Wareneinkauf 


2 216 000 




Warenverkauf 




2 226 000 


Kasse 


6 400 




Privatkonto 


15 000 




Kundenskonti 


7 200 




Liefererskonti 




9 400 


Löhne und Gehälter 


53 200 




Steuern und Abgaben 


28 500 




Werbekosten 


7 100 




Transportkosten 


2 750 




Provisionen 


77 200 




Autounterhalt 


8100 




Allgemeine Geschäftskosten 


12 350 






2 858 000 


2 858 000 



Abschlußangaben : 

1. Der Warenbestand beträgt laut Inventur 279 300 DM. 

2. Vom Dezemberumsatz (154 600 DM) wird die Vertreterprovision (5 °/o) im 
Januar fällig. 

3. Die Umsatzsteuer wird nach vereinnahmten Entgelten gezahlt. Für die noch 
nicht regulierten Warenverkäufe im Kunden- und Wechselkonto ist zum 
Großhandelssatz von 1 °/o eine Rechnungsabgrenzung zu bilden. 

4. Die zweifelhaften Debitoren nehmen erfahrungsgemäß um 1 °/o der Debi- 
torensumme zu; von der Gesamthöhe der zweifelhaften Kunden werden 40 % 
uneinbringlich sein. 
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5. Die Abschreibung auf das Geschäftsgebäude beträgt 2 °/o; von der Geschäfts- 
ausstattung werden 6500 DM abgesetzt. 

6. Als noch zu zahlende Gewerbesteuer für das laufende Jahr werden 1500 DM 
angenommen. 

7. Der Zinssatz für das Darlehen und die Hypothekenschuld beträgt je 6 °/o. 
Die Zinsen für das Darlehen werden am 1. Juli und für die Hypotheken- 
schuld am 1. Oktober für das kommende Jahr entrichtet. 

8. Aus der Mängelrüge eines Kunden droht ein Verlust von 6500 DM. Der 
darauf fußende Ersatzanspruch gegenüber dem Lieferer über 5700 DM ist 
am Bilanztage noch nicht erledigt. 

9. Der letzte Lohnzahlungstag war der 27. Dezember. Für den Lohn vom 28. bis 
31. 12., der zur Zahlung am 4. 1. des kommenden Jahres mit angewiesen wird, 
ist eine Abgrenzung von 350 DM vorzunehmen. 

10. Für Warentransportversicherung wurden am 1. April für die Zeit bis zum 
31.3. des kommenden Jahres 540 DM gezahlt. 

11. An Telefon- und Telegrammgebühren für Dezember steht die Rechnung über 
etwa 420 DM noch aus. 

12. Abschluß des Privatkontos. 

Wie lauten die Buchungen aus den Abschlußangaben und wie sehen Schlußbilanz 

und Ertragsrechnung aus? 

Im Gesellschaftsvertrag ist vereinbart worden, daß wegen der Mitarbeit des 

Komplementärs der Gewinn im Verhältnis 1 : 1 verteilt wird. Der Gewinn des 

Kommanditisten wird seinem Kontokorrentkonto gutgeschrieben. 

Abschluß einer GmbH 



Aufgabe 58 

Die Familienunternehmung Geschwister Pätzold GmbH, an der fünf Verwandte 

mit gleichen Kapitalien von je 90 000, — DM beteiligt sind, von denen zwei die 

Geschäftsführung innehaben, hat am Schluß der Betriebsperiode 41 950, — DM 

Reingewinn erzielt. Neben dem Stammkapital von 450 000, — DM besteht noch 

eine freie Rücklage in Höhe von 48 500, — DM. 

Für die Gewinnverteilung gelten folgende Vereinbarungen: 

1. Der freien Rücklage werden 5000, — DM zugewiesen. 

2. Die Geschäftsführer erhalten eine jährliche Sondervergütung von je 6600, — 
DM, die auf ein Sonderkonto „Geschäftsführung“ verbucht und später abge- 
hoben werden. 

3. Jeder Gesellschafter erhält als Gewinnanteil 5 °/o seiner Einlage. Die Summe 
dieser Gewinnanteile wird auf einem Konto der Gesellschafter zur Abhebung 
bereitgestellt. 

4. Der noch verbleibende Reingewinn fließt als weitere Stärkung des Eigen- 
kapitals in die Rücklage. 

Wie lauten die entsprechenden Buchungen? 
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Abschluß einer Aktiengesellschaft 



Aufgabe 59 

Die Buchhaltungsabteilung einer Aktiengesellschaft hat für die Betriebsübersicht 
des abgelaufenen Jahres die unten wiedergegebenen Anfangsbestände und 
Umsätze aufgestellt. Die Betriebsübersicht ist durch Angabe der Summen, 
Salden, der Umbuchungen, der Inventurbestände und Ergebnisse zu ergänzen 
und die Gewinn- und Verlustrechnung unter Beachtung des § 132 AktG aufzu- 
stellen. 



Konten 


Anfangsbestände 


Umsätze 


Aktiva 


Passiva 


Soll 


Haben 


Geschäftshaus 


50 000 — 








Fabrikgebäude 


120 000,— 








Maschinen 


230 000,— 








Werkzeuge 


1 — 




2 000,— 




Geschäftsausstattung 


1 ,— 




3 000,— 




Kraftwagen 


20 000,— 








Beteiligung 


26 000 — 








Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 


30 000 — 




94 000,— 




Halberzeugnisse 


30 400 — 








Fertigerzeugnisse 


85 200,— 








Wertpapiere 


77 000,— 








Forderungen 


96 000,— 




1 265 000,— 


1 205 000,— 


Sonstige Forderungen 


5 000,— 








Schecks 


3 000,— 




85 000,— 


77 000,— 


Bankguthaben 


25 398,— 




1 128 000,— 


970 000,— 


Kasse, Postscheck 


16 000,— 




350 000,— 


343 000,— 


Aktive Rechnungsabgrenzung 


— 


— 






Grundkapital 




600 000,— 






Gesetzliche Rücklage 




140 000,— 






Rückstellung 


— 


— 






Wertberichtigung Forderungen 


— 


— 






Verbindlichkeiten 




64 000,— 


415 000,— 


404 000,— 


Sonstige Verbindlichkeiten 




7 000,— 






Passive Rechnungsabgrenzung 
Löhne und Gehälter 


— 


— 


312 000,— 




Sozialabgaben 






33 000,— 




Betriebsgemeinkosten 






273 300,— 




Verwaltungsgemeinkosten 






80 000,— 




Vertriebsgemeinkosten 






65 000,— 




Provision 






50 000,— 




Umsatzsteuer 






48 000,— 




Körperschaftsteuer 
Sonstige Steuern 
Berufsbeiträge 
Zinsen und Dividenden 






95 000,— 


14 300,— 


Verkaufserlöse 

Gewinnvortrag 




3 000,— 




1 285 000,— 




814 000,— 


814 000,— 


4 298 300,— 


4 298 300,— 



Ab Schluß ang ab en 
1. Abschreibungen vom Buchwert 

2 % auf Geschäftshaus 10 °/o auf Maschinen 

4 °/o auf Fabrikgebäude 20 °/o auf Kraftwagen 
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Der Zugang an Werkzeugen und an der Geschäftsausstattung ist ganz abzu- 
setzen; auf die Beteiligung sind 18 000, — DM abzuschreiben. 

2. Die Bewertung der Wertpapiere zum Kurs des Bilanztages ergibt eine Sen- 
kung des Buchwertes um 19 000, — DM. 

3. Die Ausfälle an Debitoren werden mit 5 % des Endbestandes angenommen. 

4. Die Firma ist in einem Patentprozeß verwickelt, aus dem sie mit einer 
Inanspruchnahme von 16 500, — DM rechnet. 

5. Rückständige Fertigungslöhne betragen 3200, — DM. 

6. Versicherungsprämien wurden mit 2500, — DM im voraus gezahlt. 

7. Der Verbrauch an Rohstoffen beträgt 87 000, — DM. 

Die Herstellkosten der Fabrikate belaufen sich auf 649 200, — DM, 
die der abgesetzten Fabrikate auf 675 300, — DM. 

8. Von den Gehältern und Löhnen entfallen 

45 200, — DM auf Verwaltungsgemeinkosten, 

34 300, — DM auf Vertriebsgemeinkosten und der Rest auf Fertigungslöhne. 
Die Sozialabgaben verteilen sich mit 
26 400, — DM auf Fertigungsgemeinkosten, 

4 300, — DM auf Verwaltungsgemeinkosten und 
2 300, — DM auf Vertriebsgemeinkosten. 

9. In den Verwaltungsgemeinkosten sind enthalten 

4 200, — DM Beiträge an Berufsverbände 
22 000, — DM Vermögensteuer 
4 000, — DM Grundsteuer 
37 500, — DM Gewerbesteuer. 



Gewinnverteilung einer Aktiengesellschaft 



Aufgabe 60 

Die Gewinn- und Verlustrechnung einer AG, die nach den Vorschriften des § 132 
AktG aufgestellt wurde, weist unter Einrechnung eines Gewinnvortrages von 
2000, — DM und nach Abzug aller Abschreibungen und Rückstellungen einen 
Gewinn von 76 400, — DM auf. Wie sieht die Gewinnverteilung aus, wenn 5 % 
der gesetzlichen Rücklage zufließen und Vorstand und Aufsichtsrat nach den 
Bestimmungen der §§ 77 und 98 AktG (§§ 83 und 110 Entw.) vom jeweiligen 
Gewinnrest 10 °/o Tantieme erhalten sollen? Das Grundkapital beträgt 500 000, — 
DM und als Dividende sind 9 °/o vorgesehen. 



Umwandlung einer AG in eine OHG 



Aufgabe 61 

Die Hauptversammlung der chemischen Fabrik Braun & Weber AG beschließt 
mit einer Stimmenmehrheit von 90 °/o des Grundkapitals die Umwandlung der 
AG in eine OHG Braun & Weber. 
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Aktiva Bilanz der AG am Tage der Beschlußfassung Passiva 



Grundstücke 


30 000 


Grundkapital 




300 000 


Gebäude 


78 000 


Gesetzliche Rücklage 


30 000 




Maschinen 


38 000 


Freie Rücklage 


36 000 


66 000 


Geschäftsausstattung 


16 000 


Hypotheken 




30 000 


Lizenzen 


1 000 


Kreditoren 




75 000 


Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 


95 000 


Akzepte 




20 000 


Fertigerzeugnisse 


53 000 


Reingewinn 




7000 


Debitoren 


80 000 








Wechsel 


28 000 








Bank 


65 000 








Kasse _ 


14 000 








— — 


498 000 


— 


— 


498 000 



Bei Gebäuden tritt eine Heraufsetzung um 12 000, — DM ein; die Maschinen 
werden mit 45 000, — DM angesetzt. Die Lizenzen sind abzuschreiben. Für die 
Umwandlungskosten wird eine Rückstellung von 4000, — DM gebildet. Gemäß 
§ 267 AktG wird das Vermögen der AG zugunsten der Gläubiger für V 2 Jahr 
gesperrt. 

Am Grundkapital der AG sind Braun mit 40 °/o, Weber mit 30 % und Starke mit 
20 % beteiligt; der Rest ist Splitterbesitz. Am neuermittelten Vermögen nehmen 
die Aktionäre entsprechend dem Bilanzkurs teil: 

. Aktiva X Passiva 

Bilanzkurs = — 

1 °/o Grundkapital 

Gesellschafter der OHG werden nur Braun, Weber und Starke; die Besitzer der 
Splitteraktien findet die OHG ab. Welche Buchungen sind für die genannten 
Vorgänge notwendig? 



Umwandlung einer GmbH in eine Kommanditgesellschaft 

Aufgabe 62 

Die Firma Textilerzeugnisse GmbH mit folgender Bilanz hat beschlossen, die 
Form einer Kommanditgesellschaf t anzunehmen. 



Aktiva 


Bilanz der GmbH 


Passiva 


I. Anlagen: 




I. Stammkapital 


400 000 


1. Grundstück 


15 000 






2. Wohnhaus 

3. Ausstattung 


12 400 
1 


II. Rücklagen 


200 000 


4. Beteiligung 
II. Umlaufvermögen 


1 


III. Rückstellungen 


52 000 


1. Halbfabrikate 


199 900 






2. Fabrikate 


657 500 


IV. Verbindlichkeiten: 




3. Wertpapiere 


11 900 


1. Anz. d. Kunden 


5 200 


4. Eig. Anzahlungen 


360 


2. Lieferer 


87 000 


5. Forderungen 


301 500 


3. Akzepte 


35 200 


6. Ford. a. abh. Unternehmen 


55 200 


4. Banken 


322 500 


7. Sonstige Forderungen 


20 700 


5. Sonstige Verbindlichk. 


58 600 


8. Wechsel 


16 100 


6. Rechnungsabgrenzung 


16 500 


9. Kasse und Bank 


5 800 


7. Gewinn 


119 362 


1 296 362 




1 296 362 
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Die Umgründung ist derart vereinbart worden, daß von den 5 GmbH-Gesell- 
schaftem die bisherigen Geschäftsführer Wehler und Falk zu Komplementären 
der Kommanditgesellschaft Wehler & Co. werden, während Hagner, Ludwig und 
Köhler die Stellung von Kommanditisten einnehmen. 

Die Kapitalanteile der Komplementäre betragen je 3 /io, die der Kommanditisten 
in der vorstehenden Reihenfolge 2 /io, Vio und Vio. Durch Neubewertung erhält 
das Grundstück 70 000, — DM, das Wohnhaus 40 000, — DM und das Fertigwaren- 
lager 712 500, — DM. 

Zum neuen Geschäftskapital zählen außer dem Stammkapital der GmbH die 
Rücklage, die Rückstellungen, die durch Neubewertung eingetretenen Erhöhun- 
gen und vom Gewinn 100 000, — DM. 

1. Welche Buchungen verlangt die Umgründung? 

2. Stelle die Bilanz der Kommanditgesellschaft auf! 



Sanierung einer AG 



Aufgabe 63 

Eine Aktiengesellschaft hat folgende Bilanz: 



Aktiva 






Passiva 


1. Grundstücke und Gebäude 


1 325 000 


1. Grundkapital 


1 000 000 


2. Maschinen und Geräte 


78 500 


2. Rücklagen 


37 750 


3. Fuhrpark 


23 700 


3. Rückstellung für Zinsen 




4. Geschäftsausstattung 


8 250 


und Dividenden 


4 850 


5. Rohstoffe 


110 000 


4. Hypotheken 


550 000 


6. Fertigerzeugnisse 


72 650 


5. Obligationenschuld 


174 250 


7. Wechsel 


22 650 


6. Ausgeliehene Obligationen 


8 500 


8. Forderungen 


85 200 


7. Akzepte 


32 500 


9. Kasse und Bank 
10. Verlust 


27 200 
123 000 


8. Verbindlichkeiten 


68 300 




1 876 150 




1 876 150 



Darauf beschließt die Hauptversammlung im Anschluß an § 75 AktG eine Herab- 
setzung des Grundkapitals um 300 000, — DM auf 700 000, — DM. Den Inhabern 
der bisherigen Aktien wird das Recht eingeräumt, durch Zuzahlung von 
500, — DM auf jede Stammaktie diese in eine Vorzugsaktie umzuwandeln. Von 
diesem Recht machen die Aktionäre von 120 Aktien zu 1000, — DM Gebrauch. 
Eine Erhöhung des Grundkapitals findet nicht statt. Der durch Herabsetzung des 
Grundkapitals und Zuzahlung gewonnene Betrag soll wie folgt verwandt werden: 

1. Beseitigung des Verlustes 

2. Abschreibungen 

mit 10 °/o auf Grundstücke und Gebäude, 
mit 20 °/o auf Maschinen und Geräte, 
mit 30 °/o auf Geschäftsausstattung, 
mit 50 °/o auf Fuhrpark, 
mit 10 °/o auf Fertigerzeugnisse. 

Der Rest soll zur Bildung einer Rücklage für außergewöhnliche Verluste dienen. 
Welche Buchungen verlangt die Sanierung? Wie lautet die Sanierungsbilanz? 
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Sanierung einer AG mit Kaduzierung 

Aufgabe 64 

Die Bilanz einer Holzverarbeitungs-AG mit einem Aktienkapital von 4 Millionen 
DM weist infolge umfangreicher Rohstoffeinbußen einen Verlust von 950 000, — 
DM auf. Da die Unternehmung sonst lebensfähig ist und nach Durchführung 
einer Sanierung eine günstige Entwicklung verspricht, beschließt die Haupt- 
versammlung eine Kapitalherabsetzung durch Aktienzusammenlegung im Ver- 
hältnis 5 : 3. Das dadurch freigewordene Kapital soll in folgender Weise verwandt 
werden: 

1. zum Verlustausgleich, 

2. zur Abschreibung auf Anlagen zwecks Anbahnung einer Rentabilität mit 
450 000,— DM und 

3. zur Bildung einer außerordentlichen Rücklage mit 200 000, — DM. 

50 000, — DM Aktien werden zum Austausch nicht eingereicht, weil die Aktionäre 
sie nicht in einer dem Umtauschverhältnis entsprechenden Menge besitzen. Die 
Aktien werden daher unter Beachtung von § 179 AktG für kraftlos erklärt 
(kaduziert) und die Ersatzaktien zugunsten der Aktionäre zum Kurs von 95 
verkauft. Der Erlös wird für die Aktionäre auf Bankkonto bereitgehalten. Wie 
lauten die Buchungen? 



Kaduzierung eiues GmbH-Anteils 

Aufgabe 65 

Gesellschafter Wohlleb der GmbH ist laut Gesellschaftsvertrag und durch Be- 
schluß der Gesellschafter verpflichtet, zu seinem Stammanteil von 25 000 DM 
einen Nachschuß in Höhe von 25 °/o des Anteils zu zahlen. Er teilt darauf der 
Gesellschaft mit, daß er den Nachschuß nicht zu leisten vermag, und stellt seinen 
Anteil der Gesellschaft zur Verfügung. Den Anteil erwirbt B zu 110%. An 
Kosten entstehen 65 DM. Wie ist zu buchen? 



Fusion zweier Aktiengesellschaften 
Aufgabe 66 Bilanz der Gesellschaft A 

Bilanzkurs 130 °/o 



I. Anlagevermögen 

1. Bebaute Grundstücke 360 000 

2. Unbebaute Grundstücke 250 000 

3. Maschinen 275 000 

4. Werkzeuge 

und Ausstattung 35 000 

5. Patente 60 000 

6. Beteiligungen 140 000 

II. Umlaufvermögen 

1. Roh- und Betriebsstoffe 260 000 

2. Halbfertige Erzeugnisse 60 000 

3. Fertigerzeugnisse 41 000 

4. Wertpapiere 56 000 

5. Forderungen 290 000 

6. Wechsel 8 000 

7. Kasse und Bank 97 700 

III. Rechnungsabgrenzung 3 000 



1 935 700 



I. Grundkapital 1 000 000 

II. Rücklagen 

1. Gesetzliche Rücklage 100 000 

2. Freie Rücklagen 60 000 

III. Wertberichtigung 60 000 

IV. Rückstellungen 90 000 

V. Verbindlichkeiten 

1. Anleihe 280 000 

2. Empf. Anzahl. 5 000 

3. Lieferer 160 000 

4. Akzepte 32 000 

VI. Rechnungsabgrenzung 1 700 

VII . Gewinn 147 000 

1 935 700 
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Bilanz der Gesellschaft B 

Bilanzkurs 95 %> 



I. Anlagevermögen 




1. Bebaute Grundstücke 


218 000 


2. Unbebaute Grundstücke 


35 000 


3. Maschinen 


81 000 


4. Werkzeuge 




und Ausstattung 


9 000 


II. Umlaufvermögen 




1. Rohstoffe 


64 000 


2. Halbfabrikate 


22 000 


3. Fertigfabrikate 


33 000 


4. Forderungen 


132 000 


5. Wechsel 


5 000 


6. Kasse und Bank 


14 800 


III. Rechnungsabgrenzung 


800 


IV. Unterbilanz 


40 000 


= 


654 600 


Gesellschaft A übernimmt 


Gesellschaft 



I. Grundkapital 
II. Gesetzliche Rücklage 

III. Rückstellungen 

IV. Verbindlichkeiten 

1. Hypothek 

2. Anz. d. Kunden 

3. Lieferer 

4. Akzepte 

V. Rechnungsabgrenzung 



400 000 
20 000 
25 000 

75 000 
12 000 
95 000 
27 000 
600 




Grundkapital der Gesellschaft B wird im Verhältnis 4 : 3 zusammengelegt. 
Gesellschaft A erhöht ihr Kapital um 500 000, — DM. Die freien Aktien werden 
von der Bank zum Kurse von 120 übernommen, das Aufgeld fließt in die freie 
Rücklage. Das durch die Zusammenlegung bei B freigewordene Kapital von 
100 000, — DM wird mit 40 000, — DM zur Beseitigung der Unterbilanz, mit 
20 000, — DM zu Abschreibungen auf Maschinen, mit 5000, — DM auf Werkzeuge 
und Ausstattung, mit 25 000, — DM zur Bildung einer Rückstellung für die Kosten 
der Zusammenlegung und mit 10 000, — DM zur Auffüllung der gesetzlichen 
Rücklage benützt. Die gesetzliche Rücklage von B wird mit der von A vereinigt. 



1. Wie lauten die erforderlichen Buchungen? 

2. Wie sehen die Bilanzen nach Durchführung der Buchungen aus? 

3. Stelle die Fusionsbilanz auf! 



Betriebsabrechnung 



Aufgabe 67 

Die Kostenartenkonten eines Fertigungsbetriebes weisen folgende Zahlen auf: 



40 Fertigungslöhne 


49 200 


41 Hilfslöhne 


8 000 


42 Gehälter 


23 500 


440 Hilfsstoffe 


3 500 


450 Strom 


1400 


451 Gas 


2 100 


452 Wasser 


850 


483 Werbung 


3 850 


446 Büromaterial 


740 



Der Betriebsabrechnung dienen folgende Kostenstellen: 
I. Fertigung 
II. Fertigungshilfsstelle 
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III. Materialhilfsstelle 

IV. Geschäftsverwaltung 

V. Vertrieb 



Kostenv erteilungsschlüssel 



Hilfslöhne: 

Gehälter: 

Hilfsstoffe: 

Strom: 

Gas: 

Wasser: 

Werbung: 

Büromaterial: 



je 2200 auf I und III, 2600 auf II und 1000 auf V 

je 6500 auf I und II, je 3200 auf III und V und 4100 auf IV 

2300 auf I, 950 auf II und 250 auf III 

660 auf I, Rest gleichmäßig auf II — V 

1950 auf I, 150 auf II 

610 auf I, Rest gleichmäßig auf II — V 

ganz auf V 

70 auf 1, 105 auf II, 140 auf III, 240 auf IV, 185 auf V 



Wie sieht der Betriebsabrechnungsbogen aus und welche Zuschlagsprozentsätze 
ergeben sich bei dem Einsatz von Fertigungsmaterial im Werte von 64 824 DM? 



Preisdifferenz 



Aufgabe 68 

Ein Fabrikbetrieb hat einen Rohstoff trotz gleichbleibender Qualität zu ab- 
weichenden Preisen einkaufen müssen und 

90 kg mit 3,60 DM, 

120 kg mit 3,80 DM und 
140 kg mit 4,10 DM 
bezahlt. 

Zur gleichmäßigen Belastung der Erzeugnisse wird das Kilogramm für die 
Betriebsbuchhaltung mit 4,20 DM verrechnet. Wie gestaltet sich der Abschluß 
des Kontos „Verrechnetes Fertigungsmaterial“, wenn am Bilanztage von den drei 
bezogenen Preissorten noch 75, 95 und 60 kg vorhanden sind? 



Rückwechsel 



Aufgabe 69 

Kaufmann Augustin indossiert an seinen Lieferer Berthold einen Wechsel über 
800 DM per 25. 3. weiter. Der Wechsel wird am Fälligkeitstage nicht eingelöst, 
so daß Protest mangels Zahlung erhoben wird. Berthold nimmt am 30. 3. Rück- 
griff auf Augustin unter Beifügung folgender Rückrechnung: 



Wechselsumme 
Protestkosten 
Zinsen 5 Tage 6 % 
Provision Vs % 
Porto 



800,— DM 
5,— DM 
0,67 DM 
2,67 DM 

0,60 DM 808,94 DM 
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Augustin gibt den Wechsel am 3.April seinem Kunden Dreiser durch Einschreibe- 
brief zurück und berechnet: 



Rückrechnung Berthold 


808,94 DM 


Zinsen 4 Tage 6 °/o 


— ,53 DM 


Provision Vs °/o 


2,67 DM 


Sonstige Auslagen 


1,10 DM 813,24 DM 



Wie bucht Augustin? 



Wechselprolongation 



Aufgabe 70 

Kunde Erich Pohl hat seinem Lieferer Felix Kühn ein Akzept über 4000, — DM, 
fällig am 20. 6., mit der Bitte gegeben, ihm den Einlösungsbetrag gegen Aus- 
stellung eines Prolongationswechsels mit Fälligkeitstermin 20. 9. zur Verfügung 
zu stellen. Kühn erklärt sich einverstanden, nachdem sich Pohl verpflichtet hat, 
die Kosten der Prolongation, bestehend aus 8 °/o Zinsen, V 4 °/o Provision pro Monat 
die Wechselsteuer in bar zu begleichen. Wie ist zu buchen? 



Analyse einer Großhandelsbilanz 



Aufgabe 71 

Die Bilanzen und die Gewinn- und Verlustrechnungen einer Großhandlung, die 
mit Kraftfahrzeugteilen und Werkzeugen handelt, sind zu analysieren. Es liegen 
die Aufstellungen zweier aufeinanderfolgender Jahre zugrunde. 



Bilanzen 



Aktiva 


2. Jahr 




1. Jahr 




Anlagevermögen : 










Grund und Boden 


11 200,— 




11 200,— 




Gebäude 


18 900,— 




19 200,— 




Inventar 


5 690,90 




2 867,60 




3 Kraftwagen 


9 587,— 


45 377,90 


10 611,— 


43 878,60 


Umlaufvermögen : 










Kasse 


388,91 




988,25 




Postscheck 


1 269,66 




1 631,59 




Aktive Rechnungsabgrenzung 


2 064,81 




3 403,56 




Baudarlehen § 7 c 


2 286,30 




2 615,70 




Effekten a. Inv. H. 


2 980,50 




> 




Inv. H. Zahlung 


400,— 




3 400,— 




Besitzwechsel 


100,— 




1 000,— 




Forderungen 


54 661,08 




47 153,20 




Waren 


45 150,75 


109 302,01 


44 705,— 


104 897,30 






154 679,91 




148 775,90 



25 Knoll, Bilanzkunde 
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Passiva 


2. Jahr 




1. Jahr 




Kreditoren 


31 882,40 




32 131,91 




Schuldwechsel 


500,— 




, 




Passive Rechnungsabgrenzung 


2 556,85 




2 908,85 




Tantiemen 


15 111,56 




10 711,56 




Darlehen 


5 000,— 




5 000,— 




Wertber. Forderungen 


1 630,— 




1 415,— 




Wertber. § 7 c 


2 286,30 




2 615,70 




Bank 


6 061,— 


65 028,11 


7 380,— 


62 163,02 


Kapital 


86 612,88 




103 132,28 




-f- Gewinn 


26 014,95 




35 288,67 




X Entnahmen 


22 976,03 


89 651,80 


51 808,07 


86 612,88 






154 679,91 




148 775,90 



Gewinn- und Verlustrechnungen 



Aufwendungen 

Wareneinsatz 

Warenbezugskosten 

Gehälter, Löhne 

Soziallasten 

Licht und Heizung 

Bürobedarf 

Gewerbesteuer 

Beiträge und Versicherungen 

Zinsen 

Porto, Telefon usw. 
Heisespesen 

Hechts- und Beratungskosten 
Allgemeine Kosten 
Werbekosten 
Hausunterhalt 
Autounterhalt 

Geringwertige Anschaffungen 
Provision 

Wertber. Debitoren 

Dubiose 

Autoverkauf 

Abschreibungen 

Umsatzsteuer 

Kundennachlässe 

Gewinn 



2. Jahr 


1. Jahr 


331 121,65 


328 622,89 


6 605,90 


7 062,91 


42 389,92 


41 055,32 


13 171,— 


11 997,17 


1 903,30 


2 136,60 


1 458,59 


1 657,36 


4 563,60 


5 252,80 


509 43 


809,40 


516,94 


550,98 


3 879,44 


3 093,10 


5 886,91 


6 278,61 


734,— 


1 360,51 


3 317,99 


1 882,— 


2 945,44 


3 364,45 


2 301,02 


2 445,06 


6 721,16 


6 958,61 


305,40 


184,45 


6 415,51 


6 931,91 


1 630,— 


1 415,— 


3 934,71 


62,45 


1 994,— 


4 281,— 


5 194,47 


5 097,70 


4 836,20 


4 970,22 


3 538,63 


4 560,66 


26 014,95 


35 288,67 


481 890,16 


487 319,83 
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Erträge 


2. Jahr 


1. Jahr 


Warenerlös 


454 678,70 


454 269,35 


Provisionen 


13 566,38 


16 342,64 


Autoerlös 


2 300,— 


2 500,— 


Ausbuchung Wertberichtigung 


1 415,— 


2 469,— 


Rückzahlung Baudarlehen 


329,40 


329,40 


Umsatzbonus 


639,06 


3 022,66 


Lieferer-Skonti 


7 471,47 


7 006,68 


Mieteinnahmen 


1 410,15 


1 380,— 




481 810,16 


487 319,73 



Konkurs eines Einzelunternehmens mit stillem Gesellschafter 
Aufgabe 72 

Am 15. März beantragt die Ortskrankenkasse in Neustadt die Eröffnung des 
Konkursverfahrens gegenüber der Firma Anders wegen rückständiger Sozial- 
versicherungsbeiträge. Dem Antrag wird stattgegeben und das Verfahren am 
31. März eröffnet. Die von Anders per 31. März auf gestellte Bilanz weist folgende 
Werte aus: 

Aktiva Bilanz per 31. März Passiva 



Bebaute Grundstücke 




64 000 


Kapital Anders 


26 230 


Maschinen 




66 100 


Stiller Gesellschafter R. 


10 000 


Geschäftsausstattung 




4100 


Bankschuld 


45 800 


Fahrzeuge 

Vorräte: 




10 580 


Hypothek 

Waren Verbindlichkeiten 


28 000 
153 370 


Rohstoffe 


28 700 




Akzepte 


16 300 


Halbfabrikate 


18 900 




Rückst. Steuern 


12 520 


Fertigfabrikate 


35 760 


83 360 


Rückst. Personalkosten 


8 760 


Forderungen 
Bar werte 




77 630 
5 430 


Rückst. Soz.-Vers.-Beiträge 


10 220 


— 


_ 


311 200 


— 


311 200 



I. Die für die Aufstellung des Konkursstatus notwendigen Buchungen sind 
darzustellen und auf die Hauptbuchkonten zu übertragen. 

Für die aus- und abzusondernden Vermögensteile sind besondere Konten 
anzulegen; ebenso sind die Gläubiger in Aussonderungs-, Absonderungs- 
und bevorrechtigte Gläubiger zu unterteilen. 

Es sind folgende Angaben zu berücksichtigen: 

1. Grundstücke und Gebäude sind, wie angegeben, hypothekarisch belastet. 
Wegen der Inanspruchnahme des Bankkredites wurden außerdem eine 
Sicherungshypothek über 20 000, — DM eingetragen und Maschinen im Werte 
von 32 000, — DM sicherheitshalber übereignet. 

2. Für einen Pkw mit einem Buchwert von 4800, — DM, der unter Eigentums- 
vorbehalt erworben wurde, besteht noch eine Restschuld über 650, — DM. 

3. Rohstoffe im Werte von 17 680, — DM sind unter Eigentumsvorbehalt gekauft 
worden. 



25 * 
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4. Fertigerzeugnisse im Werte von 8960, — DM sind als nichtgängige unver- 
käufliche Ware anzusehen. 

5. Die Forderung gegenüber dem Großabnehmer X, die mit 13 760, — DM akti- 
viert ist, ist uneinbringlich, nachdem ein gegen ihn eingeleitetes Konkurs- 
verfahren mangels Masse eingestellt wurde. 

6. Die Forderungsabtretung an Lieferanten im Betrage von 18 600, — DM ist 
noch nicht verbucht, aber rechtzeitig durchgeführt worden. 

7. Wegen weiterer wahrscheinlicher Forderungsausfälle wird eine Wertberichti- 
gung von 4000, — DM gebildet. 

8. Für die Zeit vom 1. 1. bis 31. 3. des Vorjahres werden dem Buchhalter wegen 
nicht ausgezahlten Gehalts 450, — DM geschuldet, die bereits passiviert sind. 



Der Konkursstatus ist zu erstellen! 



II. Konkursabwicklung 

1. Der stille Gesellschafter ist laut vertraglicher Abmachung höchstens mit 
20 °/o seiner Einlage am Verlust beteiligt. 

2. Der Konkursverwalter, der bestrebt ist, die Masse zu mehren, kauft für 
1760, — DM verschiedene Zubehörteile auf Kredit, um so den Absatz der 
Halb- und Fertigfabrikate zu erleichtern. 

3. Eine Bestellung über eine Arbeitsmaschine im Werte von 1200, — DM wird 
zurückgezogen. Der geforderte Schadenersatz für entgangenen Gewinn be- 
trägt 15 °/o des vereinbarten Kaufpreises. 

4. Die durch den Konkursverwalter und das Gericht anfallenden Kosten werden 
sich auf 4700, — DM belaufen. 

5. Für Unterstützung an den Gemeinschuldner sind 850, — DM vorgesehen. 

6. Bis zum Ablauf der gesetzlichen Kündigungsfristen fallen noch Personal- 
kosten in Höhe von 4220, — DM an. 

7. Private Vermögens teile von Anders werden bei der Abwicklung des Konkurs- 
verfahrens herangezogen und erzielen einen Versteigerungserlös von 
6500,— DM. 

8. Grundstücke und Gebäude sowie ihre Belastungen werden von der Bank zu 
50 000, — DM übernommen. Der Hypothekengläubiger ist mit der Über- 
tragung einverstanden. Die Übertragungskosten trägt die Bank. 

9. Ein Konkurrenzunternehmen übernimmt die Halb- und Fertigfabrikate 
sowie die bezogenen Zubehörteile für 20 000, — DM, ebenso werden ihm die 
Maschinen einschließlich der an die Bank sicherheitshalber übereigneten im 
Einvernehmen mit der Bank für 35 000, — DM überlassen. Der Erlös wird 
nach Abzug des Restguthabens der Bank bar ausgezahlt. 

10. Die Restschuld für den unter Eigentums Vorbehalt gekauften Personenwagen 
wird bar bezahlt. Der Wagen wird für 3000, — DM abgestoßen. Ein Lkw, der 
noch mit 5 780, — DM zu Buch steht, kann für 3500, — DM veräußert werden. 
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11. Rohstoffe, an denen sich die Lieferanten kein Eigentumsrecht Vorbehalten 
haben, werden für 80 °/o ihres Buchwertes veräußert. 

12. Die angefallenen Masseschulden, Massekosten und bevorrechtigten Gläubiger 
werden ausbezahlt. 

13. Beim Einzug der Forderungen ergeben sich weitere Ausfälle in Höhe von 
6380, — DM. Da auch die abgetretenen Forderungen beim Konkursverwalter 
eingehen, werden die absonderungsberechtigten Gläubiger in bar abge- 
funden. 

14. Bei der Versteigerung der Geschäftsausstattung wird ein Erlös von 3200, — 
DM erzielt. 

15. Rückgabe der Rohstoffe, an denen sich die Lieferanten das Eigentumsrecht 
Vorbehalten haben. 

16. Die Konkursquote für die ungesicherten Gläubiger ist zu ermitteln. 

17. Die ungesicherten Gläubiger werden in Höhe der Konkursquote ausbezahlt. 

18. Die Konten sind abzuschließen. 




Lösung der Aufgaben 



Aufgabe 1 

Inventur ist die Tätigkeit der Vermögensermittlung. 

Inventar ist das Verzeichnis der durch die Inventur ermittelten Vermögens teile 
und Schulden. 

Bilanz ist die Gegenüberstellung von Vermögensquellen und Vermögensver- 
wendung. 

Aufgabe 2 

Das Inventar ist ein sehr ausführliches Verzeichnis, die Bilanz dagegen eine aus 
wenigen Summen bestehende übersichtliche Gegenüberstellung. 



Aufgabe 3 

Inventar der Firma Friedrich Rau, Wiesbaden, für den 1. Januar 19 . . 



I. Besitzteile: 

1. Geschäftshaus 



2. Geschäftseinrichtung laut besonderem Verzeichnis 



3. 



4. 



Waren 

Fertige Konfektion: 

150 Herrenanzüge 
85 Herrenhosen 
92 Sakkos 
60 Knabenanzüge 
75 Ulster 

40 Gabardinemäntel 
38 Übergangsmäntel 

Oberstoffe: 

21,50 m Kammgarn 
18,60 m Cheviot 
Futterstoff laut Liste 

Wechsel 

Nr. 1 per 24. 2. a/Gießen 
Nr. 2 per 30. 3. a/Mainz 
Nr. 3 per 15. 4. a/Hofheim 



75,75 


11 362,50 


21,30 


1 810,50 


48,50 


4 462,— 


36,40 


2 184,— 


85,40 


6 405,— 


52,75 


2110,— 


63,45 


2411,10 


19,75 


424,63 


14,50 


269,70 



3 165,50 
903,40 
1 000 ,-— 



5. Buchforderungen 
R. Richter, hier 
G. Müller, Niedernhausen 
A. Weber, Eltvüle 



913,33 
807,75 
1 530,— 



30 745,10 



694,33 

161,30 



50 000,— 
1 726,50 



31 600,73 



5 068,90 



3 251,08 



5 000,— 



300,— 
2 976,25 
99 923.46 



6. Bankguthaben (Kontoauszug) 

7. Postscheckguthaben (Kontoauszug) 

8. Kassenbestand 



Summe der Besitzteile 
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II. Schulden: 



1. Hypothek 






20 000,— 


2. Schuldwechsel per 12. 2. 


Ausst. F. Strauß, Ffm. 


3 555,40 


3. Gläubiger 

A. Schwarz, München 




4 500,— 




G. Loden, München 




3 600,— 


8 100,— 






Summe der Schulden 


31 655,40 


Aktiva 


Bilanz 


Passiva 


Geschäftshaus 

Geschäftseinrichtung 

Waren 

Buchforderungen 

Wechsel 

Bankguthaben 

Postscheckguthaben 

Kasse 


50 000,— 

1 726,50 
31 600,73 

3 251,08 
5 068,90 
5 000,— 
300,— 

2 976,25 


Hypothek 

Schuldwechsel 

Gläubiger 

Kapital 


20 000,— 
3 555,40 
8 100,— 
68 268,06 





99 923,46 





99 923,46 



Aufgabe 4 

Eine Bilanz hat nur für den Tag der Aufstellung Gültigkeit. 

Aufgabe 5 

Die Bilanz ist die Gegenüberstellung der Vermögensquellen und der Vermögens- 
verwendung; das Bilanzkonto ist das Vertreterkonto des Kapitalkontos bei den 
Eröffnungs- und Schlußbuchungen. 



Aufgabe 6 



Hauskonto 


50 000,— 




Einrichtungskonto 


1 726,50 




Warenkonto 


31 600,73 




Kundenkonto 


3 251,08 




Wechselkonto 


5 068,90 




Bankkonto 


5 000,— 




Postscheckkonto 


300,— 




Kassekonto 


2 976,25 


99 923,46 


an Bilanzkonto 






Bilanzkonto 






an Hypothekenkonto 


20 000,— 




an Schuldwechselkonto 


3 555,40 




an Liefererkonto 


8 100 — 




an Kapitalkonto 


68 268,06 


99 923,46 


Aufgabe 7 






Bilanzkonto 






an Kassekonto 


1 400,— DM 




an Bankkonto 


2 000,— DM 




an Postscheckkonto 


350,— DM 
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an Warenkonto 
an Debitorenkonto 
an Einrichtungskonto 



1 360,— DM 
460,— DM 

560,— DM 6 130,— DM 



Liefererkonto 
Schuldwechselkonto 
Kapitalkonto 
an Bilanzkonto 



320,— DM 
430,— DM 

5 380,— DM 6 130,— DM 



Aufgabe 8 



Kassekonto Warenkonto Einrichtungskonto 



A 


3 000,— 


A 

3 000,— 

1 900,— 

2 500,— 


1 200,— 


5 000,— 




Bankkonto 


Wechselkonto 


Postscheckkonto 


A 

800,— 


5 000,— 
1 700,— 


A 

1 200,— 


1 000 ,— 


A 

600,— 




Schuldwechselkonto 


Kundenkonto 


Liefererkonto 



1700,— 


A A 


800,— 1 000,— 


A 




1 900,— 


600,— 


2 500,- 



Aufgabe 9 

a) Kassekonto an Kapitalkonto 2 000, — 

b) Kapitalkonto an Kassekonto 150, — 

c) Kapitalkonto an Kassekonto 25, — 175, — 

d) Bankkonto an Kapitalkonto 125, — 

e) Kapitalkonto an Postscheckkonto 35, — 

Aufgabe 1 0 

a) Kassekonto an Warenkonto 200, — 

Warenkonto an Kapitalkonto 45, — 

b) Bankkonto 60, — 

Kapitalkonto 25, — 85, — 



an Einrichtungskonto 
Aufgabe 1 1 



Zu Aufgabe 9: 



a) Kassekonto an Kapitalkonto 






2 000,— 


DM 


b) Mietekonto an Kassekonto 






150,— 


DM 


c) Kostenkonto an Kassekonto 






25,— 


DM 


d) Bankkonto an Zinsenkonto 






125,— 


DM 


e) Kostenkonto an Postscheckkonto 






35,— 


DM 


Gewinn- und Verlustkonto 










an Mietekonto 


150,- 


- DM 






an Kostenkonto 


60- 


- DM 


210,— 


DM 


Zinsenkonto 


125,- 


- DM 






Kapitalkonto 


85- 


- DM 


210,— 


DM 



an Gewinn- und Verlustkonto 
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Zu Aufgabe 10: 



a) Kassekonto an Warenkonto 200, — DM 

Warenkonto an Gewinn- und Verlustkonto 45, — DM 

b) Bankkonto an Einrichtungskonto 60, — DM 

Gewinn- und Verlustkonto an Einrichtungskonto 25, — DM 

Gewinn- und Verlustkonto an Kapitalkonto 20, — DM 



Aufgabe 12 

a) Privatkonto an Kassekonto 

b) Privatkonto an Postscheckkonto 

c) Privatkonto an Bankkonto 

d) Privatkonto an Warenkonto 
Kapitalkonto an Privatkonto 



Aufgabe 1 3 




Wechselkonto 



A. B. 



720,— 

600,— 

865,— 



2 185,— 



S. B. 



Warenkonto 



370,- 

950,- 

865,- 



2 185,- 



A. B. 
GuV. 



18 820,— 
3 000,— 
95,— 
1 322,50 

23 237,50 



S. B. 



Gebäudekonto 



600,— 
855,— 
3 775,— 
60,— 
17 947,50 

23 237.50 



A. B. 



12 000 ,— 



12 000 ,- 



GuV. 
S. B. 



Liefererkonto 



240,— 

11 760,— 

12 000 .— 



S. B. 



370,— 
790,— 
3 100,— 
1 500,— 

5 760,— 



A. B. 



5 760,— 



5 760,— 



150,— DM 
120,— DM 
320,— DM 
75,— DM 
665,— DM 



Postscheckkonto 



A. B. 


m 


S. B. 


95,— 
790,— 
3 100,— 
1 300,— 
325,— 




5 610,— 




5 610,— 




Kunde 


nkonto 




A. B. 


5 840,— 
3 775,— 


S. B. 


1 090,— 
865,— 
4 350,— 
3 310,— 




9 615,— 




9 615,— 



Einrichtungskonto 



A. B. 


5 900,— 


GuV. 


590,— 




S. B. 


5 310,— 




5 900,— 





5 900,— 



Schuldwechselkonto 



S. B. 


1 300,— 

2 670 — 


A. B. 


970,— 
3 000,— 


3 970,— 


3 970,— 


Priva 


tkonto 






450,— 


Kap. K. 


645,— 




60,— 








135,— 








645,— 




645,— 
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Kostenkonto 



Gewinn- und Verlustkonto 





395,— 

82,— 


GuV. 


477,— 




477 — 





477,— 



Kapitalkonto 



Priv. K. 


645,— 


A. Bil. 


37 300,— 


S. B. 


36 670,50 


GuV. 


15,50 


- . . 


37 315,50 


- - 


37 315,50 



E. K. 


590,— 


Wa. K. 


1 322,50 


G. K. 


240,— 




K. K. 


477,— 






Kap. K. 


15,50 








1 322,50 




1 322,50 



Schlußbilanzkonto 



an 




von 




Kas. K. 


1 323,— 


S. We. 


2 670,— 


PS. K. 


325,— 


Lf. K. 


1 500,— 


We. K. 


865,— 


Kap. K. 


36 670,50 


Wa. K. 


17 947,50 






Kd. K. 


3 310,— 






Einr. K. 


5 310,— 






Hausk. 


11 760,— 









40 840,50 





40 840,50 



Betriebsübersicht 



Konten 


Summen 


Salden 


I 

Inventur-Best. 


Erträge 


Soll 


Haben 


Soll 


Haben 


Aktiva 


Passiva 


Verl. 


Gew. 


Kassekonto 

Postscheckkonto 

Wechselkonto 

Kundenkonto 

Warenkonto 

Einrichtungs-Kto. 

Hauskonto 

Schuldwechsel-Kto. 

Liefererkonto 

Kostenkonto 

Kapitalkonto 


2 385,— 
5 610,— 
2 185,— 
9 615,— 
21 915,— 
5 900,— 
12 000,— 
1 300,— 
4 260,— 
477,— 
645,— 


1 062,— 

5 285,— 
1 320,— 

6 305,— 
5 290,— 

3 970,— 
5 760,— 

37 300,— 


1 323,— 
325,— 
865,— 
3 310,— 
16 625,— 
5 900,— 
12 000,— 

477,— 


2 670,— 
1 500,— 

36 655,— 


1 323,— 
325,— 
865,— 
3 310,— 
17 947,50 
5 310,— 
11 760,— 


2 670,— 
1 500,— 

36 655,— 


590,— 

240,— 

477,— 


1 322,50 




66 292,— 


66 292,— 


40 825,— 


40 825,— | 


40 840,50 


40 825,— 
15.50 


1 307,— 
15,50 


1 322,50 














40 840,50 | 


1 322,50 





Aufgabe 14 

Wareneinkaufskonto Warenverkaufskonto 



an 

Bil. K. 6 676,— 

We. K. 1 405,— 

Lf. K. 8 530,— 

Kas.K. 58,— 

16 669,— 



Anfangsbestand 
-f Einkäufe 



X Rücksendungen 



X Endbestand 



von 

Lfr. K. 420,— 
Wav. K. 8 149, — 

Bil. K. 8 100,— 



16 669,— 



6 676,— DM 
9 993,— DM 

16 669,— DM 
420,— DM 

16 249,— DM 
8 100,— DM 



an 

Kd. K. 956,— 

Kd. K. 65,— 

Wae. K. 8 149,— 

GuY. 3 320,— 



12 490,— 



von 

Kd. K. 2 152,— 

We. K. 956,— 

Kas. K. 4 140,— 

Bk. K . 5 242,— 



12 490 — 



8 149, — DM = Einkaufswert der verkauften Waren 
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Aufgabe 1 5 





Summen 


Salden 


Inventur-Best. 


Erträge 




Soll 


Haben 


Soll 


Haben 


Aktiva 


Passiva 


Verl. 


Gew. 


Wareneinkauf s-Kto. 


21 915,— 


3 967,50 


17 947,50 


— 


17 947,50 


— 


— 


— 


Warenverkaufs-Kto. 


3 967,50 | 


5 290,— 


- 


1 322,50 




- 


- 


1 322,50 



Aufgabe 16 

Bei einem Anfangsbestand von 31 000, — DM und einem Endbestand von 32 000, — 
DM ist der Durchschnittsbestand 31 500, — DM. 



Aufgabe 17 

Die Umschlagsgeschwindigkeit ist 8; die durchschnittliche Lagerdauer 45 Tage. 
Aufgabe 18 

Bei einem Jahreszinssatz von 6% betragen die Lagerzinsen 3 / 4 °/o. 

Aufgabe 19 

Die Handelsspanne beträgt 29,82 °/o, der Kalkulationsaufschlag 42,5 %>. 
Aufgabe 2 0 

Die Handelsspanne beträgt zu einem Kalkulationsaufschlag von 
15 o/o = 13,05 °/o, 24 °/o = 19,38 %>, 30 °/o = 23,08 %>, 

35 °/o = 25,93 o/o, 40 °/o = 28,57 °/o. 

Aufgabe 21 

Bei einem Verkaufspreis von 7,54 DM und einem Kalkulationsfaktor 1,1595 muß 
die Ware zu einem Preis von 6,50 DM bezogen werden. 

Aufgabe 2 2 

Die Kostenquote beträgt in Prozenten des Verkaufspreises 9,5 °/o, sonst 10,5 %>. 
Aufgabe 23 

Bei einer Handelsspanne von 23 %> ist der Mindestumsatz 2434,78 DM. 
Aufgabe 24 

Der Reingewinn beträgt vom Verkaufspreis 10,69 °/o, vom Einstandspreis 13,53 °/o. 
Aufgabe 2 5 

Wareneinkauf an Postscheck 343, — DM. 



Aufgabe 26 

Wareneinkauf an Lieferer 

Lieferer an Bank 
an Skonto 



1 500,— DM 



1 455,— DM 
45,— DM 



1 500,— DM 




396 



Lösung der Aufgaben 



Aufgabe 2 7 
Lieferer an Wareneinkauf 
Wareneinkauf an Lieferer 
an Skonto 

Aufgabe 28 
Skontoabzüge sind bei Teilzahlungen nicht gestattet. 

Aufgabe 2 9 

Der Wechsel ist erst nach dem mit Skonto verbundenen Termin fällig und er- 
laubt daher Skontoberechnung nicht. 

Aufgabe 30 

Geschäftseinrichtung an Lieferer (17 000 X 5 °/o Rabatt) 

Lieferer 

an Geschäftseinrichtung 2 000, — DM 

an Bank 13 827, — DM 

an Skonto 323, — DM 

Aufgabe 31 

Die Anschaffung der Marken und Einklebehefte stellt Geschäftskosten dar: 

Geschäftskosten an Kasse 475, — DM 

Warenverkauf gegen bar: 

Kasse an Warenverkauf 281 250, — DM 

Markeneinlösung : 

Rabattkonto an Kasse 1 400, — DM 

an Warenverkauf 5 375, — DM 6 775, — DM 

Für die bereits ausgegebenen und später zur Einlösung erwarteten Marken ist 
eine Rückstellung zu bilden: 

Rabatt an Rückstellung für Rabattgewährung 500, — DM 

Das Rabattkonto kann über Warenverkauf abgeschlossen werden und kürzt dann 
den Verkaufserlös oder über Gewinn und Verlust und setzt dann den Gesamt- 
ertrag herab. 

Eingelöste Rabattmarken sind eine Minderung des umsatzsteuerpflichtigen Ent- 
gelts. 

Aufgabe 32 

Die Marken werden als Wertzeichen, ähnlich den Postwertzeichen, auf einem 
Rabattmarkenkonto als Bestandskonto verbucht. Die ausgegebenen Marken 
verrechnet man mit einem Konto „Rabattgewährung“. Daneben kann evtl, ein 
Konto „Eingelöste Marken“ errichtet werden, wenn nicht die eingelösten Marken 
der Kunden und deren Vergütung durch den Verein über das Rabattmarkenkonto 
laufen sollen. 

1 . Markenerwerb : 

Rabattmarken an Kasse 



16 150,— DM 



16 150,— DM 



1 200,— DM 

935,75 DM 

14,25 DM 950,— DM 



3 500,— DM 
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2. Ausgegebene Marken (3500 X 250 Best.) 3 250, — DM 

Rabattgewährung an Rabattmarken 



3. Markeneinlösung durch Schneider 

Eingelöste Marken (Rabattmarken) 

an Kasse 800, — DM 

an Warenverkauf 2 000, — DM 

4. Markeneinlösung durch den Verein: 

Kasse an eingelöste Marken (Rabattmarken) 



3 250,— DM 



2 800,— DM 
2 800,— DM 



5/6. Die Differenz zwischen ausgegebenen und eingelösten Marken (3250 X 2800 
= 450) stellt eine Forderung an den Verein und eine ungewisse Schuld gegen- 
über dem Kunden dar (daher Rückstellung) 

Verein an Rabattgewährung 450, — DM 

Gewinn und Verlust an Rückstellung für Rabatt 450, — DM 



7. Barverkauf: 

Kasse an Warenverkauf 

Kasse 



250 000,— DM 
Warenverkauf 



4. 


2 800,— 


i 

i l. 


3 500 — 


7. 


250 000,— 


1 3. 


800 — 




Rabattmarken 




1 . 


3 500,— 


2. 


3 250,— 




Bilanz 


250,— 




Eingelöste Marken 




3. 


2 800,— 


4. 


2 800,— 




Rückstellung 




Bilanz 




6. 


450,— 



Rabatt- 


2 800,— | 


i 

3. 


2 000,— 


Gewährg. 




7. 


250 000,— 




Rabattgewährung 




2. 


3 250,— 


5. 

Waren- 


450,— 




i 


verkauf 


2 800,— 




Rabattsparverein 




5. 


450,— 


Bilanz 






Gewinn und Verlust 




6. 


450,— 







Das Konto Rabattgewährung hätte auch mit dem Gewinn- und Verlustkonto 
abgeschlossen werden können (siehe Lösung der Aufgabe 31). 

Buchungen 5 und 6 durften vereinigt werden zu 

Verein an Rückstellung 450, — DM 

Dann wären aber als Erlösschmälerung nach dem Warenverkaufskonto 3 250, — 
DM gekommen, obgleich Marken für 450, — DM noch nicht Vorgelegen haben. Am 
Endergebnis ändert sich dadurch nichts. 

Aufgabe 33 

Der Kunde bucht : 

Wareneinkauf 
an Lieferer 
an Rabatt 



2 550,— DM 

127,50 DM 2 677,50 DM 
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Der Lieferer bucht: 

Kunde 2 550— DM 

Rabatt 127,50 DM 2 677,50 DM 

an Warenverkauf 

Da für den Naturalrabatt das Entgelt fehlt, unterliegen beim Lieferer die 
315 Flaschen nur mit dem Werte von 300 Flaschen = 2 550, — DM der Umsatz- 
steuer. 

Aufgabe 34 

In Höhe des erwarteten Verlustes ist eine Rückstellung zu bilden: 

Warenverkauf an Rückstellung aus Mängelrüge 7 200, — DM 

Für seinen Ersatzanspruch gegenüber Lieferer C bildet B eine aktive Rechnungs- 
abgrenzung, die er mit dem Wareneinkaufskonto verrechnet: 

Aktive Rechnungsabgrenzung an Wareneinkauf 6 350, — DM 

Aufgabe 35 

Nachnahmepakete werden gewöhnlich als freigemachte Postsendungen auf- 
gegeben; die Paketgebühren und die der Geldzustellung gehen zu Lasten des 
Empfängers. Darum lautet die Nachnahme im vorliegenden Fall auf 134,20 DM. 

Buchungen: 

Die für die Freimachung erforderlichen Gebühren werden in der Regel am Schluß 
eines Abschnitts unter 

Versandkosten an Kasse 
oder bei Begleichung aus einer Portokasse unter 
Versandkosten an Portokasse 
gebucht. 

a) Nachnahmesendungen kleineren Ausmaßes bucht man erst bei Eingang des 
Betrages als Barverkauf: 

Kasse an Warenverkauf 134,20 DM 

Zur Kontrolle benützt man zuweilen ein Nachnahmebuch als Hilfsbuch. 

b) Behandlung als Kreditverkauf: 

Kunden an Warenverkauf 
Kasse an Kunden 

c) Verbuchung über ein Nachnahmekonto: 

Nachnahme an Warenverkauf 

Kasse an Nachnahme 

Kommt die Nachnahme uneingelöst zurück, so ist bei b) und c) die erste Buchung 
durch eine Gegenbuchung aufzuheben und das Rückporto den Versandkosten 
zu belasten. 
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Auf gab e 3 6 

1. Wareneinkauf 
Verpackung 

an Lieferer 

2. Kunden 

an Warenverkauf 
an Verpackung 

3. Verpackung 

an Kunden 

4. Lieferer 

an Verpackung 



1 122,— DM 

150,— DM 1 272,— DM 

1 122,— DM 

140,— DM 1 262,— DM 

105,— DM 
90,— DM 



Verpackungskonto 



1) 


150,— 


2) 


140,— 


3) 


105,— 


4) 


90,— 


Gewinn 


5,- 


Bilanz 


30,— 




260,— 




260,— 



Gewinn ist nur vorhanden, falls ein Faß bei einem Einzelhändler verbleibt. 
Aufgabe 37 

Die der Praxis entnommenen Abschreibungssätze sehen für Drehkräne eine 
Lebensdauer von mehr als 10 Jahren vor. Wollte man bloß 10 Jahre annehmen, 
dann könnten als Jahresabschreibung von 40 000 DM nur 4 000 DM Anerkennung 
finden; im vorliegenden Fall sind jedoch während der Mietzeit (V 2 Jahr) 
12 000 DM angefallen. Der Bauunternehmer mußte nach der Beanstandung also 
buchen: 

02) Maschinenkonto 

an 47) Maschinenmiete 12 000, — DM 

an 16) Liefererkonto 28 000, — DM 40 000, — DM 

Aufgabe 38 

Hier liegen die Verdachtsmomente für ein Scheingeschäft nicht vor, da der Miet- 
preis die Abschreibungen nur unwesentlich übersteigt. Der Bauunternehmer hat 
bis zum Jahresabschluß gebucht: 

Automiete 1 800, — DM 

Autounterhaltungskonto 1 440, — DM 3 240, — DM 

an Kasse 



Am Anfang eines neuen Jahres buchte er: 

Autokonto an Kasse 4 000, — DM. 

In den Schlußbuchungen dieses Jahres erscheinen unter der Voraussetzung einer 
noch vierjährigen Lebensdauer des Wagens und der gleichen Unterhaltskosten 
die Eintragungen: 

Abschreibung an Autokonto 1 000, — DM 

Autounterhaltung an Kasse 1 440, — DM 



2 240,— DM 
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Die Aufwendungen sind gegenüber denen des ersten Jahres um den Betrag 
niedriger, den der Wageneigentümer über die normale Abschreibung hinaus als 
Mietentschädigung forderte. 



Aufgabe 39 



1. Lohnzahlung 
Lohnkonto 

an Sonstige Verbindlichkeiten 
an Sonstige Verbindlichkeiten 
an Kasse 

2. Beitragsleistung an ZVK 
Konto ZVK 

an Kasse (Bank) 

3. Urlaubsgeldzahlung 
Urlaubslohn 

an Sonstige Verbindlichkeiten 
an Sonstige Verbindlichkeiten 
an Kasse 



572,13 DM 
190,70 DM 
5 627,17 DM 



73,40 DM 
24,45 DM 
796,75 DM 



6 390,— DM 



722,07 DM 



894,60 DM 



4. Rückerstattung des Urlaubsgeldes und des Pauschalausgleichs 
Kasse 

an Urlaubslohn 894,60 DM 

an Gesetzliche soziale Aufwendungen 233,65 DM 1 118,25 DM 



Soweit das Konto der Zusatzversorgungskasse beim Jahresabschluß noch eine 
Differenz auf weist, ist diese als noch zu forderndes Urlaubsgeld zu aktivieren. 



Aufgabe 4 0 



Bankkonto 



1 . 


10 000,— | 2. 6 000,— 
Wareneinkaufskonto 


2. 


6 000,— 


3. 


350,— 


12. 


150,— 








T. Mager, X. (Teilzahlung) 


4. 


475,— 


5. 


100,— 






6. 


75,— 






8. 


75,— 






9. 


75 — 






10. 


150,— 




475,— 




475,— 




Kasse-Konto (Teilzahlung) 


5. 


100,— 






7. 


75,— 






13. 


105 — 







Kapitalkonto (Teilzahlung) 





TT 

W arenumsatzkonto 


10 000,— 


3. 


350,— 


4. 


475,— 


11. 


150,— 


12. 


150,— 




T. Mager, X. (Fällige Forderungen) 


6. 


75,— 


7. 


75 — 


8. 


75,— 


11. 


150,— 


9. 


75,— 


13. 


105,— 


10. 


150,— 








375,— 




330,— 






14. 


45,— 




Gewinn- und Verlustkonto 



14. 



45,—- 
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Aufgabe 41 

Die Abschreibungen können beim indirekten Verfahren in zweifacher Weise 
dargestellt werden: 

a) Das Delkrederekonto wird dem jeweiligen Forderungsstand am Ende des 
Rechnungsjahres angepaßt, und die wirklich eingetretenen Verluste gehen über 
das Erfolgskonto: 

Gewinn- u. Verlustkonto an Delkrederekonto 9 000, — DM 
(5 %> von 180 000) 

Delkrederekonto an Schlußbilanz 9 000, — DM 

Im folgenden Jahr wird nach vor auf gegangener Neueröffnung des Delkre- 
derekontos gebucht: 

Delkrederekonto an Gewinn- u. Verlustkonto 2 900, — DM 
Delkrederekonto an Schlußbilanz 6 100, — DM 9 000, — DM 

b) Infolge der buchhalterischen Trennung der eingetretenen Kundenverluste 
von den Pauschalabschreibungen ist eine richtige Schätzung nur schwer möglich. 
Darum verbucht man sowohl die Pauschbeträge als auch die eingetretenen Aus- 
fälle über das Delkrederekonto: 



Delkrederekonto 



Ausfall 


7 000,— 


9 000,— 


Eröffnung 


Pauschale 


6 100,— 


4 100,— 


Auffüllung 




13 100,— 


13 100,— 





Die Abschreibung von 9 000, — DM ist durch den tatsächlichen Verlust von 

7 000, — DM bis auf 2 000, — DM aufgebraucht worden und wird durch eine Auf- 
füllung von 4 100, — DM der neuen Pauschale (6 100, — DM = 5 °/o von Forde- 
rungsbestand 122 000, — DM) angepaßt. 

Aufgabe 42 

1. Brandschaden an Gebäudekonto 
Brandschaden lt. Versicherung 

2. Geldkonto an Brandschaden 
Brandschadenerstattung 

3. Gebäudekonto an Rücklage 
Offenbarwerden der stillen Rücklage 

4. Neubau-Konto an Geldkonto 
Neubau 

5. Rücklage an Neubau-Konto 
Aufrechnung der Rücklage mit den Neubaukosten 

6. Gebäudekonto an Neubau-Konto 51 000, — DM 

Gebäudewert nach Anrechnung der stillen Rücklage 



Gebäudekonto Brandschaden Neubau-Konto 



45 000,— 


70 000,— 


70 000,— 


70 000,— 


76 000,— 


25 000,— 


25 000,— 










51 000,— 



51 000,— 



70 000,— DM 
70 000,— DM 
25 000,— DM 
76 000,— DM 
25 000.— DM 



26 Knoll, Bilanzkunde 
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Rücklage 



Geldkonto 



25 000,— | 25 000,— 



70 000,— I 76 000,— 



Aufgabe 43 



(09) Akt. Rechnungsabgrenzung an (54) Werbekosten 175, — DM 

(09) Akt. Rechnungsabgrenzung an (56) Postgebühren 23, — DM 

(09) Sonstige Forderungen an (29) Zinserträge 212, — DM 

(50) Sozialaufwand an (09) Sonstige Verbindlichkeiten 365, — DM 

(09) Akt. Rechnungsabgrenzung an (58) Allg. Verwaltungskosten 825, — DM 

(21) Zinsaufwand an (09) Pass, Rechnungsabgrenzung 12, — DM 



Aufgabe 44 

Es handelt sich im vorliegenden Falle um die Finanzierung einer Unternehmung, 
als deren Grundlage eine Finanzierungs- oder Kreditbilanz gefordert wird. 
Kreditbilanzen sind Bilanzen mit Neubewertung, da der Kapitalgeber die wirk- 
liche Vermögenslage kennenlernen will. Von der Passivseite interessieren die 
fremden Mittel nach Dauer der Gewährung, Sicherung und eventuellen Kosten 
und von der Aktivseite das Verhältnis der Anlagen zu den Umlaufmitteln. Aus 
dem Verhältnis der Aktiven zu den Schulden wird die Liquidität und aus der 
Verbindung der Gewinn- und Verlustrechnung mit den Umsatzzahlen die Er- 
tragskraft des Betriebes beurteilt. 

Abschreibungen 

an Kraftfahrzeuge 3 750, — DM 

an Maschinen 5 400, — DM 9 150, — DM 

Konto Dubiose 

an Buchforderungen 4 500, — DM 

Gewinn- und Verlustkonto 

an Delkredere 1 750, — DM 

Dadurch erhöht sich der Aufwand um 10 900, — DM, so daß nur ein Gewinn von 
33 200, — DM verbleibt. 



Dieser Gewinn ergibt, wenn man ihn im Verhältnis der Kapitalbeteiligung 
(3 : 1) verteilt, für den Komplementär 24 900, — DM und für den Kommandi- 
tisten 8 300, — DM. Das macht für den Komplementär eine Unternehmerrente von 



24 900 • 100 
131 925 



19 % und für den Kommanditisten eine solche von 



8 300 • 100 
40 000 



= 20,75 °/o aus. 



Die Mehlproduktion arbeitet mit einem Kalkulationsaufschlag von 40 °/o, nämlich 
65 380, — DM von 163 450, — DM. Das entspricht einer Handelsspanne von rund 
29 °/o (65 380 von 228 830). Ähnlich günstige Zahlen weist der Umsatz der übrigen 
Erzeugnisse auf. Hier beträgt der Kalkulationsaufschlag (37 870, — DM) vom 
Umsatz zu Selbstkosten (151 480, — DM) 25 °/o, die Handelsspanne 20 % 
(37 870,— DM von 189 350,— DM). 

Der Gewinn ist so gut wie ausschließlich Betriebsgewinn, da der außerordentliche 
Ertrag von 7 390, — DM und nur rund 6 °/o des Gesamtertrages kaum ins Gewicht 
fällt. 
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Wenn man vom Gewinn absieht, der ja vermutlich zum Teil entnommen wird, 
dann liegen die Kapitalverhältnisse der Getreidemühle für die Aufnahme eines 
Gesellschafters dennoch äußerst günstig. Das Fremdkapital macht mit rund 
57 000, — DM nur Vs des Eigenkapitals aus und ist außerdem zu ca. 70 °/o lang- 
fristig gegeben und durch Grundstücke und Gebäude überreich gedeckt. Die kurz- 
fristigen fremden Mittel, die in Buchschulden und Akzepten bestehen, sind schon 
durch die Buchforderungen gedeckt; die Barmittel, das Bankguthaben und 
andere Umlaufmittel werden daher für den Ausgleich der kurzfristigen Mittel 
nicht in Anspruch genommen. Die Liquidität erscheint auf diese Weise im besten 
Licht. 

Die Gliederung der Aktivseite in Anlage- und Umlaufmittel macht auf den ersten 
Blick nicht einen so günstigen Eindruck, da etwa 190 000, — DM Anlagen nur 
86 000, — DM Umlaufmittel gegenüberstehen. Es muß aber berücksichtigt wer- 
den, daß in diesem Mühlenbetrieb die Anlagen einen erheblichen Raum einneh- 
men, weil sich in einem modernen Unternehmen die Mahlvorgänge automatisch, 
d. h. ohne große Beanspruchung menschlicher Arbeitskräfte, abspielen. Darum 
stehen in der Ertragsbilanz auch die Abschreibungen und Betriebskosten (für 
Kohle oder Kraftstrom oder Wasserkraft) an erster Stelle. Die Aufwendungen 
für Löhne machen von den Gesamtkosten mit rund 77 000, — DM etwa 27 °/o aus. 
Dabei bleibt zu berücksichtigen, daß ein erheblicher Teil der Löhne auf die 
Anfuhr von Getreide und die Abfuhr von Mahlprodukten entfallen dürfte. 

Nach alledem wird der Sachverständige des Kapitalbesitzers die Beteiligung 
empfehlen können. 

Aufgabe 45 

Der verpachtete Grund und Boden ist nach einem RFH-Urteil vom 30. November 
1933 als unbebautes Grundstück zu bewerten und als wirtschaftliches Eigentum 
von A nach wie vor in dessen Bilanz aufzuführen. 

Da nach § 6 EStG Abschreibungen von Grund und Boden nur zulässig sind, 
sofern es sich um bergbaulich genützten Boden mit Substanzverringerungen 
handelt, muß hier das Grundstück unter den Bilanzaktiven von A mit dem 
Buchwert von 250 000, — DM weiter erscheinen. 

Das von B auf dem fremden Boden errichtete Gebäude ist beim Pächter als 
selbständiges Wirtschaftsgut anzusetzen, weil nach § 50 Abs. 3 BewG als Grund- 
stück auch ein Gebäude gilt, das auf fremdem Grund und Boden errichtet ist, 
selbst wenn es wesentlicher Bestandteil des Grund und Bodens geworden ist und 
damit letzten Endes dem Verpächter zufällt. 

Die Bewertung erfolgt zu den Herstellungskosten, im vorliegenden Fall zu 
600 000,— DM. 

Gebäude unterliegen der Abnutzung. Darum hat der Pächter des Bodens das 
Recht, nach den allgemeinen Bewertungsvorschriften des EStG die Abschrei- 
bungen so zu gestalten, daß sie sich als Kosten während der Gesamtdauer der 
Nutzung auswirken. Die Nutzung läuft 25 Jahre. Folglich kann der Wert des 
Gebäudes pro Jahr mit 4 °/o, das sind rund 24 000, — DM, getilgt werden. A erhält 
nach 25 Jahren den Grund und Boden mit dem Gebäude entschädigungslos zu- 
rück. Er hat dann das Gebäude nicht etwa mit dem auf 0 DM abgeschriebenen 
Buchwert, sondern zu dem zu diesem Zeitpunkt maßgebenden gemeinen Wert 



26 * 
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zu übernehmen, also beispielsweise zu 220 000, — DM. Dieser Wert kann als 
zusätzlicher Pachtschilling angesehen werden, der beim Verpächter zum steuer- 
pflichtigen Gewinn wird. 

Die 12 500, — DM Pacht sind bei A Grundstücksertrag und bei B Betriebskosten. 



Buchungen bei Unternehmer A: 

Im ersten und in jedem weiteren Jahr: 

250 000,— DM 
250 000,— DM 
12 500,— DM 
12 500,— DM 



1. am 1.1. Grundstückskonto an Bilanzkonto 

2. am 31. 12. Bilanzkonto an Grundstückskonto 

3. 1. 1. — 31. 12. Finanzkonten an Grundstücksertrag 

4. am 31. 12. Grundstücksertrag an Gewinn- und Verlustkonto 



Im 25. Jahr: 



5. 1. 1. — 31. 12. Finanzkonten an Grundstücksertrag 

6. am 31. 12. Gebäudekonto an Grundstücksertrag 

7. am 31. 12. Grundstücksertrag an Gewinn- und Verlustkonto 



12 500,— DM 
220 000,— DM 
232 500,— DM 



Finanzkonten 
5. 12 500,— 



Grundstücksertrag 



7. 


232 500,— 


5. 


12 500,— 






6. 


220 000,— 




232 500,— 




232 500,— 



Gebäudekonto 
6 . 220 000 ,— 



Gewinn- und Verlustkonto 

7. 232 500,— 



Buchungen bei Unternehmer B: 
Im ersten Jahr: 



1. 1. 1. — 31. 12. Gebäudekonto an Finanzkonten 

2. am 31. 12. Abschreibungskonto an Gebäudekonto 

3. 1. 1. — 31. 12. Grundstückspacht an Finanzkonten 

4. am 31. 12. Bilanzkonto an Gebäudekonto 

5. am 31. 12. Gewinn- und Verlustkonto 



600 000,— DM 
24 000,— DM 
12 500,— DM 
576 000,— DM 



an Abschreibungskonto 
an Grundstückspacht 



24 000,— DM 

12 500,— DM 36 500,— DM 



Gebäudekonto 



Finanzkonten 



1 . 


600 000,— 


2. 

4. 


24 000,— 
576 000,— 




600 000,— 




600 000,— 




Abschreibungskonto 




2. 


24 000,— 


5. 


24 000,— 







1 . 

3. 


600 000,— 
12 500,— 




Grundstückspacht 




3. 


12 500,— 


5. 


12 500,— 




Gewinn- und Verlustkonto 


5. 


24 000,— 
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Im 25. Jahr: 



Die Abschreibung für 24 Jahre macht 24 • 24 000 = 576 000, — DM aus, der Rest- 
buchwert beträgt 24 000, — DM. 

6. 1. 1. — 31. 12. Grundstückspacht an Finanzkonten 12 500, — DM 

7. am 31. 12. Abschreibungskonto an Gebäudekonto 24 000, — DM 

8. am 31. 12. Gewinn- und Verlustkonto 

an Abschreibungskonto 24 000, — DM 

an Grundstückspacht 12 500, — DM 36 500, — DM 



Gebäudekonto 



24 000 ,— | 7 . 24 000 ,— 



Grundstückspacht 

6 . 12 500 ,— 8 . 12 500 ,— 



Finanzkonten 



Abschreibungskonto 



6 . 12 500 ,— 7 . 24 000 ,— | 8 . 24 000 ,— 

Gewinn- und Verlustkonto 



8 . 36 500 ,— | 

Soweit an dem Gebäude während der 25 Jahre Instandsetzungen nötig waren, 
laufen diese ebenfalls über Kostenkonten. 



Aufgabe 46 

Bei der indirekten Abschreibung bucht man: 

Abschreibung a. Anlagen an Wertberichtigung 3 000, — DM 

Auf diese Weise sammeln sich im Wertberichtigungskonto während der 5 Jahre 
15 000, — DM an, die unter den Bilanzpassiven stehen und den Wert der Maschine 
unter den Aktiven auf heben. Wird nun der jeweilige Abschreibungsbetrag in die 
Herstellkosten genommen und mit dem Erlös des Druckereierzeugnisses vergütet, 
dann fließen die Jahresabschreibungen in Form von Forderungen oder Geld in 
den Betrieb zurück und werden dort gleich den übrigen Einnahmen verbraucht. 
Einen Fonds zur Ansammlung von Beträgen zur Ergänzung einer verbrauchten 
Maschine bilden sie erst dann, wenn sie für den genannten Zweck ausgesondert 
und gehortet werden. Dem könnte die Buchung Rechnung tragen: 

Kasse (Bank) an Erneuerungsfonds. 

Eine derartige Aussonderung der Abschreibungsbeträge aus den Erlösen ist 
praktisch aber unmöglich. Soll daher aus der Bilanz eine Kapitalansammlung 
für Anlagenerneuerung hervorgehen, dann muß vom Reingewinn eine Erneue- 
rungsrücklage ähnlich der gesetzlichen Rücklage bei den Aktiengesellschaften 
gebildet werden: 

Gewinn- und Verlust an Erneuerungsrücklage. 

Eine Rücklagenbildung durch Abschreibung eines Anlagegutes über seinen Null- 
wert hinaus widerspricht dem Steuerrecht. Sie ist nach der Verordnung PR 30/53 
vom 21. 11. 1953 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen nur gestattet, wenn 
ein abgeschriebenes Anlagegut weiter dem Betrieb dient und dann nur in Rück- 
sicht auf die Einrechnung von Kosten. Die Überabschreibung bildet dann Wagnis- 
kosten (siehe kalkulatorische Kosten). 
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Aufgabe 47 

Das Zurückbleiben der Barauszahlung hinter der Hypothekenschuld ist ein im 
Hypothekenverkehr häufig beobachteter Vorgang; der Differenzbetrag heißt 
Damnum und richtet sich in seiner Höhe nach der Lage des Kapitalmarktes und 
dem Rang der Hypothek. 

Das Damnum ist zu aktivieren und während der Laufzeit der Hypothek zu tilgen. 

Bei Darlehensauszahlung: 

Kasse 
Damnum 

an Hypothekenschuld 

Bei Zinszahlung: 

Hypothekenzinsen 

an Kasse 12 000, — DM 

an Damnum 2 000, — DM 14 000, — DM 



180 000,— DM 

20 000,— DM 200 000,— DM 



Auf gab e 4 8 

Da der Schaden innerhalb der Garantiezeit auf getreten ist, bildet A für den 
Jahresabschluß eine Rückstellung: 

1. Gewinn und Verlust an Garantieverpflichtung 23 000, — DM 

Abschluß des Garantiekontos über Bilanzkonto und Neueröffnung. Der Regreß- 
anspruch gegenüber B wird von A infolge der ungeklärten Lage noch nicht 
registriert; im anderen Falle hätte er eine aktive Rechnungsabgrenzung vor- 
nehmen können. 

2. Rücknahme des Getriebes: 

Warenverkauf an Kunden 23 000, — DM 

Wareneinkauf an Warenverkauf 23 000, — DM 

3. Rückgabe an B: 

Lieferer B 15 000,— DM 

Garantieverpflichtung 8 000, — DM 23 000, — DM 

an Wareneinkauf 

4. Lieferung eines Ersatzgetriebes (von der Verbuchung des Bezuges wird ab- 
gesehen): 

Kunde an Warenverkauf 28 000, — DM 

5. Montagekosten: 

Garantieverpflichtung an Kasse 2 000, — DM 

6. Kundenzahlung: 

Kasse an Kunden 5 000, — DM 

7. Aufhebung der Garantieverpflichtung: 

Garantieverpflichtung an Gewinn und Verlust 



13 000,— DM 
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Wareneinkauf 



2. 


23 000,— 


1 3. 


23 000,— 




Garantieverpflichtung 




3. 


8 000,— 


1 . 


23 000,— 


5. 


2 000,— 






7. 


13 000,— 








23 000,— 


23 000,— 



Lieferer B 
3. 15 000,— 



Warenverkauf 



2. 


23 000,— 


2. 


23 000,— 






4. 


28 000,— 




Kunde 




4. 


28 000,— 


2. 


23 000,— 






6. 


5 000,— 




28 000,— 




28 000,— 




Ka 


isse 




6. 


5 000,— 


5. 


2 000,— 




Gewinn und Verlust 




1 . 


23 000,— 


7. 


13 000,— 



Wäre die Garantieverpflichtung mit 25 000 DM angenommen worden, dann hätte 
die Differenz von 2 000 DM am Schluß über das Gewinn- und Verlustkonto aus- 
geglichen werden müssen. 

Garantierückstellung an Gewinn- und Verlustkonto. 

Stände die Rücknahmepflicht von B bei Jahresabschluß einigermaßen fest, dann 
wäre für das Regreßrecht eine aktive Rechnungsabgrenzung möglich gewesen: 



Aktive Rechnungsabgrenzung an Wareneinkauf. 



Aufgabe 49 







Hauptgeschäft 


Filiale 




1 . 


Wareneinkauf an Kreditoren 


51 200,— 


DM 


26 200,— 


DM 


2. 


Debitoren an Warenverkauf 


65 700,— 


DM 


26 400,— 


DM 


3. 


Kasse an Debitoren 


63 300,— 


DM 


24 800,— 


DM 


4. 


Kreditoren an Kasse 


47 500,— 


DM 


20 200,— 


DM 


5. 


Geschäftskosten an Kasse 


11 600,— 


DM 


3 900,— 


DM 


6. 


Hpt. Filiale an Wareneinkauf 


700,— 


DM 








Filiale Wareneinkauf an Hauptgeschäft 






700,— 


DM 


7. 


Hpt. Kasse an Filiale 


2 600,— 


DM 








Filiale Hauptgeschäft an Debitoren 






2 600,— 


DM 


8. 


Hpt. Filiale an Kasse 


3 700,— 


DM 








Filiale Kreditoren an Hauptgeschäft 






3 700,— 


DM 


9. 


Warenverkauf an Wareneinkauf 


48 400,— 


DM 


21 900,— 


DM 


10. 


Abschreibung an Gesch.-Inventar 


85,— 


DM 


23,— 


DM 


11. 


Gewinn und Verlust an Abschreibung 


85,— 


DM 


23,- 


DM 




an Geschäftskosten 


11 600,— 


DM 


3 900,— 


DM 


12. 


Warenverkauf an Gewinn und Verlust 


17 300,— 


DM 


4 500,— 


DM 


13. 


Gewinn und Verlust an Kapital 


5 615,— 


DM 


577,— 


DM 



Hauptgeschäft 



Geschäftsinventar 



Bil. 8 500,— 


85,— 


(10 




8 415,— 


Bil. 


8 500,— 


8 500,— 





Wareneinkauf 



Bil. 


22 700 


700 


(6 


1) 


51 200 


48 400 


(9 




24 800 


Bil. 




73 900 


73 900 





Warenverkauf 



9) 


48 400 


65 700 


(2 


12) 


17 300 








65 700 


65 700 
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Debitoren 



Bil. 


6 300 


63 300 


(3 


2) 


65 700 


8 700 


Bil. 




72 000 


72 000 





Kreditoren 



4) 


47 500 


9 200 


Bil. 


Bil. 


12 900 


51 200 


(1 




60 400 


60 400 






Abschre 


ibungen 




10) 


85 


85 


(11 



Kasse 



Bil. 


600 


47 500 


(4 


3) 


63 300 


11 600 


(5 


7) 


2 600 


3 700 


(8 






3 700 


Bil. 




66 500 


66 500 





Geschäftskosten 
5) 11 600 11 600 (11 



Kapital 

32 300 Bil. 

5 615 (13 

37 915 



Bank 



Bil. 3 400 3 400 Bil. 



Filiale 



6) 


700 


2 600 


(7 


8) 


3 700 


1 800 


Bil. 




4 400 


4 400 





Gewinn und Verlust 




































Filiale 



Geschäftsinventar 




















Wareneinkauf 




















Warenverkauf 




























Debitoren 



Bil. 


4 500 


24 800 


(3 


2) 


26 400 


2 600 


(7 






3 500 


Bil. 




30 900 


30 900 





Kreditoren 



4) 


20 200 


4 100 


Bil. 


8) 


3 700 


26 200 


(1 


Bil. 


6 400 






30 300 


30 300 





Abschreibung 



10) 23 23 (11 



Kasse 



Bil. 


200 


20 200 


(4 


3) 


24 800 


3 900 


(5 






900 


Bil. 




25 000 


25 000 





Geschäftskosten 



5) 3 900 3 900 (11 



Kapital 

12 400 Bil. 

577 (13 

12 977 



Bank 



Bil. 3 100 3 100 Bil. 



Hauptgeschäft 



7) 


2 600 


700 


(6 


Bil. 


1 800 


3 700 


(8 




4 400 


4 400 





Gewinn und Verlust 



11) 


23 


4 500 


(12 


11) 


3 900 








577 








4 500 


4 500 





Aus den vorstehenden Buchungen ergeben sich folgende Schlußbilanzen: 



Aktiva Hauptgeschäft Passiva 



1. Gesch.-Inv. 


8 415 


1. Kreditoren 


12 900 


2. Waren 


24 800 


2. Kapital 


32 300 


3. Debitoren 


8 700 


3. Gewinn 


5 615 


4. Kasse 


3 700 






5. Bank 


3 400 






6. Filiale 


1 800 






50 815 


1 50 815 



Aktiva Filiale Passiva 



1 . 


2 277 


1 . 


6 400 


2. 


11 400 


Hauptgeschäft 


1 800 


3. 


3 500 


2. 


12 400 


4. 


900 


3. 


577 


5. 


3 100 








21 177 


21 177 
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Aus beiden Bilanzen fertigt die Zentrale folgende Bilanz: 



Aktiva Bilanz — Zentrale Passiva 



Geschäftsinventar 


10 692,— 


Kreditoren 


19 300,— 


Waren 


36 200,— 


Kapital 


44 700,— 


Debitoren 


12 200,— 


Gewinn 


6 192,— 


Kasse 


4 600,— 






Bank 


6 500,— 








70 192,— 




70 192,— 



Das Konto „Hauptgeschäft“ bei der Filiale war das Spiegelbild des Kontos 
„Filiale“ beim Hauptgeschäft. In der Gesamtbilanz der Zentrale heben sich beide 
Konten auf. 



Aufgabe 50 
Werther bucht : 

1. Kommittent an Kasse 

2. Konto Ritter an Kommittent 

3. Bankkonto 4 087,75 DM 

Kommittent (IV 2 % Sk.) 62,25 DM 

an Konto Ritter 

4. Kommittent an Bank 

5. Warenkonto an Kommittent (1530 — 30,60) 

6. Kommittent 

an Provision 283,47 DM 

an Bank 1 020,93 DM 

Kühn bucht: 

1. Kommissionswarenkonto an Warenkonto 

2. Kommissionswarenkonto an Konto Werther 

3. Konto Ritter an Kommissionswarenkonto 

4. Bankkonto 4 087,75 DM 

Kommissionswarenkonto 62,25 DM 

an Konto Ritter 

5. Konto Kurz an Kommissionswarenkonto 

6. Konto Werther an Kommissionswarenkonto 

7. Kommissionswarenkonto an Konto Werther (Prov.) 

8. Bankkonto an Konto Werther 



Aufgabe 51 
1. Metäwaren 

an Konto Wolff 5 229,45 DM 

an Kasse-Konto 208, — DM 

an Provisionskonto 108,75 DM 



195,— DM 
4 150,— DM 

4 150,— DM 

4 087,75 DM 
1 499,40 DM 



1 304,40 DM 



8 530,— DM 
195,— DM 
4 150,— DM 

4 150,— DM 

3 800,— DM 
1 499,40 DM 
283,47 DM 
1 020,93 DM 



5 546,20 DM 
1 848,75 DM 



2. Konto Wolff an Metäwaren (Vs Ant.) 




410 



Lösung der Aufgaben 



3. Wechselkonto 
an Metäwaren 

an Diskont- und Zinsenkonto 
an Kasse-Konto (Wechselsteuer) 

(Vs Anteil Ronchetti) 

4. Kasse-Konto 

Diskont- und Zinsenkonto 
an Wechselkonto 

5. Wechselkonto 

an Metäwaren (Rimesse Ronchetti) 

6. Kasse-Konto 

Diskont- und Zinsenkonto 
Kostenkonto 

an Wechselkonto (Diskontierung) 

7a. Metäwaren 

an Konto Wolff 

7b. Konto Wolff 

an Provisionskonto 

8. Diskont- und Zinsenkonto 
an Konto Wolff 

9. Konto Wolff 

an Kasse-Konto 

10. Metäwaren 
Provisionskonto 

an Gewinn- und Verlustkonto 

11. Gewinn- und Verlustkonto 

an Diskont- und Zinsenkonto 
an Kostenkonto 
an Kapitalkonto 



1 848,75 DM 
37,75 DM 
2,— DM 


1 888,50 DM 


1 851,55 DM 
36,95 DM 


1 888,50 DM 




4 292,95 DM 


4 204,95 DM 
83,— DM 
5,— DM 


4 292,95 DM 




2 102,50 DM 




5,25 DM 




37,35 DM 




5 515,30 DM 


341,75 DM 
114,— DM 


455,75 DM 


119,55 DM 
5,— DM 
331,20 DM 


455,75 DM 



Metäwaren 



1 . 


5 546,20 


1 848,75 


2. 


7a 


2 102,50 


1 848,75 


3. 


10. 


341,75 


4 292,95 


5. 




7 990,45 


7 990,45 




Diskont- u. 


Zinsenkonto 


4. 


36,95 


37,75 


3. 


6. 


83,— 


119,55 


11. 


8. 


37,35 








157,30 


157,30 





Konto Wolff 



2. 1 848,75 


5 229,45 1. 


7b 5,25 


2102,50 7a 


9. 5 515,30 


37,35 8. 


7 369,30 


7 369,30 



Provisionskonto 



10. 114,— 


108,75 1. 

5,25 7b 


114,— 


114,— 







Kasse-Konto 



A. B. 




6 000,— 


208,— 1. 


4. 1 851,55 


2,— 3. 


6. 4 204,95 


5 515,30 9. 



Wechselkonto 



3. 1 888,50 


1 888,50 4. 


5. 4 292,95 


4 292,95 6. 


6 181,45 


6 181,45 
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Kostenkonto Gewinn- u. Verlustkonto 



6. 5,— 


5,— 11. 11. 119,55 


341,75 10. 




H. 5,— 


114,— 10. 




11. 331,20 






455,75 


455,75 



Aufgabe 5 2 



1. Abtretung: 

Banksonderkonto 

an Abgetretene Forderungen 25 000 DM 

2. Aushändigung des Schuld Wechsels: 

Bank 

an Schuldwechsel 20 000 DM 

3. Hergabe des Kredits: 

Kasse 18 400 DM 

Diskont 1 600 DM 20 000 DM 

an Bank 



4. Zahlung der Kunden: 

Kasse 

an Kunden 

5. Einlösung des Schuldwechsels: 
Schuldwechsel 

an Kasse 

6. Aufhebung der Zession: 
Abgetretene Forderungen 

an Banksonderkonto 



25 000 DM 
20 000 DM 
25 000 DM 



Banksonderkonto 


Abgetr. Forderungen 


Bankkonto 


1. 25 000,— | 25 000— 6. 


6. 25 000,— 


25 000,— 1. 


2. 20 000,— | 20 000,— 3. 


Schuldwechselkonto 


Kasse 


Diskont 


5. 20 000,— | 20 000,— 2. 


3. 18 400,— 

4. 25 000,— 


20 000,— 5. 


3. 1 600,— | 




Kunden 








25 000,— 4. 




Aufgabe 53 








Bank an Bilanz 






35 000,— DM 


1. $-Konto 

an Bank 






2 200 $ 8 778,— DM 


2. Wareneinkauf 

an Kreditor 






1 800 $ 7 200,— DM 


3. Kreditor 

an $-Konto 






900 $ 3 582,— DM 
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4. Bank 

an S-Konto 800 $ 3 200,— DM 

5. Kursdifferenz 

an S-Konto 1, — DM 

6. Kreditor 

an Kursdifferenz 27, — DM 



S-Konto Bill Parker, New York 



DM 


Kurs 


S 


s 


Kurs 


DM 


1) 8 778,— 


3,99 


2 200 


900 

800 

500 


3.98 
4,00 

3.99 


3 582,— (3 
3 200,— (4 
1995,— (Bil. 
1— (5 


8 778,— 




2 200 


2 200 




8 778,— 



DM | 


s 


$ 


| DM 


3) 


3 582 


900 


1 800 


7 200 


(2 


Bil.) 


3 591 


900 








6) 


27 










7 200 


1 800 


1 800 


|7 200 



Wareneinkauf Bank Kursdifferenz 



2) 


7 200 




35 000 


8 778 


(1 






4) 


3 200 







5) 


1 


27 


(6 


GuV) 


26 

27 


27 





Die Verbuchung könnte auch mit einem festen Verrechnungskurs, z. B. von 
4,20 DM, durchgeführt werden. Dann müßte jede Kursdifferenz sofort gebucht 
werden. 



Aufgabe 54 

Die Entnahmen werden im Privatkonto ausgewiesen, das ein Unterkonto des 
Kapitalkontos ist und darum im Regelfall unmittelbar mit ihm ausgeglichen 
wird: 

Privatkonto 

an Kasse 

Kapitalkonto 

an Privatkonto 



Es besteht aber auch die Möglichkeit, das Privatkonto über das Bilanzkonto 
abzuschließen. Dabei kann es sowohl unter den Aktiven als auch unter den Pas- 
siven erscheinen. 



In der gestellten Aufgabe fehlt Eigenkapital. Darum erscheint es angezeigt, die 
Entnahmen und einen etwaigen Ertrag über das Bilanzkonto laufen zu lassen: 



Bankkonto 

Verbindlichkeiten 

an Bilanzkonto 

Bilanzkonto 

an Aktivkonten 
an Privatkonto 
an Gewinn und Verlust 



1 221,— DM 
8 300,— DM 



6 746,— DM 
1 945,— DM 
830,— DM 



9 521,— DM 



9 521,— DM 



Die Entnahmen und der Verlust bilden die Unterbilanz. 
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Aufgabe 5 5 

Gewinnanteil A 5 /s von 41 200, — 
Gewinnanteil B 3 /s von 41 200, — 
Reservekapital A = 
Reservekapital B = 



25 750,— DM 
15 450,— DM 
2 575,— DM 
1 545,— DM 



Buchungen 

1. Gewinn und Verlust 

an Privatkonto A 
an Kontokorrentkonto B 

2. Privatkonto A 

an Reservekapital A 

3. Kontokorrentkonto B 

an Reservekapital B 



25 750,— DM 

15 450,— DM 41 200,— DM 
2 575,— DM 
1 545,— DM 



Privatkonto A Kontokorrentkonto B 



Entnah. 18 000, — 


25 750,— 1. Entnah. 14 700,— 


15 450,— 1. 


2. 2 575,— 


3. 1 545 — 


795, — Bilanz 


Büanz 5 175, — 




16 245,— 




16 245, — 


25 750,— 


25 750,— " ’ 





Bilanz nach Gewinnverteilung 



Aktiva 


272 100,— 


Kapital A 


50 000,— 


Kontokorrentkonto B 


795,— 


Reservekapital A 


2 575,— 






Kapital B 


30 000,— 






Reservekapital B 


1 545,— 






Privatkonto A 


5 175,— 






Passiva 


183 600 — 




272 895,— 




272 895,— 



Der einem Komplementär zufallende Gewinn kann nach § 120 HGB auch seinem 
Kapital zugeschrieben werden; beim Kommanditisten ist die Zuschreibung bei 
voll geleisteter Einlage nach § 167 Abs. 2 HGB unstatthaft. Entnahmen eines 
Kommanditisten laufen über sein Kontokorrentkonto. 



Aufgabe 56 

Warenentnahmen sind nach § 6 Abs. 1 Ziff. 4 EStG mit dem Teilwert anzusetzen. 
Geht man von der Auffassung aus, daß sich der Teilwert mit den Anschaffungs- 
kosten deckt, dann wird man die Warenentnahme im Wareneinkaufskonto ein- 
tragen: 

Privatkonto 

an Wareneinkauf 185, — DM 

Vertritt man dagegen die Ansicht, daß auch Warenentnahmen einen Waren- 
umsatz darstellen, für dessen Aufnahme das Warenerlöskonto zuständig ist, dann 
ist zu buchen: 

Privatkonto 

an Warenverkauf 185, — DM 

Am Endergebnis ändert sich durch die abweichende Buchung nichts. 




414 



Lösung der Aufgaben 



Aufgabe 5 7 

Buchungen der Abschlußangaben: 

1. Warenverkauf an Wareneinkauf 1 931 000 DM 

2. Provisionskonto an Passive Rechnungsabgrenzung 7 730 DM 

3. Steuern und Abgaben an Passive Rechnungsabgrenzung . . 2 070 DM 

4. Zweifelhafte Kunden an Kunden 1 950 DM 

Abschreibungen auf Umlaufvermögen 

an Delkredere 9 180 DM 

5. Abschreibungen auf Anlagevermögen 

an Wertberichtigung zu Anlagen 9 500 DM 

6. Steuern und Abgaben an Rückstellung 1 500 DM 

7. Aktive Rechnungsabgrenzung an Zinsaufwand 6 900 DM 

8. Warenverkauf an Rückstellung 6500 DM 

Aktive Rechnungsabgrenzung an Wareneinkauf 

(Regreß anspruch) 5700 DM 

9. Löhne und Gehälter an Passive Rechnungsabgrenzung ... 350 DM 

10. Aktive Rechnungsabgrenzung an Transportkosten 135 DM 

11. Allgemeine Geschäftskosten 

an Passive Rechnungsabgrenzung 420 DM 

12. Kapitalkonto Wehner an Privatkonto 15 000 DM 

Aktiva Bilanz Passiva 



Geschäftshaus 

Einrichtung 

Kunden 

Zweifelhafte Kunden 
Besitz Wechsel 
Waren 
Kasse 

Aktive Rechnungsabgrenzung 



150 000 - 
33 000,- 
193 050- 
22 950- 
12 000 - 
279 300- 
6 400- 
12 735,- 



709 435,— 



Kapitalkonto Wehner 105 000,- 

Kommanditkapital 170 000,- 

Hypothekensehuld 80 000,- 

Darlehen 110 000,- 

Wertberichtigung Anlagen 19 500,- 

Delkredere 9 180- 

Bankschuld 62 000 - 

Lieferanten 56 200,- 

Sonstige Verbindlichkeiten 11 500 - 

Rückstellung 8 000,- 

Passive Rechnungsabgrenzung 10 570,- 
Gewin n 67 485,- 

709 435,- 



Aufwand 



Gewinn- und Verlustrechnung 



Abschreibung Anlagen 


9 500,— 


Warenrohgewinn 


288 500,- 


Abschreibung Forderungen 


9 180,— 


Zinserträge 


2 900,- 


Zinsaufwand 


6 300,— 


Liefererskonti 


9 400,- 


Kundenskonti 


7 200,— 


/- 




Löhne und Gehälter 


53 550,— 


/ 




Steuern und Abgaben 


32 070,— 


/ 




Werbekosten 


7 100,— 


/ 




Transportkosten 


2 615,— 


/ 




Provision 


84 930,— 


/ 




Autounterhalt 


8 100,— 


/ 




Allgem. Geschäftskosten 


12 770,— 


/ 




Gewinn 


67 485,— 


/ 





300 800 - 



300 800, 
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Aufgabe 58 

Gewinn- und Verlust-Konto 

an Konto Geschäftsführung 
an Konto Gesellschafter 
an Rücklagekonto 

Aufgabe 59 
Umbuchungen 

1. Abschreibung Anlagen 

an Geschäftshaus 
an Fabrikgebäude 
an Maschinen 
an Werkzeuge 
an Geschäftsausstattung 
an Kraftwagen 

2. Abschreibung Beteiligung 

an Beteiligung 

3. Abschreibung Forderungen 

an Wertberichtigung Forderungen 

4. Gewinn- und Verlustkonto 

an Rückstellung 

5. Löhne und Gehälter 

an Sonstige Verbindlichkeiten 

6. Aktive Rechnungsabgrenzung 

an Verwaltungsgemeinkosten 

7. Halberzeugnisse 

an Rohstoffe 

Fertigerzeugnisse 

an Halberzeugnisse 

Verkaufserlöse 

an Fertigerzeugnisse 

8a. Verwaltungsgemeinkosten 
Vertriebsgemeinkosten 
Fertigungslöhne 

an Löhne und Gehälter 

8b. Betriebsgemeinkosten 

V er waltungsgemeinkosten 

V ertriebsgemeinkosten 

an Sozialabgaben 

9a. Verwaltungsgemeinkosten 
Betriebsgemeinkosten 

an Abschreibung Anlagen 



13 200— DM 
22 500,— DM 
6 250,— DM 



1 000,— DM 
4 800,— DM 

23 000— DM 

2 000,— DM 

3 000,— DM 

4 000,— DM 



45 200,— DM 
34 300,— DM 
235 700,— DM 



26 400,— DM 
4 300,— DM 
2 300,— DM 



4 500,— DM 
33 300,— DM 



41 950,— DM 

37 800,— DM 
18 000,— DM 
7 800,— DM 
16 500,— DM 
3 200,— DM 
2 500,— DM 
87 000,— DM 
649 200,— DM 
675 300,— DM 

315 200,— DM 

33 000,— DM 
37 800,— DM 
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9b. Beiträge an Berufsverbände 


4 200,— 


DM 






Steuern 


63 000,— 


DM 


67 200,— 


DM 


an Verwaltungsgemeinkosten 










10. Halberzeugnisse 










an Fertigungslöhne 


235 700,— 


DM 






an Betriebsgemeinkosten 


333 000,— 


DM 


568 700,— 


DM 


11. V erkauf seriöse 










an Verwaltungsgemeinkosten 


64 300,— 


DM 






an Vertriebsgemeinkosten 


101 600,— 


DM 






an Umsatzsteuer 


48 000,— 


DM 






an Provision 


50 000,— 


DM 


263 900,— 


DM 



Die weiteren Buchungen (Abschlußbuchungen) sind mit Hilfe der Betriebsüber- 
sicht leicht durchführbar: 



Bilanzkonto an Aktivkonten 
Passivkonten an Bilanzkonto 
Ertragskonten an Gewinn- und Verlustkonto 
Gewinn- und Verlustkonto an Aufwandskonten 

an Bilanzkonto. 

Gewinn- und Verlustrechnung (Staffelform) 



1 . 

2 . 



3. 



4. 



5. 



6 . 

7. 

8 . 

9. 

10 . 

11 . 



12 . 

13. 

14. 

15. 



Umsatzerlöse 

Erhöhung des Bestandes an Halberzeugnissen 



Verminderung des Bestandes an Fertigerzeugnissen 



Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 



1 285 000— DM 
6 500,— DM 

1 291 500,— DM 
26 100,— DM 

1 265 400,— DM 
87 000,— DM 



Erträge aus Zinsen und Dividenden 

Löhne und Gehälter 
Sozialabgaben 
Abschreibung Anlagen 
Abschreibung Beteiligungen 
Wertberichtigung Forderungen 
Steuern 



Rohertrag 



1 178 400,— DM 
14 300,— DM 

1 192 700,— DM 



315 200,— DM 
33 000,— DM 
37 800,— DM 
18 000,— DM 
7 800,— DM 



a) vom Ertrag 

b) sonstige Steuern 
Berufsbeiträge 
Provision 
Rückstellung 
Sonstige Aufwendungen 



95 000,— DM 

111 000,— DM 206 000,— DM 
4 200,— DM 
50 000,— DM 
16 500,— DM 

350 500,— DM 1 239 000 — DM 

153 700,— DM 
3 000,— DM 



J ahresüberschuß 
Gewinnvortrag 

Reingewinn 



156 700— DM 




Summen Salden Umbuchungen Inventurbestände Ergebnisse 
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27 Knoll, Bilanzkunde 
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Für die Errechnung des steuerpflichtigen Gewinns sind die Körperschaftsteuer 
und die Vermögensteuer wieder zuzusetzen. 

Der steuerpflichtige Gewinn beträgt demnach 153 700 + 117 000 = 270 700 DM. 



Aufgabe 60 
Gewinn 

X Gewinnvortrag 

X 5 °/o an gesetzliche Rücklage 

X 10 % an Vorstand (vom Rest) 

X 4 °/o Dividende gern. § 98 AktG (§110 Entw.) 
von 500 000, — DM Grundkapital 

X 10 °/o Tantieme an Aufsichtsrat 
(70 680 — 4 °/o Dividende = 50 680) 

X 5 °/o Nachdividende vom Grundkapital 

+ alter Gewinnvortrag 



76 400,— DM 

2 000— DM 

74 400,— DM 

3 720— DM 

70 680,— DM 
7 068,— DM 

63 612,— DM 

20 000,— DM 

43 612,— DM 
5 068,— DM 



38 544,— DM 
25 000,— DM 

13 544,— DM 
2 000,— DM 

15 544,— DM 



Sieht man den nach Verteilung verbleibenden Rest auch als Rücklage an, wie 
das ein Reichsgerichtsurteil vom 11. 1. 1918 fordert, dann gestaltet sich die Rech- 
nung etwas umständlicher, weil bei der Ermittlung des Gewinnanteils sowohl 
des Vorstandes als auch des Aufsichtsrats sämtliche Rücklagen und damit auch 
der Gewinnrest in Abzug gebracht sein müssen. Da der Gewinnrest noch unbe- 
kannt ist, bezeichnet man ihn in der folgenden Rechenaufgabe mit x. Bis zum 
Gewinnrest von 70 680, — DM ist der Rechnungsverlauf der gleiche. Nun aber 
setzt die Änderung ein, da der Vorstand seinen Gewinnanteil nur von dem um x 



gekürzten Betrag erhält, also ist seine Tantieme 



70 680 — x 
10 



. Vor Berechnung der 



Tantieme für den Aufsichtsrat sind nach § 98 Abs. 3 AktG noch 4 % Dividende 
in Abzug zu bringen. Somit bemißt sich sein Anteil aus 70 680 — 20 000 — x und 

lautet im Bruch -. Wird nun noch die Nachdividende von 5 °/o von 

10 

500 000 = 25 000 abgesetzt, dann muß der auf x lautende Rest verbleiben. Also 
ergibt sich folgende Gleichung: 



„„„„„ 70 680 — x ^ _ 50 680 — x _ 

70 680 — — — 20 000 — — 25 000 



10 



10 



x. 



Faßt man die bekannten Zahlen zusammen, so lautet die Gleichung: 
70 680 — x 50 680 — x 



25 680 — 



10 



10 



x. 
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Durch die Beseitigung des Nenners infolge Multiplikation entsteht: 
256 800 — 70 680 + x — 50 680 + x = 10 x oder geordnet 
256 800 — 70 680 — 50 680 = 10 x — 2 x 
135 440 = 8 x 
16 930 = x 



Jetzt lautet die Verteilung: 
X Gewinnvortrag 
X 5 °/o gesetzliche Rücklage 
X Tantiemen Vorstand 
X 4% Dividende 



X Nachdividende 
Gewinnvortrag 



76 400,— 


DM 








2 000,— 


DM 








74 400,— 


DM 








3 720,— 


DM 








70 680,— 


DM 








5 375,— 


DM 


(von 70 680 — 


16 930 


= 53 750) 


65 305,— 


DM 








20 000,— 


DM 








45 305,— 


DM 








at 3 375,— 


DM 


(von 53 750 — 


20 000 


= 33 750) 


41 930,— 


DM 








25 000,— 


DM 









16 930,— DM 



Aufgabe 61 



Buchungen der AG 



1. Neubewertung : 

Gebäudekonto 

Maschinenkonto 

an Neubewertungskonto 

Neubewertungskonto 
an Lizenzen 
an Kostenrückstellung 
an freie Rücklage 

2. Vermögenssperre : 
Grundkapital 
Gesetzliche Rücklage 
Freie Rücklage 
Reingewinn 

an Sperrkapital 



12 000,— DM 



7 000,— DM 19 000,— DM 



1 000,— 


DM 






4 000,— 


DM 






14 000,— 


DM 


19 000,- 


- DM 


300 000,— 


DM 






30 000,— 


DM 






50 000,— 


DM 






7 000,— 


DM 


387 000,- 


- DM 



3. Übergabebuchungen: 
Übergabekonto 

an verschiedene Aktivkonten 



516 000,— DM 



27 * 
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Sperrkapital 387 000, — DM 

Konten der Verbindlichkeiten 125 000, — DM 

Kostenrückstellung 4 000, — DM 516 000, — DM 

an Übergabekonto 
4. Ermittlung des Bilanzkurses: 

516 000 X 129 000 = 387 000; 387 000 : 3 000 = 129 

Anteil Braun mit 40 °/o = 1 200 X 129 = 154 800,— DM 

Anteil Weber mit 30 %> = 900 X 129 = 116 100,— DM 

Anteil Starke mit 20 %> = 600 X 129 = 77 400,— DM 

Anteil der Splitteraktien mit 10 °/o = 300 X 129 = 38 700, — DM 

387 000,— DM 



Buchungen der OHG 



1 . Eröffnungsbuchungen: 

Aktivkonten an Ubemahmekonto 
Übemahmekonto 

an Sperrkapital 

an verschiedene Verbindlichkeiten 
an Kostenrückstellung 

2. Nach Ablauf der Sperrfrist: 

Sperrkapital 

an Kapitalkonto Braun 
an Kapitalkonto Weber 
an Kapitalkonto Starke 
an Kleinaktionäre 

3. Abfindung der Kleinaktionäre: 
Kleinaktionäre an Bankkonto 



516 000,— DM 



387 000,— DM 
125 000,— DM 
4 000,— DM 



154 800,— DM 
116 100,— DM 
77 400,— DM 
38 700,— DM 



516 000,— DM 



387 000,— DM 



38 700,— DM 



Aufgabe 62 

la) Grundstückskonto 
W ohnhauskonto 
Fertigwarenkonto 

an Neubewertungskonto 

lb) Neubewertungskonto 
Rücklagekonto 
Rückstellungskonto 
Gewinn- und Verlustkonto 

an Stammkapitalkonto 

lc) Stammkapitalkonto 

an Kapitalkonto Wehler 
an Kapitalkonto Falk 
an Kapitalkonto Hagner 
an Kapitalkonto Ludwig 
an Kapitalkonto Köhler 



55 000,— DM 
27 600,— DM 

55 000,— DM 137 600,— DM 



137 600,— DM 
200 000,— DM 
52 000,— DM 

100 000,— DM 489 600,— DM 



266 880,— DM 
266 880,— DM 
177 920,— DM 
88 960,— DM 

88 960,— DM 889 600,— DM 
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Aktiva Bilanz der Kommanditgesellschaft Wehler & Co. Passiva 



I. Anlagen 



1 . 


Grundstück 


70 000,— 


2 . 


Wohnhaus 


40 000,— 


3. 


Geschäftsausstattung 


1 ,— 


4. 


Beteiligungen 


l— 


II. Umlaufvermögen 




1 . 


Halbfabrikate 


199 900,— 


2 . 


Fertigfabrikate 


712 500,— 


3. 


Wertpapiere 


11 900,— 


4. 


Eigene Anzahlungen 


360,— 


5. 


Forderungen 


301 500,— 


6 . 


Forderungen an abh. Unt. 


55 200,— 


7. 


Sonstige Forderungen 


20 700,— 


8 . 


Wechsel 


16 100 ,— 


9. 


Kasse und Bank 


5 800,— 


1 433 962,— 



I. Verbindlichkeiten 

1 . Anzahlungen von Kunden 

2. Lief. Schulden 

3. Akzepte 

4. Banken 

5. Sonstige Verbindlichkeiten 


5 200,— 
87 000,— 
35 200 ,— 
322 500,— 
58 600,— 


III. Kapitalkonto: 
Wehler 
Falk 
Hagner 
Ludwig 
Köhler 


266 880,— 
266 880,— 
177 920 — 
88 960,— 
88 960,— 


III. Redinungsabgrenzung 


16 500,— 


IV. Gewinn 


19 362,— 


1 433 962,— 



Aufgabe 63 

1. Grundkapitalkonto 
Zuzahlungskonto 

an Sanierungskonto 



300 000,— DM 

60 000,— DM 360 000,— DM 



2 . 



Sanierungskonto 

an Gewinn- und Verlustkonto 

an Grundstücks- und Gebäudekonto 

an Maschinen- und Gerätekonto 

an Konto Geschäftsausstattung 

an Fuhrparkkonto 

an Fertigerzeugnisse-Konto 

an Rücklage für außergewöhnliche Verluste 



123 000,— DM 
132 500,— DM 
15 700,— DM 
2 475,— DM 
11 850,— DM 
7 265,— DM 
67 210,— DM 



360 000,— DM 



Aktiva Sanierte Bilanz Passiva 



1 . 


Grundstücke und 




1 . Grundkapital 






Gebäude 


1 192 500,— 


Stammaktien 580 000, — 




2 . 


Maschinen und Geräte 


62 800,— 


Vorzugsaktien 120 000, — 


700 000,— 


3. 


Fuhrpark 


11 850,— 


2 . Rücklagen 


37 750,— 


4. 


Geschäftsausstattung 


5 775,— 


3. Rücklagen für besond. Verl. 67 210, — 


5. 


Rohstoffe 


110 000 ,— 


4. Rückst, f. Zinsen u. Divid. 


4 850,— 


6 . 


Fertigerzeugnisse 


65 385,— 


5. Hypothek 


550 000,— 


7. 


Kasse und Bank 


27 200,— 


6 . Obligationsschulden 


174 250,— 


8 . 


Wechsel 


22 650,— 


7. Ausgel. Obligationen 


8 500,— 


9. 


Forderungen 


85 200,— 


8 . Akzepte 


32 500,— 


10 . 


Zuzahlungsforderungen 


60 000 ,— 


9. Verbindlichkeiten 


68 300,— 


1 643 360,— 


1 643 360,— 



Aufgabe 64 
1 . Aktienkapitalkonto 

an Sanierungskonto 1 600 000, — DM 

(durch Zusammenlegung freigewordener Betrag) 
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2. Sanierungskonto 

an Gewinn- und Verlustkonto 950 000, — DM 

(Verlustausgleich) 

an Anlagekonten 450 000, — DM 

(Abschreibungen) 

an außerordentliche Rücklagen 200 000, — DM 1 600 000, — DM 

3. Die Nichteinreichung von Aktien hat auf die Herabsetzung keinen Einfluß. 
50 000, — DM im Umtausch 5 : 3 ergeben 30 000, — DM und bringen zu 95 % 
28 500,— DM. 

Buchung: 

Bankkonto an Rückstellungskonto für alte Aktien 28 500, — DM 



Sanierungskonto Aktienkapitalkonto 



G+V-K. 
Anl.-K. 
auß. R. 


950 000,— 
450 000,— 
200 000,— 


1 600 000,— 


AK.K. 


San.-K. 1 600 000,— | 4 000 000,— 




1 600 000,— 


1 600 000,— 








Anlagekonten 




Außerordentliche Rücklage 


Bil. . . 




450 000,— 


San.-K. 


| 200 000,— San.-K. 




Gewinn- und Verlustkonto 




Bankkonto 


Bil. 


950 000,— | 


950 000,— 


San.-K. 


Rückst.-K. 28 500,— | 



Rückstellung für alte Aktien 

| 28 500,— Bk.-K. 



Aufgabe 65 

Zur Abrechnung mit dem ausscheidenden Gesellschafter bedient man sich seines 
Kontokorrentkontos oder eines Kapitalverrechnungskontos. 

Der Gesellschafter wird für seinen Stammanteil erkannt und für den Nachschuß 
belastet: 

1. Stammkapital 

an Kontokorrentkonto W 25 000, — DM 

2. Kontokorrentkonto W 

an Nachschußkapital 6 250, — DM 



Der Kaufpreis des B begründet mit 100 °/o seinen Stammanteil; das Aufgeld 
von 10 °/o kommt W zugute: 

3. Kasse (Bank) 

an Kontokorrentkonto W 2 500, — DM 

an Stammanteil B 25 000, — DM 27 500, — DM 



Kostenbelastung und Abfindung von W: 

4. Kontokorrentkonto W 

an Kasse 65, — DM 

an Kasse (Bank) 21 185, — DM 



21 250,— DM 
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Kontokorrentkonto W 



2. 6 250,— 


25 000,— 1. 


4. 65,— 


2 500,— 3. 


4. 21 185,— 





Kasse (Bank) 



3. 27 500,— 


65,— 4. 




21 185,— 4. 



Nachschußkapital 



6 250,— 2. 



Stammanteil B 

25 000,— 3. 



Aufgabe 66 



Gesellschaft A bucht : 



1. Konto Aktiengesellschaft B 
an Aktien-Kapitalkonto 

an Rückstellungskonto (Fusionskosten) 
an Konto Gesetzliche Rücklage 

2. Bankkonto 

an Aktien-Kapitalkonto (Akt. Nennwert) 
an Konto Freie Rücklage (Aufgeld) 

Gesellschaft B bucht: 

1. Aktienkapitalkonto 
Rücklagekonto 

an Eigenkapitalkonto 

2. Eigenkapitalkonto 

an Konto Aktiengesellschaft A 
an Unterbilanzkonto 
an Maschinenkonto 
an Werkzeug- und Ausstattungskonto 



300 000,— DM 
25 000,— DM 

30 000,— DM 355 000,— DM 



200 


000,— 


DM 








40 


000,— 


DM 


240 


000,— 


DM 


400 


000,— 


DM 








20 


000,— 


DM 


420 


000,— 


DM 


355 


000,— 


DM 








40 


000,— 


DM 








20 


000,— 


DM 








5 


000,— 


DM 


420 


000,— 


DM 



Aktiva Bilanz der Gesellschaft A nach Durchführung der Buchungen Passiva 



I. Anlagevermögen: 

1—6 

II. Umlaufsvermögen 
1—7 

Aktiengesellschaft B 
Bank 

III. Rechnungsabgrenzung 



1 200 000 ,— 

812 700,— 
355 000,— 
240 000,— 
3 000,— 



I. Grundkapital 1 500 000, — 

II. Rücklagen 

1. Gesetzliche Rücklage 130 000, — 

2. Freie Rücklagen 100 000, — 

III. Wertberichtigungen 60 000, — 

IV. Rückstellungen 

1 90 000,— 

2. Fusionsk. 25 000, — 115 000, — 



V. Verbindlichkeiten 



1—4 477 000,— 

VI. Rechnungsabgrenzung 1 700, — 

VII. G ewinn 147 000,— 



2 530 700, — 



2 530 700,— 
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Aktiva Bilanz der Gesellschaft B nach Durchführung der Buchungen Passiva 



II. Anlagevermögen 




I. Konto Aktiengesellsch. A 


355 000,— 


1—2 


253 000,— 


III. Rückstellung 


25 000,— 


3 = 81000,— 




IV. Verbindlichkeiten 1 — 4 


209 000,— 


X 20 000 — 


61 000,— 


V. Rechnungsabgrenzung 


600,— 


4 = 9 000,— 








X 5 000,— 


4 000,— 






II. Umlaufsvermögen 








1—7 


270 800,— 






III. Rechnungsabgrenzung 


800,— 






589 600,— 


589 600,— 


Aktiva 


Fusions 


sbilanz 


Passiva 





I. Grundkapital 
II. Rücklagen 


1 500 000,— 


1 438 000,— 


1 


130 000,— 




2 


100 000,— 


1 323 500,— 


III. Wertberichtigung 

IV. Rückstellungen 


60 000,— 


A 115 000,— 

B 25 000,— 


140 000,— 




3 800,— 


V. Verbindlichkeiten 




A 1—4 477 000,— 

B 1—4 209 000,— 


686 000,— 






VI. Rechnungsabgr. 






A 1 700,— 

B 600,— 


2 300,— 




VII. Gewinn 


147 000,— 


2 765 300,— 


2 765 300 — 



I. Anlagevermögen 

A 1 — 6 1 120 000,- 

B 1—4 318 000,- 



II. Umlaufsvermögen 

A 1—7+ Bk 1 052 700,— 
B 1—7 270 800,— 

II. Hechnungsabgr. 

A 3 000,— 

B 800,— 



Aufgabe 67 



Betriebsabrechnungsbogen 











Kostenstellen 






Konto 


Kostenarten 


Zahlen 

der 

Buch- 

haltung 


Ferti- 

gung 


Ferti- 

gungs- 

Hilfsstelle 


Material- 

Hilfsstelle 


Verwal- 

tung 


Vertrieb 


Summe 








I 


II 


III 


IV 


V 




41 


Hilfslöhne 


8 000 


2 200 


2 600 


2 200 


— 


1 000 


8 000 


42 


Gehälter 


23 500 


6 500 


6 500 


3 200 


4 100 


3 200 


23 500 


440 


Hilfsstoffe 


3 500 


2 300 


950 


250 


— 


— 


3 500 


450 


Strom 


1 400 


660 


195 


185 


185 


185 


1 400 


451 


Gas 


2 100 


1 950 


150 


— 


— 


— 


2 100 


452 


Wasser 


850 


610 


60 


60 


60 


60 


850 


483 


Werbung 


3 850 


— 


— 


— 


— 


3 850 


3 850 


446 


Büromaterial 


740 


70 


105 


140 


240 


185 


740 






43 940 


14 290 
10 550 


10 550 

<— i 


6 035 


4 585 


8 480 


43 940 








24 840 














Zuschlags- 

grundlage 




Fert.- 

Löhne 




Fert.- 

Material 


auf Hers 


;ellkosten 










49 200 




64 824 










Zuschlagssatz 




50 °/o 




9,30 °/o 


3,16 % 


5,85 °/n 
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Fertigungsmaterial 

Materialgemeinkosten 

Fertigungslöhne 

Fertigungsgemeinkosten 



64 824,— DM 
6 035,— DM 
49 200,— DM 
24 840,— DM 



Herstellkosten 



144 899,— DM 



Aufgabe 68 

Stark abweichende Rohstoffpreise ergeben keine geeigneten Kalkulations- 
faktoren. Darum bedient man sich in solchem Falle zur Gewinnung gleicher 
Hers teil werte der Verrechnungspreise, die Kostenüber- und -unterdeckung er- 
geben können. Die Preisdifferenz wird über das Gewinn- und Verlustkonto aus- 
geglichen. 



Buchungen: 

1. Rohstoffe 
an Lieferer 

90 kg ä 3,60 = 324,— DM 
120 kg ä 3,80 = 456,— DM 
140 kg ä 4,10 = 574,— DM 

2. Verrechnetes Fertigungsmaterial 
an Rohstoffe 

15 kg ä 3,60 = 54,— DM 
25 kg ä 3,80 = 95,— DM 
80 kg ä 4,10 = 328,— DM 

3. Halbfabrikate 

an Verrechnetes Fertigungsmaterial 
120 kg ä 4,20 = 504,— DM 

4. Verrechnetes Fertigungsmaterial 

an Preisdifferenz 27, — DM 

5. Preisdifferenz 



an Gewinn und Verlust 






27,— DM 


Rohstoffe 




Verrechnetes Fertigungsmaterial 


1) 324,— 


54 — 


(2 


2) 


54,— 


504,— 


456,— 


95,— 






95,— 




574,— 


328,— 






328,— 






270,—] 




4) 


27,— 






361— [ 
246,-1 


Bil. 




504,— 


504,— 


1 354,— 


1 354,— 














Preisdifferenz 








5) 


27,— 


27,— 


(4 
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Aufgabe 69 

Zur buchmäßigen Darstellung bedient man sich zweckmäßigerweise eines Rück- 
wechselkontos. 



Buchungen: 



1. Rückwechsel 


800,— DM 




Zinsaufwand 


0,67 DM 




Außerordentlicher Aufwand 


8,27 DM 


808,94 DM 


an Lieferer B. 






2. Kunde D 






an Rückwechsel 


800,— DM 




an Zinsertrag 


0,53 DM 




an Außerordentliche Erträge 


12,71 DM 


813,24 DM 


Aufgabe 70 

Die Kosten der Prolongation bestehen aus: 






8 °/o Zinsen für 3 Monate 


80,— DM 




1 / 4 % Provision je Monat 


30,— DM 




Wechselsteuer 


6,— DM 


116,— DM 


Lieferer Kühn bucht: 






Besitzwechsel 






an Bank 




4 000,— DM 


Forderungen 






an Besitzwechsel 




4 000,— DM 


Besitzwechsel 






an Forderungen 




4 000,— DM 


Wechselsteuer 






an Kasse 




6,— DM 


Kasse 






an Zinserträge 


80,— DM 




an Provision 


30,— DM 




an Wechselsteuer 


6,— DM 


116,— DM 


Kunde Pohl bucht: 






Schuldwechsel 






an Lieferer 




4 000,— DM 


Lieferer 






an Schuldwechsel 




4 000,— DM 


Wechselsteuer 


6,— DM 




Zinsaufwand 


80,— DM 




Provision 


30,— DM 


116,— DM 


an Kasse 






Würden die Prolongationskosten nicht in bar beglichen, so müßte die Summe des 


Prolongationswechsels entsprechend heraufgesetzt werden. 
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Aufgabe 71 
Kapital und Vermögen 

Das Anlagevermögen betrug am Ende des 1. Jahres 43 878,60 DM und machte 
29,5 °/o vom Gesamtvermögen in Höhe von 148 775,90 DM aus. Bis zum Ende 
des 2. Jahres war es auf 45 377,90 DM gestiegen, behielt aber bei dem auf 
154 679,91 DM angewachsenen Gesamtvermögen ungefähr seinen Prozentanteil 
bei (29,3 °/o). 

Auf das Umlaufsvermögen entfielen 1. Jahr: 104 897,30 DM = 70,5 % und 

2. Jahr: 109 302,01 DM = 70,7%. 

Anlage- und Umlaufsvermögen bewegen sich danach in einem günstigen Ver- 
hältnis. 

Finanzierung: 1. Jahr: Eigenkapital 86 612,88 DM = 58,2% 

Fremdkapital 62 163,62 DM = 41,8 % 

148 775,90 DM 

2. Jahr: Eigenkapital 89 651,80 DM = 58 % 
Fremdkapital 65 028,11 DM = 42% 

154 679,91 DM 

Im 1. Jahr standen vom Eigenkapital nach Deckung des Anlagevermögens für 
Umlaufswerte noch 42 734,28 DM = 41 % zur Verfügung; der gleiche Anteil ergab 
sich im 2. Jahr. 

Fremdkapital 

Das Fremdkapital steht nur in der Form kurzfristiger Kredite zur Verfügung. 
Das Darlehen von 5000 DM läßt keinerlei Sicherung erkennen und muß daher 
als kurzfristiger Personalkredit angesehen werden. 

Da man es mit einer Warengroßhandlung für Kraftfahrzeugteile und Werkzeuge 
zu tun hat, braucht sich dieser Umstand nicht ungünstig auszuwirken. Die Leitung 
muß natürlich ständig darauf bedacht sein, daß für die einzelnen Verbindlich- 
keiten die entsprechenden Ausgleichsmittel zur Verfügung stehen. 

Liquidität 

Die Liquidität macht allerdings keinen besonders günstigen Eindruck. An sofort 
greifbaren Aktiven besitzt die Unternehmung im 1. Jahr 2619,84 DM und im 
2. Jahr sogar nur 1658,57 DM. Im Hinblick darauf müssen die hohen Entnahmen 
als sehr gewagt bezeichnet werden. 

Die Forderungen überragen im 1. Jahr zwar die Lieferantenschulden um 
15 021,29 DM und im 2. Jahr um 22 778,68 DM, sind aber in Zeiten eines ange- 
spannten Geld- und Kapitalmarktes ebensowenig leicht flüssig zu machen wie 
Lagervorräte. Günstig ist, daß die Wechselschulden mit ihrem kurzen und 
strengen Eintreibungsverfahren nur in bescheidenem Umfange vorhanden sind, 
im 2. Jahr nur mit 500 DM, und daß ein bedeutender Schuldposten aus Tantiemen 
an Angestellte besteht, die den Unternehmer nicht so in Verlegenheit bringen 
wie hart drängende Lieferer. Soweit sie nicht abgehoben werden, sind sie Dar- 
lehen an das Geschäft. 
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Gewinn 

Der Hauptverdienst der Firma setzt sich aus folgenden Posten zusammen: 

1. Jahr: Warenrohgewinn 118 583,55 DM 

Provisionen 16 342,64 DM 

Lieferer-Skonti und -Boni 10 029,34 DM 144 955,53 DM 

Im 2. Jahr ergaben die genannten Erträge 138 628,06 DM 

Dem standen Aufwendungen entgegen von 112 064,36 DM im 1. Jahr und von 
116 153,66 DM im 2. Jahr. Das ergibt für das 1. Jahr einen Betriebskostensatz 
von 77 % und für das 2. Jahr einen solchen von rund 84 %. 

Das ist eine sehr hohe Kostenbelastung, die im Interesse der Wirtschaftlichkeit 
eine Betriebsrationalisierung verlangt. 

Der Gesamtaufwand zum Gesamtumsatz ergibt für das 1. Jahr eine Umsatz- 
belastung von rund 93 % (452 031,16 : 487 319,73); für das 2. Jahr ist das Ver- 
hältnis 455 875,29 : 481 810,16 = rund 95 %. 

Den größten Anteil an den Aufwendungen haben die Personalkosten im weitesten 
Sinne, zu denen außer Gehältern, Löhnen und Soziallasten auch die Reisespesen 
und Provisionszahlungen zu rechnen sind. 

Darauf entfallen im 1. Jahr 66 263,01 DM 
im 2. Jahr 67 863,34 DM 

Setzt man diese Summen zum Umsatz zu Einkaufspreisen ins Verhältnis, so ergibt 
sich für beide Jahre eine Personalkostenbelastung von rund 20 °/o. Die Personal- 
kosten erreichen aber nahezu 60 °/o der Aufwendungen überhaupt und damit eine 
für Handelsbetriebe außergewöhnliche Höhe. 

Sehr aufschlußreich wäre es, wenn man die Kosten des Reiseverkehrs zu dem 
durch das Reisen erzielten Umsatz ins Verhältnis setzen könnte, da damit die 
Rentabilität dieses Absatzes nachzuweisen wäre. Dafür stehen aber Unterlagen 
nicht zur Verfügung. 

Beachtenswert sind auch Prozentzahlen, die das Verhältnis des Gewinns zum 
Umsatz erkennen lassen: 

Im 1. Jahr macht der Gewinn vom Umsatz zu Bezugskosten (35 288,67 von 
335 685,80) rund 11 °/o, 

im 2. Jahr (26 014,95 von 337 727,55) rund 8 °/o aus. Es ist also sinkende Gewinn- 
tendenz zu beobachten. 

W arenumschlag 

Nimmt man den Durchschnitt des Warenbestandes beider Bilanzjahre als den 
durchschnittlichen Lagervorrat an (45 150,75 + 44 705, — = 89 855,75 : 2 
= 44 927,88) und setzt ihn zum Umsatz zu Bezugspreisen ins Verhältnis, so 
erfährt man die Umschlagshäufigkeit des Lagers. Sie übersteigt in beiden Jahren 
die Zahl 7. In rund 50 Tagen ist also das Lager umgesetzt worden. 

Aufgabe 72 

a) Buchungen zum Konkursstatus 
1. Kapital Anders 26 230 DM 

Kapital stiller Gesellschafter 2 000 DM 28 230 DM 

an Gewinn und Verlust 




Lösung der Aufgaben 



429 



2. Absonderungsgüter 

an bebaute Grundstücke 
(28 000 + 13 800) 
an Maschinen 

3. Aussonderungsgüter 

an Fahrzeuge 
an Rohstoffe 

4. Absonderungsgüter 

an Forderungen 1 ) 

5. Gewinn und Verlust 

an Fabrikate 
an Forderungen 

6. Abschreibung auf Forderungen 

an Delkredere 

7. Hypothek 
Bank 

V erbindlichkeiten 

an Absonderungsgläubiger 

8. Verbindlichkeiten 

an Aussonderungsgläubgier 

9. Rückständige Steuern 
Rückständige Personalkosten 
Rückständige Sozialabgaben 

an bevorrechtigte Gläubiger 

10. Stiller Gesellschafter 

V erbindlichkeiten 
Akzepte 

an sonstige Gläubiger 



41 800 DM 
32 000 DM 



650 DM 
17 680 DM 



8 960 DM 
13 760 DM 



28 000 DM 
45 800 DM 
18 600 DM 



12 520 DM 
8 760 DM 
10 220 DM 



8 000 DM 
116 440 DM 
16 300 DM 



73 800 DM 

18 330 DM 
18 600 DM 

22 720 DM 
4 000 DM 

92 400 DM 

18 330 DM 

31 500 DM 

140 740 DM 



Konkursstatus 



1. Absonderungsgüter 


92 400 DM 


Absonderungsgläubiger 


92 400 DM 


2. Aussonderungsgüter 


18 330 DM 


Aussonderungsgläubiger 


18 330 DM 


3. Frei zur Abdeckung 




Bevorrechtigte Gläubiger 


31 500 DM 


Bebaute Grundstücke 


22 200 DM 


Sonstige Gläubiger 


140 740 DM 


Maschinen 


34 100 DM 


Delkredere 


4 000 DM 


Geschäftsausstattung 


4 100 DM 


Gewinn 


5 510 DM 


Fahrzeuge 


9 930 DM 






Rohstoffe 


11 020 DM 






Halbfabrikate 


18 900 DM 






Fabrikate 


26 800 DM 






Forderungen 


45 270 DM 






Barmittel 


5 430 DM 






4. Abschr. Forderungen 


4 000 DM 






292 480 DM 


292 480 DM 



l ) Der Buchung hätte der Buchungssatz „Liefersonderkonto an abgetretene Forderungen“ vorauf- 
gehen können, der nach Schuldentilgung oder Absonderung aufzuheben war. 
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b) Buchungen zur Konkursabwicklung 

Die Stelle eines Gewinn- und Verlustkontos übernimmt das Konto „Konkurs- 
abwicklung“. 



1 . 


Kapital Anders 


26 230 DM 






Stiller Gesellschafter 


2 000 DM 


28 230 DM 




an Konkursabwicklung 






2. 


Halbfabrikate 


1 760 DM 






Konkursabwicklung 


180 DM 


1 940 DM 




an Masseschulden 






3. 


Konkursabwicklung 








an Massekosten (4700 + 850 + 4220) 




9 770 DM 


4. 


Privatvermögen 








an Konkursabwicklung 




6 500 DM 


5. 


Kasse 








an Privatvermögen 




6 500 DM 


6. 


Fabrikate 








an Halbfabrikate 




20 660 DM 


7. 


Bank 








an bebaute Grundstücke 


50 000 DM 






an Halb- und Fertigfabrikate 


20 000 DM 






an Maschinen 


35 000 DM 


105 000 DM 


8. 


Hypothek 


28 000 DM 






Kasse 


31 200 DM 


59 200 DM 




an Bank 






9. 


Konkursabwicklung 








an bebaute Grundstücke 


14 000 DM 






an Maschinen 


31 100 DM 






an Halb- und Fertigfabrikate 


36 420 DM 


81 520 DM 


10. 


Verbindlichkeiten (Auss.- Gläubiger) 








an Kasse 




650 DM 


11. 


Kasse 


6 500 DM 






Konkursabwicklung 


4 080 DM 


10 580 DM 




an Fahrzeuge 






12. 


Kasse 


8 816 DM 






Konkursabwicklung 


2 204 DM 


11 020 DM 




an Rohstoffe 






13. 


Masseschulden 


1 940 DM 






Massekosten 


9 770 DM 






Bevorrechtigte Gläubiger 


31 500 DM 


43 210 DM 



an Kasse 
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14. 


Kasse 


57 490 DM 






Konkursabwicklung 


20 140 DM 


77 630 DM 




an Forderungen 






15. 


Verbindlichkeiten (Abs.-Gläubiger) 








an Kasse 




18 600 DM 


16. 


Kasse 


3 200 DM 






Konkursabwicklung 


900 DM 


4 100 DM 




an Geschäftsausstattung 






17. 


Verbindlichkeiten (Auss.-Gläubiger) 








an Rohstoffe 




17 680 DM 


18. 


Stiller Gesellschafter 


8 000 DM 






Verbindlichkeiten 


116 440 DM 






Akzepte 


16 300 DM 


140 740 DM 




an sonstige Gläubiger 






19. 


Konkursverteilung 








an Kasse 


56 676 DM 






an Konkursabwicklung 


84 064 DM 


140 740 DM 



20. Sonstige Gläubiger 

an Konkursverteilung 140 740 DM 



Konten zu b) 

Bebaute Grundstücke 



64 000,— 


50 000,— 


(7 




14 000,— 


(9 


64 000,— 


64 000,— 




Fahrzeuge 




10 580,— 


10 580,— 


(11 



Fabrikate 



35 760,— 


20 000,— 


(7 


6) 20 660,— 


36 420,— 


(9 


56 420,— 


56 420,— 





Kapital Anders 



Maschinen 



66 100,— 


35 000,— 


(7 




31 100,— 


(9 


66 100,— 


66 100,— 




Rohstoffe 




28 700,— 


11 020,— 


(12 




17 680,— 


(17 


28 700,— 


28 700,— 




Forderungen 




77 630,— 


77 630,— 


(14 



Stiller Teilhaber 


1) 


2 000,— 


10 000,— 


18) 


8 000,— 






10 000,— 


10 000,— 



Geschäftsausstattung 
4 100,-- 4 100,— (16 



Halbfabrikate 



18 900,— 
2) 1 760,— 


20 660,— 


(6 


20 660,— 


20 660,— 





Barmittel 





5 430,— 


650,— 


(10 


5) 


6 500,— 


43 210,— 


(13 


8) 


31 200,— 


18 600,— 


(15 


11) 


6 500,— 


56 676,— 


(19 


12) 


8 816,— 






14) 


57 490,— 






16) 


3 200,— 








119 136,— 


119 136,— 





Bankschuld 



7) 105 000,— 


45 800,— 

59 200,— (8 


105 000,— 


105 000,— 



1) 26 230,— 26 230,— 
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Hypothek Verbindlichkeiten Akzepte 



8 ) 28 000 ,— | 28 000 ,— 


10 ) 

15 ) 

17 ) 

18 ) 


650 ,— 
18 600 ,— 
17 680 ,— 
116 440 ,— 


153 370 ,— 




18 ) 


16 300 ,— 1 16 300 ,— 




















153 370 — 


153 370 .— 










Bevorrechtigte Gläubiger 




Konkursabwicklung 






Privatvermögen 




13 ) 31 500 ,— | 31 500 ,— 


2 ) 

3 ) 

9 ) 

11 ) 

12 ) 

14 ) 

16 ) 


180 ,— 
9 770 ,— 
81 520 ,— 
4 080 ,— 
2 204 ,— 
20 140 ,— 
900 ,— 


28 230 ,— 
6 500 ,— 
84 064 ,— 


(1 

(4 

(19 


4 ) 


6 500 ,— j 6 500 ,— 


(5 














118 794 ,— 


118 794 , — 










Masseschulden 




Massekosten 






Sonstige Gläubiger 




13 ) 1 940 ,— 1 940 ,— (2 


13 ) 


9 770 ,— 


9 770 ,— 


(3 


20 ) 


140 740 ,— 140 740 ,— 


(18 



Konkursverteilung 



19 ) 


56 676 ,— 


140 740 ,— (20 


13 ) 


84 064 ,— 






140 740 ,— 


140 740 ,— 



Die Konkursquote beträgt 40,27 °/o. 
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Stichwortverzeichnis 

Die kursiven Zahlen betreffen Aufgaben zur Wiederholung und Vertiefung (mit Lösungen). 



Abbruchkosten 188 
Abfindung an ausscheidenden 
Gesellschafter 322 ff. 

Abgaben 90, siehe auch Steuer 
Abgeld 169 ff., 174 

Abgeleiteter Firmenwert 192, 239, 276 
Abgrenzung, betriebliche 164 
— , sachliche 73, siehe auch 
Abgrenzungskonten 
— , zeitliche 69, 117 ff., 160 ff., 260, 277, 
369, 402 

Abgrenzungskonten 73, 76, 78, 80, 82, 101 
Abgrenzungssammelkonto 162 
Abnutzbare Wirtschaftsgüter 175, 180 
Abraumkosten 217, 239 
Absatzgenossenschaften 313 
Absatzkalkulation 142 
Absatzplanung 153 

Abschluß, siehe Bilanz, Jahresabschluß 
Abschlußbuchungen 25 ff., 360 , 391 
Abschlußkonten 74, 77, 79, 81, 83 
Abschlußkonto, betriebliches 99 
Abschlußprüfung 266 ff. 

Abschlußtabelle, siehe Betriebsübersicht 
Abschlußübersicht, siehe 
Betriebsübersicht 

Abschreibung 68, 87, 89, 106 ff., 173, 174, 
204, 211 ff. 

— als Aufwand 212 ff. 

— als Kostenfaktor 212 ff. 

— als Verlust 213 

— , arithmetisch-degressive 218 
— , Arten 216 ff. 

— auf Forderungen 201, 204, 234 ff., 369, 
401 

— »außergewöhnliche 109, 181, 212, 213 
— , außerordentliche 109, 181, 212, 213 
— , Bilanz- 106 ff. 

— »Buchwert- 219 ff. 

— , degressive 217 ff. 

— , Digital- 218 
— , direkte 201, 226 
— , Einzel- 215 
, fallende 217 ff. 

— , gemischte 221 
— , geometrisch-degressive 219 ff. 

— , Gesamt- 215 
— , gewinnabhängige 222 
— , gleichbleibende 216 



— , handeis- und steuerrechtliche 214 
— , indirekte 201, 226 
— , kalkulatorische 86, 89, 106 ff. 

— , konstante 216 
— , Leistungs- 181, 222 
— , lineare 216 
— , progressive 221 

— pro rata temporis 215 
— , Reparatur und 224 ff. 

— , Sammel- 215 

— , Sonder- 109, 182 ff., 237 
— , steuerliche 107, 180 ff., 211 ff., 214 

— wegen Substanzverringerung 181, 217 
— , zeitanteilige 215 
Abschreibungskontrolle 227 
Abschreibungswagnis 109 
Absetzungen für Abnutzung 107, 180 ff., 

211 ff., 214 

— für Substanzverringerung 181, 217 
Absonderung 346, 387 ff., 429 
Abtretung von Forderungen, siehe Zession 
Abzahlungsgeschäfte 204, 368, 400 

AfA 107, 180 ff., 211 ff., 214 
AfS 181, 217 
Agio 230, 231, 310 
Akkordlöhne 102 
Aktien 193 
— , eigene 194 ff. 

— , Gratis- 339 
— , Vorrats- 336 ff. 

— , Vorzugs- 332 
Aktiengesellschaft, Bilanz 64 ff. 

— , Eigenkapital 228 
— , Fusion 382, 423 
— , Gewinnverteilung 379, 418 
— , Gründung 310 
— , GuV-Rechnung 253 ff. 

— , Jahresabschluß 64 ff., 378, 415 ff. 

— , Prüfungspflicht 266 
— , Sanierung 329, 381, 382, 421 
— , Umwandlung in OHG 379, 419 
Aktienrechtliche Bewertung 167 ff. 

Aktiva 18 ff., siehe auch Vermögen 
— , Gliederung nach AktG 65 ff. 

Aktive Rechnungsabgrenzung 69, 117 ff., 

161 ff., 260, 277, 369, 402 
Aktivierung 239 

— von innerbetrieblichen Leistungen 139 
Aktivkonten 24, 25 
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Akzept 202, 269, 276 
Akzeptbücher 48 
Allgemeine Kostenstellen 124 ff. 
Allgemeines Wagnis 111 
Altersversorgung 240 
Altmaterialwert 216 
Amerikanische Buchführung 50 
Amerikanisches Journal 50 
Anderskosten 86, siehe auch kalkula- 
torische Kosten 

Anlagegüter, abnutzbare 175, 180 
— , geringwertige 62, 175, 181, 190, 237, 
261, 273 

— , kurzlebige 175, 181 
— , langlebige 175, 180 
— , nichtabnutzbare 175, 180 ff. 
Anlagekonten 73, 76, 78, 80 
Anlagen, siehe Anlagegüter 
— , Ausnutzungsgrad 285, 291 
— im Bau 173, 190 
— , maschinelle 189 
— , selbsterstellte 90, 136 
Anlagendeckung 285, 287, 427 
Anlagenemeuerung 226, 229, 371 , 405 
Anlagenintensität, siehe Vermögensauf- 
bau 

Anlageüberholungen 224 ff. 
Anlageuntemehmungen 291 
Anlagevermögen 15, 167, 172, 175, 180 
Anleihen 169 ff. 

— , öffentliche 193 
Anschaffungskosten 167 ff. 

Anteile, GmbH- 194 ff. 

Antizipative Rechnungsabgrenzungs- 
posten 161 ff. 

Anzahlungen auf Anlagen 173, 190 
— , erhaltene 200, 239, 241 
— , gegebene 200, 241 
Aperiodische Aufwendungen 85 
Apothekenkonzession 193 
Äquivalenzziffernkalkulation 149 
Arbeitsbilanz 355 
Arbeitsplatzkosten 146 
Arithmetisch-degressive 
Abschreibung 218 
Aufbereitung der Bilanz 283, 297 
Aufgeld 230, 231, 310 
Aufrechnungen in der Bilanz 69 
Aufschlüsselung der Gemeinkosten 124 ff., 
145, 384, 424 

— gegenseitig abrechnende Kostenstellen 
135 

Auftragsleistungen 138 ff. 

Auftragslöhne 137 ff. 

Auftragsmaterialien 137 ff. 

Aufwand, siehe Aufwendungen 



Aufwendungen 85 
— , aperiodische 85 
— , außerbetriebliche 74 
— , außergewöhnliche 85 
— , betriebliche 85 
— , betriebsfremde 74, 258 
— , neutrale 85 
— , periodenfremde 85 
— , private 258 
— , zeitraumfremde 85 
— , Zweck- 85 
Auseinandersetzung 322 ff. 
Auseinandersetzungsbilanz 304, 324 
Ausgaben 86 
Ausgabenreserven 228 
Ausgegliederte Betriebsbuchhaltung 97 ff. 
Ausgleichskonto 99 
Ausleihungen, langfristige 173, 189 
Ausnutzungsgrad der Anlagen 285, 291 
Ausscheiden von Gesellschaftern 322 ff. 
Ausschußkosten 141 
Außenstände, siehe Debitoren 
Außerbetriebliche Aufwendungen und Er- 
träge 74 

Außergerichtlicher Vergleich 342 ff. 
Außergewöhnliche Abnutzung 212, 213 
Außergewöhnliche Abschreibung 109, 181, 

212, 213 

Außergewöhnliche Aufwendungen 85 
Außerordentliche Abschreibung 109, 181, 

213, 213 

Außerordentliche Bilanz 303 
Aussonderung 346, 387 ff., 429 
Auswertung der Bilanz, siehe Bilanz- 
analyse 

— der Warenrechnung 41 ff., 362, 395 
Autounterhaltungskosten 258 
Avale 68, 203, 240, 276 

Banken 69 
Bankguthaben 193 
— , Inventur 16 
Bankkonto 269 
Bankschulden 276 
Bargründung 310 
Barmittel 193, 292 
— , Inventur 16 
Baudarlehen 183 ff. 

Baugenossenschaften 313 
Baugewerbe, Urlaubslöhne 367, 400 
Bauten auf fremdem Grund und Boden 
173, 188, 217, 371, 403 ff. 

Bedingte Kapitalerhöhung 340 
Belege 116 
Beleuchtung 90 
Bergrecht 187 
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Bergwerke 181, 217, 239, 291 
Berichtigungsbuchungen 301 
Beschaffungsplanung 153 
Beschäftigungsgrad 90 ff., 291 

— und Plankostenrechnung 153 ff. 
Besitzteile 18 ff., siehe auch Vermögen 
Besitzwechsel 202 

Bestände 263 

Bestandsaufnahme, siehe Inventur 
Bestandsfortschreibung 116 
Bestandskonten 31 ff., 34, 269 
Bestandsmehrungen 257 
Bestandsminderungen 257 
Bestands vergleich 244 
Bestandsverzeichnis 181, 273, siehe auch 
Inventar 

Bestbeschäftigung 91, 153 
Beteiligungen 68, 107, 168, 180, 189 
Betriebliche Abgrenzung 164 
Betriebliche Aufwendungen 85 
Betriebliche Kennziffern 285 ff., 297 ff., 
427, 428 

Betriebliches Abschlußkonto 99 
Betriebsabrechnung 114 ff., 383 , 424 
— , Technik 120 ff. 

Betriebsabrechnungsbogen 119 ff., 424 
— , kleiner 97 

Betriebsausstattung, siehe Einrichtung 
Betriebsbereitschaft 285 
Betriebsbuchhaltung 57, 93 ff. 

— , ausgegliederte 97 ff. 

— , isolierte 100 

Betriebsbuchungen 30 ff., 360, 392 
Betriebsfreie Mittel 15 
Betriebsfremde Aufwendungen 74, 258 
Betriebsfremde Erträge 74 
Betriebsnotwendiges Kapital 110, 289 
— , Zinsen 86, 89, 110 
Betriebsorganisation 239 
Betriebsstoffe 74, 84, 178, 196 ff., 263, 272 
Betriebsstoffkonten 76, 82 
Betriebsübersicht 35 ff., 361, 378, 394, 417 
Betriebsvergleich 57 
Betriebsvermögen 164, 165, 242 
— , gewillkürtes 165 
— , notwendiges 164 

Betriebsvorfälle, siehe Geschäftsvorfälle 
Bewegliche Kosten 91, 154 
Bewegungsbilanz 355 
Bewertung 165 ff. 

— , handelsrechtliche 166 ff. 

— nach AktG 167 ff. 

— nach EStG 180 ff. 

— nach HGB 166 

— , steuerrechtliche 175 ff. 
Bewertungsfreiheit 182 ff., 237 



Bezugsgenossenschaften 313 
Bezugskalkulation 142 
Bezugskosten 90, 196 
Bezugspreis 44 ff. 

Bilanz 21, 22, 39, 359, 390, 391 
— , Aktiengesellschaft 64 ff., 378, 415 ff. 
— , Arbeits- 355 
— , Arten 303 ff. 

— , Aufbau 64 ff. 

— , Aufbereitung 283, 297 
— , Auseinandersetzungs- 304, 324 
— , außerordentliche 303 
— , Bedeutung und Aufgaben 56 ff. 

— , Bewegungs- 355 

— , dynamische 350 

— , Einzelhandelsunternehmen 69 

— , Erfolgs- 303 

— , Ertrags- 37 

— , eudynamische 352 

— , Finanzierungs- 304, 402 

— , Fusions- 304, 333 ff., 383, 424 

— , Geldverkehrs- 355 

— , Genossenschaften 69 

— , Gewinn- 242 

— , Gliederung 65 ff. 

— , Gründungs- 304, 305 ff. 

— , Güterbewegungs- 355 
— , Handels- 166 
— , Inventur- 37 
— , Jahres- 303 

— , Konkurs- 304, 346 ff., 387 ff., 428 
— , konsolidierte 349 
— , Konzern- 349 
— , Kredit- 304, 402 
— , Liquidations- 304, 341 
— , Monats- 35, 264 
— , nominale 355 
— , ordentliche 303 
— , organische 351 
— , pagatorische 354 
— , Salden- 35, 304 
— , Sanierungs- 304, 326 ff. 

— , Sonder- 303 

— , statische 350 

— , Steuer- 166, 205 

— , Summen- 35, 304 

— , totale 353, 355 

— , Umsatz- 35, 304 

— , Umwandlungs- 304, 315 ff. 

— und Buchführung 23 ff. 

— und Ertragsermittlung 242 ff. 

— , Unter- 294, 328 

— , Vergleichs- 304, 342 ff. 

— , Vermögens- 242, 303 
— , Zwischen- 262, 303 
Bilanzabschreibung 106 ff. 
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Bilanzanalyse 282 ff., 297 ff., 385 ff., 427 ff. 
— , externe 282 
— , interne 282 
Bilanzänderung 300 
Bilanzauswertung, siehe Bilanzanalyse 
Bilanzberichtigung 300 ff. 

Bilanzfälschung 295 ff . 

Bilanzklarheit 294 
Bilanzkontinuität 294 
Bilanzkonto 25 ff., 39, 359, 391 
Bilanzkurs 380, 420 
Bilanzmängel 294 ff. 

Bilanzpflicht 59 
Bilanzprüfung 266 ff. 

Bilanzrevision 266 ff. 

Bilanzstetigkeit 294 
Büanztheorien 350 ff. 

Bilanzvermerke, siehe Avale 
Bilanzverschleierung 295 ff. 
Bilanzwahrheit 294 
Boni, 81, 365 
Börsenpreis 168 
Brandentschädigung 369, 401 
Brauereien, Kalkulation 147 
Braunkohlenbergbau, Kalkulation 147 
Briefschulden 17 
Bruttoaufschlag 248 
Bruttolöhne 103 
Bruttorechnung 249 ff. 

— , AG 253 ff. 

Bücher, Hilfs- 48, 96 
— , Neben- 48, 96 
— , systematische 47 ff. 

Buchforderungen, siehe Debitoren 
Buchführung, siehe auch Buchhaltung 
— , amerikanische 50 
— , Bedeutung und Aufgaben 56 ff. 

— , deutsche 49 
— , Durchschreibe- 51 ff. 

— , französische 49 
— , italienische 48 
— , Lose-Blatt- 51 ff. 

— , Maschinen- 54 
— , Methoden 48 ff. 

— , ordnungsmäßige 63, 64, 267 
— , Organisation 71 ff. 

— und Bilanz 23 ff. 

— , Wesen und Aufgabe 23 ff. 
Buchführungspflicht 59 
Buchführungsrichtlinien 71 ff. 
Buchführungsvorschriften, handelsrecht- 
liche 59 

— , steuerrechtliche 62 ff. 

Buchhaltung, siehe auch Buchführung 
— , Betriebs- 57, 93 ff. 

— , Einheits- 94 ff. 



— , Filial- 372, 407 ff. 

— , Finanz- 57, 92 ff. 

— , Gesamt- 94 ff. 

— , Geschäfts- 57, 92 ff. 

— , Haupt- 57, 92 ff. 

— , kalkulatorische 57, 93 ff. 

— , Neben- 96 
— , Organisation 92 
Buchprüfung, siehe Revision 
Buchschulden, siehe Kreditoren 
Buchungen, Abschluß- 25 ff., 360, 391 
— , Berichtigungs- 301 
— , Betriebs- 30 ff., 360, 392 
— der Geschäftsvorfälle 30 ff. 

— , Eröffnungs- 25 ff., 360, 391 
— »Nachtrags- 301 
— , Schluß- 25 ff., 360, 391 
— , transitorische 118, siehe auch Rech- 
nungsabgrenzung 
Buchungskreise 93 ff. 

Buchungsmaschinen 54 
Buchungssatz 25 
— , zusammengezogener 30 
Buchungsvorgang 47 ff. 
Buchwertabschreibung 219 ff. 

Budget, Finanz- 289 
Budgetrechnung 153 ff. 

Bürgschaften 68, 203, 240, 276 
— , Rückstellung für 236 
Büsch 56 

Damnum 174, 198, 239, 371, 406 
Darlehen 169 ff., 200, 276 
— , Bau- 183 ff. 

— , Gesellschafter- 200 
— , Hypotheken- 17, 371, 406 
— , 7c- 183 ff. 

Debitoren 15, 200 ff., 270 
— , Bürgschafts-, siehe Avale 
— , Inventur 16 
— , zweifelhafte 201, 234 ff. 

Degrange 50 

Degressive Abschreibung 217 ff. 
Degressive Kosten 91, 154 
Dekort, siehe Skonti 
Delkredere 201, 204, 234 ff., 369, 401 
Delkredererücklage 229, 233 
Derivativer Firmenwert 192, 239, 276 
Deutsche Buchführung 49 
Devisen 193 

Devisengeschäft 375, 411 
Deweysches Dezimal-Klassifikations- 
System 73 

Digitalabschreibung 218 
Direkte Abschreibung 201, 226 
Direkte Kosten 87 
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Disagio 169 ff., 174 
Dividende 379 , 418 
Dividendenrücklage 229 
Divisionskalkulation 142, 147 ff. 

— , einfache 147 
— , mehrstufige 148 

Doppelte Buchführung, Wesen und Auf- 
gabe 23 ff. 

— , Gewinnermittlung 245 
Dreispaltenjournal 52, 53 
Dresdner Verordnung 60, 62, 245 ff. 
Drohende Verluste 236 
Dubiose 201, 234 ff. 

Durchschnittsbestände 41 ff. 
Durchschreibebuchführung 51 ff. 
Dynamische Bilanz 350 

Echte Umwandlung 316 ff. 

Effekten, siehe Wertpapiere 
Effektive Kosten 101 
Eigene Aktien 194 ff. 

Eigene Wechsel 202 

Eigenheime, Steuervergünstigungen 182 ff. 
Eigenkapital 24, 26 ff., 227 ff., 273 
Eigenmiete, kalkulatorische 113 
Eigensiedlungen, Steuervergünstigungen 
182 ff. 

Eigentumsvorbehalt 204 
Eigentumswohnungen, 

Steuervergünstigungen 182 ff. 

Einfache Buchführung, Gewinnermittlung 
244 

Einfache Divisionskalkulation 147 
Einheitsbuchhaltung 94 ff. 

Einkauf, Waren- 31, 39 ff., 247 
Einkaufskalkulation 142 
Einkommensteuer 258, 261 
Einlagen 182 

Einnahmeüberschußrechnung 243 
Einrichtung 190, 273 
— , Abnutzung 32 
— , Inventur 16 
Einrichtungskonto 37 
Einstandspreis 44 ff. 

Einstandswert 40 
Einsystem 94 ff. 

— mit Nebenbuchhaltung 96 
Einzelabschreibung 215 
Einzelhandel 60 
— , Bilanz 69 
— , Kontenplan 78, 79 
— , Kontenrahmen 73 
Einzelkosten 88 

Einzelunternehmung, Eigenkapital 227 
— , Gründung 305 
— , GuV-Konto 251, 260 



— , Konkurs 387 ff ., 428 ff. 

— , Sanierung 328 
Einzelwagnis 111 
Einzugverfahren 52 
Eisenbahngesellschaften 217 
Eiserner Bestand 197 
Elektive Zuschlagskalkulation 144 
Elektrizitätswerke 217 
Energiekosten 124 

Entnahmen 34, 181, 243, 261, 273, 375, 376, 
412 , 413 

Entwicklungsarbeiten 90, 136, 139 
Entwicklungshilfe, Rücklage für 232 
Erbbaurecht 187 
Erbbauzins 187 
Erfolgsbilanz 303 
Erfolgsgeschäfte 31 

Erfolgsrechnung, kurzfristige 57, 262 ff., 
303 

Erhaltene Anzahlungen 200, 239, 241 
Erhaltungsaufwand, siehe Reparaturen 
Erinnerungsposten 237 
Erlöse, Umsatz- 256 
Erlöskonten 74, 77, 79, 83 
Erlösschmälerungen 81, 256, 363, 395 ff. 
Erneuerungsfonds 226 
Erneuerungsrücklage 229, 371, 405 
Eröffnungsbilanzkonto 39 
Eröffnungsbuchungen 25 ff., 360, 391 
Ersatzbesehaffung, Rücklage für 238, 369, 
401 

Erschließungskosten 217, 239 
Erträge, betriebsfremde 74 
Ertragsberechnung, 

siehe Gewinnermittlung 
Ertragsbilanz 37 
Ertragskonten 33, 37 
Ertragswert 58 
Erzeugniskonten 77 
Erzeugnisplanung 153 
Erzeugnisse, Fertig- 77, 83, 196 ff., 257, 
264, 272 

— , Halb- 77, 83, 196 ff., 257, 272 
Erzwingungsgeld 62 
Eudynamische Bilanz 352 
Eventualposten 68, 203, 240, 276 
Externe Bilanzanalyse 282 

Fabrikgebäude 188 
— , Bewertungsfreiheit 186 
Fallende Abschreibung 217 ff. 
Fertigerzeugnisse 77, 83, 196 ff., 257, 264, 
272 

Fertigungsbetrieb, Kontenplan 82, 83 
Fertigungsgemeinkosten 175 
Fertigungshilfsstellen 124 ff. 
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Fertigungslöhne 103 
Fertigungssondereinzelkosten 88 
Feste Kosten 91, 154 
Festwert 197 
Fifo- Verfahren 196 
Filialbuchführung 372, 407 ff. 
Finanzanlagen 189 
Finanzbuchhaltung 57, 92 ff. 

Finanzbudget 289 
Finanzflußrechnung 357, 358 
Finanzierung 285, 286 ff., 292 ff ., 397 ff., 
427 

Finanzierungsbilanz 304, 402 
Finanzkonten 73, 76, 78, 80, 82 
Finanzplan 289 
Finanzplanung 153 
Finanzstatus 289 

Firmenwert 58, 107, 169, 180, 191, 239, 276 

— , abgeleiteter 192, 239, 276 

— , derivativer 192, 239, 276 

— , originärer 191, 276, 324 

— , ursprünglicher 191, 276, 324 

Fixe Kosten 91, 154 

Flexible Kosten 91, 154 

Flexible Kostenbudgets 157 

Flori, Ludovico 56 

Flügel 49, 56 

Forderungen 200 ff., siehe auch Debitoren 
— , Abschreibung auf 201, 234 ff., 369, 401 
— auf Grund von Warenlieferungen und 
Leistungen, siehe Debitoren 
— , Buch-, siehe Debitoren 
— , Konzern- 200 
— , Regreß- 204 
— , sonstige 163, 174 
— , uneinbringliche 201 
— , zweifelhafte 201, 234 ff. 

Forderungs abtretung, siehe Zession 
Forderungsausfälle, siehe Delkredere 
Formblätter für Kreditinstitute 69 
Formelle Bilanzmängel 294 ff. 

Formelle Revision 267 
Formvorschriften, steuerrechtliche und 
handelsrechtliche 63 
Fortschreibung, Bestands- 116 
Französische Buchführung 49 
Freie Rücklagen 229, 274 
Freiwillige Sozialaufwendungen 105 
Fremdkapital 287, 297 
Fremdwährungen 193, 375, 411 
Fuhrpark 125 
Fusion 333 ff. 

— , AG 382, 423 

Fusionsbilanz 304, 333 ff., 383, 424 



Garantiekosten 111 
Garantierückstellung 236 
Garantieverbindlichkeiten 68, 203, 240, 
276, 371, 406 
Gas 89 

Gaswerke 217 

Gebäude 173, 188, siehe auch Grundstücke 

— auf fremdem Grund und Boden 173, 
188, 217, 371, 403 ff. 

— , Steuervergünstigungen 182 ff. 
Gebäudekosten 124 
Gedeckte Schulden 17 
Gefälschte Bilanz 295 ff. 

Gegebene Anzahlungen 200, 241 
Gegenseitig abrechnende Kostenstellen 
134 ff. 

Gehälter 32, 87, 89, 116 
Geldakkord 102 
Geldentnahme 243 
Geldmarkt 17 
Geldverkehrsbilanz 355 
Gemeiner Wert 177 
Gemeinkosten 89, 144 
— , Fertigungs- 175 
— , lohnabhängige 144 
— , Material- 175 
— , materialabhängige 144 
— , Umlage 124 ff., 145, 384, 424 
Gemeinkostenlöhne 103 
Gemeinkostenzuschläge 125, 137, 145 
Gemeinnützige Genossenschaften 313 
Gemeinschaftskontenrahmen (GKR) 75 
Gemeinschaftsrichtlinien für das Rech- 
nungswesen 75 

— für die Buchführung (GRB) 75 

— für die Kosten- und Leistungsrech- 
nung (GRK) 75 

Gemischte Abschreibung 221 
Gemischte Geschäfte 32 ff. 

Gemischte Konten 39 ff. 

Gemischt genutzte Grundstücke 242 
Genehmigtes Kapital 341 
Genossenschaften, Bilanz 69 
— , Gründung 313 
— , Prüfungspflicht 266 
Geometrisch-degressive Abschreibung 
219 ff. 

Gerichtlicher Vergleich 342 ff. 
Geringwertige Anlagegüter 62, 175, 181, 
190, 237, 261, 273 
Gesamtabschreibung 215 
Gesamtbuchhaltung, ungeteilte 94 ff. 
Geschäftsanteile 194 ff. 
Geschäftsausstattung, siehe Einrichtung 
Geschäftsbericht 279 ff. 
Geschäftsbuchhaltung 57, 92 ff. 
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Geschäftstagebuch 47, 60, 268 
Geschäftsvorfälle 23 
— , Buchungen 30 ff. 

Geschäftswert, siehe Firmenwert 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
siehe GmbH 

Gesellschafter, Ausscheiden 322 ff. 

— , lästiger 326 
Gesellschafterdarlehen 200 
Gesetzliche Rücklage 229 ff., 274 
Gewährleistung, Rückstellung für 236 
Gewährleistungsverbindlichkeiten 68, 203, 
240, 276, 371 , 406 
Gewerbesteuer 258 
Gewillkürtes Betriebsvermögen 165 
Gewinn, Ausweis 68 
— , Begriff 242 
— , Einzelunternehmung 251 
— , GmbH 252 
— , KG 252 
— , Lotterie- 31 
— , nichtentnommener 186 
— , nicht realisierter 167 
— , OHG 252 

— , Rein- 37, 228, 248, 259 
— , Roh- 40, 44 ff., 248 
— , Sanierungs- 230 
Gewinnabhängige Abschreibung 222 
Gewinnbilanz 242 
Gewinnermittlung 242 ff. 

— bei doppelter Buchführung 245 

— bei einfacher Buchführung 244 
— , kurzfristige Erfolgsrechnung 265 

— mit Hilfe des Wareneingangsbuches 
245 ff. 

— ohne Buchführung 243 
Gewinnrücklage 229 

Gewinn- und Verlustkonto 33, 249 ff. 
Gewinn- und Verlustrechnung 249 ff. 

— , AG 253 ff. 

— , Kontoform 253 
— »Revision 277 
— , Staffelform 254 ff., 416 
Gewinnverteilung, AG 379 , 418 
— , GmbH 377, 415 
— , KG 375, 413 
Gewinnvortrag 259 
Gezogener Wechsel 202, 269, 276 
GKR 75 

Gläubiger, siehe Kreditoren 
Gleichbleibende Abschreibung 216 
Gliederung der Jahresbilanz nach AktG 
65 ff. 

GmbH, Gewinnverteilung 377, 415 
— , Gründung 307 ff. 

— , GuV-Konto 252 



— , Jahresabschluß 377, 415 
— , Prüfungspflicht 266 
— , Sanierung 329 
— , Umwandlung in KG 380, 420 
GmbH- Anteile 194 ff. 

GmbH & Co, KG 307 
Goodwill, siehe Firmenwert 
Gratisaktien, Fusion unter Verwendung 
von 339 
GRB 75 
GRK 75 

Großhandel, Kontenplan 80, 81 
— , Kontenrahmen 73 
Großreparaturen 224 ff. 

Grundbuch 47, 60, 268 
Grundkosten 85 

Grundpfand Verbindlichkeiten 17, 198 ff., 
siehe auch Hypothek 

Grundsätze für das Rechnungswesen 75 
Grundschulden 198 ff. 

Grundstücke 165, 173, 273, siehe auch 
Gebäude 

— , gemischt genutzte 242 
Grundstücksgleiche Rechte 187 
Grundstückspacht 173, 188, 217, 371, 403 ff. 
Grund und Boden 180, 187, 242, 273 
Gründung 305 ff. 

-Bar- 310 
— , Illations- 311 
— , Sach- 311 

Gründungsbilanz 304, 305 ff. 
Güterbewegungsbilanz 355 

Haben 25 
Habensaldo 27 

Haftungsverbindlichkeiten, siehe Avale 
Halberzeugnisse 77, 83, 196 ff., 257, 272 
Handelsbilanz, Maßgeblichkeit für 
Steuerbilanz 166 

Handelsrechtliche Bewertung 166 ff. 
Handelsrech tlicheBuchführungsvorschrif- 
ten 59 

Handelsrechtliche Formvorschriften 63 
Handelsspanne 44 ff., 363, 395 
Handwerker 59 ff. 

— , Gewinnermittlung 243, 244 
— , Kontenplan 76, 77 
Hauptbuch 47, 268 
Hauptbuchhaltung 57, 92 ff. 

Hauptkasse 270 
Hauptkostenstellen 122 ff. 

Heizkosten 90, 124 
Herstellkosten 125 ff. 

Herstellungskosten 167 ff., 175, 196 
Hilfsbücher 48, 96 
Hilfskasse 240 
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Hilfskostenstellen 124 ff. 

Hilfslöhne 89,103 
Hilfsmaterial 89 

Hilfsstoffe 74, 84, 101, 178, 196 ff., 263, 272 
Hilfsstoffkonten 76, 82 
Hypothek, Sicherungs- 198 
— , Verkehrs- 198 

Hypothekenbeschaffungskosten 200 
Hypothekendamnum 174, 198, 371 , 406 
Hypothekengewinnabgabe 207, 210 
Hypothekenschulden 17, 198 ff., 275, 371 y 
406 

Illationsgründung 311 
Im Bau befindliche Anlagen 173, 190 
Immaterielle Wirtschaftsgüter 168, 169, 
173, 191 ff., 276 

Immobilien, siehe Gebäude, Grundstücke 
Indexzahlen 285 
Indirekte Abschreibung 201, 226 
Indirekte Kosten 87 
Industrie, Kontenrahmen 73 
Industrieobligationen 17, 169 ff., 193, 275 
Innenleistungen 90, 136 ff. 
Innerbetriebliche Leistungen 90, 136 ff. 
Instandhaltung 238, 258 
Instandsetzung 224, 238, 258 
Interne Bilanzanalyse 282 
Inventar 18 ff., 181, 273, 359 , 390 
Inventur 16 ff., 63, 181, 263, 359, 390 
Inventurbilanz 37 
Investitionsplanung 153 
Isolierte Betriebsbuchhaltung 100 
Istkostenrechnung 152 ff. 

Istumsatz 248 

Italienische Buchführung 48 
— »erweiterte 49 

Jahresabschluß 21, 22, 39, 359 ff., 390, 391 
— , AG 64 ff., 378, 415 ff. 

— , GmbH 377, 415 
— , KG 376, 414 
Jahresabschlußprüfung 266 ff. 
Jahresbilanz 303 

Jahresertrag, siehe Gewinn, Verlust 
Journal 47, 268 
— , amerikanisches 50 
— , Sammel- 49 
— , Tabellen- 50 
Journal-Hauptbuch 50 

Kaduzierung 309, 332, 382, 421, 422 
Kalkulation 44 ff., 142 ff. 

— , Absatz- 142 
— , Äquivalenzziffern- 149 
— , Bezugs- 142 



— , Divisions- 142, 147 ff. 

— , Einkaufs- 142 
— , laufende 142 
— , Nach- 142 

— nach den LSP 150 
— , Produktions- 142 
— »Revision 278 

— , Veredelungs- 142 
— »Verkaufs- 142 
— »Vor- 142 

— , Zuschlags- 142, 143 ff. 
Kalkulationsaufschlag 44 ff., 363, 395 
Kalkulationsfaktor 45, 363, 395 
Kalkulatorische Abschreibung 86, 89, 

106 ff. 

Kalkulatorische Buchhaltung 57, 93 ff. 
Kalkulatorische Eigenmiete 113 
Kalkulatorische Kosten 86, 89, 106 ff. 
Kalkulatorische Wagnisse 86, 89, 111 
Kalkulatorische Zinsen 110, 288 
Kalkulatorischer Unternehmerlohn 86, 89, 
112 

Kantinen 105 
Kapazität 291 
Kapital 21 

— , betriebsnotwendiges 86, 89, 110, 289 
— , Eigen- 24, 26 ff., 227 ff., 273 
— , Fremd- 287, 297 
— , genehmigtes 341 

Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
232 

Kapitalaufbau 285, 286 ff., 297 
Kapitalbedarf 289 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
231 

— »bedingte 340 
— , ordentliche 340 

Kapitalgesellschaften, siehe Aktiengesell- 
schaft, GmbH 
— , Grundstücke 165 
Kapitalherabsetzung 195, 329 ff. 

— wegen LA-Abgaben 209 
Kapitalherkunft 21 
Kapitalintensität 285 
Kapitalkonto 24, 26 ff., 73, 76, 78, 80 
Kapitalmarkt 17 
Kapitalquellen 21 
Kapitalrücklage 229 
Kapitalverwendung 21 
Kapitalzusammenlegung 330 ff. 

Kasse 269 

— , Haupt- 270 
— »Hilfs- 240 
— , Inventur 16 
— »Neben- 270 
Kassenbelege 116 
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Kassenbericht 60, 61 
Kassenkonto 23 

Kaufeigentumswohnungen, Steuervergün- 
stigungen 182 ff. 

Kaufmann, Begriff 59 
— , Buchführungspflicht 59 ff. 
Kautionswechsel 202 
Kennzahlen 285 ff., 297 ff., 427, 428 
Kiesgruben 181 

Kleiner Betriebsabrechnungsbogen 97 
Kleinsiedlungen, Steuervergünstigungen 
182 ff. 

Kommanditgesellschaft, Eigenkapital 228 

— , Gewinnverteilung 375, 413 

— , Gründung 306 

— , GuV-Konto 252 

— , Jahresabschluß 376, 414 

Kommanditist 306 

— , Gewinn 252 

Kommissionsgeschäft 373, 409 

Komplementär 306 

— , Gewinn 252 

Konkurs 346 ff.' 

— , Abwicklung 388 ff., 430 ff. 

— , Einzelunternehmen mit stillem Gesell- 
schafter 387 ff., 428 ff. 

Konkursbilanz 304, 346 ff., 387 ff., 428 
Konsignationsgeschäft 373, 409 
Konsolidierte Bilanz 349 
Konstante Abschreibung 216 
Konsumgenossenschaft 313 
Konten, Abgrenzungs- 73, 76, 78, 80, 82, 
101 

— , Abschluß- 74, 77, 79, 81, 83 
— , Aktiv- 24, 25 
— , Anlage- 73, 76, 78, 80 
— , Bestands- 31 ff., 34, 269 
— , Erlös- 74, 77, 79, 83 
— , Ertrags- 33, 37 
— , Finanz- 73, 76, 78, 80, 82 
— , gemischte 39 ff. 

— , Kostenarten- 74, 77, 79, 81, 83 
— , Material- 74, 76, 82 
— , Passiv- 24, 25 
— , ruhende 73, 82 
— , Sonderertrags- 33 
— »Übergangs- 97 ff. 

Kontenarten 74 
Kontengruppen 74 
Kontenklassen 73 ff. 

Kontenplan 57, 72 ff. 

— , Einzelhandel 78, 79 
— »Entwicklung 75 
— , Fertigungsbetrieb 82, 83 
— , Großhandel 80, 81 
— , Handwerk 76, 77 



Kontenrahmen 72 ff. 

Kontenunterarten 74 
Konto 23 ff. 

— „Betrieb“ 97 ff. 

— „Filiale“ 372, 407 ff. 

— „Geschäft“ 97 ff. 

— „Hauptgeschäft“ 372, 407 ff. 

— „Zentrale“ 97 ff. 

Kontoform der GüV-Rechnung 253 
Kontokorrent 48, 55, 270 
Konzernbilanz 349 
Konzernforderungen 200 
Konzemuntemehmen 68 
Konzessionen 168, 173, 192, 276 
Körperschaftsteuer 258 

Kosten 84 ff. 

— , Abgrenzung 117 ff. 

— , Anders- 86, siehe auch kalkulatorische 
Kosten 

— , Anschaf fungs- 167 ff. 

— , Arbeitsplatz- 146 
— , Bedeutung 84 
— , Begriff 84 
— , bewegliche 91, 154 
— , degressive 91, 154 

— der Nebenbetriebe 79 
— , direkte 87 

— , effektive 101 
— »Einzel- 88 
— , Erfassung 116 
— , feste 91, 154 
— , fixe 91, 154 
— , flexible 91, 154 
— , Gemein-, siehe Gemeinkosten 
— , Gliederung 87 
— , Grund- 85 
—»Herstell- 125 ff. 

— , Herstellungs- 167 ff., 175, 196 
— , indirekte 87 

— , kalkulatorische 86, 89, 106 ff. 

— , Maß- 87 
— »Mengen- 92 
— , Misch- 87 
— »Platz- 146 
— »progressive 91 
— , proportionale 91 
— , Sprung- 92 
— , Stamm- 87 
— , Standard- 158 

— und Aufwand 85 

— und Ausgaben 86 

— , unterproportionale 91, 154 
— , variable 91, 154 
— , veränderliche 91, 154 
— , Verbuchung 92 ff. 

— , Verrechnungs- 101 
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Kosten, Zeit- 92 

— , Zusatz- 86, siehe auch kalkulatorische 
Kosten 

Kostenarten 90, 114 ff. 

— , Verbuchung 115 
Kostenartenkonten 74, 77, 79, 81, 83 
Kostenartenrechnung 114 ff. 
Kostenbelastung 428 
Kostenbudget 153 ff. 

Kostenplanung 152 ff. 

Kostenstellen 90, 121 ff. 

— , allgemeine 124 ff. 

— , gegenseitig abrechnende 134 ff. 

— , Haupt- 122 ff. 

— ,Hilfs- 124 ff. 

Kostenstellenübersichten 120 
Kostenträger 90 
Kostenüberdeckung 101, 425 
Kostenumlage 124 ff., 134 ff., 145 
Kostenunter deckung 101, 425 
Kraftanlage 134 ff. 

Kraftfahrzeugkosten 258 
Kraftzentrale 124 
Kreditbilanz 304, 402 
Kreditgenossenschaften 69, 313 
Kreditgewinnabgabe 207, 210 
Kreditinstitute 69 
— , Prüfungspflicht 266 
Kreditoren 16, 201, 270, 276 
Kreditorenkonto 24 
Kumulative Zuschlagskalkulation 143 
Kundenanzahlungen 200, 239, 241 
Kursdifferenz 375, 412 
Kursverlustrücklage 229 
Kurzfristige Erfolgsrechnung 57, 262 ff., 
303 

Kurzfristige Schulden 17 
Kurzlebige Wirtschaftsgüter 175, 181 

Laborexbuchhaltung 356 
Lager, Umschlagsgeschwindigkeit 42, 362, 
395 , 428 

Lagerbestand 41 ff. 

Lagerdauer 42, 362, 395, 428 
Lagerhäuser, Bewertungsfreiheit 186 
Lagerkontrolle 272 
Lagervorräte, siehe Vorräte 
Lagerzinsen 43, 363, 395 
Landwirtschaftliche Betriebsgebäude, Be- 
wertungsfreiheit 186 

Landwirtschaftliche Genossenschaften 313 
Langfristige Ausleihungen 173, 189 
Langlebige Wirtschaftsgüter 175, 180 
Lastenausgleichsabgaben 206 ff. 
Lastenausgleichsgegenposten 211 
Lästiger Gesellschafter 326 



Laufende Kalkulation 142 
Leistungen, Auftrags- 138 ff. 

— , innerbetriebliche 90, 136 ff. 

— , zu aktivierende 139 
— , zwischenbetriebliche 90 
Leistungsabschreibung 181, 222 
Leistungslöhne 102 

Leitsätze für die Preisermittlung, siehe 
LSP 

Leuchs 49 
Lichtstrom 125 

Liegenschaften, siehe Gebäude, Grund- 
stücke 

Lifo- Verfahren 196 
Lineare Abschreibung 216 
Liquidation 341 
Liquidationsbilanz 304, 341 
Liquide Mittel 193, 292 
Liquidität 285, 292, 297, 300, 403, 427 
Lizenzen 168, 173, 192, 276 
Lochkartenverfahren 54 
Lohnabhängige Gemeinkosten 144 
Lohnabrechnung 101 
Lohnbelastung 285 
Löhne 84, 87, 101, 11 6~J 
— , Akkord- 102 
— , Auftrags- 137 ff. 

— »Brutto- 103 
— , Fertigungs- 103 
— , Gemeinkosten- 103 
— , Hilfs- 89, 103 
— , Leistungs- 102 
-Netto- 103 
— , Rüst- 103 

— , Urlaubs- 104, 263, 367, 400 
— , Zeit- 89, 101 
Lohnliste 88, 102 

Lohnnachweiskarte für Urlaub, Lohnaus- 
gleich und Zusatzversorgung im Bau- 
gewerbe 367 

Lose-Blatt-Buchführung 51 ff. 
Lotteriegewinn 31 
LSÖ 61 

LSP 61, 109, 113 
— , Kalkulation 150 
Ludovici 56 

Mängelrüge 366, 398 
Markenrechte 168, 173, 192, 276 
Marktpreis 168 
Maschinelle Anlagen 189 
Maschinen 189 
Maschinenbuchführung 54 
Massegläubiger 346 
Massekosten 346, 389, 430 
Massenfertigung, Kalkulation 147 
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Masseschulden 346, 389, 430 
Maßkosten 87 

Material, siehe Rohstoffe, Betriebsstoffe, 
Hilfsstoffe 
— , Auftrags- 137 ff. 

— ,Hilfs- 89 

Materialabhängige Gemeinkosten 144 
Materialeinbußen 197 
Materialentnahmeschein 88 
Materialgemeinkosten 175 
Materialhilfsstellen 124 ff. 

Materialkonten 74, 76, 82 
Materialkosten 87, 116 
Materielle Bilanzmängel 294 ff. 

Materielle Revision 267 
May, K. 56 

Mehr spalten journal 52 

Mehrstufige Divisionskalkulation 148 

Memorial 47, 60, 268 

Mengenkosten 92 

Mengenrabatt 365 

Meta-Geschäft 375, 409 

Miete 90 

— , kalkulatorische 113 
Minderkaufmann 59 ff. 
Mindestbuchführung 60 
Mischkosten 87 

Mißbrauch von Formen des bürgerlichen 
Rechts 366, 399 

Monatsabrechnungsbogen 120 
Monatsbilanz 35, 264 

Nacharbeitskosten 141 
Nachkalkulation 142 
Nachlässe 40, 81, 256, 364, 396 ff. 
Nachnahme 366, 398 
Nachschüsse 329 
Nachtragsbuchungen 301 
Naturalrabatt 365, 396, 397 
Nebenbetriebe, Kosten 79 
Nebenbücher 48, 96 
Nebenbuchhaltung 96 
Nebenkasse 270 
Nettolöhne 103 
Nettorechnung 249 
Neutrale Aufwendungen 85 
Nichtabnutzbare Wirtschaftsgüter 175, 
180 ff. 

Nichtentnommene Gewinne 186 
Nicht realisierte Gewinne 167 
Nicht realisierte Verluste 167 
Niedrigerer Teil wert 180 
Niedrigstwertprinzip 169, 237 
Nominale Bilanz 355 
Normalbeschäftigung 91, 154 



Notwendiges Betriebsvermögen 164 
Notwendiges Privatvermögen 165 

Obligationen 17, 169 ff., 193, 275 
Offene Handelsgesellschaften, Eigen- 
kapital 227 
— , Gründung 306 
— , GuV-Konto 252 
Offene-Posten-Buchhaltung 54 
Offene Rücklagen 68 
öffentliche Anleihen 193 
Optimale Beschäftigung 91, 153 
Ordentliche Bilanz 303 
Ordentliche Kapitalerhöhung 340 
Ordnungsmäßige Buchführung 63, 64, 267 
Organisation der Buchführung 71 ff. 
Organische Bilanz 351 
Originärer Firmenwert 191, 276, 324 

Pächter 173, 188, 217, 371, 403 ff. 

Pacioli, Luca 48 
Pagatorische Bilanz 354 
Partizipationsgeschäft 373, 409 ff. 

Passiva 18, 20 

— , Gliederung nach AktG 65 ff. 

Passive Rechnungsabgrenzung 69, 117 ff., 
161 ff., 277, 369, 402 
Passivierung 240 
Passivkonten 24, 25 
Patente 168, 173, 192, 276 
Pauschalwertberichtigung auf Forderun- 
gen 204, 369, 401 
Pensionskassen 105, 240 
Pensionsrückstellungen 68, 174, 240, 275 
Peri, Dominico 56 
Periodenfremde Aufwendungen 85 
Personalkosten 90 

Personengesellschaften, Eigenkapital 227 
— , Grundstücke 165 
Pfandbriefe 193 
Plankostenrechnung 152 ff. 
Plankostenstellenabrechnungsbogen 159 
Planungsrechnung 153 
Platzkosten 146 

Posten unter dem Strich, siehe Avale 
Postkosten 89 
Postscheckguthaben 193 
— , Inventur 16 
Postscheckkonto 269 
Preis, Bezugs- 44 ff. 

— , Börsen- 168 
— , Einstands- 44 ff. 

— , Markt- 168 
— , Selbstkosten- 44 ff., 151 
— , Verkaufs- 44 ff. 

— , Wiederbeschaffungs- 177 ff., 223, 352 
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Preisermittlung, Leitsätze für die, siehe 
LSP 

Preisdifferenz 384, 425 
Preisdifferenzkonto 101 
Preisnachlässe 40, 81, 256, 364, 396 ff. 
Preissteigerungsrücklage 179, 232 
Primanota 47, 60, 268 
Privatbankiers 69 
Private Aufwendungen 258 
Privatentnahmen 34, 181, 243, 261, 273, 
375, 376, 412, 413 
Privatkonto 34 
Privatvermögen 164, 165, 242 
— »notwendiges 165 
Produktionsgenossenschaften 313 
Produktionskalkulation 142 
Produktionsplanung 153 
Progressive Abschreibung 221 
Progressive Kosten 91 
Progressive Revision 267 
Prolongation, Wechsel- 385, 426 
Promemoriaposten 237 
Proportionale Kosten 91 
Protestwechsel 384, 426 
Provisionen 87 
Provisionsrückstellung 236 
Prozeßrückstellung 233, 261 
Prüfung, siehe Revision 
Prüfungspflicht 266 
Prüfungstechnische Formeln 247 
Putzmittel 125 

Rabatte 256, 364, 396 ff. 

Rabattmarken 365, 396 
Radikale Buchwertabschreibung 219 ff. 
Ratenverkauf 204, 368, 400 
Raumkosten 90 

Rechnungsabgrenzung 69, 117 ff., 160 ff., 
260, 277, 369, 402 
Rechte, grundstücksgleiche 187 
— , immaterielle 168, 169, 173, 191 ff., 276 
Regreßforderungen und -verpflichtun-i 
gen 68, 204 

Reichsabgabenordnung 62 ff. 

Reingewinn 37, 228, 248, 259 
Reinverlust 228, 259 
Rein vermögen 21 
Reisekosten 89 
Rentabilität 285, 291, 300 
Rentabilitätsplan 290 
Rentenschulden 198 ff. 
Rentenverpflichtungen 174 
Rentenzahlung an ausscheidenden Gesell- 
schafter 326 

Reparaturen 224 ff., 258 
— , Schönheits- 238 



Reparaturwerkstatt 134 ff., 138 
Reserven, siehe Rücklagen 
— »Ausgaben- 228 
— , Schätzungs- 172 
— »Verlust- 228 
Retouren 40 
Retrograde Revision 267 
Revision, Bilanz- 266 ff. 

— »Durchführung 268 ff. 

— »formelle 267 

— , Gewinn- und Verlustrechnung 277 
— »Kalkulation 278 
— »materielle 267 
— , progressive 267 
— , retrograde 267 
— , stichprobenweise 267 
— , Vorarbeiten 267 
Revisionsmethoden 266 
Rimessen 202, 269 
Rohgewinn 40, 44 ff., 248 
Rohstoffe 74, 76, 82, 84, 101, 178, 196 ff., 
263, 272 

Rückgriffsforderungen und -Verpflichtun- 
gen 68, 204 

Rücklagen 174, 227 ff., 274 
— , Delkredere- 229, 233 
— »Dividenden- 229 
— , Erneuerungs- 229, 371, 405 
— , freie 229, 274 

— für Entwicklungshilfe 232 

— für Ersatzbeschaffung 238, 369, 401 

— für Vermögensabgabe 209 
— , gesetzliche 229 ff., 274 

— , Gewinn- 229 
— , Kapital- 229 
— , Kursverlust- 229 
— , Preissteigerungs- 179, 232 
— , offene 68 
— , statutarische 274 
— , stille 171 ff., 236 ff., 274, 369, 401 
Rückrechnung 384, 426 
Rücksendungen 40 
Rückstellungen 68, 174, 232 ff., 275 
— , Bürgschafts- 236 
— , Garantie- 236 
— , Gewährleistungs- 236 
— , Pensions- 68, 174, 240, 275 
— , Provisions- 236 
— , Prozeß- 233, 261 
— , Steuer- 236 
Rückwechsel 384, 426 
Ruhende Konten 73, 82 
Rüstlöhne 103 

Sachgesamtheit 190 
Sachgründung 311 
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Sachkosten 90 
Sachliche Abgrenzung 73 
Sachliche Bilanzmängel 294 ff. 
Saldenbilanz 35, 304 
Saldo 27 

Sammelabschreibung 215 
Sammeljournal 49 
Sanierung 195, 326 ff. 

— , AG 329, 381 , 382 , 421 
Sanierungsbilanz 304, 326 ff. 
Sanierungsgewinn 230 
Sa vary 56 

Schankkonzession 193 
Schätzungsreserven 172 
Scheckbürgschaften, siehe Avale 
Schecks 202, 269 
Scheingeschäfte 366 , 399 
Schlußbilanzkonto 39 
Schlußbuchungen 25 ff., 360 , 391 
Schlüsselung bei gegenseitig abrechnen- 
den Kostenstellen 135 
— der Gemeinkosten 124 ff., 145, 384 , 424 
Schönheitsreparaturen 238 
Schrottwert 216 

Schulden 169 ff., 181, siehe auch 
V er bindlichkeiten 
— , Bank- 276 
— , Brief- 17 

— , Buch-, siehe Kreditoren 
— , gedeckte 17 

— , Hypotheken- 17, 198 ff., 275, 371 , 406 
— , kurzfristige 17 

— , Obligationen- 17, 169 ff., 193, 275 
— »ungedeckte 17 
— , ungewisse 236 
— , Währungs- 181, 200 
— »Wechsel- 17 
Schuldner, siehe Debitoren 
Schuldverschreibungen 17, 169 ff., 193, 275 
Schuldwechsel 202, 269, 276 
Schwebende Geschäfte 236, 241 
Selbsterstellte Anlagen 90, 136 
Selbstkostenfestpreis, LSP 150 
Selbstkostenpreis 44 ff. 

— , LSP 151 

Selbstkostenrechnung, siehe Kalkulation 
Selbstkostenrichtpreis, LSP 150 
Sicherungshypothek 198 
Sicherungszession 204 
7c-Darlehen 183 ff. 

7er- Gruppe 182 ff. 
Siedlungsgenossenschaften 313 
Skonti 81, 256, 363, 395, 396 
Skontren 48 
Soll 25 

Soll-Ist- Vergleich 153 



Sollkostenrechnung 152 ff. 

Sollsaldo 27 
Sollumsatz 248 

Sonderabschreibungen 109, 182 ff., 237 
Sonderbilanz 303 
Sondereinzelkosten 88 
Sonderertragskonten 33 
Sonstige Forderungen 163, 174 
Sonstige Verbindlichkeiten 163 
Sorten 193 

Sozialaufwendungen, freiwillige 105 
Sozialbeiträge 103 
Sozialbelastung 285 
Sparkassen 69 
Spiegelbildsystem 100 
Sprungkosten 92 

Staffelform der GuV-Beehnung 254 ff., 416 

Staffelrechnung, Lagerbestand 42 

Stammkosten 87 

Standardkosten 158 

Statische Bilanz 350 

Statutarische Rücklagen 274 

Steinbrüche 217, 239 

Steuerausgleichskonto 200, 206 

Steuer 89, 90 

— , Einkommen- 258, 261 

— , Gewerbe- 258 

— , Körperschaft- 258 

— , Umsatz- 239, 261 

— , Vermögen- 258 

Steuerbilanz, Ableitung aus der Handels- 
bilanz 205 

— , Maßgeblichkeit der Handelsbilanz 166 
Steuerliche Abschreibung 107, 180 ff., 

211 ff., 214 

Steuerrechtliche Bewertung 175 ff. 
Steuerrechtliche Buchführungs- 
vorschriften 62 ff. 

Steuerrechtliche Formvorschriften 63 
Steuerrückstellung 236 
Steuervergünstigungen nach EStG 182 ff. 
Stichprobenweise Revision 267 
Stille Gesellschaft, Gründung 305 
— , Konkurs 387 ff., 428 ff. 

Stille Rücklagen 171 ff., 236 ff., 274, 369, 
401 

Strom 89 
Stückliste 88 
Stückrechnung 94 
Substanzbetriebe 181, 217 
Substanzwert 58 
Summenbilanz 35, 304 
Systematische Bücher 47 ff. 

Tabellenjournal 50 
Tagebuch 47, 60, 268 
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Tageswert 166, 168 
— als Abschreibungsgrundlage 223 
Tantieme 379, 418 
Tauschgeschäfte 31 
Technische Abnutzung 212 
Teilhaber, Aufnahme von 370, 402 
Teilwert 176 ff. 

— , niedrigerer 180 
Teilzahlungsverkauf 204, 368, 400 
Telegrafische Auszahlungen 193 
Terzogeschäft 373, 374, 409 ff. 

Totale Bilanz 353, 355 
Trägerkleinsiedlungen, Steuervergünsti- 
gungen 182 ff. 

Transitorische Buchungen 118 
Transitorische Rechnungsabgrenzungs- 
posten 161 ff. 

Tratten 202, 269 
Treuerabatt 365 

Trümmerbeseitigungskosten 188 

Überdeckungen 101, 425 
Übergangskonten 97 ff. 

Überholungen 224 ff. 

Überschuldung 294 
Übertragen 28 
Umbauten 238 
Umbuchungen 38 
Umgründung, siehe Umwandlung 
Umlage, gegenseitig abrechnende Kosten- 
stellen 135 

— , Gemeinkosten 124 ff., 145, 384, 424 
Umlaufvermögen 15, 168, 180 
Umsatz, Ist- 248 
— , Soll- 248 

Umsatzbelastung 285, 428 
Umsatzbilanz 35, 304 
Umsatzerlös 256 
Umsatzhäufigkeit 43, 285, 291 
Umsatzsteuer 239, 261 
Umsatzverdienstrate 285 
Umschlagsgeschwindigkeit 42, 362, 395 
Umschlagshäufigkeit 428 
Umstellungsgrundschulden 207, 210 
Umwandlung 315 ff. 

— , AG in OHG 379, 419 
— , echte 316 ff. 

— , GmbH in KG 380, 420 
— , steuerliche Auswirkungen 321 
— , unechte 315 

Umwandlungsbilanz 304, 315 ff. 
Umwandlungsgesetz 318 ff. 
Umwandlungs-Steuergesetz 322 
Unechte Umwandlung 315 
Uneinbringliche Forderungen 201 
Ungedeckte Schulden 17 



Ungeteilte Gesamtbuchhaltung 94 ff. 
Ungewisse Schulden 236 
Unterbilanz 294, 328 
Unterdeckungen 101, 425 
Unternehmerlohn, kalkulatorischer 86, 89, 
112 

Unternehmerrentabilität 285, 291, 300 
Unternehmerwagnis 111 
Unternehmungsformen, Gründung 305 
— , GuV-Konto 251 ff. 
Unternehmungsrentabilität 285, 291, 300 
Unternehmungsvermögen 15 
Unterproportionale Kosten 91, 154 
Unterstützungskassen 240 
Urlaubslöhne 104, 263 

— im Baugewerbe 367, 400 
Ursprünglicher Firmen wert 191, 276, 324 

Valutaguthaben 193 
Valutaverbindlichkeiten 181, 200 
Variable Kosten 91, 154 
Variatoren 157 
Veränderliche Kosten 91, 154 
Verbindlichkeiten 169 ff., 174, 181, 275, 
siehe auch Schulden 

— aus Bürgschaften, siehe Avale 

— aus Lastenausgleich 208 

— aus Lieferungen und Leistungen, siehe 
Kreditoren 

— , Eventual-, siehe Avale 
— , Garantie- 68, 203, 240, 276, 371, 406 
— , Gewährleistungs- 68, 203, 240, 276, 371, 
406 

— , Grundpfand- 17, 198 ff., siehe auch 
Hypothek 

— , Haftungs-, siehe Avale 
— , Regreß- 204 
— , sonstige 163 

Verdeckte Gewinnausschüttungen 277 
Veredelungskalkulation 142 
Veredelungskosten 148 
Verfügungsbetrag 199, siehe auch 
Damnum, Disagio 
Vergleich 342 ff. 

Vergleichsbilanz 304, 342 ff. 
Vergleichsgläubiger 343 ff. 
Verhältniszahlen 285 ff., 297 ff., 427, 428 
Verkauf mit Eigentums Vorbehalt 204 
— , Raten- 204, 368, 400 
— , Teilzahlungs- 204, 368, 400 
Waren- 32, 39 ff. 

Verkaufskalkulation 142 
Verkaufspreis 44 ff. 

Verkehrsbetriebe 291 
Verkehrsgenossenschaften 313 
Verkehrshypothek 198 
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Verlust 294 
— , Ausweis 68 
— , drohender 236 
— , Einzelunternehmung 251 
— , nicht realisierter 167 
— , Rein- 228, 259 
Verlustabzug 259 

Verlustigerklärung von Aktien bzw. An- 
teilen 309, 332, 382 , 421 , 422 
Verlustreserven 228 
Verlustvortrag 259 

Vermögen, Anlage- 15, 167, 172, 175, 180 
— , Betriebs- 164, 165, 242 
— , Privat- 164, 165, 242 
— , Rein- 21 

—, Umlauf- 15, 168, 180 
— , Unternehmungs- 15 
— , Vorrats- 16, 41 ff., 178, 196 ff., 263, 272 
Vermögensabgabe 206, 207 ff. 
Vermögensaufbau 285, 291, 298, 403 , 427 
Vermögensbilanz 242, 303 
Vermögensteuer 258 
Vermögensübersicht, siehe Inventar 
Vermögens vergleich 244 
Verpächter 173, 188, 217, 371, 403 ff. 
Verpackung 125, 366 , 399 
Verpflichtungen, siehe Verbindlichkeiten, 
Schulden 

Verprobungsmethoden 247 
Verrechnung der Gemeinkosten 124 ff., 
145, 384 , 424 
Verrechnungskonten 83 
Verrechnungskosten 101 
Verrechnungspreis 384 , 425 
Verschleierte Bilanz 295 ff. 
Verschmelzung, siehe Fusion 
Verschuldungskoeffizient 285, 286 
Versicherung 89 
Versuchsarbeiten 90, 136, 139 
Vertriebshilfsstellen 124 ff. 
Vertriebssondereinzelkosten 88 
Verwaltungsgebäude 188 
Verwaltungshilfsstellen 124 ff. 
Vollbeschäftigung 91, 153 
Vollkaufmann 59 

Vorauszahlungen, siehe Anzahlungen 
Vorkalkulation 142 
Vorräte 41 ff., 178, 196 ff., 263, 272 
— , Inventur 16 

Vorratsaktien, Fusion unter Verwendung 
von 336 ff. 

Vorspalte der Bilanz, siehe Avale 
Vorzugsaktien, Sanierung durch 332 

Wagnis, Abschreibungs- 109 
— , allgemeines 111 



— , Einzel- 111 

— , kalkulatorisches 86, 89, 111 
— »Unternehmer- 111 
Währungsguthaben 193 
Währungsreform 206 ff. 
Währungsschulden 181, 200 
Walzwerk, Kalkulation 149 
Waren 41 ff., 178, 196 ff., 263, 272 
— , Einstandswert 40 
— , Inventur 16 
Warenausgangsbuch 247 
Warenbücher 48 
Wareneingang 247 
Wareneingangsbuch 60, 62, 245 ff. 
Wareneinkauf 31, 39 ff., 247 
Wareneinkaufskonto 39 ff., 74, 78, 80, 362 , 

394 

Wareneinsatz 247 
Warenendbestand 40 
Warenentnahme 34 
Warengenossenschaften 313 
Warenkonto 37, 39 ff. 

Warenrechnung, Auswertung 41 ff., 362, 

395 

Warenrohgewinn 40, 44 ff., 248 

Warenrücksendungen 40 

Warenskontren 48 

Warenumschlag 428 

Warenverkauf 32, 39 ff. 

Warenverkaufskonto 39 ff., 74, 81, 362, 394 

Wasserwerke 217 

Wechsel 202, 269 

— , Besitz- 202 

— , eigener 202 

— , gezogener 202, 269, 276 

— , Inventur 16 

— , Kautions- 202 

— , Rück- 384, 426 

— , Schuld- 202, 269, 276 

Wechselbücher 48 

Wechselbürgschaften, siehe Avale 

Wechselprolongation 385, 426 

Wechselprotest 384, 426 

Wechselschulden 17 

Werbekosten 89 

Werksküchen 105 

Werkzeuge 190 

Wert, Einstands- 40 

— , Fest- 197 

— , gemeiner 177 

— Tages- 166, 168, 223 

— , Teil- 176 ff., 180 

— , Wiederbeschaffungs- 177 ff., 223, 352 
— , Zeit- 168, 224 
Wertänderungskonto 352 
Wertansatz, siehe Bewertung 
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Wertberichtigungen 68, 173, 174, 204, 226 

— auf Forderungen, siehe Delkredere 
Wertpapiere 168, 189, 193, 271 
Wiederbeschaffungswert 177 ff., 352 

— als Abschreibungsgrundlage 223 
Wirtschaftliche Abnutzung 212 
Wirtschaftlichkeit 291 
Wirtschaftsgüter, abnutzbare 175, 180 

— , geringwertige 62, 175, 181, 190, 237, 261, 
273 

— , immaterielle 168, 169, 173, 191 ff., 276 
— , kurzlebige 175, 181 
— , langlebige 175, 180 
— , nichtabnutzbare 175, 180 ff. 
Wohlfahrtseinrichtungen 105, 124 
Wohngebäude 188 
v-, Steuervergünstigungen 182 ff. 
Wohnungsbaudarlehen 183 ff. 

Zahlungsbereitschaft 57, 292, 297 
Zahlungsfrist 271 
Zeitakkord 103 

Zeitanteilige Abschreibung 215 
Zeitkosten 92 

Zeitliche Abgrenzung 69, 117 ff., 160 ff., 
260, 277, 369 , 402 
Zeitlohn 101 
— , Erfassung 89 

Zeitraumfremde Aufwendungen 85 
Zeitrechnung 23 
Zeitwert 168 

— als Abschreibungsgrundlage 224 



Zementindustrie, Kalkulation 149 
Zentralheizung 258 
Zession 375 , 411 
— , Sicherungs- 204 
Ziegeleien, Kalkulation 147 
Zinsen 87 

— auf das betriebsnotwendige Kapital 86, 
89, 110 

— , Erbbau- 187 

— für LA-Abgaben 207 ff. 

— , kalkulatorische 86, 89, 110, 288 
— , Lager- 43, 363 , 395 
Zinsscheine 193 

Zinsverlust bei Zielüberschreitung 271 
Zuckerfabriken, Kalkulation 148 
Zusammengezogener Buchungssatz 30 
Zusammenlegung, Kapital- 330 ff. 
Zusatzkosten 86, siehe auch kalkulato- 
rische Kosten 

Zuschläge, Gemeinkosten- 125, 137, 145 
Zuschlagskalkulation 142, 143 ff. 

— , elektive 144 
— , kumulative 143 
Zuschüsse zu Pensions- und 
Unterstützungskassen 240 
Zweckaufwendungen 85 
Zweifelhafte Debitoren 201, 234 ff. 
Zweispaltenjournal 52 
Zweisystem 99 ff. 

Zweizugverfahren 52 
Zwischenbetriebliche Leistungen 90 
Zwischenbilanz 262, 303 




Additional information of this book 
(Bilanzkunde; 978-3-663-12733-8) isprovided 



fTTTTTl 



MATERIALS 

extras.springer.com 



http://Extras.Springer.com 




Fachliteratur für das Rechnungswesen 



Dr, Reinhold Sellien 

Bilanzjahre — kurzgefaßt 



120 Seiten gebunden 8,40 DM 

Im Mittelpunkt des kaufmännischen Rechnungswesens steht die Bilanz als Anfang und 
Abschluß jeder Buchführung, als Nachweis des Vermögens und Ertrages und damit als 
Grundlage der Besteuerung. Eine schnelle Orientierung in allen grundsätzlichen und spe- 
ziellen Bilanzfragen zu ermöglichen — das ist die Aufgabe dieses Buches. 

Aus dem Inhalt; Rohbilanz und Inventur — Vermögens- und Erfolgsbilanzen, Handels-, 
Kredit-, Preis- und Steuerbilanzen — Bilanzen für Unternehmungszusammenschlüsse — 
Sonderbilanzen: Gründung, Umwandlung, Sanierung, Verschuldung, Auseinandersetzung, 
Fusion, Konkurs — Beispiel eines Kontenplanes — Die Gliederung der Bilanz — Die Bilanz- 
bewertung — Zuschreibung und Abschreibung — Die Steuerbllanz — Stille Rücklagen — 
Bilanztheorien — Büanzanalyse und Bilanzkritik, 



Professor Dr. Edmund Helneti 

Handelsbilanzen 



347 Seiten broschiert 18.80 DM, Leinen 21,80 DM 

Professor Helnen legt den Schwerpunkt seiner Ausführungen auf den aktienrechtlichen 
Jahresabschluß. Abwägend stellt er handelsrechtliche Prinzipien, Postulate der betriebs- 
wirtschaftlichen Theorie und Erfordernisse der Praxis einander gegenüber und nimmt 
selbst Stellung zu den wichtigsten Fragen. 

Aus dem Inhalt: Das aktienrechtliche Schema der Bilanz — Das Abschreibungsproblem — 
Die Bildung stiller Reserven “ Das aktien rechtliche Schema der Gewinn- und Verlust- 
rechnung — Konsolidierter Jahresabschluß — Neugründungs- und Umgründungsbilanzen — > 
Umwandlungsbilanzen — Fusionsbilanzen — Liqutdaüonsbilanzen — Liquiditätsbilanzen — 
Verschuldungsbilanzen — Auseinandersetzungsbilanzen — Sanlerungsbllanzen — Konkurs- 
bilanzen — Vergleichsbilanzen, 



Prof- Dr. Leopold Mayer, Doz. Dr, Leopold M ayer 

Bilanz- und Betriebsanalyse 

238 Seiten broschiert 13J0 DM. Leinen 16.40 DM 

Das Buch macht mit der Technik von Betriebsuntersuchungen vertraut und zeigt, welche 
inner- und zwischenbet räebl Sehen Zusammenhänge zu beachten sind, wie der Betriebsablauf 
durch außerbetriebliche Vorgänge beeinflußt wird und welche Wechselwirkungen zwischen 
Einzel- und Gesamt Wirtschaft bestehen. 

Aus dem Inhalt: Die Aufbereitung des Zahlenmaterials — Die Beurteilung des Vermögens- 
aufbaues und der Kapitalstruktur — Bewertungsmaßstäbe — Risikoverteilung — Das 
Liquidationsproblem — Die Beurteilung der einzelnen Vermögenspositionen - Herkunft 
des Kapitals — Finanzierung und Besteuerung — Finanzpläne — Die Beurteilung der 
Erfolgsrechn ung — Rentabilität und Wirtschaftlichkeit — Betricbsverglelche. 



Dr. Reinhold Hardt 

Wir lernen Buchführung 



144 Seiten broschiert 4,80 DM 

Das Buch enthält ausgezeichnetes Lehr- und Übungsmaterial und Ist für den Unterricht 
wie für das Selbststudium geeignet. Die erarbeiteten Grundbegriffe und der Konten- 
zusammenhang werden durch instruktive Beispiele veranschaulicht, die auch auf schwierige 
und spezielle Buchungsaufgaben efngehen. 

Aus dem Inhalt. Inventur. Inventar, Bilanz — Die einzelnen Bilanzposten — Das Waren- 
konto — Bestands- und Erfolgskonten — Der Buchungssatz — Der Kontenzusammenhang — ■ 
Buchführungsformen — Buchungsbeispiele — Anhang Kontenrahmen, 



Dr. Reinhold Hardt 

100 Übungsaufgaben zur Buchführung 

73 Selten, broschiert 4,80 DM Lösungen; 88 Seiten, broschiert 5.90 DM 

Tn steigenden Schwierigkeitsstufen, beginnend mit einfachen Suchführungs vor fällen über 
Arbeiten zu verschiedenen Geschäftsgängen bis zur Aufstellung von Betriebsübersichten, 
bietet das Buch eine Fülle wertvollen Aufgabcnmalerials für den Schul-. Kurs- und Selbst 
unterricht. An Hand der Lösungen, die gesondert erscheinen, kann jeder seine Kenntnisse 
und Leistungen selbst kontrollieren. 



Betriebswirtschaftlicher Verlag Dr. Th. Gabler GmbH • Wiesbaden 



